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VORWORT

© J. Zinner

VORWORT

Ich freue mich, mit der aktuellen Ausgabe den ersten Sozialbericht meiner Amtszeit als Sozialminister prasentieren

zu dirfen!

Mit dem neuen inhaltlichen Schwerpunkt zu Verteilungsfragen befinden sich die sozialpolitischen Analysen am
Puls der Zeit. Das hat Tradition: Vor nunmehr 50 Jahren wurde 1967 auf Wunsch der Bundesregierung der erste

~Bericht Uber die soziale Lage“ verdffentlicht und dem Parlament vorgelegt.

Seither hat sich der Sozialbericht einerseits als Bericht iber aktuelle Tatigkeiten des Sozialressorts sowie zu-
nehmend auch als Beitrag zum sozialpolitischen Diskurs in Osterreich etabliert. Dabei ergédnzen sich die beiden
Abschnitte des Berichts:

Im Teil 1 ,,Ressortaktivitaten“ werden die wichtigsten Maflnahmen und Entwicklungen in den unterschiedlichen
Verantwortungsbereichen meines Ressorts dargestellt. Diese ersten zehn Kapitel geben damit einen umfassen-
den Uberblick iber die Wirkungsbereiche des Sozialministeriums und stellen schwerpunkthaft MaRnahmen und
Inhalte im Berichtszeitraum 2015-2016 vor.

Beispiele hierfiir sind die Beitrage zu den wichtigsten Reform-MaRnahmen im Pensionsbereich (Kapitel 3 ,,Sozial-
versicherung®) oder die Darstellungen zur Ausbildungspflicht im ersten Kapitel ,Arbeitsmarkt®. Dieser erste Be-
richtsteil spiegelt aber nicht nur die sozialpolitischen Prioritaten der letzten beiden Jahre wider, es werden auch
die Handlungsmoglichkeiten des dsterreichischen Sozialstaats gut erkennbar:

So werden im ersten Kapitel einerseits gegenwartige Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt beleuchtet, aber
auch aktuelle MaRnahmen und Prioritaten der Arbeitsmarktpolitik vorgestellt. Neue rechtliche MalRnahmen und
Vorhaben im Bereich der Konsumentenpolitik spiegeln einerseits aktuelle Herausforderungen - aber eben auch

diesbezugliche politische Losungsstrategien wider.

Gerade auch im Kapitel zur ,,Pflegevorsorge® zeigt sich, dass sich der 6sterreichische Sozialstaat laufend neuen
Aufgaben zu stellen hat: Beispielhaft hierfir sind die vom Sozialministerium unterstitzten Ziele der ,,Osterreichi-
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sche Demenzstrategie“ oder auch die Neuerungen bei der Pflegekarenz. Ohne hier zu sehr ins Detail zu gehen:
Die Tatigkeitsbereiche des Sozialministeriums sind vielfaltig und die ersten zehn Kapitel bilden diesen inhalt-
lichen Facher unseres Sozialstaats ausgezeichnet ab.

Im zweiten Berichtsteil erganzen acht sozialpolitische Analysebeitrage diese Perspektive, indem ihre Autorin-
nen/Autoren den Fokus auf die gesellschaftlichen Realitaten und Herausforderungen setzen. Erstmals enthalt
dieser Berichtsteil einen gemeinsamen analytischen Brennpunkt: Verteilungsfragen.

Im Mittelpunkt stehen die Verteilung der Einkommen, die Umverteilung durch 6ffentliche Geldleistungen, die
Verteilung der Arbeitszeit und der Zusammenhang von Einkommenshéhe und Lebensbedingungen. Darliber
hinaus analysieren Expertinnen/Experten das Verhaltnis der Mitte zum Sozialstaat, die Sozialausgaben und die
langfristige Finanzierbarkeit des Sozialstaats und beleuchten wer die Auswirkungen der Krise spiirt und wie sich
die Digitalisierung aus die Arbeitswelt (,,Arbeit 4.0“) auswirken wird.

Ich wiinsche allen Leserinnen und Lesern eine informative Lektlire und méchte mich abschliefend bei allen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bedanken, die bei der Erstellung dieses Berichts mitgewirkt haben.

Herzlichst Ihr
Alois Stoger
Sozialminister



INHALT

SOZIALBERICHT 2015-2016

Zusammenfassung und Schlussfolgerungen 5
Ressortaktivitaten 15
1. Arbeitsmarktpolitik 17
2. Arbeitsrecht und Arbeitnehmer/innenschutz 41
3. Die gesetzliche Sozialversicherung 49
4, Konsumentenpolitik 7
5. Pflegevorsorge 91
6. Behindertenpolitik 103
7. Sozialentschadigung 115
8. Bedarfsorientierte Mindestsicherung (BMS) 119
9. EU-Sozialpolitik und Internationales 127
10.  Allgemeine Sozialpolitik 137
Sozialpolitische Analysen 151
11.  Sozialausgaben in Osterreich 153
12.  Lebensbedingungen, Armut und Einkommen in Osterreich 179
13.  Entwicklung und Verteilung der Einkommen 227
14.  Zur Mitte in Osterreich 269
15.  Monetare Einkommensumverteilung durch den Staat 2010 und 2015 293
16.  Verteilung der Arbeitszeit 321
17.  Verteilung der sozialen Krisenfolgen: Verschiebungen seit 2008 345
18.  Arbeit 4.0 - Auswirkungen technologischer Veranderungen auf die Arbeitswelt 379







ZUSAMMENFASSUNG UND SCHLUSSFOLGERUNGEN

ZUSAMMENFASSUNG UND
SCHLUSSFOLGERUNGEN

Reichtum, Armut, die Mitte und der
Sozialstaat

Osterreich ist ein reiches Land. Die Pro-Kopf Einkom-
men sind hoher als jemals zuvor in der Geschichte
Osterreichs und betréchtliche private Vermogen wur-
den seit Jahrzehnten kontinuierlich aufgebaut. Das
darf jedoch nicht den Blick darauf verstellen, dass die
Einkommen und Einkommenschancen sehr ungleich
und die Vermogen extrem ungleich verteilt sind. Die
acht Studien dieses Sozialberichts ergeben nicht nur
ein umfassendes Bild Uber Verteilungsfragen und
Lebensbedingungen in Osterreich, sondern behandeln
auch die Finanzierung und Finanzierbarkeit des Sozial-
staats. Sie analysieren, wer den Sozialstaat braucht,
wer unter den Folgen der Krise leidet und thematisie-
ren kommende Herausforderungen durch die Digitali-
sierung der Arbeitswelt. Dieses einleitende Kapitel gibt
einen Uberblick Giber wesentliche Ergebnisse und zieht
Schlussfolgerungen.

Globalisierung, Technologie und Vermogens-
konzentration reduzieren Lohnquote

Wie verteilen sich die Einkommen auf Arbeits- und
Kapitaleinkommen? Es zeigt sich in Osterreich wie auch
in anderen Landern ein kontinuierlicher Rickgang
des Anteils der Lohne und Gehalter am Volkseinkom-
men? seit Ende der 1970er Jahre. Der Tiefpunkt wurde
knapp vor der Finanzkrise im Jahr 2007 erreicht, seit-
her steigt der Anteil der Lohne am Volkseinkommen
leicht. Ursachen der riicklaufigen Entwicklung waren

einerseits technologische Veranderungen (kapital-
intensivere Produktionsmethoden).

Andererseits hat seit den 1970ern die Bedeutung des
privaten Nettovermdgens stark zugenommen, bei
gleichzeitig extrem hoher Konzentration dieses Netto-
vermogens. Dadurch und durch die Globalisierung wur-
de die Verhandlungsposition der (multinational agie-
renden) Unternehmen gegeniiber den Arbeitnehmer/
innen und gegeniiber Staaten gestarkt (Kapitel 132).

Ungleichheit leicht verringert

2015 waren in Osterreich die Markteinkommen der
10% mit den hochsten Einkommen 32-mal so hoch
wie die der armsten 10% der Haushalte. Nach einer
Phase stark wachsender Ungleichheit zu Beginn
dieses Jahrhunderts?® sind in den letzten Jahren die
Markteinkommen kaum auseinandergedriftet. Staat-
liche Geldleistungen von Pensionen uber Familien-
leistungen und Arbeitslosengelder bis zu Wohnbei-
hilfen kommen allen Einkommensgruppen zugute
und dampfen die Ungleichheit. Am meisten profitieren
Haushalte mit mittleren Einkommen davon. Bezieher/
innen hoher Einkommen erhalten mehr Sozialleistun-
gen (vor allem Pensionen) und zahlen mehr Abgaben
auf ihr Einkommen als Bezieher/innen niedriger Ein-
kommen* (vor allem Arbeitslosengeld, Notstandshilfe
und Mindestsicherung). Nach Steuern und inklusive
Sozialleistungen waren die verfligbaren Einkommen
der obersten 10% etwas mehr als sechs mal so hoch
wie die Einkommen der untersten 10% der Haushalte.
Osterreich gehdrt somit zu den wenigen européaischen
Landern, in denen die Ungleichheit der Einkommen
seit 2010 etwas verringert werden konnte (Kapitel 15°).

I Gemessen wird dies tiber die bereinigte Lohnquote (siehe Kapitel 13).

2 Altzinger, W., Humer, S., Moser, M.: ,13. Entwicklung und Verteilung der Einkommen*, S.227 - 268.

3 Rocha-Akis, S., et al. Umverteilung durch die 6ffentlichen Haushalte in Osterreich, Wien, 2016.

* Haushalte mit geringen Einkommen sind jedoch durch Konsumsteuern besonders stark belastet.
° Rocha-Akis, S.: ,15. Monetdre Einkommensumverteilung durch den Staat 2010 und 2015% S.293 - 320.
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Diese Entwicklung wird jedoch getriibt, da wichtige
Ausgabenkategorien wie Wohnungsmieten Bezieher/
innen geringer Einkommen zunehmend belasten.
Seit 2008 sind die Wohnkosten pro Quadratmeter fir
Niedrigeinkommensbezieher/innen um 31% angestie-
gen - damit fast dreimal so stark wie fiir Haushalte mit
hohen Einkommen (Kapitel 12°).

Exponentielle Steigerung der Haushalts-
einkommen an der Spitze

Die obersten Einkommen wachsen exponentiell: 75%
der Haushalte haben weniger als 50.000 EUR Brutto-
jahreseinkommen, 5% mehr als 100.000 EUR und das
oberste Prozent mehr als 300.000 EUR. Die Einkommen
des obersten 1% der Haushalte bestehen im Vergleich
zu den unteren 99% wesentlich starker aus Selb-
standigen- und Kapitaleinkommen. Faktisch profitiert
fast nur dieses oberste 1% der Haushalte von hoheren
Kapiteleinkommen und wird mit der 25%-Steuer auf
Kapitaleinkommen begunstigt, wahrend Arbeitsein-
kommen viel starker mit Abgaben belastet werden
(Kapitel 13). Den Vorteil des Kapitalbesitzes zeigt
auch die Statistik Austria bei den Nettohaushalts-
einkommen: Nur 9% der Arbeitnehmer/innenhaus-
halte verfligen Uber ein hohes Einkommen, aber 28%
der Haushalte, die hauptsachlich von anderen privaten
Einkommen - vor allem Kapitaleinkommen - leben.
Wahrend manche aus ihrem Besitz tiber ein hohes Ein-
kommen verfligen, gelten gleichzeitig fast 300.000 Be-
schéaftigte als Working Poor, als arm trotz Arbeit’.
Alleinerziehende Frauen, Auslander/innen, Menschen
in Hilfsarbeiter/innen/jobs und mit wenig Schulbildung

sind besonders gefahrdet (Kapitel 12). Der Wunsch, die
Regierung sollte die Einkommensunterschiede redu-
zieren, findet in der Bevolkerung seit der Krise deutlich
mehr Zustimmung (Kapitel 178).

Arbeit hoch, Vermoégen(seinkommen) kaum
besteuert

Arbeit wird in Osterreich im OECD und EU-Vergleich
besonders hoch belastet, Vermdgen hingegen kaum.
Die Beitrage zur gesetzlichen Sozialversicherung und
Lohnsummenabgaben machen 41% des Abgaben-
aufkommens aus. Im Schnitt der EU-15 lag der ent-
sprechende Anteil bei rund 29%. Vermogensbezogene
Steuern spielen hingegen in Osterreich eine geringe
Rolle. Wahrend in Osterreich nur 1,4% des Abgabenauf-
kommens aus vermodgensbezogenen Steuern stamm-
ten, betrug der Anteil im Durchschnitt der EU-15 6%
(Kapitel 15).

Extreme Vermdgenskonzentration und mangelnde
Daten

Osterreich weist eine besonders hohe Konzentration
der Vermogen auf: Eine neue Studie der Europdischen
Zentralbank® kommt zum Ergebnis, dass das reichste
Prozent vermutlich ein Drittel des gesamten privaten
Vermogens in Osterreich besitzt. Dieser Wert ist hdher
als in allen anderen untersuchten EU-Landern. Dieses
vermogendste 1% der Haushalte hat nahezu gleich viel
Vermogen wie die unteren 80% der Bevolkerung?.

Die von der Bevolkerung wahrgenommene Ungleich-
heit ist geringer als die gemessene Ungleichheit. Und

¢ Lamei, N., Skina-Tabue, M., Aichholzer, J., Glaser, T, Géttlinger, S., Heuberger, R., Oismdiller, A.,, Riegler, R.: ,12. Lebensbedingungen,

Armut und Einkommen in Osterreich®, S.179 - 226.

" Das sind definitionsgemdfl3 Menschen, die zumindest die Hdlfte des Jahres Vollzeit- oder Teilzeit beschdftigt waren.

& Klopf, C.: ,17. Verteilung der sozialen Krisenfolgen: Verschiebungen seit 2008%, S.345 - 378.
9 Vermeulen, P. 2016. Estimating the top tail of the wealth distribution. ECB Working Paper 1907.
10" Fessler, P, Lindner, P, Schiirz, M. 2016. Houshold finance and consumption survey des Eurosystems 2014: erste Ergebnisse fur

Osterreich (zweite Welle).
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die gemessene Ungleichheit ist geringer als die tat-
sdchliche Ungleichheit in Osterreich. Genaue Daten
zu den Vermdogen in Osterreich sind ndmlich nicht
vorhanden. Es existieren nur von der dsterreichischen
Nationalbank erhobene hochwertige Befragungs-
daten. Diese Befragung unterschatzt jedoch die tat-
sachliche Ungleichheit, weil besonders Vermogende
ungern Auskunft tber ihre wahren Besitzverhaltnisse
geben!!, Steuerstatistiken erfassen manche Einkom-
mensarten nur aggregiert (z.B. Kapitalertragssteuern)
und manche Einkommensbestandteile'? insbesonde-
re von Bezieher/inne/n hoher Einkommen gar nicht
(Kapitel 13 und 14%3).

Neben den Haushaltseinkommen ist auch die indivi-
duelle Einkommensverteilung interessant. Die Lohn-
einkommen sind vor allem an der Spitze sehr ungleich
verteilt: Das oberste Tausendstel der Beschaftigten
hat 17-mal mehr Einkommen als durchschnittliche
Arbeitnehmer/innen. Fast die Halfte der unselbstandig
Beschaftigten sind Frauen. An der Spitze dlnnt sich
der Frauenanteil immer mehr aus: Nur 8% des obers-

ten Tausendstels sind Frauen (Kapitel 13).

Verteilung zwischen den Geschlechtern

Neben dieser glasernen Decke gibt es systematische
Benachteiligungen von Frauen am Arbeitsmarkt.
Osterreich hat einen der hdchsten Unterschiede
der Stundenlohne zwischen Mannern und Frauen in
Europa. Die Einkommensunterschiede werden durch
langere Arbeitszeiten der Manner deutlich verstarkt.
75% der Mannereinkommen liegen iber dem Median
der Fraueneinkommen (Kapitel 13). Fast 50% der
Frauen, aber nur 10% der Manner arbeiten Teilzeit.

Mehr als jeder vierte Mann leistet regelmaRig Uber-
stunden, aber nur jede zehnte Frau. Hier zeigt sich der
lange Atem traditioneller Geschlechterrollen: Sobald
Kinder zur Welt kommen, verdeutlichen sich systema-
tische Unterschiede bei Arbeitszeit und Erwerbsbe-
teiligung. Frauen ziehen sich vom Arbeitsmarkt zurtick
oder sind teilzeitbeschaftigt, Manner bleiben vollzeit-
beschaftigt (Kapitel 16'*). Das wirkt sich auch auf die
Pensionen aus: Die Alterspensionen der Manner sind
um fast zwei Drittel hoher als jene der Frauen. Die un-
bezahlte Arbeit wird hingegen weiterhin hauptsachlich
von Frauen geleistet. Diese Wirklichkeit ist nicht verein-
bar mit dem gleichstellungspolitischen Ziel einer fai-
ren - das heilt halbe-halbe - Verteilung bezahlter und
unbezahlter Arbeit zwischen den Geschlechtern. Aber
auch Manner leiden unter der traditionellen Rollenver-
teilung und viele konnen an mannlichen Privilegien
nicht teilhaben: Fast 60% der Langzeitbeschaftigungs-
losen sind Manner und vollzeitbeschaftigte Arbeiter
haben seit Krisenbeginn reale Bruttoeinkommens-
verluste erlitten (Kapitel 17). Im Niedriglohnbereich er-
leiden junge Manner wie auch junge Frauen deutliche
Einkommenseinbufien gegeniiber der Generation zu-
vor (Kapitel 13). Gleichstellung niitzt beiden Geschlech-
tern, indem sie die individuellen Entfaltungs- und
Lebensgestaltungsmoglichkeiten erhoht.

Unsystematische Arbeitszeitverkiirzung

Im letzten Jahrzehnt hat eine unsystematische indi-
viduelle Arbeitszeitverkiirzung stattgefunden: Es gibt
mehr Teilzeitbeschaftigte und weniger Beschaftigte
leisten Uberstunden. Wenn sich die Arbeitszeitwiin-
sche der Beschaftigten durchsetzen, wirden Teilzeit-
beschaftigte im Durchschnitt mehr Stunden arbeiten.

I Die in Kapitel 15 verwendeten Vermdgenseinkommen aus den Befragungsdaten erfassen nur 62% der entsprechenden Daten

aus der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung.

12 Beispielsweise den Riickkauf von Aktien von Managerinnen/Managern durch das eigene Unternehmen (Kapitel 13).

B Fessler, P, Schiirz, M.: ,14. Zur Mitte in Osterreich®, S.269 - 292.

“ Huemer, U, Fuchs, S., Lutz, H.: ,16. Verteilung der Arbeitszeit®, S.321 - 344.
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Vollzeitbeschaftigte wollen hingegen kirzere Arbeits-
zeiten (Kapitel 16). Konnten die unselbstandig Be-
schaftigten ihre Wunscharbeitszeit leben, ergabe sich
bei gleichem Arbeitsvolumen mehr Beschaftigung und
damit weniger Arbeitslosigkeit.

Langzeitbeschiaftigungslosigkeit krisenbedingt
verdreifacht

Eine stark zunehmende Zahlvon Menschen findet aber
gar keinen Arbeitsplatz. Die Zahl der Langzeitbeschaf-
tigungslosen hat sich seit 2008 mehr als verdreifacht:
2015 waren fast 110.000 Menschen mehr als ein Jahr
auf Arbeitssuche. Gesundheitliche Einschrankungen,
geringe formale Bildung und hoheres Alter, oft in Kom-
bination, sind die wesentlichen Risikofaktoren (Kapitel
17). Diese Verlierer/innen der Krise haben auch bei an-
ziehendem Wirtschaftswachstum wenig Chancen auf
dauerhafte Beschaftigung.

Frauenerwerbstatigkeit, Kinderbetreuung und
Familienarmut

Frauenerwerbstatigkeit, die Verfligbarkeit von leist-
baren Kinderbetreuungseinrichtungen und verstarkte
Vaterbeteiligung in der Kindererziehung sind wesentli-
che Schlissel zur Bekampfung von Familien- und Kin-
derarmut: Weniger als die Halfte (45%) aller Kinder in
armutsgefahrdeten Haushalten sind im Vorschulalter
im Kindergarten oder einer Krippe. Deutlich héher ist
die Betreuungsquote bei Kindern dieses Alters hinge-
gen in Haushalten mit mittlerem Einkommen (57%)
und insbesondere in Haushalten mit hohem Einkom-
men (70%). Durch hausliche Betreuungspflichten in
unteren Einkommensgruppen werden die Erwerbsbe-
teiligung und das Haushaltseinkommen reduziert. Die
Armutsgefahrdungswahrscheinlichkeit von Familien
mit Kindern erhéht sich ohne Erwerbsbeteiligung der

1 OECD 2016 Bildung auf einen Blick 2016

Frauen um das drei- bis vierfache und verdoppelt sich
bei Alleinerziehenden (Kapitel 12).

Der Besuch vorschulischer Erziehungs- und Bildungs-
einrichtungenvon Kindern istvon enormer Bedeutung.
Er pragt die weiteren Bildungs- und Erwerbskarrieren
und soziale Ungleichheit kann reduziert werden. Bei
Kindern mit mehrjahrigem Kindergartenbesuch hal-
biert sich die Wahrscheinlichkeit von Schwierigkeiten
in Mathematik. Kindergarten sind besonders wichtig
fir Kinder mit Migrationshintergrund: lhre Lesekom-
petenz (PISA Ergebnisse) verbessert sich durch den
Besuch eines Kindergartens so deutlich wie durch ein
zusatzliches Schuljahr.t®

Wie unterscheiden sich die Lebensbedingungen
von Arm und Reich?

Welche Auswirkungen haben die Unterschiede bei Ein-
kommen und Vermogen auf die Lebensbedingungen
und Entfaltungsmoglichkeiten? Artikel 7 des Bundes-
verfassungsgesetzes besagt unter anderem: ,Vorrech-
te der Geburt, des Geschlechtes, des Standes, der Klas-
se und des Bekenntnisses sind ausgeschlossen.“ Auch
wenn alle Biirger/innen vor dem Gesetz gleich sind, die
Lebensbedingungen von Menschen mit geringen und
Menschen mit hohen Einkommen unterscheiden sich
betrachtlich. Insbesondere Kinder aus armutsgefahr-
deten Haushalten haben deutlich verminderte Start-
chancen.

Arme Menschen sterben friither

Menschen mit geringen Einkommen geht es gesund-
heitlich deutlich schlechter.
Krankheiten und korperliche Einschrankungen zu

Umgekehrt konnen

verminderten Erwerbsmdglichkeiten, einem niedri-
geren Einkommen und damit einem erhohten Risiko
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von Armuts- und Ausgrenzungsgefahrdung fiihren. Es
gibt starke gegenseitige Wechselwirkungen zwischen
Bildungsgrad, Erwerbstatigkeit, Einkommen, Gesund-
heitsverhalten und Gesundheitszustand. Beispiels-
weise ist die Lebenserwartung von Akademikern ge-
gentiber Pflichtschulabsolventen um sieben Jahre
hoher'®. Auch zwischen Einkommen und Lebenser-
wartung gibt es einen engen Zusammenhang - das
Sterberisiko fur armutsgefahrdete Manner ist mehr
als doppelt so hoch wie fiir Manner mit hohen Ein-
kommen. Der Zugang zu medizinischer Versorgung ist
in Osterreich hingegen in sehr hohem MaRe fir Men-
schen aus allen Einkommensgruppen gewahrleistet:
Nur rund 2% aller Personen, die eine medizinische
Leistung bendtigen, nehmen sie - aus unterschiedli-
chen Griinden - nicht in Anspruch (Kapitel 12).

Arm aber gliicklich?

Die Lebenszufriedenheit der 6sterreichischen Bevol-
kerung steigt mit dem Einkommen: Arm aber gliicklich
stimmt also nicht. Das ist auch nicht verwunderlich,
weil fur viele armutsgefahrdete Haushalte bereits eine
kaputte Waschmaschine eine finanzielle Herausforde-
rung darstellt. 23% aller Menschen in Osterreich leben
in Haushalten, die keine unerwarteten Ausgaben in
Hohe von 1.100 EUR finanzieren kdnnen. In Niedrigein-
kommenshaushalten sehen sich gar 53% der Personen
nichtin der Lage, unerwartete Ausgaben zu bestreiten
(Kapitel 12).

Bildungschancen entscheidend

In Osterreich sind die Bildungschancen stark vom
Haushaltseinkommen des Elternhaushalts abhangig.
Die soziale Mobilitdat zwischen den Generationen ist
gering, das heilt Bildung und sozio6konomischer Sta-

tus werden in der Regel vererbt. Eine AHS Unterstufe
besuchen 80% der Kinder aus Familien mit hohen Ein-
kommen, aber nur 19% der Kinder aus armutsgefahr-
deten Haushalten.

Wie wichtig Bildung fiir die Erwerbschancen ist, zeigen
folgende Zahlen: Nur 41% der Menschen mit maximal
Pflichtschulabschluss sind ganzjahrig erwerbstatig.
Hingegen sind 70% der Menschen mit Lehrabschluss
oder mittlerem Schulabschluss und 72% aller Uni-
versitatsabsolventinnen/-absolventen ganzjahrig er-
werbstatig. Bildung lohnt sich auch finanziell: Wer
uber einen mittleren Schulabschluss verflugt, hat
um Uber 4.500 EUR mehr Jahreseinkommen?’ als
Menschen mit Pflichtschulabschluss. Matura bringt
weitere 2.800 EUR. Wer einen Universitatsabschluss
vorweisen kann, hat nochmal gut 7.500 EUR hohere
Einkommen (Kapitel 12).

Was bringt die Zukunft der Arbeit?

Unter dem Schlagwort Arbeit 4.0 werden die aktu-
ellen und kiinftigen Verdanderungen der Arbeitswelt
durch verstarkte Verwendung von Informations- und
Kommunikationstechnologien zusammengefasst. Den
medial verbreiteten Schreckensszenarien ,uns geht
die Arbeit aus“ stehen Untersuchungen gegeniiber,
die moderate Beschaftigungswirkungen voraussagen.
Es werden allerdings Tatigkeiten wegfallen und neue
Beschaftigungen dazukommen. Damit wird es Ver-
lierer/innen und Gewinner/innen der Rationalisierung
geben. Bildung und Weiterbildung von Beschaftigten
und Arbeitslosen sind daher von hoher Bedeutung,
um den permanenten Wandel zu bewaltigen. Sozial
benachteiligte Menschen haben einen Startnachteil
(Kapitel 18:¢).

6 Bei Frauen betrdgt der entsprechende Unterschied in der Lebenserwartung 2,8 Jahre.

7 Aquivalenzeinkommen. Definition siehe Kapitel 12

8 Flecker, J., Riesenecker-Caba, T, Schénauer, A.: ,18. Arbeit 4.0 - Auswirkungen technologischer Verdnderungen auf die Arbeits-

welt”, S.379 - 396.
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Ist der Sozialstaat in Zukunft leistbar?
Jahrzehntelange Propaganda Uber die angebliche
Unfinanzierbarkeit des Pensionssystems hat sich tief
in das Bewusstsein der Bevolkerung eingegraben und
den Banken und Versicherungen Milliarden an Vor-
sorgegeldern gebracht. Trotz Alterung der Gesellschaft
haben das Wirtschaftswachstum und Reformen im
Sozialsystem die Sozialquote von 1995 bis 2008 sogar
sinken lassen. Allein die schwere Rezession 2009 lie3
die Sozialquote in diesem Jahr starker ansteigen als
die Alterung der Gesellschaft in den nachsten 20 Jah-
ren beitragen wird. Gelingt es, zumindest maRiges
Wirtschaftswachstum zu erzielen und die Beschafti-
gung entsprechend zu steigern, ist die Finanzierung
der Pensionen und des Sozialstaats in den nachsten
Jahrzehnten eine bewadltigbare Herausforderung
(Kapitel 11%).

Wer braucht den Sozialstaat?

Die Diskussion tiber Arm und Reich darf nicht dartber
hinwegtauschen, dass gerade auch die Mitte der Gesell-
schaft den Sozialstaat braucht. Diese ist sehr heterogen
zusammengesetzt und umfasst Menschen mit un-
terschiedlicher Bildung, Berufen, Einkommen und
Vermogen. Der Wohlfahrtsstaat ermdglicht der Mitte
auch ohne Vermdgen zu leben. Pensionsversicherung,
Kranken- und Arbeitslosenversicherung, (geférderte)
Mietwohnungen und o6ffentliche Schulen und Univer-
sitaten ermoglichen den Lebensstandard der Mitte
und verhindern gerade in unsicheren Zeiten ein Abrut-
schen nach unten. ,Wer erbt, hat Vermdgensreserven
fur Krisenzeiten. Die anderen Menschen bendtigen fiir
ihren Lebensstandard neben dem Arbeitseinkommen
dringend den Wohlfahrtsstaat. Dieser muss nicht nur
fur die Armen sondern eben auch fiir groRe Teile der
Mitte gestarkt werden.” (Kapitel 14, S.287).

0 Steiner, H.: ,11. Sozialausgaben in Osterreich®, S.153 - 178.

Was tun?

Wie die Verteilung von Einkommen, Vermogen, Arbeits-
und Lebenschancen in einer Gesellschaft organisiert
ist, zahlt zu den politischen Kernfragen der Demokra-
tie. 83% der Bevolkerung sagen, es sei Aufgabe der Re-
gierung die Einkommensunterschiede zu reduzieren®.
Wenn dementsprechend das politische Ziel eine Ver-
ringerung der Ungleichheit und eine Verbesserung der
Lebensbedingungen in Osterreich ist, kann eine Reihe
von MaRnahmen ergriffen werden, von denen - ohne
Anspruch auf Vollstandigkeit - einige im Folgenden
skizziert werden.

Chancen fiir alle Kinder

Den Kindern moglichst gleiche Startchancen einzurau-
men und ihre Entwicklungsméglichkeiten zu fordern,
durfte auf breiten gesellschaftlichen Konsens stofRen.
Der enge Zusammenhang von Frauenerwerbstatigkeit,
verstarkter Vaterbeteiligung und Reduktion von Fami-
lienarmut sowie die positive Wirkung von Kindergarten
auf spateren Bildungserfolg macht klar, dass der Zu-
gang zu qualitativ hochwertiger und kostenglinstiger
Ganztagskinderbetreuung spatestens ab dem ersten
Geburtstag gewahrleistet werden sollte - am besten
mit einem Rechtsanspruch. Benétigt werden flachen-
deckende Ganztagsangebote fiir alle Altersgruppen,
die das ganze Jahr hindurch bereitstehen. Ein Zugang
unabhangig von bereits bestehender Erwerbstatigkeit
ware wiinschenswert. Damit auch Eltern mit geringen
Einkommen das Angebot annehmen kdnnen, muss
entweder eine kostenlose Kinderbetreuung (wie z.B.
in Wien) oder sozial gestaffelte Elternbeitrage bereit-
gestellt werden. Altzinger et al. in Kapitel 13: ,,In keiner
Lebensphase werden die Wege zur Ungleichheit so
drastisch gelegt bzw. entscharft wie im Vorschulalter;

2 Institut fiir Hohere Studien, European Social Survey, Welle 7, Tabellenband Osterreich, Jdnner 2016.
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und in keiner Lebensphase kann der Staat so stark,
so effizient und so kostenglinstig zum Ausgleich der
(familiar bedingten) Ungleichheiten beitragen wie in
dieser Phase.“ (S. 263). Flachendeckende Ganztags-
schulen sind von der Regierung bereits beschlossen.
Zusatzlich ware ein Rechtsanspruch auf hochwertige
Ganztagsbetreuung fur Schiiler/innen sinnvoll.

Anderung der Steuerstruktur

Der Vermogenstransfer tiber Erbschaften betragt jahr-
lich 12 Mrd. EUR und wird kiinftig rasch steigen. Alt-
zinger et al dazu: ,,Es ist einfach vorherzusagen, dass
diese bevorstehenden enormen Vermogenstransfers
von zentraler Bedeutung firr die zukunftige Erzielung
und Verteilung von Kapitaleinkommen sein werden.
Die Wiedereinfiihrung einer Erbschaftsteuer ist daher
dringlicher denn je“ (Kapitel 13, S.263). Wenn faktisch
nur das oberste 1% von hohen Kapitaleinkommen
profitiert, miissen steuerliche Mainahmen auch dort
ansetzen und die anonyme Flat Tax der Kapitalertrags-
steuern Uberdacht werden. Zusatzlich ist eine Reform
der Grundsteuer denkbar. Diese Steuerreformen soll-
ten fir eine erhebliche Entlastung der Arbeitseinkom-
men und Sozialversicherungsbeitrage genutzt wer-
den, die den Arbeitnehmer/innen und Unternehmen
zu Gute kommen. Eine Entlastung der Arbeitseinkom-
men kann zusatzlich die internationale Wettbewerbs-
fahigkeit starken und das Beschaftigungswachstum
ankurbeln. Bei gleich bleibender Abgabenhéhe konn-
ten Arbeitnehmer/innen und Unternehmen entlastet
und Bezieher/innen von Vermégenseinkommen star-
ker herangezogen werden.

Mindestlohn und Armutsbekdampfung
Mindestens 400.000 Menschen
schaft erzielen auf Basis von Vollzeitbeschaftigung

in der Privatwirt-

einen Bruttolohn von weniger als 1.500 EUR, mehr als

650.000 erhalten weniger als 1.700 EUR.?* Niedriglohn-
beschaftigte sind in vielen Haushaltskonstellationen
arm trotz Arbeit. Lohnpolitik ist traditionell Aufgabe
der Sozialpartner. Angesichts eines wesentlichen Teils
der Beschaftigten ohne Kollektivvertrag, mit lange
zurlickliegenden Lohnanpassungen oder mit niedri-
gen Kollektivvertragslohnen sind die Sozialpartner
weiterhin gefordert zur Armutsbekampfung entspre-
chende Kollektivvertrage auszuhandeln. Wie schon in
der Vergangenheit von den Sozialpartnern erwogen,
konnte alternativ ein Generalkollektivvertrag mit einer
entsprechenden Lohnuntergrenze vereinbart werden.
Wenn auch das nicht erreicht wird, waren andere
Formen zur Umsetzung eines armutsverhindernden
Mindestlohns zu prifen.

Auf Basis einer solchen allgemein verbindlichen Lohn-
untergrenze kann eine Negativsteuer uberlegt wer-
den, die kinderreiche Familien, zusatzlich zu Mindest-
lohn und Familienbeihilfe Gber die Armutsschwelle
hebt. Damit waren auch bei GroRfamilien ein deutli-
cher Abstand zur Mindestsicherung gewabhrleistet und
Arbeitsanreize gegeben.

New Deal fiir Osterreich? - Eine Ideensammlung
Die wettbewerbsorientierte Marktwirtschaft ist unter
den derzeitigen Bedingungen nicht in der Lage eine
angemessene Verteilung von Arbeit und Einkommen
- geschweige denn Vollbeschaftigung - zu schaffen.
Menschen mit geringer oder nicht (mehr) nachgefrag-
ter Qualifikation und Menschen mit gesundheitlichen
Einschrankungen haben auf absehbare Zeit geringe
Chancen auf dauerhafte Beschaftigung und ein an-
gemessenes Einkommen. Selbst hochqualifizierte
Jugendliche haben haufig Probleme beim Start ins Be-
rufsleben.

2L Sonderauswertung der Statistik Austria fiir das Sozialministerium im Okt. 2016
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In Aus- und Weiterbildung von Arbeitslosen zu investie-
ren ist zwar richtig und wichtig um die Beschaftigungs-
chancen zu erhéhen, aber langst nicht ausreichend
und kann von Arbeitslosen als zynisch empfunden
werden, denn es wird ihnen suggeriert, selbst an ihrem
Schicksal Schuld zu sein.

Wenn heute wieder vom New Deal die Rede ist, sollte
daran gedacht werden, dass Arbeitsbeschaffungs-
programme das Herzstlick der Wirtschafts- und Sozial-
reformen waren, die in den 1930er Jahren in den USA
als Antwort auf die Wirtschaftskrise umgesetzt wurden.

Neben Aus- und Weiterbildung kdénnen nur grof
offentlich Beschafti-
gungsprogramme fir Arbeitslose eine wesentliche

dimensionierte, finanzierte
Reduktion von Arbeitslosigkeit und mittelfristig Voll-
beschaftigung bringen. Der Bau von Bahnlinien, In-
vestitionen in moderne Infrastruktur und (alternative)
Energiegewinnung ahnlich den 1930er Jahren reicht
in der Dienstleistungsgesellschaft unserer Zeit nicht
aus. Es gibt zusatzlich einen hohen Bedarf an beschaf-
tigungsintensiven sozialen Dienstleistungen von der
Kinderbetreuung bis zur Pflege, der durch entspre-
chend geeignete bzw. zu qualifizierende Arbeitslose
abgedeckt werden kann. Im Sinne der Okologisierung
und einer finanziellen Entlastung der Bevolkerung??
kann Uberlegt werden, ein flachendeckendes Netz an
individuell nutzbaren 6ffentlichen Verkehrsmitteln mit
guinstigen Tarifen zu schaffen, die tausenden Arbeits-
losen Beschaftigungsmoglichkeiten geben. Der 6ffent-
liche Wohnbau - die Errichtung einer Wohnung schafft
etwa vier Jahresarbeitsplatze - ist angesichts von Be-
volkerungswachstum und steigenden Mieten ein wei-
terer potentieller Beschaftigungsbereich und liegt in
der Verantwortung der Bundeslander. Auch der Bau

und vor allem Betrieb von Kindergdrten - Zustandig-
keit der Lander und Gemeinden - und der Umbau von
Schulen in Ganztagsschulen kann zur Arbeitsbeschaf-
fung genutzt werden.

Die technologischen Entwicklungen werden zum Ver-
schwinden von heute bestehenden Berufen und zur
Entstehung neuer Berufe fiihren. Flecker et al. pladie-
ren in Kapitel 18 flir eine humanzentrierte Technik-
entwicklung, die Bedingungen an den Arbeitsplatzen
verbessert statt einer Automatisierung um jeden Preis.
Wenn der Staat durch Unterstiitzung von Grundlagen-
forschung technische Innovationen erst ermdglicht,
sollte er auch ein starkeres Mitspracherecht bei der
Gestaltung des technischen Fortschritts erhalten (Alt-
zinger et al. Kapitel 13). Auch die Bildungs- und Arbeits-
marktpolitik sind gefordert, indem es fiir Beschaftigte
und Arbeitslose weiterhin und verstarkt Bildungs-
karenz, Bildungsteilzeit, Fachkréftestipendien und
hochwertige Qualifizierungen gibt.

Arbeitszeitverkiirzung als Antwort

Flecker et al. sagen in Kapitel 18 auch: ,Automation,
Verlagerung von Arbeit und Selbstbedienung redu-
zieren bei niedrigem Wachstum das Volumen der Er-
werbsarbeit. Angesichts der bereits hohen Arbeits-
losigkeit ist eine Umverteilung der Arbeit in Form einer
Arbeitszeitverkirzung dringend geboten. Aber muss es
Uberhaupt eine schlechte Nachricht sein, dass weniger
Erwerbsarbeit UGbrigbleibt?“ (S. 393) und weiter: ,Wir
konnten in Zukunft mit deutlich weniger Erwerbsarbeit
auskommen, wenn eine gerechtere Verteilung sicher-
stellt, dass alle an der starker automatisierten Wert-
schopfung teilhaben konnen.“ (ebd.). Das WIFO rat zu
einer lebensphasenorientierten Arbeitszeit (Arbeits-
zeitverkiirzung z.B. in Zeiten der Kindererziehung, bei

2 Laut der Konsumerhebung der Statistik Austria (2014/15) geben Haushalte in Osterreich durchschnittlich 402 EUR fiir Anschaf-
fung und Betrieb von Kraftfahrzeugen aus und damit deutlich mehr als fir Erndhrung und Getrdnke (353 EUR) und fast 20 mal so

viel wie fur éffentlichen Verkehr.
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gesundheitlichen Einschrankungen oder mit zuneh-
mendem Alter), und zu Anreizen zur Reduzierung der
geschlechtsspezifischen Unterschiede in der Arbeits-
zeit durch kurze Vollzeit und substanzielle Teilzeit.%

Die Umsetzung der hier skizzierten Vorschlage er-
fordert Mehrheiten zur Anderung der Politik in ver-
teilungspolitischen Fragen. Die Sozialpolitik hat, wie
in den zehn Kapiteln zu den Tatigkeiten des Sozial-
ministeriums ersichtlich, bereits viele MaRnahmen
geschaffen und wird bestdandig weiterentwickelt. Es
gibt jedoch wenig Anlass flir Optimismus was die ra-
sche Losung der Verteilungsprobleme betrifft. Wie
auch in Kapitel 13 betont wird, ist die Umsetzung von
Vorschlagen immer eine Frage der Macht- und Krafte-
verhaltnisse.

Marc Pointecker
(Leiter der Gruppe V/B ,Sozialpolitische Grundsatzfragen®)

% WIFO, Osterreich 2025: Verteilung der Arbeitszeit, wird 2017 veréffentlicht
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1. ARBEITSMARKTPOLITIK

Der Arbeitsmarkt in Osterreich im
Jahr 2015

1.1

Wie in den vergangenen Jahren stiegen 2015 Beschaf-
tigung und Arbeitslosigkeit parallel, da der Zuwachs an
Beschaftigung nicht mit dem Anstieg des Arbeitskraf-
teangebots Schritt halten konnte.

Das Wirtschaftswachstum war im Jahr 2015 (0,9%) das
vierte Jahr in Folge unter 1% und damit zu gering, um
einen Beschaftigungsimpuls zu bewirken, der zu einem
Ruckgang der Arbeitslosigkeit fuhrt. Der Aufdenhandel
wurde von der Schwache der Weltwirtschaft gedampft
und die Investitionen zogen erst im Jahresverlauf an.
Das geringe Wachstum des privaten Konsums ist auf
die hohe Arbeitslosigkeit und die schwache Einkom-
mensentwicklung zurtickzufuhren.

Diese parallele Zunahme von Beschaftigung und
Arbeitslosigkeit setzte sich auch im ersten Halbjahr
2016 fort.

Beschaftigung

Die Zahl der aktiv unselbststandig Beschaftigten® lag
im Jahr 2015 mit 3.448.745 auf Rekordniveau (+33.216
bzw. +1,0% im Vorjahresvergleich). Frauen profitier-
ten im Jahresdurchschnitt 2015 etwas starker vom
Anstieg der Beschéftigung; bei den Mannern betrug
die Zunahme der aktiv Beschaftigten 0,8%, bei den
Frauen 1,1%. In absoluten Zahlen war die Zunahme
der unselbststandigen Beschaftigung der Manner
in den Branchen ,Beherbergung und Gastronomie“
(+3.212), ,Verkehr und Lagerei“ (+2.274), ,,Information
und Kommunikation“ (+2.041) ,,Erbringung freiberuf-
licher, wissenschaftlicher Dienstleistungen“ (+2.036)

2 Erwerbstdtige, nicht in Karenzierung oder Présenzdienst

und ,Handel; Instandhaltung und Reparatur von KFZ“
(+2.005) am starksten ausgepragt. Bei den Frauen wa-
ren deutliche Zuwachse in den Branchen ,Gesund-
heits- und Sozialwesen“ (+5.398), ,Offentliche Ver-
waltung® (+5.171), ,,Beherbergung und Gastronomie®
(+1.999), ,Erbringung von sonstigen Dienstleistun-
gen® (+1.516) und ,Information und Kommunikation“
(+1.152) zu verzeichnen.

Der groRte Beschaftigungsriickgang war bei Mannern
in der Herstellung von Waren (-2.332 bzw. -0,5%), bei
Frauen in der Arbeitskrafteliberlassung (-806 bzw.
-3,9%) zu verzeichnen.

Die geringfligige Beschaftigung nahm im Jahresdurch-
schnitt 2015 deutlicher zu als im Jahr zuvor. Diese so-
genannte ,atypische“ Beschaftigungsform stieg um
8.434 auf341.735 (rd. 63% davon Frauen). Die geringfu-
gigen Beschaftigungsverhaltnisse sind zwar Uber alle
Branchen gestreut, fast die Halfte (45,7%) entfallt auf
die vier frauendominierten Bereiche Handel, Touris-
mus, Gesundheits- und Sozialwesen sowie die Erbrin-
gung von sonstigen wirtschaftlichen Dienstleistungen
(umfasst u.a. die Uberlassung von Arbeitskraften,
Wach- und Sicherheitsdienste und die Gebaudebe-

treuung).

Die Zahl der ,Freien Dienstvertrage“ (2015 im Jahres-
durchschnitt 16.721) entfallt in etwa zu gleichen Teilen
auf Manner (8.072) und Frauen (8.649) und lag um 5,4%
(950) unter dem Niveau des Jahres 2014.

Bei den geringfligig freien Dienstvertragen entfielen
2015 17.527 (-1.009 bzw. -5,4%) auf Frauen und 12.058
(-254 bzw. -2,1%) auf Manner. Insgesamt ging die Zahl
dieser Beschaftigungsform im Vergleich zum Jahr 2014
um 1.264 bzw. 4,1% auf 29.585 zurilick.



1. ARBEITSMARKTPOLITIK

Im Jahresdurchschnitt 2015 waren 47.054 (+1.877 bzw.
+4,2%) sogenannte ,Neue Selbststandige“ in Oster-
reich tatig (55% Manner). Der Anstieg - im Vergleich
zum Jahr 2014 - war jedoch mit 5,0% bei den Frauen
hoher als bei den Mannern (+3,5%).

Arbeitslosigkeit

Die Zunahme der Arbeitslosigkeit fiel bei Frauen ge-
ringer aus als bei den Mannern: Im Jahresdurch-
schnitt 2015 stieg die Mannerarbeitslosigkeit um 11,7%
(+21.541), die Arbeitslosigkeit der Frauen um 9,9%
(+13.433). Insgesamt lag im Jahresdurchschnitt 2015 die
Zahl der arbeitslos vorgemerkten Personen mit 354.332
um 34.974 bzw. 11,0% liber dem Wert des Jahres 2014.

Arbeitsmarktzahlen 2015 auf einen Blick

Ein wesentlicher Indikator zur Darstellung der Arbeits-
losigkeit ist die ,,Betroffenheit”. Hier werden alle Per-
sonen gezahlt, die im betrachteten Zeitraum zumin-
dest einen Tag arbeitslos gemeldet waren. Im Jahr
2015 waren 951.034 Personen von Arbeitslosigkeit
betroffen. Im Vergleich zum Vorjahr bedeutet das ein
Plus von 28.647 Personen bzw. 3,1%.

Der Bestand der beim Arbeitsmarktservice (AMS)
gemeldeten offenen Stellen betrug im Jahresdurch-
schnitt 2015 29.251 und lag damit um 2.931 Stellen
(+11,1%) liber dem Wert des Vorjahres.

Veranderung gegeniiber 2014

2015 absolut in %
Unselbststandig Beschaftigte 3.534.854 +31.454 +0,9
Frauen 1.656.696 +16.335 +1,0
Manner 1.878.158 +15.119 +0,8
Unselbststandig Aktiv-Beschaftigte 3.448.745 +33.216 +1,0
Frauen 1.579.470 +17.828 +1,1
Manner 1.869.275 +15.388 +0,8
Unselbststandig Beschaftigte unter 25 Jahren 460.880 -11.002 2,3
Frauen 204.935 -4.880 -2,3
Manner 255.944 -6.124 -2,3
Unselbststandig Beschaftigte ab 50 Jahren 870.686 +53.994 +6,6
Frauen 396.488 +27.190 +7,4
Manner 474,198 +26.804 +6,0
Vorgemerkte Arbeitslose 354.332 +34.974 +11,0
Frauen 149.261 +13.433 +9,9
Manner 205.071 +21.541 +11,7
unter 25-Jahrige 46.701 +1.553 +3,4
ab 50-Jahrige 93.814 +12.151 +14,9
Beim AMS gemeldete offene Stellen 29.251 +2.931 +11,1
Arbeitslosenquote (Register) 9,1% +0,8
Frauen 8,3% +0,6
Manner 9,8% +0,9
Arbeitslosenquote (EU-Kriterien) 5,7% +0,1
Frauen 5,3% +0,1
Manner 6,1% +0,2

Quelle: AMS DWH, Hauptverband der Sozialversicherungstréger, EUROSTAT
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Fur Details zur Arbeitsmarktentwicklung siehe auch
folgenden Link auf der Sozialministeriumswebsite:
www.sozialministerium.at > Arbeit | Behinderung >
Arbeitsmarkt > Arbeitsmarktdaten

1.2 Aktuelle Entwicklung des oster-
reichischen Arbeitsmarktes im
ersten Halbjahr 2016 und Ausblick

Im Zeitraum Janner bis Juni 2016 lag die Zahl der un-
selbststandig Beschaftigten um 1,5% (iber dem Ver-
gleichszeitraum des Vorjahres. Vom Beschaftigungs-
anstieg profitierten sowohl Manner (+1,7%) als auch
Frauen (+1,2%).

Parallel dazu stieg die Zahl der arbeitslos vorgemerk-
ten Personen um 1,8%. Der Zuwachs an Arbeitslosig-

Arbeitsmarktkennzahlen 1. Halbjahr 2016

keit (insgesamt +6.665) betraf vor allem Frauen (+5.687
bzw. +3,9%). Vergleichsweise betrug der Anstieg bei
den Mannern lediglich 978 bzw. 0,5%. Diese Zunahme
umfasste alle Altersgruppen mit Ausnahme der unter
25-Jahrigen und der 40- bis 44-Jahrigen. Differenziert
nach Wirtschaftsbereichen war nur im Bau, in der Her-
stellung von Waren und in der Erbringung freiberufli-
cher Dienstleistungen die Zahl der Arbeitslosen im ers-
ten Halbjahr 2016 riicklaufig.

Von den Bundeslandern verzeichnete Wien den grof3-
ten Anstieg, gefolgt von Niederdsterreich, Oberdster-
reich, der Steiermark, dem Burgenland und Karnten.

Laut Prognose des Osterreichischen Instituts fiir Wirt-
schaftsforschung (WIFO) wird das Wirtschaftswachs-
tum heuer im Vergleich zu den Vorjahren deutlich
zunehmen. Allerdings wird das nicht ausreichen,

Durschschnitt Veranderung geg. Vorjahr

Janner bis Juni 2016 absolut in %

Unselbststandig Beschaftigte 3.550.174 +51.089 +1,5
Frauen 1.666.616 +20.254 +1,2
Manner 1.883.558 +30.835 +1,7
Inlander/innen 2.912.982 +17.285 +0,6
Auslander/innen 637.191 +33.803 +5,6
Unselbststandig Beschaftigte unter 25 Jahren 442.077 -7.338 -1,6
Frauen 195.560 -4.269 -2,1
Manner 246.517 -3.069 -1,2
Unselbststandig Beschaftigte ab 50 Jahren 906.666 +54.539 +6,4
Frauen 415.379 +26.347 +6,8
Manner 491.287 +28.192 16,1
Vorgemerkte Arbeitslose 367.753 +6.665 +1,8
Frauen 152.102 +5.687 +3,9
Manner 215.651 +978 +0,5
unter 25-Jahrige 45.580 -1.711 -3,6
ab 50-Jahrige 101.245 +5.789 +6,1
Bestand an beim AMS gemeldeten offenen Stellen 38.534 +11.591 +43,0

Quelle: AMS DWH, Hauptverband der Sozialversicherungstrdger
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um - neben dem Anstieg der Beschaftigung - einen
Ruckgang der Arbeitslosigkeit herbeizufiihren, da
das Arbeitsangebot starker steigt als die Nachfrage.
Nach dem realen BIP-Wachstum von lediglich 0,9%
im Jahr 2015 rechnet das WIFO in seiner aktuellen
Prognose vom Juni 2016 mit jeweils 1,7% Wachstum
fur die nachsten zwei Jahre. Ausschlaggebend fiir das
Wachstum ist die Belebung der Binnennachfrage, die
von der glnstigen Beschaftigungssituation und den
steigenden Einkommen der privaten Haushalte ge-
stiitzt wird. Aufgrund der zogerlichen Entwicklung des
Welthandels wird die Exportwirtschaft voraussicht-
lich erst 2017 starker Tritt fassen und einen Ausgleich
fur die dann nicht mehr ganz so kraftige Expansion
der Binnennachfrage bilden. Allerdings sollten die im
Vergleich zu den Vorjahren hohen jahrlichen Zuwachs-
raten von 1,7% nicht lUber die Tatsache hinwegtau-
schen, dass die zugrunde liegende Konjunkturdyna-
mik 2016 noch gering ist. Das kraftige Wachstum 2016
basiert zu einem wesentlichen Teil auf verschiede-
nen Sonderfaktoren (Kalendereffekt, Steuerreform,

Arbeitsmarktdynamik in Osterreich 2015

Fliichtlingszustrom) ohne die das BIP-Wachstum nur
geringfligig starker ware als 2015.

1.2.1 Dynamik des dsterreichischen Arbeits-
marktes 2015

In Osterreich wurden pro Jahr rund 1,8 Mio. unselbst-
standige Beschaftigungsverhaltnisse neu aufgenom-
men und 1,7 Mio. wieder beendet. Von den 1,8 Mio.
Zugangen in unselbststandige Beschaftigung wech-
selten 15% (262.500 Personen) direkt aus einem ande-
ren unselbststandigen Beschaftigungsverhaltnis, 2%
(43.400 Personen) hatten vorher ein selbststandiges
Beschaftigungsverhaltnis, 37% bzw. 646.400 Perso-
nen kamen aus einer Arbeitsmarktservice-Vormer-
kung und weitere 46% (810.700 Personen) aus einer
erwerbsfernen Position. Der Bestand unselbststandig
Beschéftigter Ende Dezember 2015 (3.427.700) ergibt
sich aus dem Bestand Ende Dezember 2014 (3.386.200)
plus den Zugangen in unselbststandige Beschaftigung
(rd. 1,8 Mio.) abzliglich der Abgange aus unselbststan-
diger Beschaftigung (rd. 1,7 Mio.).

o 262.500 o
Unselbststandige a0 Unselbststandige
Aktiv-Beschaftigung . 43.400 Aktiv-Beschaftigung
Bestand 871.000 646.400 Bestand
12/2014 12/2015
810.700
3.386.200 AMS-Vormerkung 3.427.700
(Arbeitslosigkeit,
Qualifizierung)
IS o
(6] o
w o
= T l I\
o N
o ™
Out of Lab
" e 17.600 "
Selbststandige Selbststandige
Beschaftigung 55.400 Beschaftigung
Bestand 44.400 Bestand
12/2014 2.000 12/2015

459.900

440.100

Quelle: AMS DWH Erwerbskarrierenmonitoring, Stand der Daten: 28.1.2016, Datenquelle unselbstindige Aktiv-Beschdftigung:
Hauptverband der dsterr. Sozialversicherungstréger; gerundete Werte
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Mit einer durchschnittlichen Fluktuationsrate?> von
51% ist der osterreichische Arbeitsmarkt hoch dyna-
misch. Besonders hohe Dynamiken weisen die Saison-
branchen auf: Hier libersteigen die jahrlichen An- und
Abmeldungen von Dienstverhaltnissen bei Weitem
den durchschnittlichen Beschéftigtenstand.

Arbeitslosenquoten der 28 EU-Staaten 2015, in %

1.2.2 Der osterreichische Arbeitsmarkt im
internationalen Vergleich

EUROSTAT wies flir das Jahr 2015 einen Wert von 5,7%
fur die sterreichische Arbeitslosenquote aus. Im Ran-
king der EU-28 kommt Osterreich nach Deutschland
(4,6%), Tschechien (5,1%), GroRbritannien (5,3%) und
Malta (5,4%) an flinfter Stelle. Die durchschnittliche Ar-
beitslosenquote der EU-28 betrug 9,4%.
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Quelle: EUROSTAT

Im gesamten EU-Raum lag die Zahl der Arbeitslosen im
Jahre 2015 bei 23 Mio. und damit um 7% lber der Zahl
im Krisenjahr 2009. Osterreich verzeichnete in diesem
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Zeitraum eine Zunahme der Arbeitslosigkeit nach in-

ternational vergleichbarer Definition von 13%.

% Fluktuation: Rate von Beschdftigungsaufnahmen und -beendigungen (Anzahl Anmeldungen + Anzahl Abmeldungen)/(2* durch-

schnittlicher Beschdftigtenstand); Quelle: AMS DWH
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Arbeitsmarktkennzahlen 2015 im Vergleich - Osterreich und EU-28

Jahresdurchschnitt  Jahresdurchschnitt Veranderung zum

2014 (in %) 2015 (in %) Vorjahr (in %-Punkten)
Arbeitslosenquote

Osterreich 5,6 57 +0,1
Manner 5,9 6,1 +0,2
Frauen 5,4 53 -0,1

EU-28 10,2 9,4 -0,8
Manner 10,1 9,3 -0,8
Frauen 10,3 9,5 -0,8

Arbeitslosenquote Jugendliche (15 bis 24)

Osterreich 10,3 10,6 +0,3
Manner 10,6 11,1 +0,5
Frauen 9,9 10,0 +0,1

EU-28 22,2 20,3 -1,9
Manner 22,8 21,1 -1,7
Frauen 214 19,5 -1,9

Beschaftigungsquote (15 bis 64)

Osterreich 71,1 71,1 0,0
Manner 75,2 75,1 -0,1
Frauen 66,9 67,1 +0,2

EU-28 64,8 65,6 +0,8
Manner 70,1 70,8 +0,7
Frauen 59,5 60,4 +0,9

Beschiftigungsquote Alterer (55 bis 64)

Osterreich 45,1 46,3 +1,2
Manner 54,3 54,1 -0,2
Frauen 36,4 38,8 +2,4

EU-28 51,8 53,3 +1,5
Manner 58,8 60,1 +1,3
Frauen 45,2 46,8 +1,6

Beschaftigungsquote Jugendliche (15 bis 24)

Osterreich 52,1 51,3 -0,8
Manner 54,3 54,0 -0,3
Frauen 49,9 48,7 -1,2

EU-28 32,4 33,0 +0,6
Manner 34,2 34,8 +0,6
Frauen 30,5 31,2 +0,7

Teilzeitquote (unselbstandig Beschaftigte)

Osterreich 26,9 27,3 +0,4
Manner 9,6 9,8 +0,2
Frauen 46,3 46,8 +0,5

EU-28 19,6 19,6 0,0
Manner 8,8 8,9 +0,1
Frauen 32,2 32,1 -0,1

Quelle: Eurostat New Cronos; Stand 29.4.2016
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1.3 Ziele der osterreichischen Arbeits-
marktpolitik

Die arbeitsmarktpolitischen Jahresziele 2015

Die Ziele der Strategie ,,Europa 2020, die Leitlinien der
Europaischen Beschaftigungspolitik und das daraus
abgeleitete Nationale Reformprogramm Osterreichs
bilden den Rahmen firr die arbeitsmarktpolitischen
Zielvorgaben des Bundesministers fiir Arbeit, Sozia-
les und Konsumentenschutz. Diese wiederum sind die
Grundlage fur die arbeitsmarktpolitischen Zielsetzun-
gen des AMS, die alljahrlich vom Vorstand vorgeschla-
gen und vom Verwaltungsrat beschlossen werden.

Vor dem Hintergrund der schwierigen Rahmenbedin-
gungen am Arbeitsmarkt wurde auch 2015 auf die
gezielte Unterstutzung bestimmter Gruppen am Ar-
beitsmarkt fokussiert. Im Konkreten wird dabei das
langfristige Ziel - die Verfestigung von Arbeitslosigkeit
bei Alteren und Jingeren zu verhindern - verfolgt.
Des Weiteren sollen die Chancen auf eine nachhaltige
Arbeitsmarktintegration von bereits arbeitsmarkt-
fernen Personen verbessert werden. Im Sinn der For-
derung der Chancengleichheit von Frauen und Man-
nern werden die arbeitsmarktpolitischen Ziele stets
fur beide Geschlechter beobachtet sowie ein eigenes
Frauenziel zur Uberwindung der horizontalen und
vertikalen Segregation am Arbeitsmarkt vereinbart.
2015 wurde der Schwerpunkt auf die Hoherqualifizie-
rung von Frauen und Wiedereinsteigerinnen gelegt.
In Anbetracht der am Arbeitsmarkt immer bedeuten-
der werdenden Gruppe der Migrantinnen/Migranten
wird seit 2015 auch auf die Hoherqualifizierung und
eine darauf folgende Arbeitsaufnahme von Personen
mit Migrationshintergrund fokussiert. Um die Effekti-
vitat von Schulungen sicherzustellen, ist es Ziel, dass
geschulte Personen innerhalb von drei Monaten eine
Beschaftigung aufnehmen.

Langfristig strebt das AMS an, seine Position als fiih-
rendes Dienstleistungsunternehmen am Arbeitsmarkt
auszubauen und die Transparenz am Arbeitsmarkt zu
erhohen. Es wurde daher auch 2015 erfolgreich auf die
intensive Stellenakquisition und eine moéglichst zeitge-
rechte Stellenbesetzung gesetzt. Bei den offenen Stel-
len und bei jenen wichtigen offenen Stellen, die eine
hohere Qualifikation erfordern, konnte ein Zuwachs
verzeichnet werden.

Auch 2016 werden die langfristigen Ziele - die Verhin-
derung von Ausgrenzung vom Arbeitsmarkt und die
Stellenakquisition - weiter verfolgt. Zusatzlich sind
die Hoherqualifizierung von Frauen und Migrantinnen/
Migranten sowie die Sicherstellung der Schulungs-
effektivitat zentrale Punkte der AMS Zielarchitektur
2016.
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Arbeitsmarktpolitische Ziele 2015

Zielsetzungen Zielwert Istwert Erfolg
Einschaltung auf dem Arbeitsmarkt erh6hen min. 391.966 400.609 .
(Stellenbesetzung)
Stgllenakqwsmon im qualifizierten Bereich min. 216.898 998.629 .
(mind. Lehrabschluss)
Arbeitslosigkeit von Jugendlichen kurz halten

+
(AL nicht langer als 6 Monate) max. 8.394 6.233
Rasche Integration von Alteren in den Arbeitsmarkt .
(Arbeitsaufnahmen innerhalb von 6 Monaten) min. 135.301 129.815 i
Arbeitsmarktferne Personen nachhaltig in Arbeit bringen min. 54.999 62.566 +
Erhohung der Schulungseffektivitat (Anteil Arbeitsaufnahmen min. 36,0% 35.8% i
innerhalb von 3 Monaten nach Schulung)
Wlederelnstlgg er.lelch_tern (Arbeitsaufnahmen bzw. Schulung min. 51.500 53.694 N
von Wiedereinsteiger/innen)
Arbeitsaufnahmen nach Qualifizierung in ausgewahlten Berei-
chen: Frauen in Handwerk und Technik, Facharbeiterinnen-In- min. 1.957 2.012 +

tensivausbildung bzw. BMS/BHS

Quelle: AMS Geschdiftsbericht 2015

1.4 Aufwendungen fiir die Arbeits-
marktpolitik

Im Jahr 2015 erreichte das aktive Forderbudget des
AMS inklusive Kurzarbeit 1.112 Mio. EUR (2014: 1.124
Mio. EUR), die Summe aus aktiver und aktivierender
Arbeitsmarktpolitik® (Existenzsicherung wahrend ei-
ner Qualifizierungsmalnahme fiir die Teilnehmenden)
betrug tiber 2,4 Mrd. EUR (2014: 2,6 Mrd. EUR).

Trotz der Bemuhungen um die Konsolidierung der
offentlichen Haushalte konnte das Arbeitsmarkt-

budget im Jahr 2015 annahernd auf dem Niveau des
Jahres 2014 gehalten werden. Im Vergleich zum Jahr
2014 sanken die Ausgaben fiir aktive und aktivierende
Arbeitsmarktpolitik um rd. 2%.

Der Anteil der aktiven und aktivierenden Aufwendun-
gen am Gesamtbudget der Gebarung Arbeitsmarkt-
politik ist seit dem Jahr 2002 um 9 Prozentpunkte auf
nunmehr 31% gestiegen. Das bedeutet einen verbes-
serten Interventionsspielraum fiir das AMS und macht
die Aktivierungsstrategie in der Arbeitsmarktpolitik
sichtbar.

% Aktive Arbeitsmarktpolitik umfasst gezielte MaBnahmen zur Steuerung des Arbeitsmarktes, insbesondere fiir spezifische Ziel-
gruppen (Qualifikation, Mobilitét, Einstellungsbeihilfen etc.). Aktivierende MalBnahmen als Spezifikum dsterreichischer Arbeits-
marktpolitik sind z.B. das Altersteilzeitgeld und Geldleistungen zur Existenzsicherung wéhrend der Aus- und Weiterbildung, die
aus Mitteln der passiven Arbeitsmarktpolitik (fir Existenzsicherung bei Erwerbslosigkeit/-unféhigkeit) finanziert werden. Weitere
Informationen unter: www.sozialministerium.at > Arbeit | Behinderung > Arbeitsmarkt > Arbeitsmarktpolitik > Passive, aktive

und aktivierende Arbeitsmarktpolitik


https://www.sozialministerium.at/site/Arbeit_Behinderung/Arbeitsmarkt/Arbeitsmarktpolitik/#intertitle-5
https://www.sozialministerium.at/site/Arbeit_Behinderung/Arbeitsmarkt/Arbeitsmarktpolitik/#intertitle-5
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Ausgaben fiir aktive und aktivierende Arbeitsmarktpolitik’, in Mio. EUR

aktive Arbeitsmarktpolitik?
2012 2013 2014 2015 20163

AMS

BMASK - Sektion VI

BMASK-IEF Beihilfen nach § 19 BAG
Summe aktive Arbeitsmarktpolitik

971 1.039 1.124 1.112 1.267
41 68 56 48 98
163 162 166 149 179

1.175 1.269 1.346 1.309 1.545

aktivierende Arbeitsmarktpolitik

2012 2013 2014 2015 2016
Aktivierende Arbeitsmarktpolitik fir Qualifizierung* 703 827 906 833 866
Altersteilzeitgeld 207 204 214 269 300

Gesamtsumme

910 1.031 1.120 1.102 1.166

Summe aktive + aktivierende Arbeitsmarktpolitik

2012 2013 2014 2015 2016
Aktive + aktivierende Arbeitsmarktpolitik 2.085 2.300 2.466 2.411 2.711
Veranderung gegeniiber dem Vorjahr 1 10 7 -2 12

Quelle: AMS

I ohne unternehmensbezogene Arbeitsmarktférderung gem. AMFG
2 Paragraphen 1/2011% 1/2023%, Kurzarbeits-, Aktivierungsbeihilfe bzw. Fachkrdftestipendium u. Lehrlingsausbildungsférderung

nach $13e IESG
3 Werte fiir 2016 sind Prognosewerte

* inkl. Sozialversicherungsbeitrége fiir aktivierte ALV-Leistungen und fiir DLU und FKS gem. § 35 AMSG

Der Bereich der Qualifizierung bildet einen zentra-
len Schwerpunkt der aktiven Arbeitsmarktpolitik des
AMS, auf den im Jahr 2015 64% (2014: 62%, 2013: 65%)
des ausgeschiitteten AMS-Forderbudgets (inklusive
Kurzarbeit) und 73% der genehmigten Forderfalle so-
wie 72% der neu geférderten Personen entfielen.

Unter Leistungen flir Zwecke der aktivierenden Arbeits-
marktpolitik wird eine Vielzahl von Leistungen gemaf}
Arbeitslosenversicherungsgesetz (AlVG) zusammen-
gefasst - inklusive anteiliger Sozialversicherungsbei-
trage, die fiir aktive Zwecke und nicht als explizite
Lohnersatzeinkommen (wie beispielsweise Arbeits-
losengeld und Notstandshilfe) eingesetzt werden.

In diese Leistungskategorie fallen:

= Schulungsarbeitslosengeld und -notstandshilfe
= Fachkraftestipendium

= Stiftungsarbeitslosengeld

= Solidaritatspramie

= Weiterbildungsgeld und Bildungsteilzeitgeld

= Altersteilzeitgeld
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Mittel der ALV fiir aktive MaBnahmen?, in Mio. EUR

Existenzsicherung wahrend AMS-Schulung (Fortbezug
Arbeitslosengeld/Notstandshilfe/Uberbriickungshilfe)

Arbeitsstiftungs-Arbeitslosengeld (inkl. Uberbriickungs-

hilfe)
Altersteilzeitgeld
Weiterbildungsgeld (Bildungskarenz) und Solidaritats-

pramie

Sozialversicherungsbeitrage fiir Beihilfe zur Deckung
des Lebensunterhalts und pauschalierte Kursneben-
kosten (BA)

2011 2012 2013 2014 2015
393 445 527 564 485
119 92 81 94 91
228 207 204 214 269
110 132 159 164 176

39 34 61 86 81

Quellen: Geschdftsberichte AMS Osterreich, AMS-DWH, Sozialministerium

1 Aktive Verwendung ,passiver” Arbeitslosenversicherungs-Mittel inklusive den fir diese MaBnahmen bzw. Leistungen vom AMS
entrichteten SV-Beitrdgen. Die Kurzarbeitsbeihilfe wird seit 2009 aus einem haushaltsrechtlichen Ansatz der Versicherungsleistun-
gen bestritten (und nicht mehr aus der Arbeitsmarktférderung). Die kurzarbeitsbezogenen Aufwendungen werden aber weiterhin

unter aktiver Arbeitsmarktpolitik subsumiert.

Im Jahr 2015 wurden im Rahmen der Arbeitsmarktfor-
derung des AMS 329.729 Personen neu gefdrdert. Da
einer Person mehrere Férderungen gewahrt werden
kénnen, wurden dabei insgesamt beinahe 0,9 Mio.
Forderfalle genehmigt und abgewickelt. Die Zahl der
neu geforderten Personen nahm gegeniiber 2014 um
51.078 (-13,4%) ab. Der Frauenanteil an allen neu gefor-
derten Personen betrug rund 49%. Rund 210.000 der
neu geforderten Personen wurden in vom AMS organi-
sierten Bildungsmafinahmen und externen Kursange-
boten flir Arbeitslose einbezogen.

1.4.1 Ausgaben im internationalen Vergleich

Im internationalen Vergleich liegt Osterreich 2013
(letztverfligbarer Wert) mit einem Anteil der aktiven
und aktivierenden arbeitsmarktpolitischen Ausgaben
(gemal EU- und OECD*-Definition) am Bruttoinlands-
produkt in Hohe von 0,76% etwas liber dem (unge-

wichteten) Durchschnitt der europdischen OECD-Mit-
gliedstaaten (0,66%).

Normiert man den Anteil der aktiven Arbeitsmarkt-
politik am Bruttoinlandsprodukt auf 1% der Arbeits-
losenquote, um die unterschiedlichen Arbeitsmarkt-
niveaus und Problemlagen tatsachlich vergleichen zu
kénnen, liegt Osterreich mit 0,14% unter den Top 4
aller OECD-Staaten.

2" Organisation fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (Organisation for Economic Co-operation and Development)
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Ausgaben fiir aktive und aktivierende Arbeitsmarktpolitik, in % des BIP (normiert auf 1 Prozentpunkt der

Arbeitslosenquote), ausgewdhlte Staaten

Danemark (2013)
Schweden (2013)
Norwegen (2013)*
Osterreich (2013)
Deutschland (2013)
Schweiz (2013)
Finnland (2013)
Niederlande (2013)
Luxemburg (2013)
Stdkorea (2012)
Frankreich (2012)
Belgien (2013)
Ungarn (2013)
Irland (2013)
GrolSbritannien (2009/2010)
Polen (2012)
Tschechien (2013)
Neuseeland (2012)
Australien (2013)
Japan (2013)
Slowenien (2013)
Italien (2013)
Kanada (2013)
Portugal (2013)
Israel (2011)

Estland (2013)
Spanien (2012)
Griechenland (2010)*
Slowakei (2013)
Chile (2013)
USA (2013)
Mexiko (2013)

Ausgaben in % des BIP

0,000

0,260
0,169
0,143
0,141
0,129
0,127
0,123
0,116
0,108
0,091
0,089
0,086
0,076
0,067
0,049
0,044
0,043
0,041
0,040
0,040
0,037
0,034
0,032
0,030
0,030
0,027
0,025
0,017
0,015
0,015
0,015
0,002
0,050 0,100 0,150 0,200 0,250 0,300

Quellen: OECD (Employment Outlook 2015), EUROSTAT, eigene Berechnung Sozialministerium

* Griechenland, Norwegen: Nur Eurostat LMP Datenbank Kategorien 2-7 Ausgaben fiir aktive AMP
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Verglichen mit Landern mit ahnlichen Niveaus der
Arbeitslosigkeit lasst das den Schluss zu, dass die ar-
beitsmarktpolitischen Interventionen in Osterreich
hohe Effektivitat und Effizienz besitzen. Dies wird auch
dadurch bestatigt, dass das AMS hinsichtlich wesent-
licher Indikatoren international als Best-Practice-Vor-
bild fur die Umsetzung der Arbeitsmarktpolitik gilt.

1.4.2 Aufwendungen nach Zielgruppen

Im Jahr 2015 wurden ohne Betrachtung der Forder-
ausgaben flir Kurzarbeit und Solidaritatspramie 47%
des geschlechtsspezifisch zuordenbaren AMS Forder-
budgets fir aktive MaRnahmen fiir Frauen eingesetzt
(511 Mio. EUR). Damit wurde der angestrebte Anteil
von 50% flir Forderungen von Frauen nahezu erreicht.
Dieser Anteil liegt deutlich Giber dem Anteil der Frauen
am jahresdurchschnittlichen Bestand der registrierten
Arbeitslosen (43%).

Mitteleinsatz fiir aktive und aktivierende Arbeitsmarktpolitik 2015 (inklusive Kurzarbeitsunterstiitzung und

Altersteilzeitgeld), in Mio. EUR

Qualifi- Beschafti- Unter- Aktivierende Altersteil- AMS

Zierung gung! stiitzung AlV-Leistungen? zeitgeld gesamt
Frauen 327,9 133,0 50,2 280,4 1425 933,9
Manner 364,7 168,8 42,6 256,5 126,5 959,1
Altere (45 und mehr Jahre) 88,7 188,1 35,2 120,6 268,9 701,5
Menschen mit gesundheit-
lichen Vermittlungsein- 124,6 82,8 18,7 74,8 6,6 307,5
schrankungen
Jugendliche

7 20,2 12 1 7

(unter 25 Jahre) 368, 0, ,3 06,3 0,0 507,5
Auslander/innen 183,6 63,3 24,2 88,9 6,5 366,6

Quellen: AMS Geschdftsbericht, Sozialministerium, AMS DWH; Stand 4.2.2016; Stand 29.1.2016

1 Inklusive Kurzarbeit KUA

2 Ohne SV-Beitrdge; Quelle: AMS DWH; Ohne Sozialministerium-IEF-Lehrlingsausbildungsprdmie und IEF Beihilfe gem. § 19 BAG

Weitere Informationen sind den Geschaftsberichten
des Arbeitsmarktservice Osterreich zu entnehmen:
www.ams.at > Uber AMS > Medien > Geschéftsbe-
richt
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1.5 Existenzsicherung bei Arbeits-
losigkeit - Arbeitslosen-
versicherung

Das AlVG?® regelt die Arbeitslosenversicherungspflicht
und definiert die Voraussetzungen fiir den Bezug von
Arbeitslosengeld und Notstandshilfe wie beispiels-
weise die Anwartschaft, die Bedingungen der Inan-
spruchnahme und die Bezugsdauer.

Arbeitslosenversichert sind u.a. Dienstnehmer/innen,
soweit sie in der Krankenversicherung pflichtversichert
sind oder einen Anspruch auf Leistungen einer Kranken-
flrsorgeanstalt haben und nicht ausdriicklich versiche-
rungsfreisind (§ 1 Abs. 1und 2 AIVG). Freie Dienstnehmer/
innen sind nach & 4 Abs. 4 Allgemeines Sozialversiche-
rungsgesetz (ASVG) in die Versicherung einbezogen. Seit
dem 1. Janner 2009 haben selbststandig Erwerbstatige
die Moglichkeit unter bestimmten Voraussetzungen in
die Arbeitslosenversicherung einzutreten.

Ausgenommen von der Arbeitslosenpflichtversiche-
rung sind u.a. Erwerbstatige, deren Einkommen unter
der Geringfligigkeitsgrenze (2015: 405,98 EUR; 2016:
415,72 EUR - jeweils monatlich) liegt.

Details zu Anspruchsvoraussetzungen, Bezugsdau-
ern und Leistungshohen finden sich in der Sozial-
ministeriums-Broschiire ,Sozialstaat Osterreich -
Leistungen, Ausgaben und Finanzierung 2016“, die
beim Broschurenservice des Ressorts sowie online
erhaltlich ist:
www.sozialministerium.at > Soziales | Konsu-
mentlnnen > Soziale Sicherheit > Sozialleistungen in
Osterreich
Das durchschnittliche monatliche Arbeitslosen-
geld betrug 2015 fir Manner rund 979 EUR, das fir
Frauen 815 EUR. Die durchschnittliche Notstands-
hilfe der Manner lag bei 779 EUR, die der Frauen bei
657 EUR.

Durchschnittliche Leistungshohen und Bezugsdauern von Arbeitslosengeld und Notstandshilfe nach

Geschlecht, 2015

2015

Frauen Manner Gesamt

Durchschnittlicher Tagsatz passiver Leistungen in EUR 24,2 28,7 26,9
Arbeitslosengeld 26,8 32,2 29,9
Notstandshilfe 21,6 25,6 24,1
Durchschnittliche Dauer des Leistungsbezuges in Tagen 100,4 102,0 101,3
Arbeitslosengeld 81,0 80,0 80,4
Notstandshilfe 146,4 154,1 150,9

Quellen: Standardbericht Leistungsbezieherlnnen; AMS DWH

Arbeitslose sind flir die Dauer des Arbeitslosengeld-
bzw. Notstandshilfebezugs verpflichtet, die fiir den Be-
zug notwendigen Voraussetzungen zu erfiillen. Im Falle

% Arbeitslosenversicherungsgesetz

von Pflichtverletzungen kdnnen Sanktionen verhangt
werden. Im Jahr 2015 gab es rd. 102.000 Sanktions-
mafnahmen.


https://www.sozialministerium.at/site/Soziales_und_KonsumentInnen/Soziale_Themen/Soziale_Sicherheit/Sozialleistungen_in_Oesterreich/
https://www.sozialministerium.at/site/Soziales_und_KonsumentInnen/Soziale_Themen/Soziale_Sicherheit/Sozialleistungen_in_Oesterreich/
https://www.sozialministerium.at/site/Soziales_und_KonsumentInnen/Soziale_Themen/Soziale_Sicherheit/Sozialleistungen_in_Oesterreich/
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Sanktionen des Bezugs von Arbeitslosenleistungen im Jahr 2015

2015
Frauen Méanner Gesamt
Arbeitsunwilligkeit 95 130 225
Ablehnung von Beschaftigungsangeboten 4.017 10.243 14.260
Verschuldete Auflosung des Dienstverhaltnisses 13.496 15.754 29.250
Versaumen der Kontrollmeldung 16.368 42.326 58.694
insgesamt 33.976 68.453 102.429

Quelle: Bescheidstatistik des AMS; AMS DWH

Aufwendungen fiir Leistungen der Arbeitslosenversicherung, in Mio. EUR, 2014 und 2015

2014 2015
Arbeitslosengeld 1.810,8 1.898,4
Notstandshilfe 1.343,9 1.513,4
Uberbriickungshilfe 3,5 3,0
Ubergangsgeld 44,6 38,9
Weiterbildungsgeld 102,3 106,7
Bildungsteilzeit 9,3 13,3
Altersteilzeit 214,0 268,9
Grenzgangerverrechnung! 7,0 16,1
Sonderunterstutzung? 27,7 28,0
Nettoauszahlung gesamt 3.563,0 3.886,6
Pensionsversicherungsbeitrage® 1.329,0 1.452,2
:(;;;kenversicherungsbeitrége (inkl. Abgeltung der Krankenstands- 432,9 464.1
Unfallversicherungsbeitrage 9,4 8,8
Sozialversicherung gesamt 1.771,3 1.925,0
Gesamtaufwand (Nettoauszahlung und SV-Beitrage) 5.334,4 5.811,6

Quellen: HV-SAP, BRZ-DWH

I Grenzgdngerverrechnung als Saldo von Ausgaben (an das Ausland) und Einnahmen (aus dem Ausland)

2 Leistungsaufwand der SV-Bergbau ohne Verwaltungsaufwand

° Hierbei handelt es sich um Akontozahlungen. Die tatséchlichen Aufwendungen werden erst im Laufe des Jahres 2016 abge-
rechnet.
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1.6 Gesetzliche Neuerungen

1.6.1 Beschaftigungsrecht fiir Auslander/innen
Im Auslander/innenbeschaftigungsrecht wurden die
Ubergangsregelungen zur Arbeitnehmer/innenfreiziigig-
keit fir Arbeitskrafte aus Kroatien um weitere drei Jah-
re verlangert. Auflerdem wurden Working Holiday-
Vereinbarungen mit Hong Kong, Taiwan, Japan und
Israel abgeschlossen, die es Personen zwischen 18 und
30 Jahren ermoglichen, wahrend ihres Ferienaufent-
halts in Osterreich bzw. in einem der genannten Lin-
der einer Beschaftigung als Beitrag zur Finanzierung
des Aufenthalts nachzugehen.

1.6.2 Arbeitslosenversicherungsrecht

Erweiterung der beriicksichtigungswiirdigen
Zeiten fiir die Anwartschaft

Zur Erfillung der Anwartschaft auf Arbeitslosengeld
sind wie bisher grundsatzlich 52 Wochen arbeitslosen-
versicherungspflichtige Beschaftigung in den letzten
24 Monaten vor der Geltendmachung des Anspruches
(Rahmenfrist) erforderlich. Seit 1. Jdnner 2015 werden
jedoch Zeiten des Bezuges von Kinderbetreuungsgeld
ebenso wie Zeiten des Prasenzdienstes, Ausbildungs-
dienstes oder Zivildienstes fur die Anwartschaft auf
Arbeitslosengeld beriicksichtigt, wenn mindestens
14 Wochen sonstige Anwartschaftszeiten innerhalb
der Rahmenfrist vorliegen. Damit wird der Zugang
von Eltern, insbesondere von Muttern, die wegen der
Kinderbetreuung nicht durchgehend arbeitslosenver-
sicherungspflichtig beschaftigt waren, zum Arbeitslo-
sengeld erleichtert.

Zusatzlich betragt ab 1. Janner 2015 die Bezugsdau-
er von Arbeitslosengeld auch dann 30 Wochen, wenn
die dafiir erforderlichen arbeitslosenversicherungs-
pflichtigen Beschaftigungszeiten im Ausmall von
156 Wochen nicht blof3 in den letzten fiinf Jahren vor

der Geltendmachung, sondern auch unter Berucksich-
tigung friherer Zeiten vorliegen. Dadurch wird vermie-
den, dass Personen, die langere Liicken in ihrem Be-
schaftigungsverlauf aufweisen, trotz davor liegender
langjahriger Beschaftigungszeiten lediglich 20 Wochen
lang Arbeitslosengeld erhalten kénnen. Dies nutzt vor
allem auch Eltern, insbesondere Muttern, die wegen
der Kinderbetreuung nicht durchgehend arbeitslosen-
versicherungspflichtig beschaftigt waren.

Beitragsgrundlagen fiir die Bemessung des
Arbeitslosengeldes

Ab 1. Juli 2018 erfolgt die Bemessung des Arbeitslo-
sengeldes nicht mehr auf Grund der Jahresbeitrags-
grundlagen des vorletzten oder des letzten Kalender-
jahres, sondern zeitnaher aufgrund der letzten zwolf
festgesetzten monatlichen Beitragsgrundlagen. Diese
Regelung wurde im Rahmen des Meldepflicht-Ande-
rungsgesetzes eingefiihrt.

Teilpension

Die Teilpension (erweiterte Altersteilzeit) wurde mit
1. Janner 2016 nach dem Vorbild der Altersteilzeit
eingefiihrt. Personen, die bereits Anspruch auf eine
Korridorpension haben und noch keine Alterspension
beziehen, kdnnen nun ihre Arbeitszeit kontinuierlich
mit dem Anspruch auf einen teilweisen Lohnausgleich
reduzieren. Arbeitgeber/innen, die mit ihren Arbeit-
nehmerinnen/Arbeitnehmern eine entsprechende
Teilpensionsvereinbarung abschliefRen, werden die
dadurch entstehenden Mehraufwendungen fir den
Lohnausgleich bis zur Hochstbeitragsgrundlage und
fur die hoheren Sozialversicherungsbeitrage zur Ganze
abgegolten. Diese Regelung trat mit 1. Janner 2016 in
Kraft.
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Beschaftigungsforderung alterer Arbeitnehmer/
innen sowie fiir Asylberechtigte und subsidiar
Schutzberechtigte

Fur die Finanzierung der Beschaftigungsforderung al-
terer Arbeitnehmer/innen stehen 150 Mio. EUR fiir das
Jahr 2016 und 175 Mio. EUR ab dem Jahr 2017 zur Ver-
fugung, fur die Forderung von Langzeitarbeitslosen
100 Mio. EUR im Jahr 2016 und 120 Mio. EUR ab dem
Jahr2017. Fiir Asylberechtigte und subsidiar Schutzbe-
rechtigte kdnnen bis zu 70 Mio. EUR im Jahr 2016 und
80 Mio. EUR ab dem Jahr 2017 aufgewendet werden.
Der Betrag flir Langzeitarbeitslose und Asylberechtig-
te ist im Jahr 2016 mit 150 Mio. EUR und im Jahr 2017
mit 175 Mio. EUR begrenzt.

Diese Regelung wurde im Rahmen des Budgetbegleit-
gesetzes 2016 im Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungs-
gesetz gesetzlich verankert und trat mit 1. Janner 2016
in Kraft.

Vorschau: Anhebung der Beschiftigungsquote
alterer Arbeitnehmer/innen und Bonus-Malus-
System

Mit derselben Reform wurden die Zielwerte fiir die Be-
schaftigungsquote alterer Arbeitnehmer/innen erhéht
und gesetzlich verankert.

Die folgenden drei Zielwerte sollen fur den Stichtag
Ende Juni 2017 erreicht werden:

= flir 55 - 59-jahrige Manner 73,6%

= flir 60 - 64-jahrige Manner 33,1%

= flir 55 - 59-jahrige Frauen 60,1%

Der Bundesminister flir Arbeit, Soziales und Konsu-
mentenschutz wird die Beschaftigungsquoten alterer
Arbeitnehmer/innen ermitteln sowie allfallige Abwei-
chungen von den Zielwerten im Bundesgesetzblatt
kundmachen.

In diesem Zusammenhang wird mit 1. Janner 2017
ein Bonus-Malus-System zur Anhebung der Beschaf-
tigungsquote alterer Arbeitnehmer/innen fiir Unter-
nehmen ab 25 Beschaftigten eingeflihrt. Unterschrei-
tet die ermittelte Beschaftigungsquote Alterer im Juni
2017 einen oder mehrere der festgesetzten Zielwer-
te, mussen Unternehmen ab 25 Beschaftigten (aus-
genommen Rehabilitationsgeldbezieher/innen und
Lehrlinge), wenn deren Dienstgeberquote die Bran-
chenquote fiir das davor liegende Jahr nicht erreicht
hat, fir das darauffolgende Jahr den doppelten Betrag
der Auflésungsabgabe (2016: 242 EUR statt 121 EUR)
entrichten.

Detaillierte Informationen zu dem neuen Bonus-Malus-
System sind im BGBI. | Nr. 144/2015 zu finden.

Arbeitsmarktpolitik fiir Asylberechtigte und
subsidiar Schutzberechtigte

Asylberechtigte und subsidiar Schutzberechtigte
genielfen einen uneingeschrankten Zugang zum
osterreichischen Arbeitsmarkt. lhnen steht daher
auch das gesamte Dienstleistungs- und Forderange-
bot des Arbeitsmarktservice zur Verfiigung und sie
sind im gesamten Betreuungsprozess inlandischen
AMS-Kundinnen/-Kunden gleichgestellt. Eine mog-
lichst rasche Erwerbsbeteiligung stellt fir anerkann-
te Fllichtlinge einen wesentlichen Integrationsfaktor
dar. Im Rahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik wer-
den daher neue zielgruppenspezifische Angebote
entwickelt und bestehende FérdermaRnahmen aus-
geweitet, um die schnelle Arbeitsmarktintegration
dieser Zielgruppe zu unterstutzen.

2015 wurden 21.195 anerkannte Fliichtlinge durch
Fordermafinahmen des AMS unterstitzt. Im selben
Zeitraum konnten 6.170 Personen dieser Zielgruppe
in Beschaftigung vermittelt werden. Im Jahr 2016
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werden fir die MaBnahmen der aktiven Arbeits-
marktpolitik zur Unterstitzung der Asylberechtig-
ten und subsidiar Schutzberechtigten bis zu 70 Mio.
EUR bereitgestellt.

Kompetenzchecks

Kompetenzchecks sind FordermalRnahmen mit dem
primaren Ziel, die mitgebrachten Qualifikationen,
Kompetenzen und Berufserfahrungen der beim AMS
vorgemerkten anerkannten Fliichtlinge zu ermit-
teln. Durch die Erhebung sollen bedarfsorientierte
(Nach-)Qualifizierungen und die anschlieffende Stel-
lenvermittlung unterstiitzt werden. Darliber hinaus
sollen erganzende Beratungsangebote im Rahmen
des Kompetenzchecks zur Verfligung stehen, etwa
zu Themen wie der Anerkennung von im Ausland er-
worbenen Qualifikationen und dem 6sterreichischen
(Aus-)Bildungswesen. Das AMS Wien fiihrt bereits seit
September 2015 umfassende Kompetenzchecks fiir
vorgemerkte Asylberechtigte und subsidiar Schutz-
berechtigte durch. Kompetenzchecks werden mitt-
lerweile dsterreichweit in Anlehnung an das Modell
des AMS Wien angeboten.

Sprachkurse

Sprachforderung ist einer der zentralen Ansatze,
um bestehende Barrieren bei der Arbeitsmarkt-
integration zu liberwinden. Das AMS stockt daher
osterreichweit die Platze fur Deutschkurse auf, um
dem Bedarf fir die wachsende Zielgruppe der an-
erkannten Fliichtlinge gerecht zu werden. Weitere
10 Millionen EUR des ,Sondertopfs fiir Integration®
werden hier zusatzlich eingesetzt. Vom AMS werden
Deutschkurse vor allem ab A2-Niveau und insbeson-
dere in Kombination mit fachlichen Qualifizierun-
gen angeboten.

Freiwilliges Integrationsjahr (F1J)

Asylberechtigte und subsidiar Schutzberechtigte, die
seit maximal zwei Jahren diesen Status haben, kon-
nen ab 2016 das Freiwillige Integrationsjahr (FIJ) ab-
solvieren. Es handelt sich dabei um kein Arbeitsver-
héltnis, sondern um eine MaRnahme fiir die Dauer von
6 bis 12 Monaten, bei der neben der gemeinniitzigen
Tatigkeit in der Organisation auch zusatzliche Ausbil-
dungs- und Integrationsangebote vorgesehen sind.
Die Vermittlung in den 1. Arbeitsmarkt hat wahrend
des FIJ weiterhin Vorrang. Das FlJ kann von allen Orga-
nisationen angeboten werden, die auch Zivildiener be-
schaftigen bzw. bei denen ein Freiwilliges Soziales Jahr
absolviert werden kann. Ziel ist, Fliichtlingen eine Be-
schaftigung und gleichzeitig die Moglichkeit zu geben,
die deutsche Sprache besser zu lernen und dadurch
ihre Integrationschancen zu verbessern.

Forderprojekte im Bereich Lehre zur Integration
von Jugendlichen und jungen Erwachsenen in
den Arbeitsmarkt

Das am Arbeitsmarkt- und Konjunkturgipfel im Ok-
tober 2015 vereinbarte Lehrlingsprogramm verfolgt
das Ziel, Jugendliche und junge Erwachsene mit In-
tegrationshemmnissen auf eine Lehre vorzubereiten
und die Lehre erfolgreich abzuschliefen. Durch den
Einsatzvon 10 Mio. EUR jahrlich sollen rund 1.000 jun-
ge Menschen jahrlich zusatzlich davon profitieren.
Zielgruppe sind junge Menschen zwischen 15 und
25 Jahren mit Integrationsschwierigkeiten, insbe-
sondere auch Asylberechtigte und subsidiar Schutz-
berechtigte. Die rechtliche Grundlage hierfiir bildet
die RL § 19c Abs. 1 Z 8 Pkt. 10 BAG. In einer Reihe
von bereits gestarteter Pilotforderprojekten, die
zum Teil regional und liberregional bzw. 6sterreich-
weit konzipiert sind, werden inhaltlich abgestimmte
Malinahmen zur bestmdéglichen Integration in den
Arbeitsmarkt Uber das duale Ausbildungsmodell
Lehre gesetzt.
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Uberregionale Lehrstellenvermittlung

Im Projekt ,Uberregionale Lehrstellenvermittlung®
(WKO, AMS, BMWFW und BMASK) werden anerkann-
ten jugendlichen Fliichtlingen durch liberregionale
Lehrstellenvermittlung berufliche Perspektiven in
Berufen und Regionen mit Lehrlingsmangel ange-
boten. Dabei werden im Vorfeld die Kompetenzen
und Interessen der Jugendlichen erhoben, um ein
optimales Matching mit den angebotenen Lehrstel-
len zu gewahrleisten. Die Jugendlichen werden auf
das Lehrverhaltnis entsprechend vorbereitet und
auch nach der Vermittlung im Lehrverhaltnis um-
fassend begleitet. Diese Vorbereitungskurse um-
fassen unter anderem (fachspezifisches) Deutsch,
Mathematik, praktische Erprobung und interkul-
turelle Aspekte. Im Zuge dieses Vorbereitungskur-
ses besteht auch die Moglichkeit, ein einwochiges
Praktikum im potenziellen Lehrbetrieb zu absol-
vieren. Die Jugendlichen haben vor Ort mit einem
Lehrlingscoach eine/n fixe/n Ansprechpartner/
in fur berufliche und private Fragestellungen. Der
Lehrlingscoach bereitet auch den Betrieb auf das
Ausbildungsverhaltnis mit dem jugendlichen Fliicht-
ling vor.

Nahere Informationen finden Sie auf folgender Web-
site: www.fachkraeftepotenzial.at

AusBildung bis 18

Bildung und Ausbildung sind der Schlissel fur eine ge-
sicherte Zukunft junger Menschen. Die Jugendarbeits-
losigkeit ist in Osterreich zwar niedriger als in den
meisten Landern der Europaischen Union, die Anfor-
derungen des Arbeitsmarktes an junge Menschen wer-
den aber immer hoher.

Mit der Ausbildungspflicht bis 18 verfolgt die Bundes-
regierung das Ziel, Jugendliche noch besser auf die
Anforderungen der Zukunft vorzubereiten; Bildung

und Ausbildung spielen dabei eine grof3e Rolle und er-
offnen bessere Jobperspektiven.

Die meisten Jugendlichen setzen bereits derzeit nach
dem Ende der Pflichtschule die Schule fort oder ab-
solvieren eine Lehre. Einige brechen aber ihren Schul-
besuch oder ihre Ausbildung ab, nehmen Hilfsjobs an
oder ziehen sich vollig aus Schule und Ausbildung zu-
rick und vermindern somit ihre Chancen am Arbeits-
markt und ihre Teilhabe am gesellschaftlichen Leben.
Junge Menschen, die nur die Pflichtschule besucht
haben, haben spater ein wesentlich héheres Risiko, ar-
beitslos zu werden. Das Einkommen von Menschen mit
wenig Ausbildung bleibt haufig ihr ganzes Leben lang
gering, auch in der Pension.

Kern der Initiative ,AusBildung bis 18“ ist die Ausbil-
dungspflicht, die am 1. August 2016 in Kraft getreten
ist und erstmalig fir jene Jugendlichen gilt, die 2017
ihre Schulpflicht beenden, soll dem entgegengewirkt

werden.

Die Ausbildungspflicht kann sowohl durch den Besuch
einer allgemeinbildenden héheren oder berufsbilden-
den mittleren oder héheren Schule als auch in der
dualen Ausbildung oder aber auch in der Erwachse-
nenbildung und durch das Schulungsangebot des AMS
erfillt werden. Unterstiitzt werden die Jugendlichen
dabei durch Koordinierungsstellen in allen Bundeslan-
dern und das Jugendcoaching, das bereits jetzt von
fast 40.000 Jugendlichen jedes Jahr zur Beratung und
Betreuung am Ubergang von der Pflichtschule in wei-
terfiihrende Ausbildungen genutzt wird.
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Von der Ausbildungsgarantie zur Ausbildungspflicht

Eine Strategie der 0sterreichischen Arbeitsmarktpo-
litik ist es, junge Menschen durch fundierte Bildung
und Ausbildung praventiv vor Arbeitslosigkeit zu
schitzen. Osterreich hat mit dieser Strategie und
den damit verbundenen Angeboten eine wichtige
Vorbildfunktion in Europa.?

In Weiterentwicklung insbesondere des erfolgrei-
chen Angebots der Ausbildungsgarantie wurde im
Regierungsprogramm der laufenden Legislaturpe-
riode die ,AusBildung bis 18“ festgelegt: ,,Alle unter
18-Jahrigen sollen nach Moglichkeit eine liber den
Pflichtschulabschluss hinausgehende Ausbildung
abschlieRen.“ Aus der Garantie, dass jede/r, die/der
eine Lehre beginnen mochte, auch einen Lehrplatz
bekommt, wird mit dieser Reform eine Pflicht der
Jugendlichen, die Angebote des AusBildungssystems
auch anzunehmen, und gleichzeitig eine Verpflich-
tung der zustandigen Akteurinnen/Akteure dafiir zu
sorgen, dass flr jede/n Jugendliche/n das richtige
Angebot mit aller notwendigen Unterstlitzung auch
vorhanden ist. Die Lehre - ob betrieblich oder liber-
betrieblich - ist dabei nur eine Variante von vielen,
wie Jugendliche ihre Ausbildungspflicht erfiillen
konnen. Arbeitsmarkt- und Bildungspolitik, Bund,
Lander, Gemeinden, das Schulsystem, die Wirtschaft
u.v.m. stehen vor der grof3en Aufgabe, Jugendlichen
die passenden Angebote zu machen und sie auf ih-
rem Weg zu unterstitzen. Die Verlangerung der (Aus-)
Bildungsdauer verbunden mit der bestmoglichen
Forderung jedes und jeder einzelnen Jugendlichen
stellt fuir die jungen Menschen wie fiir die Gesellschaft
einen Meilenstein zur Verbesserung der individuellen
Chancen Betroffener am Arbeitsmarkt dar.

Das vielfaltige Osterreichische Schulsystem bietet
zahlreiche Moglichkeiten, nach dem Pflichtschul-
abschluss eine weiterfiihrende Bildung oder Aus-
bildung zu absolvieren: dies kann zum Beispiel eine
berufsbildende mittlere oder héhere Schule sein
oder eine duale Ausbildung, die betrieblich oder
uberbetrieblich, gegebenenfalls in verlangerter
Lehrzeit oder in Form einer Teilqualifizierung ab-
solviert werden kann. Weitere Moglichkeiten waren
z.B. Ausbildungen in den Bildungsanstalten fur Kin-
dergarten- oder Sonderpadagogik, in Schulen fiir
allgemeine Gesundheits- und Krankenpflege, in
Lehrgéngen zur Pflegehilfe, in Schulen fiir medizi-
nische Assistenzberufe. Dariuiber hinaus gibt es viel-
faltige Angebote des Sozialministeriumservice und
des Arbeitsmarktservice, insbesondere fir Jugend-

liche mit besonderen Bedlirfnissen.

Problematisch war die Tatsache, dass pro Jahrgang,
welcher die neunjahrige Schulpflicht beendet, rund
5.000 Jugendliche trotz der vielgestaltigen Ange-
botslandschaft entweder den Zugang in das fiir sie
passende weiterfiihrende Bildungs- oder Ausbil-
dungsangebot nicht finden oder eine weiterfiihren-
de (Aus-)Bildung abbrechen, ohne eine alternative
Laufbahn einzuschlagen. Auch mit 16 oder 17 Jah-
ren brechen junge Menschen ihre Bildungslaufbahn
ab, sodass unter den 15- bis 17-jahrigen Jugendli-
chen mehr als 17.000 zur Gruppe der ,NEET“ (Not in
Education, Employment or Training) gehdren, das
heil3t zu jenen Jugendlichen, die sich dauerhaft au-
Rerhalb der Systeme Bildung und Arbeitsmarkt be-
finden.

Obwohl nur ein verhaltnismaRig kleiner Anteil die-
ser Jugendlichen arbeitslos gemeldet ist, ist es dem

2 Folgende Webseite der Europdischen Kommission gibt Auskunft (iber die ,Jugendgarantie®: http://ec.europa.eu/social > Be-

schéftigung von Jugendlichen > Jugendgarantie
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Sozialministerium wichtig, allen Jugendlichen eine
gute Ausbildung und eine damit verbundene Verbes-
serung der Arbeitsmarktchancen zu erméglichen.

Junge Menschen, die liber keinen (iber die Pflicht-
schule hinausgehenden Abschluss verfligen, haben
in ihrem spateren Leben ein dreifaches Arbeitslo-
sigkeitsrisiko, ein vierfaches Risiko dauerhaft auf
Hilfsarbeit beschrankt zu sein und ein siebenfaches
Risiko dauerhaft vom Erwerbsleben ausgegrenzt zu
bleiben. Aufterdem ist ein Flinftel dieser Personen-
gruppe armutsgefahrdet. Nicht zu unterschatzen
sind auch die volkswirtschaftlichen Kosten frih-
zeitigen Schulabbruchs. Eine Studie fur die Nieder-
lande (die es vergleichbar fiir Osterreich noch nicht
gibt) zeigt, dass ein/e Schulabbrecher/in (iber die
Lebensspanne hinweg gerechnet volkswirtschaft-
liche Kosten in Hohe von 1,8 Mio. EUR verursacht.
Das wiirde fiir Osterreich bedeuten, dass wenn wir
10.000 Jugendliche zu einem weiterfihrenden Ab-
schluss bringen, sich der Staat langfristig Kosten in
Hohe von etwa 18 Mrd. EUR sparen kann.

In der Arbeitsmarktpolitik fiir Jugendliche folgt das
Sozialministerium daher schon langer dem Prinzip
(Aus-)Bildung vor Vermittlung. Eine nachhaltige Ar-
beitsmarktintegration durch bestmdgliche (Aus-)
Bildung hat Prioritat. Die Ausbildungsgarantie ist
daher ebenso wie eine umfassende Berufsorientie-
rung und Stabilisierung von Jugendlichen in den
zielgruppenspezifischen  arbeitsmarktpolitischen
Zielvorgaben des Bundesministers vorgegeben.
Studien belegen, dass neben einer qualitatsvollen
Bildung oder Ausbildung auch der zertifizierte Nach-
weis einer solchen in Osterreich fir einen gelunge-
nen Einstieg in das Berufsleben besonders wichtig
ist.

Vor dem Hintergrund einer wachsenden Zahl junger
Menschen, die eine Lehrausbildung anstrebten, aber
keinen Ausbildungsplatz in einem Betrieb fanden,
wurde daher bereits 1998 das Jugendausbildungs-
sicherungsgesetz (JASG) verabschiedet. Basierend
darauf hat das Arbeitsmarktservice (AMS) erstmals
Uberbetriebliche Ausbildungsplatze fir junge Men-
schen zur Verfligung gestellt, welche die 8. bzw.
9. Schulstufe positiv absolviert haben - in Lehrgan-

gen, die zunachst auf ein Jahr befristet waren.

Im Rahmen einer Gesetzesnovelle erfolgte im Jahr
2008 eine umfassende Reform: Die Uberbetriebliche
Lehrausbildung (UBA) wurde gleichwertiger und re-
gularer Bestandteil der dualen Ausbildung bis zur
Lehrabschlusspriifung. Ziel sowohl der JASG Lehr-
gange als auch der UBA war und ist der Ubertritt
der Jugendlichen in ein betriebliches Lehrverhalt-
nis. Sollte dieser nicht gelingen, ist das vollstandige
Absolvieren der Lehrausbildung in der UBA jedoch
moglich. Die UBA-Lehrlinge haben Anspruch auf
einen im Regelfall nur einvernehmlich auflésbaren
Ausbildungsvertrag und hohere Qualitatskriterien
wurden etabliert. Jeder UBA-Lehrling nimmt regu-
l[ar am Berufsschulunterricht teil. Parallel dazu wur-
de seitens der Bundesregierung eine Ausbildungs-
garantie ausgesprochen: Allen Jugendlichen, die
eine Ausbildung absolvieren mochten, aber keinen
betrieblichen Lehrplatz finden, wird ein Platz in der
UBA angeboten.

Da trotz der Ausbildungsgarantie langst nicht alle
Jugendlichen den Weg in eine weiterflihrende Aus-
bildung finden, hat das Sozialministerium seine
Anstrengungen intensiviert, jene Jugendlichen zu
unterstiitzen, die besondere Schwierigkeiten am
Ende der Pflichtschulzeit haben. Mit dem Jugend-
coaching hat das damalige Bundessozialamt (jetzt
Sozialministeriumservice) beginnend mit 2012 einen




1. ARBEITSMARKTPOLITIK

ersten Meilenstein gesetzt und ein urspriinglich aus
der Beratung fiir Jugendliche mit Behinderung stam-
mendes Programm allen Jugendlichen unter 19 (bei
sonderpadagogischem Unterstltzungsbedarf bis
24) zuganglich gemacht. Im Jahr 2015 profitierten
bereits rund 40.000 Jugendliche von diesem umfas-
senden und individuellen Beratungs- und Unterstiit-
zungsangebot. Seither ist die Rate der friihzeitigen
Schulabgénger/innen in Osterreich von 7,8% (2012)
auf 7,3% (2015) zuriickgegangen.

Mit dem Regierungsprogramm 2013 bis 2018 setzt
die Bundesregierung in Fortsetzung dieser Strategie
nun einen weiteren wesentlichen Reformschritt in
Form der ,AusBildung bis 18“ (AusBildungspflicht).
Ab dem Schuljahr 2016/2017 muss jede/r Jugendli-
che nach Vollendung der Schulpflicht verbindlich
eine weiterfiihrende Bildung oder Ausbildung besu-
chen. Das bedeutet nicht weniger als eine wesent-
liche Systemanderung, um friihzeitigem Schul- und
Ausbildungsabbruch und damit verbunden auch
dem NEET-Status vorzubeugen, mehr Chancen-
gleichheit fir sozial benachteiligte Jugendliche zu
schaffen, die Potentiale aller Jugendlichen zu nut-
zen und dadurch auch der steigenden Nachfrage
der Wirtschaft nach mehr Fachkraften gerecht zu
werden. Jeder und jede Jugendliche soll den indi-
viduellen Voraussetzungen entsprechend hoéchst-
moglichen Bildungs- oder Ausbildungsabschluss
erzielen und dadurch gesellschaftliche Integration,
ein selbstbestimmtes Leben und eine stabilere Er-
werbskarriere erzielen. Mittels eines Stufenplans
an UnterstitzungsmalRnahmen soll eine hohere
Verbindlichkeit fur junge Menschen entstehen, die
vielfaltigen Bildungs- und Ausbildungsangebote zu
nutzen. Finanzielle Sanktionen, die jene Erziehungs-
berechtigte treffen wirden, welche die Jugendli-
chen bei der Erfillung der Ausbildungspflicht nicht
unterstltzen, konnen dabei nur das Mittel letzter

Wahl sein, wenn alle Stufen der Information, Bera-
tung und Unterstiitzung erfolglos bleiben sollten.

Wesentliche Voraussetzung der AusBildungspflicht
ist, dass fir jede/n Jugendliche/n bedarfsgerecht
dierichtigen Angebote zur Verfiigung stehen. Analog
zur Schulpflicht bedeutet die AusBildungspflicht ei-
nen Anspruch auf die passende Bildung oder Ausbil-
dung und die richtige Unterstitzung, um diese auch
absolvieren zu kdnnen. Im Mittelpunkt stehen dabei
die Verbesserung bestehender Angebote sowie de-
ren Koordination, eine effizientere Nutzung, mehr
Durchlassigkeit, Angebotsliicken bedarfsgerecht zu
schlieRen, die friihzeitige Vermeidung von Abbri-
chen in allen Formen der Bildung und Ausbildung
und Jugendliche im ,,NEET“-Status oder solche, die
von diesem bedroht waren, gezielt und bedirfnisge-
recht an Bildung und Ausbildung heranfiihren.

Die Erhohung des Ausbildungsniveaus junger Men-
schen ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die
dazu fiihren soll, dass junge Menschen sich in ihrer
Personlichkeit entfalten konnen, am gesellschaft-
lichen Leben teilhaben und - hier setzt die Verant-
wortung der Arbeitsmarktpolitik an - nachhaltig am
Arbeitsmarkt Fuft fassen konnen. Neun Jahre Bildung
oder Ausbildung reichen nicht (mehr) aus, den be-
stehenden und kiinftigen Anforderungen zu gentigen.

An der Umsetzung des Programms ,AusBildung
bis 18“ arbeiten derzeit das Sozialministerium
(BMASK), das Bundesministerium fiir Bildung (BMB),
das Bundesministerium fur Wissenschaft, Forschung
und Wirtschaft (BMWFW) und das Bundesministe-
rium fiir Familie und Jugend (BMFJ). In den Prozess
einbezogen sind alle relevanten Akteurinnen/Akteure
wie z.B. das Arbeitsmarktservice (AMS), das Sozial-
ministeriumservice, die Lander und Gemeinden, die
Sozialpartner, nicht zuletzt die Bundesjugendver-
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tretung sowie die Stadte und Gemeinden. Die enge
Zusammenarbeit aller Stakeholder ist ein wesentli-
cher Erfolgsfaktor fur ein solch komplexes Vorhaben.

Obwohlauch durch eine verpflichtende ,,AusBildung
bis 18“ nicht jede/r Jugendliche einen Abschluss er-
langen wird, stellt dieses Vorhaben eine wesentliche
Weiterentwicklung in der Bekampfung friihzeitigen
(Aus-)Bildungsabbruchs und seiner weitreichenden
negativen Folgen dar.

Der Gesetzesentwurf wurde am 7. Juni 2016 im Minis-
terrat, das Gesetzim Juli 2016 im Parlament beschlos-
sen; es trat am 1. August 2016 in Kraft.

Am 1. Juli 2017 soll nach einer entsprechenden Pi-
lot- und Aufbauphase die AusBildungspflicht in Kraft
treten und ein Jahr spater kommen dann etwaige
Sanktionierungsmafinahmen zur Geltung.

1.7 Der Europaische Sozialfonds (ESF)
2014-2020 in Osterreich

Am 28. November 2014 hat die Europdische Kommis-
sion das operationelle Programm Osterreichs zur
Umsetzung des Europdischen Sozialfonds (ESF) fur
2014-2020 genehmigt. Das ,,Operationelle Programm
Beschéftigung Osterreich 2014-2020“ (ESF OP) orien-
tiert sich an der ,Europa 2020“-Strategie und richtet
sich nach dem Nationalen Reformprogramm aus.
Die flir den ESF wesentlichen Europa 2020-Ziele sind
die Steigerung der Erwerbsbeteiligung, die Verrin-
gerung der Schulabbriiche und die Bekampfung der
Armut. Die soziale Eingliederung insbesondere von
benachteiligten bzw. von Ausgrenzung bedrohten
Personengruppen ist ein Leitprinzip des osterreichi-
schen ESF Programms. Das ESF Budget fiir Osterreich
2014-2020 inklusive nationaler Kofinanzierung betragt
875.739.295 EUR.

ESF Budget Osterreich 2014-2020 (inkl. nationale Ko-Finanzierung)

52.092.858 EUR

420.747.290 EUR

Beschaftigung
I Armutsbekampfung
M Bildung

M Verwaltungskosten

Quelle: Sozialministerium

128.495.582 EUR

274.403.565 EUR
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Ein Schwerpunkt des ESF ist die Schaffung nachhalti- Das Burgenland hat als einziges Bundesland den Sta-
ger und hochwertiger Beschéaftigung. Darunter fallen tus einer sogenannten ,Ubergangsregion“ und setzt
die Gleichstellung von Frauen und Mannern sowie die  regionale Prioritaten. Aus diesem Grund gibt es im Bur-
Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben. Geplante genland zwei zusatzliche Schwerpunkte. Zum einen
MaRnahmen sind daher Beratungen fiir Unterneh- werden der Zugang zu Beschaftigung und die Mobilitat
men, Karenzmanagement sowie Coaching- und Ent- der Arbeitskrafte, z.B. durch Hoherqualifizierung im
wicklungsangebote zum beruflichen Aufstieg und zur ~ Bereich IKT, umweltrelevantes Wissen oder technolo-
Hoherqualifizierung. Des Weiteren fordert der ESF die  gische Berufe gefordert. Zum anderen unterstiitzen
Unterstiitzung der Beschaftigungsfahigkeit alterer MaRnahmen die Anpassung der Arbeitskrafte und Un-
Arbeitnehmer/innen. Betriebe sollen fiir die Heraus- ternehmen an den Wandel in Richtung einer technolo-
forderungen des demographischen Wandels sensibili-  gischen, wissensbasierten Wirtschaft.
siert werden und Beratungen erhalten.

Nahere Informationen zum ESF: www.esf.at
Eine wichtige Neuerung ist auch die Ausrichtung des
ESF auf die Armutsbekampfung. Ziel ist die aktive In- Der ESF informiert auch auf Facebook:
klusion von Bevolkerungsgruppen, die besonders von www.facebook.com/esf.oesterreich
Armut und Ausgrenzung bedroht sind. Dazu zahlen un-
ter anderem Jugendliche, die weder in Beschaftigung
noch in Ausbildung sind (NEETSs), Personen, die trotz
Beschaftigung armutsgefahrdet sind (,,Working Poor*),
Bezieher/innen von Bedarfsorientierter Mindestsiche-
rung sowie Angehorige einer Minderheit, z.B. Roma
oder Menschen, die aufgrund einer Behinderung mit
Barrieren beim Zugang zum Arbeitsmarkt konfrontiert
sind. Inklusionsangebote umfassen unter anderem
Case Management, sozialarbeiterische Beratung oder
schulische Betreuung.

Fast die Halfte der Gelder wird in Bildung und lebens-
langes Lernen investiert. Im Zentrum dieses Schwer-
punktes stehen Aus- und Weiterbildung im schulischen
und beruflichen Bereich. Geférdert werden MalRnah-
men zur Verringerung der Schulabbruchquote und
der Ubergang Schule/Ausbildung/Beruf. AuRerdem
sollen Sprachfoérderung und Angebote im Rahmen der
Ausbildungsgarantie finanziert werden. Angebote zu
lebenslangem Lernen ermdglichen Personen, einen
Bildungsabschluss nachzuholen und ihr Qualifikati-
onsniveau zu erhohen.


www.esf.at
www.facebook.com/esf.oesterreich
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2. ARBEITSRECHT UND ARBEIT-
NEHMER/INNENSCHUTZ

2.1 Modernisierung im Arbeitsrecht

2.1.1 Arbeitsrechts-Anderungsgesetz 2015

In Umsetzung des Regierungsprogramms sieht das

Arbeitsrechts-Anderungsgesetz 2015 im Arbeits-

vertragsrecht im Bereich der so genannten Vertrags-

klauseln wichtige Malinahmen vor:

= Im Dienstzettel ist der monatlich zustehende
Grundlohn oder das Grundgehalt betragsmaRig
darzustellen; eine Darstellung dieser Betrage durch
Verweis auf die fiir das jeweilige Arbeitsverhaltnis
geltenden gesetzlichen oder kollektiven Lohnvor-
schriften ist unzulassig.

= Transparenz bei All-In Vertragen: Der Grund-
lohn oder das Grundgehalt (also der Lohn fiir die
Normalarbeitszeit, z.B. 40 Stunden/Woche) muss
ausgewiesen sein. Ist dies im Arbeitsvertrag oder
Dienstzettel nicht der Fall, gilt der angemessene
Ist-Grundlohn als vereinbart (das ist jener Lohn, den
ein Arbeitnehmer oder eine Arbeitnehmerin bli-
cherweise entsprechend der Ausbildung und Be-
rufserfahrung in einer bestimmten Branche in einer
bestimmten Region verdient).

= Einschrankung von Konkurrenzklauseln durch eine
Anhebung der Entgeltgrenze: Konkurrenzklauseln,
die die Erwerbstatigkeit des Arbeitnehmers oder der
Arbeitnehmerin nach Beendigung des Arbeitsver-
héaltnisses beschranken, sind nur fiir Arbeitnehmer/
innen, deren letztes Monatsentgelt Gber dem 20-Fa-
chen der taglichen ASVG-Hochstbeitragsgrundlage
liegt, erlaubt (bisher betrug die Entgeltgrenze das
17-Fache der taglichen ASVG-HoOchstbeitragsgrund-
lage). Weiters wurde geklart, dass Sonderzahlungen
bei der Berechnung der Entgeltgrenze aulRer Acht zu
lassen sind. Die Hohe einer Konventionalstrafe, die

im Zusammenhang mit einer Konkurrenzklausel ver-
einbart wird, ist mit hochstens sechs Nettomonats-
entgelten (ohne Sonderzahlungen) begrenzt.

= Einschrankung des Ausbildungskostenriickersat-
zes: Vorgesehen ist eine Verklrzung der Riickfor-
derungsfrist auf vier (statt wie bisher fiinf) Jahre.
Der Ruckerstattungsbetrag muss - gerechnet ab
dem Ende der erfolgreich absolvierten Ausbildung -
zwingend nach Monaten aliquotiert werden; eine Ali-
quotierung in groReren Zeitabschnitten (etwa nach
Jahren) ist unwirksam.

= Die Arbeitnehmerin/der Arbeitnehmer hat Anspruch
auf Ubermittlung einer schriftlichen Darstellung der
monatlich zustehenden Beziige sowie Anspruch
auf Aushandigung einer Kopie der Anmeldung zur
Sozialversicherung durch die Arbeitgeberin bzw. den
Arbeitgeber.

= Fir Arbeitnehmer/innen, die befristet Rehageld oder
Umschulungsgeld wegen Berufsunfahigkeit oder In-
validitat beziehen, wird der Zugang zur Abfertigung
alt und zur Betriebspension erleichtert. Weiters
wird neu geregelt, dass das Arbeitsverhaltnis wah-
rend dieses Bezuges als karenziert gilt. Dienstzeit-
abhangige Rechte wie etwa die Abfertigung alt
wachsen wahrend dieser Zeit nicht weiter an, ebenso
entsteht in der Karenz kein neuer Urlaubsanspruch.

Die vorgenannten MaRnahmen sind mit 1. Janner 2016
in Kraft getreten.

2.1.2 MaBnahmen zur Verbesserung von Beruf
und Familie

Im Jahr 2015 wurden vom Parlament auch folgende

MaRnahmen zur Verbesserung der Vereinbarkeit von

Beruf und Familie beschlossen:

= Freie Dienstnehmerinnen unterliegen jetzt insoweit
dem Mutterschutzgesetz, als sie einen Anspruch auf
Freistellung wahrend der Beschaftigungsverbote vor
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und nach der Geburt haben sowie vor Motivkindi-
gungen wahrend der Schwangerschaft und wahrend
der Beschaftigungsverbote geschiitzt sind.

= Bei der Elternteilzeit gemal Mutterschutzgesetz
sowie Vater-Karenzgesetz muss eine Verringerung
der individuellen Normalarbeitszeit um mindestens
20 Prozent erfolgen und die verbleibende Arbeitszeit
muss mindestens 12 Stunden pro Woche betragen
(Bandbreitenmodell).

= Auch Pflegeeltern (ohne Adoptionsabsicht) haben
einen Anspruch auf Karenz.

Nach Fehlgeburten steht nunmehr ein Kiindigungs-
schutz fur vier Wochen zu.

Diese Anderungen sind mit 1. Janner 2016 in Kraft ge-
treten.

2.2 MafRnahmen im Bereich der Lohn-
und Sozialdumpingbekdampfung

Ein neues und eigenstandiges Lohn- und Sozialdum-
ping-Bekampfungsgesetz (LSD-BG) sieht in Umsetzung
des Regierungsprogramms und der Durchsetzungs-
richtlinie zur Entsende-Richtlinie im Bereich der Lohn-
und Sozialdumpingbekdmpfung folgende wesentli-
chen MaRnahmen vor:

= Die Regelungen zur Bekampfung von Lohn- und
Sozialdumping werden aus dem Arbeitsvertrags-
rechts-Anpassungsgesetz (AVRAG) herausgelost und
in einem neuen Gesetz (LSD-BG) mit einer klareren
und iibersichtlicheren Struktur zusammengefasst, das
den Rechtsanwender/innen ein leichteres Verstandnis
der komplexen Rechtsmaterie erméglichen soll.

= Mit der Umsetzung der Durchsetzungsrichtlinie zur
Entsende-Richtlinie kommt es zu einer wesentlichen
Verbesserung der Durchfiihrung von Verwaltungs-
strafverfahren gegen Unternehmen mit Sitz im Aus-
land, die Arbeitnehmer/innen nach Osterreich grenz-

Uberschreitend entsenden oder Uberlassen. Eine
verbesserte Durchfiihrbarkeit von Verwaltungsstraf-
verfahren hangt aber auch von einer entsprechen-
den Umsetzung der Durchsetzungs-Richtlinie in den
anderen Mitgliedstaaten ab.

= Die Beschaftigungsverhaltnisse nach dem Heim-
arbeitsgesetz werden in das Lohnkontrollgefiige
nach dem LSD-BG einbezogen.

= Die Regelungen uber die Bekampfung von Lohn- und
Sozialdumping im AVRAG und im Arbeitskrafteliber-
lassungsgesetz (AUG) werden im neuen LSD-BG har-
monisiert.

= Die bisherigen Ausnahmeregelungen von der be-
hordlichen Lohnkontrolle fiir bestimmte Formen
der Dienstleistungserbringung im Rahmen von
grenziiberschreitenden Entsendungen nach Oster-
reich werden erweitert (klinftig sollen auch Fach-
krafte mit einer Bruttoentlohnung tber 6.075 EUR,
mobile Arbeitnehmer/innen im ,echten“ Transit-
verkehr sowie die Tatigkeit im Rahmen von inter-
nationalen Aus- und Weiterbildungsprogrammen
im Bereich von Universitaten von der Lohnkontrolle
ausgenommen werden).

= Vorgesehen sind auch Ausnahmeregelungen von der
behordlichenLohnkontrollefiirgrenziiberschreitende
Entsendungen innerhalb von Konzernen fiir be-
stimmte kurzfristige, genau definierte Tatigkeiten in
Osterreich, wobei es sich um Verwaltungstatigkeiten,
Planungsarbeiten fiir Projekte oder Forschungs- und
Entwicklungstatigkeiten handelt. Diese Arbeiten sind
mit einem Monat zeitlich limitiert. Die Ausnahmere-
gelung ermoglicht aber nicht, dass Konzernunterneh-
men billige Arbeitskrafte nach Osterreich holen und
diese nicht dem LSD-BG unterliegen.

= Die materiell-rechtlichen Anspriiche von nach
Osterreich grenziiberschreitend entsandten oder
Uberlassenen Arbeitnehmer/innen werden klar und
libersichtlich normiert; dies betrifft insbesondere
Entgelt, Urlaub und Arbeitszeit.




2. ARBEITSRECHT UND ARBEITNEHMER/INNENSCHUTZ

= Im Baubereich haften Auftraggeber/innen fiir die
Lohnanspriiche von grenziiberschreitend entsand-
ten oder (iberlassenen Arbeitnehmer/innen; diese
Haftung soll auch private Auftraggeber/innen und
nicht nur Unternehmer/innen in Osterreich erfassen;
damit werden die bisherigen Regelungen wesentlich
verbessert.

« Die Meldung der Entsendung/Uberlassung wird
durch den Entfall der Frist von einer Woche (die Mel-
dungen sollen nunmehr vor Arbeitsaufnahme der
grenzlberschreitend entsandten oder lberlassenen
Arbeitnehmer/innen in Osterreich erstattet werden)
und die Moglichkeit einer so genannten ,,Sammel-
meldung® bei einer gréReren Anzahl von Auftrag-
geber/innen administrativ erleichtert.

= Die Regelungen uber den Ort der Bereithaltung von
Unterlagen (ZKO-Meldung - Meldung an die Zentra-
le Koordinationsstelle des Bundesministeriums fiir
Finanzen; Lohnunterlagen) werden erleichtert; die
Novelle sieht eine Erweiterung der fiir die Bereithal-
tung der Unterlagen geeigneten Orte vor, die aller-
dings in der ZKO-Meldung genau zu bezeichnen sind.

= Die Strafregelungen des LSD-BG werden im neuen
Gesetz (ibersichtlich erfasst. Wesentlich ist die Bei-
behaltung der aus general- und spezialpraventiver
Hinsicht relevanten Strafrahmen bei VerstolRen ge-
gen das LSD-BG.

= Die Nachsichtregelungen im Zusammenhang mit
der Erstellung der Anzeige und dem verwaltungs-
rechtlichen Strafverfahren bei Unterentlohnungen
werden beibehalten. Fehler in der Lohnverrechnung,
die auf einer leichten Fahrlassigkeit beruhen, sollen
weiterhin nicht sanktioniert werden, wenn das aus-
stehende Entgelt nachgezahlt wird.

= Bezirksverwaltungsbehérden miissen kinftig das
Verwaltungsstrafverfahren aussetzen, wenn die
Unterentlohnung der Arbeitnehmerin bzw. des
Arbeitnehmers vorher oder gleichzeitig mit diesem

Gegenstand eines Verfahrens vor dem Arbeits- und
Sozialgericht geworden ist.

Diese MalRnahmen sollen mit 1. Janner 2017 in Kraft
treten.

2.3 Arbeitnehmer/innenschutz

2.3.1 Osterreichische Arbeitnehmerinnenschutz-
strategie 2013-2020
Im Rahmen der Veranstaltung ,,20 Jahre Arbeitneh-
merlnnenschutzgesetz“ wurde am 9. November 2015
die Gemeinsame Resolution zur ,Osterreichischen
Arbeitnehmerinnenschutzstrategie 2013-2020 (OAS)“
feierlich prasentiert. Ziel dieser Resolution, die von
allen fur den Arbeitnehmer/innenschutz relevanten
Ministerien, Unfallversicherungstragern, Sozialpart-
nern und anderen Interessenvertretungen unter-
schrieben wurde, ist es, Sicherheit und Gesundheit der
Arbeitnehmer/innen in Osterreich nachhaltig insbe-

sondere in folgenden Bereichen zu verbessern:

= Belastungen des Muskel- und Skelettapparates;

= psychische Belastungen;

= Gefahren durch krebserzeugende Arbeitsstoffe;

= Arbeitsplatzevaluierung und Betreuung durch Fach-
leute der Pravention;

= alter(n)sgerechte Arbeitsgestaltung;

= schulische und universitare Ausbildung und Weiter-
bildung in den Bereichen Sicherheit und Gesund-
heitsschutz bei der Arbeit.

Das Strategiedokument beschreibt die Strukturen,
Prozesse und Aufgaben der OAS. Die themenspezifi-
sche Vernetzung erfolgt in der Strategischen Plattform
und in vier Arbeitsgruppen, die branchenspezifische
Vernetzung in den Branchen-Plattformen.
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Im Berichtsjahr erfolgte die Auftragserteilung an ECE
(Evaluation-Cooperation-Education) zur Entwicklung
eines detaillierten Konzepts sowie in weiterer Folge
die Unterstitzung des Teams bei der Durchflihrung der
Evaluation der OAS, die nach dem Baukastensystem
der Allgemeinen Unfallversicherungsanstalt erfolgt.

Das Konzept umfasst

« eine konzeptorientierte Evaluation der OAS ins-
gesamt, wie gut die Struktur und die Prozesse im
Rahmen der OAS geeignet sind, die Ziele der Strate-
gie zu erreichen;

= eine prozessorientierte Evaluation der Arbeit der
Arbeitsgruppen und der Strategischen Plattform so-
wie die Kooperation und Kommunikation unterein-
ander, wobei im Detail die Prozesse der Umsetzung
der Ziele der OAS analysiert und ein Feedback zur
laufenden Verbesserung von Kooperation und Kom-
munikation gegeben werden;

= eine wirkungsorientierte Evaluation von zumin-
dest einem zu definierenden Projekt der Strategi-
schen Plattform und Analyse hinsichtlich der Zieler-
reichung.

Im Berichtsjahr wurde in jeder der vier Arbeitsgrup-
pen ein halbtagiger Evaluationsworkshop abgehalten.
Diese Workshops wurden im Sinne einer Zielscharfung
und grofitmoglichen Nutzenorientierung durchgefiihrt
und die Ergebnisse sind in das Evaluationskonzept ein-
geflossen.

Informationen zur Arbeitnehmerinnenschutzstrate-
gie 2013-2020, den beteiligten Institutionen sowie
den Projekten und Publikationen sind auf der Web-
site veroffentlicht:

www.arbeitsinspektion.gv.at> Arbeitnehmerlnnen-
schutzstrategie > Weitere Informationen

2.3.2 Neue Rechtsvorschriftenim Bereich Technik
und Arbeitshygiene

Mit dem Arbeits- und Sozialrechts-Anderungsgesetz

(ASRAG), BGBL. | Nr. 94/2014, wurde auch das Arbeit-

nehmerinnenschutzgesetz (ASchG) wie folgt geandert:

= Zum einen erschien die subsididare Moglichkeit der
Vorschreibung einer Brandschutzgruppe auf Grund
der zur Anwendung kommenden umfangreichen
landesrechtlichen Regelungen uberschiefiend und
wurde daher ersatzlos gestrichen.

= Zum anderen wurde die Verpflichtung zur Einbe-
rufung des Arbeitsschutzausschusses (ASA) gemalR
§ 88 ASchG auf mindestens einmal pro Jahr redu-
ziert, da uber die jahrliche Einberufung des ASA
hinaus entsprechende Kommunikations- und Infor-
mationsverpflichtungen zwischen den Akteurinnen/
Akteuren ohnehin in ausreichendem Malde vorge-
sehen sind.

Weiters erfolgte eine Klarstellung dahingehend, dass
die Funktion als Praventivfachkraft (Sicherheitsfach-
kraft und Arbeitsmediziner/in) mit der Funktion als
Sicherheitsvertrauensperson vereinbar ist.

Diese Anderungen sind mit 1. Janner 2015 in Kraft ge-
treten.

An diese Anderungen des ASchG wurden auch die
Arbeitsstattenverordnung (AStV) und die Verord-
nung liber die Sicherheitsvertrauenspersonen (SVP-
VO) angepasst:

= Mit dem Entfall der gesetzlichen Grundlage der Ein-
richtung einer Brandschutzgruppe war nun auch
§ 44 AStV Uber die Einrichtung einer Brandschutz-
gruppe aufzuheben.

= Auch war eine Konkretisierung in der SVP-VO not-
wendig. Der im § 4 neu eingeflgte Abs. 2a SVP-
VO stellt nun klar, dass die notwendigen fachli-



www.arbeitsinspektion.gv.at

2. ARBEITSRECHT UND ARBEITNEHMER/INNENSCHUTZ

chen Voraussetzungen auch erfiillt sind, wenn eine
Sicherheitsvertrauensperson eine Fachausbildung
fur Sicherheitsfachkrafte (§ 74 ASchG) oder eine
arbeitsmedizinische Ausbildung (§ 79 Abs. 2 ASchG)
erfolgreich absolviert hat.

Die Anderungen sind mit 1. Janner 2015 in Kraft ge-
treten.

Das ASchG, die Kennzeichnungsverordnung (KennV)
und die Verordnung iiber Beschaftigungsverbote
und -beschrankungen von Jugendlichen (KJBG-VO)
wurden hinsichtlich der Richtlinie 2014/27/EU vom
26. Februar 2014 zur Anderung der Richtlinien 92/58/
EWG sowie der Richtlinie 2004/37/EG zwecks ihrer An-
passung an die Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 (iber die
Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von Stof-
fen und Gemischen (,CLP-Verordnung®) umgesetzt.
Erforderlich waren
= eine Anpassung der Terminologie betreffend ge-
fahrlicher Arbeitsstoffe an das System der CLP-Ver-
ordnung;
= eine Festlegung der Kennzeichnung von Behaltern
und von Lagerraumen bzw. -bereichen von chemi-
schen Arbeitsstoffen im ASchG und in der KennV in
Ubereinstimmung mit der chemikalienrechtlichen
Kennzeichnung.

Diese Anderungen sind mit 1. Juni 2015 in Kraft ge-
treten.

2.4 Tatigkeit der Arbeitsinspektion

Im Jahr 2015 wurden

= 46.905 Arbeitsstatten,

= 10.858 Unternehmen auf Baustellen und
= 3.442 auswartige Arbeitsstellen

von den Arbeitsinspektor/innen besucht.

Dabei wurden 69.401 Kontrollen durchgefihrt, bei
denen je nach Anlassfall Ubersichtskontrollen, Uber-
prifungen bestimmter Themenbereiche oder Schwer-
punkterhebungen, auch im Zusammenhang mit Ver-
handlungen und Beratungen, erfolgten.

Zusatzlich zu diesen Kontrollen tiberpriiften die Arbeits-
inspektorinnen/Arbeitsinspektoren 387.765 Arbeits-
tage von Lenker/innen und nahmen an 15.445 be-
hordlichen Verhandlungen teil (z.B. gewerberechtliche
Genehmigungsverfahren und Bauverhandlungen).

Ferner wurden

= 29.454 Beratungen und Vorbesprechungen betriebli-
cher Projekte durchgefiihrt,

= 59.340 arbeitsinspektionsarztliche Beurteilungen
und Beratungen sowie

= 20.360 sonstige Tatigkeiten (wie Zusammenarbeit
mit anderen Behorden, Teilnahme an Tagungen und
Schulungen) vorgenommen.

Bei 45% aller Besichtigungen (Kontrollen vor Ort) wur-
den im Berichtsjahr Ubertretungen von Arbeitnehmer/
innenschutzvorschriften festgestellt und die Arbeit-
geber/innen erforderlichenfalls Gber die Moglichkeiten
zur effizienten Behebung dieser Mangel beraten sowie
bei Vorliegen schwer wiegender Ubertretungen oder
im Wiederholungsfall sofortige Strafanzeigen erstattet.
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Von den insgesamt 116.481 Ubertretungen betrafen

= 103.147 den technischen und arbeitshygienischen
Arbeitnehmer/innenschutz und

= 13.334 den Verwendungsschutz.

Zusatzlich wurden bei Kontrollen von Lenker/innen
8.821 Ubertretungen festgestellt. Insgesamt mussten

1.996 Strafanzeigen erstattet werden.

Im Bundesdienst wurden im Berichtsjahr

= 344 Kontrollen auf Einhaltung der Bestimmungen
des Bundes-Bedienstetenschutzgesetzes,

= 176 Beratungstatigkeiten vor Ort in den Dienststel-
len sowie

= 354 sonstige Tatigkeiten, wie Behdrdenbesprechun-
gen, durchgefiihrt.

Im Berichtsjahr sank die Zahl der anerkannten Arbeits-
unfalle unselbsténdig erwerbstatiger Personen im
engeren Sinn (ohne Wegunfalle) von 89.502 im Ver-
gleich zum Vorjahr um 3,2% auf 86.607. Die Anzahl der
todlichen Arbeitsunfalle stieg von 65 auf 73. Die Zahl
der meldepflichtigen Unfalle betrug im Berichtsjahr
50.205. Die Zahl der anerkannten Berufserkrankungen
sank von 1.175 leicht auf 1.058, davon waren 91 mit
todlichem Ausgang.

Detaillierte Informationen Uber die Tatigkeit sind
auf der Website der Arbeitsinspektion an folgender
Stelle abrufbar:

www.arbeitsinspektion.gv.at > Kontakt, Service >
Berichte, Schwerpunkte
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3. DIE GESETZLICHE SOZIAL-
VERSICHERUNG

3.1 Einnahmen und Ausgaben der

gesetzlichen Sozialversicherung

Im Jahr 2015 wandte die gesetzliche Sozialversiche-
rung (SV) 58,26 Mrd. EUR fiir Leistungen zur (materiel-
len) Absicherung im Fall von Krankheit, Unfall sowie bei
Invaliditat, Todesfallen und Alter auf. Damit verfligte die
gesetzliche Sozialversicherung uber eines der groRten
Budgets der Republik Osterreich. Gemessen am Brutto-
inlandsprodukt machten die Gesamtausgaben der So-
zialversicherung rund 17,3% (2014: 17,1% des BIP) aus.

Diesen Gesamtausgaben standen Gesamteinnahmen
von 58,25 Mrd. EUR gegeniiber. Damit betrug der Ge-
barungsabgangim Jahr 2015 12,2 Mio. EUR.

Wahrend die gesetzliche Krankenversicherung (KV) im
Jahr 2015 einen Gebarungsiiberschuss von 30,8 Mio.
EUR und die Unfallversicherung einen Gebarungsab-
gang von 43,6 Mio. EUR zu verzeichnen hatten, schloss

die gesetzliche Pensionsversicherung (ohne Beamten-
pensionen) mit einem Gebarungsiiberschuss von
0,6 Mio. EUR (2014: 0,5 Mio. EUR).

1990 betrug der Anteil der Gesamtausgaben der Sozial-
versicherung am BIP noch 15,2%. Der starkste Anstieg
erfolgte in der Periode 1970 bis 1985 (von 11,8% auf
15,3%). Danach stieg der Anteil nur mehr langsam auf
16,5% im Jahr 2003 und ging in den darauffolgenden
Jahren leicht zuriick, um dann wieder anzusteigen.
Im Jahr 2013 wurde mit 17,4% der bisherige Hochst-
wert erreicht, wobei allerdings zu erwahnen ist, dass
das Leistungsspektrum der Pensionsversicherung vor
allem im Bereich Rehabilitation erweitert wurde und
Querfinanzierungen zwischen Pensions- und Kranken-
versicherung zunahmen.

Von den Gesamtausgaben entfielen - dhnlich wie
im Vorjahr - im Jahr 2015 rund 96,1% auf Leistungs-
aufwendungen, das waren 55,97 Mrd. EUR (2014:
54,30 Mrd. EUR). 2,29 Mrd. EUR oder 3,9% der Gesamt-
ausgaben (2014: 2,08 Mrd. EUR) entfielen auf sonstige
Ausgaben.

Gebarungsergebnisse der Sozialversicherung (Betrage in Mio. EUR)

2014 2015 Anderung

in EUR Anteile in % in EUR Anteilein% zum Vorjahr
Gesamteinnahmen 56.453,41 100,00% 58.246,84 100,00% 3,2%
Beitrage fiir Versicherte 44.700,65 79,2% 46.517,53 79,9% 4,1%
Beitrage des Bundes! 7.715,28 13,7% 7.488,87 12,9% -2,9%
sonstige Einnahmen? 4.037,48 7,2% 4.240,45 7,3% 5,0%
Gesamtausgaben 56.382,07 100,0% 58.259,05 100,0% 3,3%
Leistungsaufwand 54.303,97 96,3% 55.968,62 96,1% 3,1%
sonstige Ausgaben 2.078,10 3,7% 2.290,43 3,9% 10,2%
Saldo 71,34 - -12,21 - -

Quelle: Sozialministerium

1 Ausfallhaftung des Bundes in der Pensionsversicherung und Bundesbeitrag in der Unfallversicherung
2 inkl. Mittel aus dem Ausgleichsfonds der Krankenversicherungstréger
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Von 2014 auf 2015 stiegen die Gesamtausgaben um
3,3%, die Gesamteinnahmen um 3,2% und der Leis-
tungsaufwand um 3,1% an. Die sonstigen Ausgaben
stiegen hingegen um 10,2%. In den sonstigen Ausga-
ben sind u.a. die Ersatze flr das Rehabilitationsgeld,
die die Pensionsversicherung an die Krankenversi-
cherung zu leisten hat, enthalten. Der Verwaltungs-
und Verrechnungsaufwand - d.h. der Personal- und
Sachaufwand fiir die Sozialversicherung einschlief3-
lich ihrer eigenen Einrichtungen wie z.B. Rehabilitati-
onszentren, der in den sonstigen Ausgaben enthalten
ist - belief sich im Jahr 2015 auf 1,18 Mrd. EUR (2014:
1,16 Mrd. EUR). Gegenliber 2014 war dies eine Steige-
rung um 1,4%. Im Jahr 2015 fielen 2,0% der Gesamt-
ausgaben auf den Verwaltungs- und Verrechnungsauf-
wand (2014: 2,1%).

Die Einnahmen setzten sich zu 79,9% aus Beitragen
fur Versicherte (2014: 79,2%), zu 7,3% aus sonstigen
Einnahmen wie Vermoégensertragnissen und Kosten-
beteiligungen fir Versicherte (2014: 7,2%) und zu
12,9% aus Bundesbeitrdagen (2014: 13,7%) zusammen.
Unter Bundesbeitragen ist hier die Ausfallhaftung
des Bundes zur Abdeckung der Differenz zwischen
Ausgaben und Einnahmen in der Pensionsversiche-
rung zu verstehen. 2015 entfielen 7,49 Mrd. EUR auf
die Ausfallhaftung (2014: 7,72 Mrd. EUR). Die sonsti-
gen Einnahmen der Krankenversicherung enthalten
auch die Ersatze fiir Rehabilitationsgeld, die von der
Pensionsversicherung an die Krankenversicherung zu
leisten sind.

Wahrend die Beitrage fiir Versicherte im Vergleich
zum Jahr 2014 um 4,1% oder 1,82 Mrd. EUR héher la-
gen, stiegen die sonstigen Einnahmen (inkl. Beitrage
aus dem Ausgleichsfonds der Krankenversicherungs-
trager) um 5,0%. Die Bundesbeitrage (Ausfallhaftung
des Bundes) gingen um 2,9% zurlick. Daraus ergibt
sich eine Steigerung der Gesamteinnahmen von 3,2%.

Einnahmen der SV 2015

Beitrage Krankenversicherung
[0 Beitrage Pensionsversicherung
B Beitrage Unfallversicherung
[ Beitrage des Bundes!
Il sonstige Einnahmen?

Quelle: Sozialministerium

1 Ausfallhaftung des Bundes in der Pensionsversicherung
2 inkl. Mittel aus dem Ausgleichsfonds der KV

Ausgaben der SV 2015

Leistungsaufwendungen Krankenversicherung
[ Leistungsaufwendungen Pensionsversicherung
[l Leistungsaufwendungen Unfallversicherung
[ sonstige Ausgaben

Quelle: Sozialministerium

Nach Versicherungszweigen betrachtet entfielen 2015
29,3% (2014: 28,9%) der Gesamtaufwendungen auf
die Krankenversicherung, 67,9% (2014: 68,3%) auf die
Pensionsversicherung und 2,8% (2014: 2,8%) auf die
Unfallversicherung.
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3.2 Pensionsversicherung
3.2.1 Ausgaben
Die Gesamtausgaben der gesetzlichen Pensions-

versicherung beliefen sich auf 39,57 Mrd. EUR (2014:

Ausgaben der Pensionsversicherung

38,53 Mrd. EUR), die Steigerung gegeniiber 2014 betrug
somit 2,7%. Der Verwaltungs- und Verrechnungsauf-
wand der Pensionsversicherung belief sich 2015 auf
596,5 Mio. EUR oder 1,5% der Gesamtaufwendungen
(2014: 593,5 Mio. EUR).

Anderung Anteilein % Anteile in %

2014 2015 zum Vorjahr 2014 2015
Pensionsaufwand 33.928,73 34.705,44 2,3% 88,1% 87,7%
davon Invaliditatspensionen 2.891,08 2.702,82 -6,5% 7,5% 6,8%
davon Alterspensionen 26.649,33 27.527,54 3,3% 69,2% 69,6%
davon Hinterbliebenenpensionen 4.377,84 4.465,81 2,0% 11,4% 11,3%
Ausgleichszulagen 1.017,11 987,68 -2,9% 2,6% 2,5%
Gesundheitsvorsorge und Rehabilitation 996,73 1.026,77 3,0% 2,6% 2,6%
Beitrage zur KV der Pensionisten 1.519,60 1.613,94 6,2% 3,9% 4,1%
Verwaltungsaufwand 593,54 596,47 0,5% 1,5% 1,5%
sonstige Ausgaben 470,79 548,96 16,6% 1,2% 1,4%
Gesamtausgaben 38.526,48 39.566,01 2,7% 100,0% 100,0%

Quelle: Sozialministerium

3.2.2 Einnahmen

Von den Gesamteinnahmen der Pensionsversicherung
in Hohe von 39,57 Mrd. EUR (2014: 38,53 Mrd. EUR)
stammten im Jahr 2015 30,86 Mrd. EUR oder 78,0% aus
Beitragen fur Versicherte (2014: 29,56 Mrd. EUR oder
76,7% der Gesamteinnahmen). Wahrend die Gesam-
teinnahmen um 1,04 Mrd. EUR oder 2,7% zunahmen,
stiegen die Einnahmen aus Beitragen fiir Versicherte
- wegen gestiegener Versichertenzahlen und héherer
Beitragsgrundlagen - um 1,30 Mrd. EUR oder 4,4%. Die
Beitrage flir Bauerinnen und Bauern stiegen um 6,3%,
jene fiir gewerblich und freiberuflich Selbststandige
um 10,0% und die flr Unselbststéandige um 3,9%.

Betrachtet man nur die Beitrage fur Erwerbstatige, so
ergibt sich in der Pensionsversicherung der Unselbst-
standigen ein Zuwachs von 837,1 Mio. EUR (+3,5%).

In der Pensionsversicherung der Selbststandigen (Ge-
werbetreibende, Freiberufler und Bauern) sind die
Beitrage fiir Erwerbstatige (inkl. der so genannten
Partnerleistung des Bundes) um 5,2% gestiegen (ge-
genliber 2014 um 135,8 Mio. EUR mehr).

Die Beitrage fir Teilversicherte betrugen im Jahr 2015
3,32 Mrd. EUR. Das ist im Vergleich zu 2014 eine Steige-
rung um 10,6%. Die Beitrage fiir Teilversicherungszei-
ten sind allerdings Jahr fiir Jahr starken Schwankun-
gen unterworfen, die sich aus Gesetzesdanderungen,
Nachzahlungen und Korrekturen ergeben.

Hoherversicherungsbeitrage nahmen gegeniiber 2014
um 35,5% auf 18,3 Mio. EUR zu. Die Beitragseinnah-
men aller Pensionsversicherungstrager aus dem Ein-

kauf von Schul- und Studienzeiten gingen hingegen
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gegenlber 2014 um 8,9% auf 27,4 Mio. EUR zuriick.
Grund dafir ist die Verteuerung des Nachkaufs bei An-
tragsstellung nach 2011. Die Beitrage fur freiwillig Ver-
sicherte und die Uberweisungsbetrége aus den 6ffent-
lich-rechtlichen Pensionssystemen stiegen um 4,5%
bzw. 2,2%.

3.2.3 Pensionsversicherte

Im Jahresdurchschnitt 2015 betrug die Zahl der Ver-
sicherungsverhaltnisse in der gesetzlichen Pensions-
versicherung 3,807.725. Gegenuiber 2014 ist die Zahl
der Versicherungsverhaltnisse damit um 49.419 oder
1,3% gestiegen.

In der Pensionsversicherung der Unselbststandigen
hat die Zahl der Versicherungsverhaltnisse gegenliber
2014 um 39.773 oder 1,2% zugenommen. Die Zahl
der Versicherungsverhaltnisse bei den Arbeiterinnen/
Arbeitern nahm leicht zu (2.938 oder 0,2%), die Zunah-
me der Angestellten (+35.499 oder 1,9%) lag liber dem
Schnitt. Bei den Selbststandigen stiegt die Zahl der
Versicherungsverhaltnisse um 9.646 oder 1,7%, wobei
bei den Bauerinnen und Bauern ein Minus von 2.771
oder 1,5% und bei den gewerblich und freiberuflich
Selbststandigen ein Plus von 11.797 oder 2,9% Versi-
cherungsverhaltnissen zu vermerken ist.

Der uberwiegende Teil dieser Versicherungsverhalt-
nisse (2015: 3.789.902) sind Pflichtversicherungsver-
haltnisse. Gegenliber dem Jahr 2014 nahmen die
Pflichtversicherungsverhaltnisse um 48.991 oder 1,3%
zu. Die Zahl der freiwilligen Versicherungsverhaltnisse
in der Pensionsversicherung betrug 2015 17.823 und
lag um 428 oder 2,5% liber dem Wert des Jahres 2014.
Die Zunahme der freiwillig Versicherten hangt vor al-
lem mit dem Anstieg der Selbstversicherten gemaf
§ 18b ASVG (fur Zeiten der Pflege naher Angehdriger)
zusammen.

Im Juni 2016 betrug die Zahl der Pflichtversicher-
ten 3.886.569 und die Zahl der freiwillig Versicherten
17.754.

Von 2014 auf 2015 stieg die durchschnittliche Beitrags-
grundlage in der Pensionsversicherung der Unselbst-
standigen um 2,3%. Im Zeitraum 2013/2014 betrug die
Steigerung ebenfalls 2,3%.

3.2.4 Leistungsaufwand

Die Entwicklung der Aufwendungen der Pensions-
versicherung wird in erster Linie durch den Pensions-
aufwand bestimmt, der 2015 34,71 Mrd. EUR (2014:
33,93 Mrd. EUR) oder 90,1% der Gesamtausgaben be-
trug. Gegeniiber dem Vorjahr stieg der Pensionsauf-
wand um 2,3% oder 776,7 Mio. EUR. Auf den Pensions-
aufwand fir Invaliditatspensionen entfielen 2,70 Mrd.
EUR (7,8%), auf jenen fir Alterspensionen 27,53 Mrd.
EUR (79,3%) und auf den fiir Hinterbliebenenpensio-
nen 4,47 Mrd. EUR (12,9%).

Die Steigerung des Pensionsaufwandes um 2,3% ist
vor allem auf folgende Faktoren zurtickzufiihren:
= Pensionsanpassung (+1,7%)
= Struktureffekte, sowohl was
= die Zahl der ausbezahlten Pensionsleistungen
(-0,1% im Jahresdurchschnitt) als auch
= was die Hohe der Pensionen (+0,63% im Jahres-
durchschnitt) betrifft, da
sionsleistungen aufgrund von

wegfallende Pen-

Unterschieden
im Leistungsrecht und in den karriere- und Ein-
kommensverldufen sowie aufgrund der Wertmin-
derung der Pensionen niedriger sind als neuzuer-
kannte Pensionen.

Der vom Bund zur Ganze zu ersetzende Ausgleichszu-

lagenaufwand betrug 2015 987,7 Mio. EUR; gegeniber

2014 war er um 29,4 Mio. EUR oder 2,9% geringer.
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Im Dezember 2015 bezogen 215.609 Personen eine
Ausgleichszulage. Gegenliber Dezember 2014 war dies
ein Ruckgang um 8.600 Ausgleichszulagen oder 3,8%.
Der Anteil der Bezieher/innen einer Ausgleichszulage
an allen Pensionsbezieherinnen/Pensionsbeziehern
ist von 9,7% im Dezember 2014 auf 9,4% im Dezember
2015 gesunken. Die Aufwendungen fiir Ausgleichszu-
lagen sind weniger stark zurlickgegangen als die Zahl
der Leistungsempfanger/innen, da die Richtsatze mit
dem Anpassungsfaktor um 1,7% erhéht wurden.

Der Beitrag der Pensionsversicherungstrager zur Kran-
kenversicherung der Pensionistinnen/Pensionisten
betrug im Jahr 2015 1,61 Mrd. EUR und lag damit um
94,3 Mio. EUR oder 6,2% (liber dem Wert des Vorjah-
res. Dabei handelt es sich um eine Transferleistung der
Pensionsversicherung an die Krankenversicherung,
die zu rund 50% durch die Krankenversicherungsbei-
trage der Pensionistinnen/Pensionisten gedeckt ist.
Im Jahr 2015 wurden fiir die Pensionsbezieher/innen
der Pensionsversicherungsanstalt Krankenversiche-
rungsbeitrage fur auslandische Pensionsleistungen in
Hohe von rund 25,6 Mio. EUR eingehoben.

Fir Leistungen der Gesundheitsvorsorge und Rehabili-
tation - sie zahlen nicht zu den eigentlichen Pensions-
kosten, sondern dienen der Vermeidung von Invalidi-
tat - gaben die Pensionsversicherungstrager im Jahr
2015 1,03 Mrd. EUR aus. Das waren 30,0 Mio. EUR oder
3,0% mehr als 2014. Die Versicherten haben je nach
wirtschaftlichen und sozialen Verhaltnissen gestaffel-
te Zuzahlungen bei Rehabilitationsaufenthalten und
MaRnahmen zur Festigung der Gesundheit zu zahlen.
Die Zuzahlungen pro Verpflegungstag betragen 2016
zwischen 7,78 und 18,90 EUR. In bestimmten Fallen ist
eine Befreiung vorgesehen. Bei medizinischer Rehabi-
litation ist die Zuzahlung mit 28 Tagen pro Kalender-
jahr beschrankt. In den Ausgaben fiir Gesundheits-
vorsorge und Rehabilitation sind auch Aufwendungen

in Hohe von 23,5 Mio. EUR fiir Ubergangsgeld (2014:
22,4 Mio. EUR) enthalten. Diese Aufwendung hat der
Pensionsversicherungstrager fir die Dauer der Ge-
wahrung von medizinischen Mallnahmen der Reha-
bilitation oder einer Ausbildung zu leisten, wenn kein
Anspruch auf Rehabilitationsgeld oder Umschulungs-
geld besteht. Die Krankenversicherungstrager er-
hielten 2015 von den Pensionsversicherungstragern
274,7 Mio EUR (2014: 97,5 Mio. EUR) fiir Rehabilitations-
geld (inkl. Krankenversicherungsbeitrage fiir Bezie-
her/innen von Rehabilitationsgeld und anteilige Ver-
waltungskosten).

3.2.5 Pensionsleistungen

Die Zahl der ausbezahlten Pensionsleistungen (mit
Ausnahme der Versicherungsanstalt des 6sterreichi-
schen Notariats) lag im Dezember 2015 bei 2.304.923
(Dezember 2014: 2.310.324). Die Abnahme um 5.401
Pensionsleistungen oder 0,2% ist auf die starke Ab-
nahme der Invaliditatspensionen (von 2014 auf 2015
um 9,2% oder 17.171) zurlickzufiihren. Die Hinterblie-
benenleistungen waren - wie schon in den vergange-
nen Jahren - leicht riicklaufig ( 0,8% oder 3.879). Bei
den Alterspensionen ist hingegen eine Zunahme um
15.649 Leistungen oder 1,0% zu vermerken.

Im Juni 2016 lag die Zahl der ausbezahlten Pensionen
bei 2.307.243, davon waren 166.907 Invaliditatspensi-
onen, 1.638.027 Alterspensionen und 502.309 Hinter-
bliebenenpensionen. Gegenuber Juni 2015 ist das ein
Anstieg um 5.104 Leistungen oder 0,2%.

Im Dezember 2015 wurden 170.465 Invaliditatspensio-
nen (2014: 187.636) ausbezahlt, um 9,2% weniger als
2014. In dieser Zahl sind keine Invaliditatspensionen
nach Erreichen des Regelpensionsalters (65 fiir Man-
ner und 60 fiir Frauen) mehr enthalten. Seit 1. Jan-
ner 2014 werden keine befristeten Invaliditatspensio-
nen an nach dem 31. Dezember 1963 Geborene mehr
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zuerkannt. Dieser Personenkreis hat stattdessen An-
spruch auf Rehabilitationsgeld (Leistung der Kranken-
versicherung) und moglicherweise Anspruch auf me-
dizinische Rehabilitationsmafinahmen bzw. wahrend
der beruflichen Rehabilitation Anspruch auf Umschu-
lungsgeld (Leistung der Arbeitslosenversicherung).
Der Pensionsstand an Invaliditatspensionen sinkt
daher aus diesem Grund und infolge anderer Reform-
mafinahmen - beispielweise Verscharfungen beim Be-
rufs- und Tatigkeitsschutz - kontinuierlich.

Im Juni 2016 lag der Pensionsstand bei 166.907 Inva-
liditatspensionen, das sind 11.286 oder 6,3% weniger
als noch im Juni 2015.

Bei den Alterspensionen ist die Zahl von 1.615.157
(Dezember 2014) um 1,0% auf 1.630.806 (Dezember
2015) angestiegen, wobei 1.534.151 Leistungen (2014:
1.504.170) auf normale Alterspensionen (nach Er-
reichen des Regelpensionsalters) entfielen. Im Juni
2016 betrug die Zahl der normalen Alterspensionen
1.547.364. Der Anstieg im Vergleich zum Juni 2015 be-
trug 31.775 Pensionen oder 2,1%.

Bei den vorzeitigen Alterspensionen ist vor allem die
Entwicklung bei den Langzeitversichertenpensionen
(sogenannte ,Hacklerpensionen“) hervorzuheben:
Im Dezember 2015 wurden 67.364 derartige Pensio-
nen ausbezahlt (Dezember 2014: 83.545), das sind um
19,4% weniger als ein Jahr zuvor. Im Juni 2016 lag die
Zahl der Langzeitversichertenpensionen bei 60.065,

das sind 21,1% weniger als im Juni 2015.

3 Allgemeines Pensionsgesetz
3 Allgemeines Sozialversicherungsgesetz

Die Korridorpensionen nahmen von 15.748 (Dezember
2014) auf 15.816 (Dezember 2015) zu. Im Juni 2016 wur-
den 16.687 Korridorpensionen (+3,6% gegeniiber Juni
2015) ausbezahlt. Beginnend mit 2013 steigt die Zahl
der erforderlichen Versicherungs- bzw. Beitragsmona-
te stufenweise bis 2017 an.

Ebenfalls steigend war die Entwicklung bei den
Schwerarbeitspensionen nach APG* (von 5.782 im
Dezember 2014 auf 7.405 im Dezember 2015). Im Juni
2016 wurden 7.491 Schwerarbeitspensionen ausbe-
zahlt. Die Schwerarbeitspensionen nach ASVG®! (Lang-
zeitversicherte mit Schwerarbeit) stiegen von 818 im
Dezember 2014 auf 2.541 im Dezember 2015. Im Juni
2016 betrug die Zahl der Schwerarbeitspensionen
nach ASVG 3.530. Wegen des erschwerten Zugangs
zur Langzeitversichertenpension wurde teilweise auf
Schwerarbeitspensionen ausgewichen. Frauen kén-
nen Schwerarbeitspensionen nach ASVG erst seit 2014
in Anspruch nehmen.

Bei den vorzeitigen Alterspensionen bei langer Versi-
cherungsdauer verlief die Entwicklung hingegen - be-
dingt durch das Auslaufen dieser Pensionsart im Jahr
2017 - in die umgekehrte Richtung, weil hier immer
weniger Zuerkennungen, sehr wohl aber Abgange er-
folgen (von 5.094 im Dezember 2014 auf 3.529 im De-
zember 2015). Bis Juni 2016 ist die Zahl dieser Pensio-
nen auf 2.890 (-28,1%) gegeniiber Juni 2015) gesunken.
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Pensionsstande nach Geschlecht und Pensionsart !, Dezember 2015

Manner Frauen insgesamt

absolut Anteil absolut Anteil absolut Anteil
Invaliditatspensionen 120.923 13,4% 49.542 3,5% 170.465 7,4%
Alterspensionen 710.341 79,0% 920.465 65,5% 1.630.806 70,8%
normale Alterspensionen 650.572 72,4% 883.579 62,9%  1.534.151 66,6%
vorzeitige Alterspensionen 59.769 6,6% 36.886 2,6% 96.655 4.2%
bei langer Versicherungsdauer 2.191 0,2% 1.338 0,1% 3.529 0,2%
Langzeitversicherte? 33.193 3,7% 34.171 2,4% 67.364 2,9%
Schwerarbeitspensionen 8.569 1,0% 1.377 0,1% 9.946 0,4%
Korridorpensionen 15.816 1,8% - 0,0% 15.816 0,7%
Witwen-/Witwerpensionen 44,319 4,9% 412.019 29,3% 456.338 19,8%
Waisenpensionen 23.591 2,6% 23.723 1,7% 47.314 2,1%
insgesamt 899.174 100,0%  1.405.749 100,0% 2.304.923 100,0%

Quelle: Sozialministerium

I ohne Versicherungsanstalt des dsterreichischen Notariats

2 sogenannte ,Hacklerpensionen®

Nach Tragern betrachtet variiert die Entwicklung der
Zahl der Pensionen sehr stark: Bei der Versicherungs-
anstalt fir Eisenbahnen und Bergbau ist im Vergleich
zu 2014 ein Rickgang um 2,2%, bei der Sozialversiche-
rungsanstalt der Bauern ein Rickgang um 1,8% und
bei der Pensionsversicherungsanstalt ein Ruckgang
um 0,2% zu verzeichnen. Lediglich bei der Sozialver-
sicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft ist eine
Zunahme um 1,2% festzustellen. Bei der Pensionsver-
sicherungsanstalt ist — wie schon in der Vergangenheit
- eine Verschiebung von Arbeiterinnen/Arbeitern (Ab-
nahme um 0,7%) zu Angestellten (Zuwachs um 0,5%)
zu beobachten, welche eine Folge der Verschiebung
von Arbeiterinnen/Arbeitern zu Angestellten bei den
unselbststandig Beschaftigten ist.

Nach Geschlecht betrachtet entfielen im Dezember
2015 899.174 oder 39,0% der Pensionsleistungen auf
Manner und 1.405.749 oder 61,0% auf Frauen. Bei den
Direktpensionen - das sind Invaliditats- und Alters-
pensionen - betrug der Frauenanteil 53,9%, bei den

Hinterbliebenenleistungen jedoch 86,5%. Bei Invalidi-
tatspensionen wurden 29,1% aller Pensionen an Frau-
en ausbezahlt, bei Alterspensionen hingegen 56,4%.
Im Juni 2016 entfielen von den 2.307.243 Pensionsleis-
tungen 898.129 oder 38,9% auf Manner und 1.409.114
oder 61,1% auf Frauen.

Der hohe Frauenanteil ist auf das niedrigere Pensions-
zugangsalter und die langere Pensionsbezugsdauer
der Frauen, in der sich auch die hohere Lebenserwar-
tung der Frauen widerspiegelt, zurtickzufihren. We-
gen der gestiegenen Erwerbsbeteiligung der Frauen,
erleichterten Zugangsvoraussetzungen zur Pension
(wie der Einflihrung der ewigen Anwartschaft) und der
mehrmals verbesserten Anrechnung von Kindererzie-
hungszeiten erwerben auRerdem immer mehr Frauen

einen eigenen Pensionsanspruch.

Dies flihrte Uber lange Zeit zu einem kontinuierlichen
und Uberdurchschnittlichen Ansteigen der Zahl der
Mehrfachpensionsbezieherinnen (Eigenpension und
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Hinterbliebenenpension). Erst in jungster Vergan-
genheit kam es bei den Frauen zu einem minimalen
Rickgang. Im Juli 2015 bezogen 4,7% der Manner,
aber 18,0% der Frauen mehr als eine Pension aus der
gesetzlichen Pensionsversicherung. Bezieht man auch
die Mehrfachbezlige aus Pensionssystemen der Beam-
tinnen/Beamten mit ein, ergibt sich bei Mannern ein
Anteil von 6,3%, bei Frauen einer von 21,7%.

3.2.6 Zahlungen des Bundes an die Pensions-
versicherung

Der Bundesbeitrag zur Pensionsversicherung - die so
genannte Ausfallhaftung des Bundes - betrug im Jahr
2015 rund 7,49 Mrd. EUR, was gegenlber 2014 einem
Ruckgangum 2,9% bzw. 226,4 Mio. EUR entspricht. Ver-
mindert man die Ausfallhaftung um alle Aufwendun-
gen mit Ausnahme des Pensionsaufwandes, so wiirde
sich ein Betrag von 3,62 Mrd. EUR ergeben, der zur Ab-
deckung des eigentlichen Pensionsaufwandes dient.
Berlcksichtigt man samtliche Zahlungen des Bundes
aus der Untergliederung 22 des Bundesbudgets an die
Pensionsversicherung - Ausfallhaftung, Partnerleis-
tung in der Pensionsversicherung der Selbststandi-
gen, Ersatze fur den Ausgleichszulagenaufwand und
Ersatzzeiten- bzw. Teilversicherungszeitenfinanzie-
rung durch den Bund flr Zeiten der Kindererziehung
(sofern sie nicht aus Mitteln des Familienlastenaus-
gleichsfonds finanziert werden), Zeiten des Bezugs von
Wochengeld oder Krankengeld, Zeiten flr Prasenz-
und Ausbildungsdienstleistende, Zivildiener und Uber-
gangsgeldbezieher - so ergeben sich Bundesmittel in
Hohe von 9,94 Mrd. EUR (2014: 10,07 Mrd. EUR). Der
Anteil der Bundesmittel an den Gesamtaufwendungen
der Pensionsversicherung ist damit von 26,2% (2014)
auf 25,2% (2015) - also um einen Prozentpunkt - ge-
fallen. Im Gegenzug ist die Beitragsdeckungsquote in
der gesetzlichen Pensionsversicherung - hier der An-
teil der Pflichtbeitrage an den Aufwendungen der
Pensionsversicherung (ohne Ausgleichszulagen) - von

68,5% im Jahr 2014 auf 69,1% im Jahr 2015, das sind
0,6 Prozentpunkte, gestiegen. Bei den Unselbststan-
digen betrug die Beitragsdeckungsquote im Jahr 2015
74,2% (2014: 73,6%), bei den gewerblich und freiberuf-
lich Selbststandigen 49,8% (2014: 48,7%) und bei den
Bauerinnen und Bauern 20,7% (2014: 20,6%).

Die unterschiedlich hohen Anteile der Bundesmittel
an den Gesamtaufwendungen in den einzelnen Pensi-
onsversicherungszweigen sind auf eine Reihe von Ur-
sachen zuriickzufiihren:

Die Bundesmittel bei den Selbststandigen beinhalten
auch die so genannte Partnerleistung, welche die fir
die Pflichtbeitrage der Selbststandigen geltenden Bei-
tragssatze auf jeweils 22,8% aufstockt (Stand 2016):
Gewerbliches Sozialversicherungsgesetz (GSVG) 4,3%,
Freiberuflichen-Sozialversicherungsgesetz (FSVG) 2,8%,
Bauern-Sozialversicherungsgesetz (BSVG: 6,3%). Die
Partnerleistung ist in den Pflichtbeitragen enthalten.
2015 erreichte die Partnerleistung 534,3 Mio. EUR
(2014: 528,0 Mio. EUR).

Neben der unterschiedlichen Gestaltung des Bei-
tragswesens sind die unterschiedlichen Pensions-
belastungsquoten - also das Verhaltnis von ausbe-
zahlten Leistungen zu Versicherungsverhaltnissen
- der wesentlichste Faktor fur die Unterschiede in der
Finanzierungsstruktur der einzelnen Pensionsversi-
cherungszweige.

3.2.7 Pensionsbelastungsquote

Wahrend in den vergangenen Jahren fiir die gesamte
Pensionsversicherung sowohl die Anzahl der ausbe-
zahlten Leistungen als auch die Anzahl der Pflicht-
versicherungsverhaltnisse kontinuierlich gestiegen
waren, ist das Jahr 2015 im Jahresdurchschnitt von
einem geringfligigen Ruckgang der Zahl der ausbe-
zahlten Pensionsleistungen (-0,1%) bei einem gleich-
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zeitigen Anstieg der Pflichtversicherungsverhaltnisse
(1,3%) gepragt. Im Jahresdurchschnitt 2015 wurden
durchschnittlich 2.307.129 Pensionsleistungen aus-
bezahlt (2014: 2.308.515). Gleichzeitig fielen im Jah-
resdurchschnitt 2015 Pflichtbeitrage von 3.789.902
Versicherungsverhaltnissen (2014: 3.740.911) an. Dies

Belastungsquotenentwicklung 1970-2015

wirkt sich in einer gegenliiber dem Vorjahr sinkenden
Pensionsbelastungsquote - das ist die Zahl der Pensi-
onsleistungen auf 1.000 Pflichtversicherungsverhalt-
nisse - von 609 im Jahr 2015 im Vergleich zu 617 im
Jahr 2014 aus. Im Juni 2016 betragt die Pensionsbe-
lastungsquote 594.

1.400 PVA der Arbeiter
= PVA der Angestellten
«— SVA der gewerbl. Wirtschaft
1.200 = SVA der Bauern
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Quelle: Sozialministerium

1 ab 2005 VA fiir Eisenbahnen und Bergbau

Lesehilfe: auf je 1.000 Pensionsversicherte entfallen ... Pensionen
Die Belastungsquote in der Pensionsversicherung der
Unselbststandigen sank von 613 im Jahre 2014 auf
605 im Jahr 2015. Wie in den letzten Jahren war in der
Pensionsversicherung der gewerblich und freiberuf-
lich Selbststandigen eine sinkende Belastungsquo-
te (von 433 auf 426) zu beobachten. In der Pensions-
versicherung der Bauern setzte sich der Trend der
letzten Jahre mit einem weiteren Anstieg der Be-
lastungsquote von 1.248 auf 1.250 fort.

In die Berechnung der Belastungsquote finden die
nach § 19a Allgemeines Sozialversicherungsgesetz
(ASVG) selbstversicherten geringfligig Beschaftigten
bzw. freien Dienstnehmer/innen mit einer Beitrags-
grundlage unter der Geringfligigkeitsgrenze keinen
Eingang. Allerdings sind die Auswirkungen auf die
Belastungsquote durch die Nichtberlcksichtigung
dieser Personengruppen eher gering. Seit der Um-
stellung der Beschaftigtenstatistik werden pflichtver-
sicherte freie Dienstnehmer/innen bei den Beschaftig-
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ten mitgezahlt und sind damit in der Belastungsquote
berlicksichtigt.

Im Jahresdurchschnitt 2015 gab es 341.739 geringfu-
gige Beschaftigungsverhaltnisse (2014: 333.309), das
waren 2,5% mehr als im Jahr zuvor. Der Uiberwiegende
Teil der geringflugigen Beschaftigungsverhaltnisse -
namlich 62,6% - entfiel auf Frauen. Im Juni 2016 lag
die Zahl der geringfligigen Beschaftigungsverhaltnisse
bei 350.142, davon 62,8% Frauen.

Zum Stichtag 1. Juli 2015 gab es 315.474 gering-
fugig beschaftigte Personen (117.990 Manner und
197.484 Frauen), um 3,0% mehr als ein Jahr zuvor.
139.467 Personen (44.636 Manner und 94.831 Frauen)
hatten ein oder mehrere geringfligige Beschaftigungs-
verhaltnisse ohne weiteres Versicherungsverhaltnis.
74.932 Personen (30.333 Manner und 44.599 Frauen)
ubten zusatzlich zum geringfligigen Beschaftigungs-
verhaltnis eine pensionsversicherungspflichtige Er-
werbstatigkeit aus. 51.194 Personen (23.016 Manner
und 28.178 Frauen) bezogen eine Eigenpension (Inva-
liditats- oder Alterspension), 35.039 Personen (17.805
Manner und 17.234 Frauen) eine Leistung aus der
Arbeitslosenversicherung, 10.868 Personen (621 Man-
ner und 10.247 Frauen) Kinderbetreuungsgeld und
2.195 Personen (846 Manner und 1.349 Frauen) eine
Leistung aus der Krankenversicherung. Mehrere zu-
satzliche Versicherungsverhaltnisse hatten 1.779 Per-
sonen (733 Manner und 1.046 Frauen).

Dazu kommen noch 25.500 freie Dienstnehmer/in-
nen (10.705 Manner und 14.795 Frauen) mit einer
Beitragsgrundlage unter der Geringfligigkeitsgrenze.
10.228 Personen hatten ein oder mehrere derartige
freie Dienstverhaltnisse, die restlichen 15.272 weisen
zusatzlich eine pensionsversicherungspflichtige Er-
werbstatigkeit (8.573), eine Eigenpension (4.286) oder
Leistungen aus der Arbeitslosen- bzw. Krankenver-

sicherung, Kinderbetreuungsgeld oder mehrere Ver-
sicherungsverhaltnisse auf.

Zum 1. Juli 2015 hatten damit 149.695 Personen
(48.082 Manner und 101. 613 Frauen) ein oder mehre-
re geringfligige Beschaftigungsverhaltnisse oder freie
Dienstverhaltnisse mit einer Beitragsgrundlage unter
der Geringfligigkeitsgrenze ohne eine andere Pflicht-
oder Teilversicherung aufzuweisen. Am 1. Juli 2015
waren bei den Gebietskrankenkassen 45.221 Personen
Selbstversicherte nach § 19a ASVG gemeldet, d.h. mehr
als 30% der oben genannten Personen machten von
der Moglichkeit der Selbstversicherung Gebrauch.

3.2.8 Pensionsneuzuerkennungen

Im Dezember 2015 wurden im Vergleich zum Vorjahr
um 0,2% weniger Pensionsleistungen ausbezahlt als
im Dezember des Vorjahres. Wahrend im Laufe des
Jahres 2015 91.661 Pensionsleistungen durch Tod der
Bezieher/innen wegfielen, kamen im gleichen Zeit-
raum 100.234 erstmalige Neuzuerkennungen hinzu.
Von den erstmaligen Neuzuerkennungen entfielen
15.115 oder 15,1% auf Invaliditatspensionen, 54.762
oder 54,6% auf Alterspensionen und 30.357 oder
30,3% auf Hinterbliebenenpensionen.

22.732 oder 41,5% der neuzuerkannten Alterspensi-
onen waren vorzeitige Alterspensionen. Bei Mannern
betrug der Anteil der vorzeitigen Alterspensionen an
allen neuzuerkannten Alterspensionen sogar 59,6%, bei
Frauen hingegen nur 28,8%. 22.905 Frauen - das ent-
spricht 71,2% der neuzuerkannten Alterspensionen bei
Frauen - erreichten eine ,,normale Alterspension®, was
einerseits durch das niedrigere Regelpensionsalter der
Frauen und andererseits durch die sogenannte ,ewige
Anwartschaft“ - d.h. Beitrags- bzw. Versicherungszeiten
werden weitgehend unabhangig von ihrer zeitlichen
Lagerung angerechnet - zu erkldren ist. Im Vergleich
zu 2014 nahmen die erstmaligen Neuzuerkennungen
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bei Direktpensionen um 11.455 oder 14,1% ab. Bei den
Mannern war ein Riickgang um 16,9%, bei den Frauen
hingegen eine Zunahme um 11,5% zu verzeichnen.

2015 wurden 9.372 Langzeitversichertenpensionen
(sogenannte ,Hacklerregelung®) zuerkannt. Seit 2009
(26.590 Neuzuerkennungen) reduzierte sich der jahrli-
che Zuwachs bei dieser Pensionsart. Zuletzt halbierte
sich die Zahl der Neuzuerkennungen gegeniiber dem
Vorjahr beinahe (-46,6%). Neben demografischen
Effekten flihrten Verbesserungen der Anspruchsvor-
aussetzungen in der Vergangenheit (beispielsweise die
Einbeziehungvon Krankengeld- und Ausiibungsersatz-
zeiten ab 1. August 2008) zeitweise zu Nachzieheffek-
ten. Der Einbruch des Jahres 2015 ist auf Verscharfun-
gen der Anspruchsvoraussetzungen zurlickzufiihren.

Im Jahr 2015 gingen 15.115 Personen aus gesundheit-
lichen Grunden vorzeitig in Pension. Dies entspricht
21,6% aller Neuzuerkennungen an Direktpensionen.
Bei Mannern liegt mit 30,7% eine wesentlich hohere
Invalidisierungsquote vor als bei Frauen mit 13,7%. In
besonderem Mal3e gilt dies bei Mannern fir Arbeiter
(35,4%) und Bauern (46,0%). Bei den Frauen weisen
Eisenbahnerinnen mit 21,3% gefolgt von Arbeiterin-
nen und Bauerinnen mit 16,1% den hochsten Anteil ge-
sundheitsbedingter Pensionsneuzuerkennungen auf.

Im Vergleich zu 2014 sind die Neuzuerkennungen von
Invaliditatspensionen um 24,5% zurlckgegangen. In
absoluten Zahlen entspricht dies einem Riickgang um
4.898. Ursache ist in erster Linie die Abschaffung der
befristeten Invaliditatspensionen fiir die Geburtsjahr-
gange 1964 und jiinger. Dazu kommt die Anhebung des
Mindestalters fiir den Tatigkeitsschutz von 58 auf 59
Jahre von 2014 auf 2015.

Von den 15.115 Neuzuerkennungen an Invaliditats-
pensionen des Jahres 2015 hatten 67,5% den Stichtag

im Jahr 2015, 27,9% im Jahr 2014. Bei den restlichen
5% der Neuzuerkennungen liegen die Stichtage weiter
zurlick. Die Erklarung fiir weit zurtickliegende Stich-
tage besteht darin, dass bei zwischenstaatlichen Fal-
len die Verfahren unter Umstanden langer dauern oder
der Zuerkennung einer Invaliditatspension eine Ableh-
nung mit Sozialgerichtsverfahren vorangeht.

Die haufigsten Ursachen fiir einen gesundheitsbeding-
ten Pensionsantritt waren 2015 psychiatrische Krank-
heiten (32,8%) und Krankheiten des Skeletts, der Mus-
keln und des Bindegewebes (23,9%). Auf diese beiden
Krankheitsgruppen entfallen fast 57% aller Neuzuer-
kennungen. Psychiatrische Krankheiten waren sowohl
bei Mannern (27,4%) als auch bei Frauen (43,4%) die
haufigste Krankheitsgruppe. Der Anstieg der psychi-
atrischen Krankheiten als Zuerkennungsursache fir
eine Invaliditatspension ist seit Jahren auffallend. Seit
1995 hat sich ihr Anteil bei allen Frauen mehr als ver-
dreifacht. Bei weiblichen Angestellten betrug er 2013
bereits 51,9%. Seit 2013 hat er allerdings abgenom-
men, weil seit 1. Janner 2014 keine befristeten Invali-
ditatspensionen mehr an Personen zuerkannt werden,
die nach dem 31. Dezember 1963 geboren sind. 2015
betrug er fir Frauen 43,3%.

Von den 15.115 Neuzuerkennungen an Invaliditats-
pensionen im Jahr 2015 entfielen 4.750 oder 31,4%
auf befristete und 10.365 oder 68,6% auf unbefriste-
te Invaliditatspensionen. Der Anteil der unbefristeten
Zuerkennungen variiert je nach Krankheitsgruppe be-
trachtlich (psychiatrische Krankheiten 26,8%, Krebs
12,2%, Krankheiten des Skeletts, der Muskeln und des
Bindegewebes 26,6%). Mannern wurde 2015 mit einem
Anteil von 57,0% haufiger eine befristete Invaliditats-
pension zuerkannt als Frauen mit 43,0%. Bei den be-
fristeten Invaliditatspensionen stellen psychiatrische
Krankheiten mit Abstand die haufigste Krankheits-
gruppe dar (45,7%).
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In den ersten sechs Monaten des Jahres 2016 erfolg-
ten 9.044 oder 21,7% aller Neuzuerkennungen von Di-
rektpensionen aus gesundheitlichen Griinden (Manner
30,3%, Frauen 14,3%). Im Vergleich zum ersten Halb-
jahr 2015 bedeutet das einen Anstieg von 16,9%. Der
Anteil der befristeten Invaliditatspensionen ist gegen-
Uber dem Vorjahr von 32,2% auf 24,6% gesunken, da
diese Pensionsart fiir Geburtsjahrgange ab 1964 abge-
schafft wurde.

Ende 2015 bezogen 19.134 Personen Rehabilitations-
geld aus der Krankenversicherung und 115 Personen
Umschulungsgeld vom AMS. Im Juni 2016 wurde an
20.041 Personen von einem Krankenversicherungstra-
ger Rehabilitationsgeld ausbezahlt. Umschulungsgeld
vom AMS bezogen zur Jahresmitte 2016 133 Personen.

3.2.9 Pensionsantrittsalter

Das durchschnittliche Pensionsantrittsalter bei den
Direktpensionen betrug im Jahr 2015 60,2 Jahre (Man-
ner: 61,3 Jahre, Frauen: 59,2 Jahre). Im Vergleich zum
Vorjahr hat es sich um rund sechs Monate erhdht. Bei

den Alterspensionen (Manner: 63,6 Jahre, Frauen: 60,2
Jahre) betragt der Geschlechterunterschied 3,4 Jah-
re, bei den Invaliditdtspensionen (Manner: 56,0 Jah-
re, Frauen: 52,8 Jahre) hingegen 3,2 Jahre. Durch die
unterschiedliche Gewichtung der Neuzuerkennungen
von Invaliditatspensionen (Manner: 9.998, Frauen:
5.117) und Alterspensionen (Madnner: 22.595, Frauen:
32.167) nach dem Geschlecht betragt der Unterschied
im Zugangsalter zwischen Mannern und Frauen bei al-
len Direktpensionen aber nur 2,1 Jahre.

Betrachtet man das Pensionsantrittsalter der im Laufe
des Jahres 2015 neuzuerkannten Invaliditatspensionen
nach den wichtigsten Krankheitsgruppen, so liegt das
Pensionsantrittsalter unter dem Gesamtdurchschnitt,
wenn die Zuerkennung aufgrund einer Krebserkran-
kung erfolgte (Manner 55,7 Jahre, Frauen 52,7 Jahre);
im Fall von Zuerkennungen aufgrund psychiatrischer
Krankheiten (Manner 53,7 Jahre, Frauen 52,3 Jahre)
liegt es sogar noch deutlicher unter dem durchschnitt-
lichen Pensionsantrittsalter. Bei Zuerkennungen infol-
ge von Krankheiten des Skeletts, der Muskeln und des

Durchschnittsalter der Pensionsneuzuerkennungen 2015

Pensionsversicherung davon
insge- =i Sl PVA PVA SVA d?r SVA der
samt Unselbst- Selbst- Arbeiter Ange- gew. Wirt- Bauern
standigen standigen stellte schaft
Alters- insgesamt 61,6 61,6 61,9 61,9 61,1 62,8 59,6
pensionen .
Manner 63,6 63,5 64,0 63,5 63,6 64,3 62,4
Frauen 60,2 60,2 60,2 60,4 60,0 61,1 58,8
Invaliditats- insgesamt 54,9 54,7 56,1 55,1 54,0 55,9 56,4
penstonen — yanner 56,0 55,8 56,9 55,8 55,8 56,8 57,1
Frauen 52,8 52,6 54,4 52,9 52,2 53,2 55,5
Direkt- insgesamt 60,2 60,1 60,8 60,1 60,0 61,6 58,8
pensionen .
. Manner 61,3 61,1 62,1 60,8 61,8 62,6 60,0
insgesamt
Frauen 59,2 59,1 59,5 59,2 59,1 60,3 58,2

Quelle: Sozialministerium
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Bewegungsapparates liegt das Pensionsantrittsalter
hingegen deutlich Gber dem Durchschnittswert (Man-
ner 58,2 Jahre, Frauen 55,3 Jahre). Uber dem Durch-
schnitt liegt es auch bei Herz- und Kreislauferkrankun-
gen (Manner 58,2 Jahre, Frauen 55,3 Jahre).

Seit 1970 ist das durchschnittliche Pensionszugang-
salter bei den Direktpensionen um 1,1 Jahre gesun-
ken. Der Riickgang ist bei Mannern mit 0,6 Jahren nur
halb so stark wie bei Frauen (1,2 Jahre). Zwischen den

Versicherungszweigen bestehen allerdings deutliche
Unterschiede: Im ASVG sank das durchschnittliche
Zugangsalter von 60,2 (1970) auf 60,1 Jahre (2015), im
Bereich der gewerblichen und freiberuflichen Selbst-
standigen von 65,9 (1970) auf 61,6 Jahre (2015) und
im Bereich der bauerlichen Pensionsversicherung von
63,7 (1970) auf 58,8 Jahre (2015). Das Zugangsalter bei
den Selbststandigen hat sich also an jenes der Un-
selbststandigen angeglichen.

Zugangsalter in der gesetzlichen Pensionsversicherung 1980-2015

65

63

61

59

57

55

Alter

53
51

49 Alterspension Frauen

Alterspension Manner

47 Invaliditatspension Frauen
= |nvaliditatspension Manner
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Quelle: Sozialministerium
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PENSIONSMONITORING

Wichtigste Reform-MaRBnahmen der letzten
Jahre:

= Das neue Pensionskonto

= Der Zugang zur Schwerarbeitspension bewegt

sich nach wie vor auf niedrigem Niveau. Die bei
Einfihrung 2004 erwarteten Werte von rund
4.500 Fallen werden nicht erreicht. Der Wert
fir 2015 liegt bei rund 1.700 Fallen von Hackler-

Invaliditatspension-Neu Schwerarbeitspensionen nach dem ASVG, die nur

Erschwerung des Zuganges zur Hacklerregelung von bestimmten Geburtsjahrgangen in Anspruch
= Erschwerung des Zuganges zur Korridorpension
Arbeitsmarkt-Paket fir Altere

Fitawork (langer gesund arbeiten)

genommen werden kénnen, und rund 2.400 Fallen

einer Schwerarbeitspension nach dem APG.

Zusammengefasst: Die Reformen im Pensions-

= Das tatsachliche Pensionsantrittsalter steigt 2015 system greifen. Das Ziel ist klar: Versicherte sollen

im Vergleich zu 2014 um rund sechs Monate auf langer gesund arbeiten konnen. Krankheiten sollen
60 Jahre und 2 Monate.

= Die tiefgreifenden Reformmalinahmen der letzten

verhindert und Kranke sollen rehabilitiert werden.
Jahre werden in den nachsten Jahren in der Pen- Die Anhebung des tatsachlichen Pensionsantrittsal-
sionsstatistik voll sichtbar. Die Menschen gehen ters gelingt nur, wenn Versicherte langer in Beschaf-
spater in Pension. tigung bleiben konnen.
= Ein Riickgang bei den Pensionsantritten fiir 2015
um rund 14% ist zu verzeichnen. Der Trend zu we- Anzahl Neuzugang Pensionsart 2015
niger Antritten verstarkt sich.
= Bei allen Invaliditatspensions-Antritten (Unselbst-
standige, Selbststandige und Bauerinnen/Bauern
zusammen) gibt es einen Riickgang von rund 24%
auf knapp Giber 15.000 Falle.
» In der Pensionsversicherung der Unselbststandi- 46%
gen ist der Riickgang bei den Antritten von Inva-
liditatspensionen ebenfalls deutlich, namlich ca.
20%.

= Der Anstieg beim Zugangsalter bei den Invaliditats-

pensionen ergibt sich durch eine reduzierte Anzahl

an Antritten. Das ist auf die Reform ,Invaliditats- normale Alterspension
Hacklerregelung

B Korridorpension

[ Schwerarbeitspensionen

Bl Invaliditatspension

Il andere

pension-Neu“ (Verscharfung Tatigkeitsschutz und
Einflilhrung Reha-Geld) zuriickzufiihren.
= Die Aufschliisselung nach Krankheiten ergibt ein
steigendes Antrittsalter in allen Gruppen: Insbe-
sondere Menschen mit psychiatrischen Erkran- Quelle: Sozialministerium
kungen (z.B. Depression, Schizophrenie) gingen

2015 spater in Pension als noch 2014 (+ 9 Monate)!
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Antritte Invaliditatspensionen (ASVG) 2015

16.448 j
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Quelle: Sozialministerium

3.2.10 Pensionsantrage, Zuerkennungsquote und
Ablehnungen
Den 103.032 Zuerkennungen von Antragen des Jah-
res 2015 standen im selben Zeitraum 148.467 neue
Antrage gegenuber. Insgesamt wurden 2015 von den
Pensionsversicherungstragern 140.158 Antrage durch
Zuerkennung oder Ablehnung erledigt, davon 73,5%
durch Zuerkennung und 26,5% durch Ablehnung. Die
verbleibenden Antrage erfuhren eine anderweitige
Erledigung (wie Abtretung an einen anderen Pensions-
versicherungstrager).

Die Zuerkennungsquote - definiert als Anteil der Zu-
erkennungen an der Summe aus Zuerkennungen und
Ablehnungen - unterscheidet sich je nach Pensionsart
erheblich:

Bei den Alterspensionen lag die Zuerkennungsquote
im Jahr 2015 bei 91,2% (Manner 89,3%, Frauen: 92,6%),
wobei die Zuerkennungsquote bei Alterspensionen in
der Pensionsversicherung der Unselbststandigen mit
90,1% deutlich niedriger war als in der Pensionsversi-
cherung der Selbststandigen (98,3%).

Bei den Invaliditatspensionen war die Zuerkennungs-
quote im Jahr 2015 erwartungsgemall mit 34,2%
(Manner: 38,8%, Frauen: 27,9%) wesentlich geringer.
Wahrend sie in der Pensionsversicherung der Selbst-
standigen 66,6% erreichte, betrug sie in der Pensions-
versicherung der Unselbststandigen nur 31,9%. Die
wesentlich hoéhere Zuerkennungsquote in der Pen-
sionsversicherung der Selbststandigen ist einerseits
darauf zurlickzufiihren, dass bei den Selbststandigen
das durchschnittliche Pensionszugangsalter bei Invali-
ditatspensionen deutlich hoher liegt als bei Unselbst-
standigen, weshalb angenommen werden kann, dass
berufsbedingte Schadigungen schon starker ausge-
pragt sind. Wenn altere Arbeitslose - aus dem Bereich
der Pensionsversicherung der Unselbststandigen -ei-
nen Antrag auf Invaliditatspension stellen, haben sie
weniger Chancen auf Zuerkennung, da ihr Gesund-
heitszustand aufgrund ihrer niedrigeren Alters besser
ist. AuRerdem werden in der Pensionsversicherung
der Unselbststandigen seit 2014 an Personen geboren
ab 1. Janner 1964 keine befristeten Invaliditatspensio-
nen mehr zuerkannt.

Im ersten Halbjahr 2016 wurden 29.653 neue Antrage
auf Invaliditatspension gestellt, um 11,5% mehr als im
Vergleichszeitraum des Vorjahres. Die Zuerkennungs-
quote lag mit 36,6% liber dem Niveau des ersten Halb-
jahres 2015 (33,8%).

2015 wurden bei den Arbeits- und Sozialgerichten
13.608 Klagen wegen Abweisung des Antrags auf Inva-
liditatspension gestellt. Im gleichen Zeitraum wurden
3.202 Klagen wegen Abweisung des Antrags auf Inva-
liditatspension durch Stattgebung oder Vergleich zu
Gunsten des/der Versicherten erledigt. In 10.369 Fallen
erfolgte eine Klagsriicknahme wegen Abweisung des
Antrags auf Invaliditatspension.
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WEGE DES UBERTRITTS IN DIE PENSION 2015

Eine Sonderauswertung des gesamten Pensionsneu-
zugangs 2015 zeigt, dass 70,5% der mannlichen und
62,2% der weiblichen Alterspensionistinnen/-pensi-
onisten aus einer versicherungspflichtigen Erwerbs-
tatigkeitin Pension gehen, 2,2% der mannlichen und
4,8% der weiblichen Alterspensionistinnen/-pen-
sionisten kommen aus der Altersteilzeit (ATZ), 16,4%
der mannlichen und 14,1% der weiblichen Alters-
pensionistinnen/-pensionisten haben unmittelbar
vor der Pension Arbeitslosengeld, Notstandshilfe,
Pensionsvorschuss oder Ubergangsgeld bezogen.

Bei den Invaliditatspensionistinnen/-pensionisten
kommen 32,5% der Manner und 24,1% der Frauen
aus einerversicherungspflichtigen Erwerbstatigkeit.
Altersteilzeit spielt hier praktisch keine Rolle, dafiir
bezogen 33,5% der Manner und 41,0% der Frau-
en unmittelbar vor Pensionsantritt Krankengeld.
28,3% der Manner und 24,9% der Frauen bezogen
unmittelbar vor der Invaliditatspension Arbeits-

Wege des Ubertritts 2015

losengeld, Notstandshilfe, Pensionsvorschuss oder
Ubergangsgeld.

Bei Betrachtung der Pensionsversicherung der Un-
selbststandigen ergibt sich ein abweichendes Bild:
65,9% der mannlichen bzw. 59,1% der weiblichen
Alterspensionistinnen/-pensionisten gingen aus der
Erwerbstatigkeit und 2,8% der mannlichen bzw.
5,6% der weiblichen Alterspensionistinnen/-pensio-
nisten aus der Altersteilzeit in Pension. Leistungen
aus der Arbeitslosenversicherung spielten mit 20,2%
(Manner) bzw. 16,0% (Frauen) eine etwas starkere
Rolle als in der gesamten Pensionsversicherung.

Invaliditatspensionistinnen/-pensionisten bezogen
Zu 38,4% (Manner) bzw. 45,8% (Frauen) vor dem
Pensionsantritt Krankengeld und zu 31,6% (Manner)
bzw. 27,4% (Frauen) eine Leistung der Arbeitslosen-
versicherung. Aus einer versicherungspflichtigen
Erwerbstatigkeit (inkl. Altersteilzeit) gingen 25,5%
(Manner) bzw. 18,3% (Frauen) in Invaliditatspension.

Alters- Alters- Invaliditats- Invaliditats-
gesamte Pensionsversicherung pensionen pensionen pensionen pensionen
Manner Frauen Manner Frauen
yersmherung_spf_llchtlge Erwerbstatigkeit 72.8 67,0 32,6 24.4
inkl. Altersteilzeit
Arbeitslosengeld, Notstandshilfe, 16,4 14,1 28.3 24.9

Pensionsvorschuss oder Ubergangsgeld
Krankengeld 1,3 1,1 33,5 41,0

freiwillige, Selbstversicherung,

keine Qualifikation, Sonstiges o L gL e

insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0

Quelle: Sozialministerium
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Ubertritt in die Pension 2015 - Manner ASVG!

68,8
38,4
25,5
. 1,6

Krankheit

Erwerbstatigkeit
inkl. ATZ

Ubertritt in die Pension 2015 - Frauen ASVG!

64,6
45,8
18,3

Krankheit

Erwerbstatigkeit
inkl. ATZ

Quelle: Sozialministerium

W Alterspensionen

B Alterspensionen

B Invaliditatspensionen

31,6
20,3
9,4
=
— 1

Arbeitslosigkeit sonstiges

B Invaliditatspensionen

27,4
16,0 18,2

Arbeitslosigkeit sonstiges

1 genauere Beschreibung der in den vier Kategorien enthaltenen Kriterien siehe Tabelle auf voriger Seite

3.2.11 Pensionsabgange, Pensionsbezugsdauer
und Pensionsabgangsalter

Im Jahr 2015 gab es 91.661 Pensionsabgange infol-
ge des Todes der beziehenden Person. Wahrend ein
60-jahriger Mann 1970 eine Lebenserwartung von
74,9 Jahren hatte, konnte ein 60-Jahriger im Jahr
2015 schon mit einer Lebenserwartung von 81,8 Jah-
ren rechnen. Eine 60-jahrige Frau konnte 1970 damit

rechnen, 78,8 Jahre alt zu werden, 2015 betrug ihre
Lebenserwartung hingegen 85,5 Jahre.

Durch die Kombination aus gesunkenem Zugangsalter
und steigender Lebenserwartung hat sich die Pensi-
onsbezugsdauer stark erhoht. Fur die Pensionsver-
sicherung der Arbeiter liegen historische Daten vor.
In der Auswertung werden die Falle nach der Pensi-
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onsart zum Zeitpunkt der Zuerkennung aufgeteilt.
Sie zeigen, dass mannliche Alterspensionisten, die im
Laufe des Jahres 1970 gestorben waren, ihre Pension
durchschnittlich 11,1 Jahre, wahrend die im Laufe des
Jahres 2015 verstorbenen mannlichen Alterspensio-
nisten ihre Pension durchschnittlich 19,2 Jahre bezo-
gen hatten. Bei den Alterspensionistinnen stieg die
Bezugsdauer von 16,1 Jahren im Jahr 1970 auf 25,1
Jahre im Jahr 2015. Bei mannlichen Invaliditatspensi-
onisten stieg die Bezugsdauer von 11,1 Jahren fir die
1970 Verstorbenen auf 18,9 Jahre fiir die 2015 Verstor-
benen an. Invaliditatspensionistinnen starben 1970
nach einer Bezugsdauer von 15,1 Jahren, 2015 nach
25,5 Jahren Pensionsbezug.

Die Pensionsbezugsdauer der gesamten Abgangsko-
horte 2015 (im Laufe dieses Jahres verstorbene Pen-
sionistinnen/Pensionisten) zeigt kaum Unterschiede
zwischen Invaliditats- und Alterspensionen, aber sehr
grofle Unterschiede zwischen Mannern und Frauen.
Die Bezugsdauer flir Manner betrug bei allen Direkt-
pensionen 19,1 Jahre und fur Frauen 24,5 Jahre.

3.2.12 Hohe der neuzuerkannten Leistungen

Trotz einer leichten Anndherung bestehen noch immer

betrachtliche Unterschiede in der Pensionshéhe von

Mdnnern und Frauen. Frauen haben beim Pensions-

antritt wesentlich weniger Versicherungsmonate er-

worben als Manner. Durch die verbesserte Anrechnung

von Kindererziehungszeiten wird dieser Nachteil nur

teilweise ausgeglichen. Die Aussagekraft dieser Zahlen ist

allerdings durch eine Reihe von Faktoren eingeschrankt:

= Auswirkungen von Reformmalinahmen auf die Pen-
sionshohe und auf das Antrittsverhalten

= unterschiedlich starke Besetzung der Geburtsjahr-
gange im Pensionsalter

= Wohnsitz im In- oder Ausland

= zwischenstaatliche Teilpension(en)

Die durchschnittliche neuzuerkannte Alterspension
(ohne Zulagen und Zuschiisse) betrug 2015 1.217 EUR
(Manner: 1.514 EUR, Frauen: 1.009 EUR). Bei den Inva-
liditatspensionen lag der Durchschnittswert bei 1.103
EUR (Manner: 1.244 EUR, Frauen: 829 EUR). Die durch-
schnittliche neuzuerkannte Pension betrug 2015 fiir
Witwen 766 EUR, fur Witwer 324 EUR und fiir Waisen
285 EUR.

Im Vergleich zu 2014 stieg die Pensionshdhe bei den
neuzuerkannten Invaliditatspensionen um 2,6% (Man-
ner 1,7%, Frauen 2,5%). Bei den neuzuerkannten Alter-
spensionen sank die Pensionshéhe um 5,0% (Manner
-5,2%, Frauen -3,5%). Grund daflir ist die unterschied-
liche Gewichtung der einzelnen Arten von Alterspensi-

onen.

Bei neuzuerkannten Witwerpensionen sank die Durch-
schnittspension um 1,8%. Neuzuerkannte Witwenpen-
sionen stiegen dagegen um 3,0%. Die durchschnittli-
che Hohe der neuzuerkannten Waisenpensionen lag
sogar um 4,9% Uber dem Wert des Vorjahres.

Liegt der Wohnsitz im Inland, so betragt die durch-
schnittliche neuzuerkannte Invaliditatspension im
Jahr 2015 fiir Manner 1.300 EUR und fur Frauen 858
EUR. Bei neuzuerkannten Alterspensionen im Inland
erhielten Manner 1.905 EUR und Frauen 1.124 EUR.
Neuzuerkannte Witwenpensionen im Inland betrugen
885 EUR, Witwerpensionen 346 EUR und Waisenpen-
sionen 302 EUR. Berlicksichtigt man die Leistungen
ins Ausland nicht, ergeben sich um 13,6% hohere Neu-
zugangspensionen.
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THEORETISCHE PENSIONSERSATZRATEN

Im Zuge der Erstellung des Bericht zur Angemes-
senheit der Renten- und Pensionshéhen des Sozial-

ausschusses der Europaischen Kommission werden
von der Sektion Il des Sozialministeriums alle drei
Jahre theoretische Ersatzraten fiir fiktive Pensions-
neuzugange berechnet.

(Brutto/Netto)Ersatzrate = (Brutto/Netto) Pensionshohe / (Brutto/Netto) Letzteinkommen

Standardisierte Annahmen des Sozialausschusses
und des Ausschusses fir Wirtschaftspolitik zu den
nachfolgenden Parametern werden den Berechnun-
gen zu Grunde gelegt:

= Einkommensverlauf

Karriereldnge

Briiche im Erwerbsverlauf
= Pensionsantrittsalter

Der Standardfall bezieht sich auf eine Person, die
vom Alter 25 bis zum Alter 65 bei Durchschnittsein-
kommen arbeitet und anschlieffend eine normale

Alterspension antritt. Daneben werden Falle mit
gleichem Erwerbsverlauf berechnet, die jedoch zwei
Jahre langer bzw. kiirzer arbeiten - oder im Laufe
der Karriere drei Jahre Arbeitslosigkeit oder Zeiten
der Kindererziehung aufweisen.

Im Fokus stehen der Landervergleich (und weniger
die tatsachliche Reprasentativitat der einzelnen Fal-
le im jeweiligen Land) und der Vergleich im Zeitver-
lauf 2013/2053. Dennoch kann auf Grund der Falle
aufgezeigt werden, wie sich die Ersatzrate zwischen
den unterschiedlichen Karrieren im osterreichi-
schen Pensionssystem verandert.

Theoretische Ersatzraten bei fiktivem Pensionsantritt 2053, in %

81,0
71,2

60,7

69.3 72,9

Bruttoersatzrate 2053

Standardfall: 25-65 J.
Standardfall + 2 Jahre: 25-67 J.
[l Standardfall - 2 Jahre: 25-63 J.
[ 3 Jahre arbeitslos
B 3 Jahre Kinderbetreuung

Quelle: Sozialministerium
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Durchschnittspensionen des Neuzugangs 2015 nach Pensionsversicherungstragern und Geschlecht!

(ohne Zulagen und Zuschiisse)

Invaliditatspensionen Alterspensionen
Manner Frauen Manner Frauen
Verande- Verande- Verande- Verande-
absolut rungzum absolut rungzum absolut rungzum absolut rungzum
Vorjahr Vorjahr Vorjahr Vorjahr

PVA Arbeiter 1.105 0,6% 703 2,3% 1.059 -5,9% 117 -1,3%
PVA Angestellte 1.628 2,4% 984 4,0% 2.127 -1,9% 1.267 -3,1%
PVderUnselbst- ) 1390 837 3,3% 1.466  -6,2% 1.025  -3,4%
standigen
SVA der gew. 1.348  2,8% 744 -6,1% 1.856  -1,1% 907  -5,5%
Wirtschaft
SVA der Bauern 1.075 -3,4% 786 -2,1% 1.209 4,2% 915 2,9%
PVinsgesamt 1.244 1,7% 829 2,5% 1.514 -5,2% 1.009 -3,5%

Quelle: Sozialministerium

I ohne Versicherungsanstalt des ésterr. Notariats

3.2.13 Durchschnittliche Pensionsleistungen

Die Pensionshohe wird beim Neuzugang (Pensions-
kontoberechnung) im Wesentlichen durch folgende
Faktoren bestimmt:

= Summe der beitragspflichtigen Einkommen

= Pensionsantrittsalter (mogliche Zu- und Abschlage)

Beim Pensionsstand (mit Ausnahme der Falle mit Pen-

sionskontoberechnung) wird die Pensionshéhe im We-

sentlichen durch folgende Faktoren bestimmt:

= Bemessungsgrundlage,

= erworbene Versicherungszeiten (Beitrags- und Er-
satz- bzw. Teilversicherungszeiten) und

= Pensionsantrittsalter (mogliche Zu- und Abschlage)

Beim Pensionsstand kommt noch die bisherige Pensi-
onsbezugsdauer seit Pensionsantritt als bestimmen-
der Faktor fiir die Hohe der Pension hinzu, da je nach
Laufzeit der Pension Unterschiede im Leistungsrecht
und in den Einkommens- und Karriereverlaufen und
Anpassungsunterschiede zum Tragen kommen. Die

folgenden Daten uiber die durchschnittliche Hohe der
Leistungen sind Verwaltungsdaten der Pensionsversi-
cherung, die zur Beurteilung der finanziellen Lage von
Pensionistinnen/Pensionisten(-Haushalten) nur be-
schrankt aussagekraftig sind, da sie weder Aussagen
uber Pro-Kopf-Einkommen noch Aussagen uber Haus-
haltseinkommen von Pensionistinnen/Pensionisten
erlauben. Neben nicht erfassten sonstigen Einkom-
men wie zum Beispiel ,,Pensionen“ von Beamtinnen/
Beamten, Kriegsopfer- und Opferfiirsorgeleistungen,
Pflegegeld und Aktiveinkommen sind noch weitere
Faktoren anzufiihren, die zu statistischen Unschéarfen
fiihren kdnnen: Einfach- oder Mehrfachpensionsbezug
aus der gesetzlichen Pensionsversicherung, zwischen-
staatliche Leistungen, Wohnsitz im In- oder Ausland.

Die durchschnittliche Alterspension des Pensions-
standes (ohne Zulagen und Zuschisse) betrug 2015
1.211 EUR (Manner: 1.557 EUR, Frauen: 944 EUR). Bei
den Invaliditatspensionen lag der Durchschnittswert
bei 1.058 EUR (Manner: 1.172 EUR, Frauen: 779 EUR).
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Die durchschnittliche Witwenpension betrug im Jahr
2015 701 EUR, die Durchschnittspension fur Witwer
326 EUR und fiir Waisen 266 EUR. Im Vergleich zum
Vorjahr stiegen die Alterspensionen um 2,0% (Manner:
1,9%, Frauen: 2,4%), wahrend die Invaliditatspensio-
nen um 3,0% (Manner: 2,6%, Frauen: 2,6%) (iber dem
Wert des Jahres 2014 lagen.

Witwerpensionen waren 2015 um 2,1%, Witwenpensi-
onen um 2,6% und Waisenpensionen um 2,7% hoher
als 2014.

3.2.14 Auslandspensionen

Im Dezember 2015 wurden 274.468 Pensionsleistun-
gen aus der gesetzlichen Pensionsversicherung an
Pensionsbezieher/innen mit Wohnsitz im Ausland
Uberwiesen (2014: 273.026). Das entspricht 11,9% der
ausbezahlten Pensionen. Wahrend die Zahl der Pen-
sionsleistungen im Inland gegentiber 2014 um 0,3%
gesunken ist, sind die Pensionen im Ausland um 0,5%
gestiegen. In der Pensionsversicherung der Unselbst-
standigen ist der Anteil der Auslandspensionen mit
13,6% deutlich hoher. Bei diesem Personenkreis han-
delt es sich um Personen, deren Wohnsitz aktuell im
Ausland liegt, unabhangig davon, ob sie einen Teil oder
ihre gesamte Versicherungskarriere in Osterreich ver-
bracht haben, und unabhangig davon, welche Staats-
birgerschaft sie jetzt besitzen oder zu einem fritheren
Zeitpunkt besessen haben und ob es sich um eine 6s-
terreichische Vollpension oder eine zwischenstaatli-
che Teilleistung handelt.

Der Anteil der Auslandsleistungen hat in den vergan-
genen Jahren zugenommen, von 2014 auf 2015 ist
er allerdings fast konstant geblieben. Bei den Inva-
liditatspensionen betragt der Anteil 4,8%, bei den
Alterspensionen 11,7% und bei den Hinterbliebe-
nenpensionen 14,9%. Auslandspensionen erreichten
im Dezember 2015 im Durchschnitt eine Hohe von

230 EUR (14-mal jahrlich, ohne Zulagen und Zuschiis-
se), Inlandspensionen hingegen 1.186 EUR. Der Ge-
samtdurchschnitt aller Pensionsarten erhoht sich,
wenn man die ins Ausland Uberwiesenen Leistungen
auller Betracht lasst, um 10,6%, in der Pensionsversi-
cherung der Unselbststandigen sogar um 12,5%.

3.2.15 Zwischenstaatliche Teilleistungen

410.307 oder 17,8% aller Pensionsleistungen wurden
im Dezember 2015 durch eine oder mehrere auslan-
dische Teilleistung(en) erganzt (2014: 404.393). Dabei
kann es sich um Leistungen an Pensionistinnen/Pen-
sionisten mit Wohnsitz sowohl im In- als auch im Aus-
land handeln. Wahrend alle Pensionsleistungen ge-
genuber dem Vorjahr um 0,2% gesunken sind, haben
die zwischenstaatlichen Falle um 1,5% zugenommen.
Die Anzahl der rein 6sterreichischen Leistungen lag
dagegen um 0,6% niedriger als 2014. In der Pensions-
versicherung der Unselbststéandigen betrug der Anteil
der Pensionen mit zwischenstaatlicher Teilleistung im
Dezember 2015 schon 20,1%.

Die durchschnittliche Leistungshohe der Falle mit zwi-
schenstaatlicher Teilleistung belief sich auf 491 EUR
(14-mal monatlich, ohne Zulagen und Zuschisse).
Lasst man die zwischenstaatlichen Falle aulRer Be-
tracht, so ergibt sich eine Durchschnittsleistung von
1.198 EUR, was einer Steigerung um 11,7% gegeniiber
dem Gesamtdurchschnitt entspricht. In der Pensions-
versicherung der Unselbststandigen liegt die Durch-
schnittspension bei AuRerachtlassung der zwischen-
staatlichen Falle sogar um 14,1% hoher. Im Juni 2016
waren 409.244 oder 17,7% aller Pensionsleistungen
zwischenstaatliche Teilleistungen, die noch durch eine
oder mehrere auslandische Pensionsleistungen er-

ganzt wurden.
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3.2.16 Personenbezogene Leistungen

Zum Stichtag 1. Juli 2015 bezogen 2.079.712 Personen
(879.317 Manner und 1.200.395 Frauen) eine oder meh-
rere Pensionen aus der gesetzlichen Pensionsversiche-
rung. 12,4% der Pensionsbezieher/innen (4,7% Manner
und 18,0% Frauen) erhielten zwei oder mehr Pensionen
aus der gesetzlichen Pensionsversicherung. Der Anteil
der Mehrfachbezieher/innen war in den letzten Jahren
ziemlich stabil. Bezieht man auch die ,Pensionen“ der
Beamtinnen ein, dann gab es zum Stichtag 1. Juli 2015
2.316.709 Pensionsbezieherlnnen (1.032.737 Manner
und 1.283.972 Frauen), von denen 86,1% eine Pension
und 13,9% zwei oder mehr Pensionen bezogen.

Zur Beurteilung der finanziellen Lage der Pensionistin-
nen/Pensionisten sind personenbezogene Daten we-
sentlich besser geeignet als Durchschnittspensionen.
Besonders deutlich wird dies bei Witwen: Wahrend die
durchschnittliche Witwenpension aus der gesetzlichen
Pensionsversicherung im Dezember 2015 701 EUR (14-
mal monatlich, ohne Zulagen und Zuschisse) betrug,
erhielten verwitwete Invaliditatspensionistinnen eine
monatliche Gesamtpension von 1.496 EUR und verwit-
wete Alterspensionistinnen eine monatliche Gesamt-
pension von 1.616 EUR.

3.2.17 Ausgleichszulagen

Die gesetzliche Pensionsversicherung kennt kei-
ne echte Mindestpension. Mit der Ausgleichszulage
(AZ) verfiigt sie jedoch Uber ein Instrument einer be-
darfsorientierten, vom sonstigen eigenen bzw. Haus-
haltseinkommen abhangigen Mindestpension. Liegen
Pension(en) und sonstige Nettoeinkinfte und anzu-
rechnende Betrage (wie z.B. Unterhaltsleistungen) ei-
nes Pensionisten/einer Pensionistin unter dem jeweils
geltenden Ausgleichszulagenrichtsatz, so gebuhrt
eine Ausgleichszulage in Hohe der Differenz. Der Aus-
gleichszulagenrichtsatz fir Alleinstehende wurde mit
1. Janner 2016 um 1,2% erhoht und betragt im Jahr

2016 882,78 EUR (2015: 872,31 EUR). Der Ausgleichs-
zulagenrichtsatz fiir Verheiratete wurde ebenfalls um
1,2% erhoht und betragt seit 1. Janner 2016 1.323,58
EUR (2015: 1.307,89 EUR).

Im Dezember 2015 wurden 215.609 Ausgleichszula-
gen (Dezember 2014: 224.209 Ausgleichszulagen) aus-
bezahlt. Dies entspricht 9,4% der Pensionsleistungen
(2014: 9,7%). Trotz zahlreicher (iberproportionaler
Erhdhungen der Ausgleichszulagenrichtsatze in den
letzten Jahren war der Anteil der Ausgleichszulagen-
bezieher/innen an allen Pensionsbezieherinnen/Pen-
sionsbeziehern - mit Ausnahme der Jahre 2006 und
2007 - ruicklaufig, so auch von 2014 auf 2015. Der Anteil
der Ausgleichszulagenbezieher/innen schwankt sehr
stark nach Versicherungstragern: Wahrend der Anteil
in der Pensionsversicherung der Angestellten 3,3%
betrug, erreichte er bei den gewerblich und freiberuf-
lich Selbststandigen 7,7%, bei den Arbeiterinnen/Ar-
beitern 12,5% und in der Pensionsversicherung nach
dem Bauern-Sozialversicherungsgesetz sogar 22,1%.
Gemessen an den Pensionsleistungen mit Wohnsitz im
Inland betragt der Anteil der Bezieher/innen von Aus-
gleichszulagen 10,6% (Manner 9,0%, Frauen 11,6%).

Bei den Bezieherinnen/Beziehern nur einer Pensions-
leistung aus der gesetzlichen Pensionsversicherung
betrug der AZ-Anteil im Dezember 2015 11,2%, bei Be-
zieher/innen mehrerer Pensionen aus der gesetzlichen
Pensionsversicherung hingegen nur 5,8%.

Im Dezember 2015 wurde an 7.023 Bezieher/innen
von Ausgleichszulagen (davon 4.280 Alleinstehende)
Erhohungsbetrage fiir insgesamt rd. 10.000 Kinder
ausbezahlt. Der Riickgang um 16,1% im Vergleich zum
Dezember 2014 ist auf die Abschaffung der befristeten
Invaliditatspension fur die Jahrgange 1964 und jlinger
zurlickzufuhren.
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Ausgleichszulagenbezieher nach Geschlecht und Pensionsart, Dezember 2015

Invaliditatspensionen Alterspensionen Witwer(n)pensionen

Manner Frauen Manner Frauen Manner Frauen
PVA Arbeiter 17.305 10.337 19.814 39.419 361 35.683
PVA Angestellte 2.752 4.953 3.079 11.016 191 3.652
PV der Unselbststandigen ! 20.201 15.338 23.204 50.684 554 40.526
SVA der gew. Wirtschaft 1.101 408 3.320 3.768 47 4.506
SVA der Bauern 2.050 413 11.822 8.875 55 13.574
PVinsgesamt ! 23.352 16.159 38.346 63.327 656 58.606

Waisenpensionen alle Pensionen

Manner Frauen Manner Frauen insgesamt
PVA Arbeiter 4,947 5.042 42.427 90.481 132.908
PVA Angestellte 1.078 1.029 7.100 20.650 27.750
PV der Unselbststandigen* 6.156 6.212 50.115 112.760 162.875
SVA der gew. Wirtschaft 406 429 4.874 9.111 13.985
SVA der Bauern 989 971 14.916 23.833 38.749
PVinsgesamt!® 7.551 7.612 69.905 145.704 215.609

Quelle: Sozialministerium

L inkl. Ausgleichszulagenbezieher/innen der VA fir Eisenbahnen und Bergbau

Im Dezember 2015 wurden 67,6% der Ausgleichszula-
gen an Frauen ausbezahlt. Einerseits ist das eine Folge
des hohen Ausgleichszulagenanteils bei Witwenpensi-
onen, andererseits eine Konsequenz der niedrigeren
Durchschnittspensionen der Frauen. Bei Alterspensi-
onen betrug der AZ-Anteil 6,2%, bei Invaliditatspen-
sionen 23,2%. 1,5% der Witwerpensionsbeziehenden,
14,2% der Witwen und 32,0% der Waisen erhielten
ebenfalls eine Ausgleichszulage.

Die durchschnittliche Hohe der Ausgleichszulage va-
rilert sowohl nach Pensionsversicherungstrager als
auch nach Pensionsart, Geschlecht und Bundesland.
Im Dezember 2015 wurden 181.418 (84,1%) Ausgleichs-
zulagen an alleinstehende und 34.191 (15,9%) an ver-
heiratete Direktpensionsbezieher/innen ausbezahlt.
Die durchschnittliche Ausgleichszulage an alleinste-
hende Bezieher/innen einer Direktpension belief sich
auf 278 EUR (Dezember 2014: 275 EUR) und diejenige

an verheiratete Bezieher/innen einer Direktpension
auf 410 EUR (2014: 405 EUR). 74.425 Ausgleichszulagen
mit einer durchschnittlichen Héhe von 301 EUR (2014:
297 EUR) entfielen auf Bezieher/innen einer Hinterblie-
benenpension.

Nicht in den oben genannten Zahlen enthalten sind
Ausgleichszulagen an Bezieher/innen einer oder meh-
rerer Pension(en) aus einem anderen EU- oder EWR-
Staat, die zwar ihren gewdhnlichen Aufenthalt im In-
land haben, aber keine Osterreichische (Teil)Pension
erhalten. Im Dezember 2015 gab es 1.271 derartige
Falle, 81 oder 6,8 % mehr als im Dezember 2014. Die
Zusammensetzung nach Staaten, aus denen die Pen-
sionsleistung stammt, hat sich deutlich geandert: Zu
36,2% stammte die auslandische Pensionsleistung aus
Deutschland (Dezember 2014: 39,3%), zu 22,7% aus
Rumaénien (Dezember 2014: 21,3%), zu 11,3% aus Bul-
garien (Dezember 2014: 10,7%), zu 8,7% aus Polen und
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zu 4,9% aus Ungarn. Zu 31,8% handelt es sich bei den
Bezieherinnen/Beziehern einer derartigen Ausgleichs-
zulage um Osterreichische Staatsbuirger/innen (De-
zember 2014: 35,4%). Wird die Pension aus Deutsch-
land bezogen, betragt der Anteil der 6sterreichischen
Staatsblrger/innen 51,7% (Dezember 2014: 54,7%).

Im Juni 2016 wurden 213.566 Ausgleichszulagen an
Bezieher/innen einer Osterreichischen (Teil)Pension
ausbezahlt. Das entspricht 9,3% der Pensionsleistun-
gen. 7.156 Ausgleichszulagenbezieher/innen erhielten
einen Erhéhungsbetrag fiir Kinder. Zusatzlich wurden
1.302 Ausgleichszulagen (0,6%) an Pensionistinnen/
Pensionisten ohne Osterreichische (Teil)Pension aus-
bezahlt.

3.2.18 Pensionskonto

Fur alle ab 1955 Geborenen gilt seit 1. Janner 2014
ein einheitliches Pensionskontosystem, bei dem die
Beitragsgrundlagen aller erworbenen Versicherungs-
zeiten erfasst werden. Hat jemand erst ab 2005 Ver-
sicherungszeiten erworben, wird die Pensionshéhe
ausschlieBlich aus dem Pensionskonto errechnet. Wer
bereits vor 2005 Versicherungszeiten erworben hat,
erhielt bzw. erhalt eine Kontoerstgutschrift, die einen
Ubertrag der vor 2014 erworbenen Anspriiche auf das
Pensionskonto darstellt. Anfang 2015 wurden in der
gesetzlichen Pensionsversicherung rund 5,7 Millionen
Pensionskonten gefiihrt.

In 38.872 Fallen oder 55,6% der im Jahr 2015 neuzu-
erkannten Direktpensionen spielte das Pensionskonto
eine Rolle, entweder in Form der Parallelrechnung (711
oder 1%) oder als reine Pensionskontoberechnung
(38.161 Falle oder 54,6%). Die restlichen Falle waren
reine Altrechtsfalle (Rechtslagen 2003 und 2004 oder
altere Rechtslagen). 2014 wiesen 35,3% der neuzuer-
kannten Direktpensionen eine Pensionskontokompo-
nente auf.

Ende 2015 wurden von den Pensionsversicherungs-
tragern rund 111.000 Mitteilungen an 55- bis 60-Jahri-
ge versandt, die 2014 und zum Berechnungszeitpunkt
2015 erwerbstatig waren und bereits die endglltige
Kontoerstgutschrift erhalten hatten. In dieser Mit-
teilung wurden sie tiber die Moglichkeiten und mogli-
che Zeitpunkte des Pensionsantritts und die zu erwar-
tende Hohe der Pension informiert. Dabei wurde das
letzte bekannte Einkommen fortgeschrieben. Zukiinf-
tige Gehalts- und Einkommenserhéhungen blieben
unbericksichtigt.

3.2.19 ReformmafRnahmen

Erhohung der Pensionen und Ausgleichszulagen-
richtsatze: Mit 1. Janner 2015 wurden die Pensionen
und Ausgleichszulagenrichtsatze um 1,7% erhoht.

Mit 1. Janner 2016 wurden die Pensionen und Aus-
gleichszulagenrichtsatze um 1,2% erhéht.

Das Sozialversicherungs-Anpassungsgesetz 2015,
BGBL. I Nr. 2/2015, bringt zahlreiche Anderungen, wo-
bei einige hervorgehoben werden sollen: die Selbst-
versicherung in der Pensionsversicherung fur Zeiten
der Pflege eines behinderten Kindes wird im Hinblick
auf die Zulassigkeit der Ausiibung einer Erwerbstatig-
keit neben der Pflege und hinsichtlich der Hohe der
Beitragsgrundlage an jene fiir Zeiten der Pflege na-
her Angehdriger angeglichen; Personen, die am 31.
Dezember 2013 Anspruch auf eine Pensionsleistung
aus einem Versicherungsfall der geminderten Ar-
beitsfahigkeit oder aus dem Versicherungsfall der Er-
werbsunfahigkeit hatten, gebiihrt anstelle einer Kon-
toerstgutschrift allenfalls eine nachfolgende (erneute)
Leistungen aus einem Versicherungsfall der geminder-
ten Arbeitsfahigkeit oder aus dem Versicherungsfall
der Erwerbsunfahigkeit zumindest in der Hohe der auf-
gewerteten Pensionsleistung zum 31. Dezember 2013
(Schutzbetragsregelung); den Pensionsversicherungs-
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tragern wird eine Regressmoglichkeit betreffend das
Rehabilitationsgeld eingeraumt; die nicht mehr zeitge-
maRen Bestimmungen lber das Ruhen von Geldleis-
tungen aus der Unfall- und Pensionsversicherung bei
Auslandsaufenthalt werden gestrichen; der Fertigstel-
lungstermin sowohl fiir das ,Mittelfristgutachten“ als
auch fur das ,Langfristgutachten“ der Kommission zur
langfristigen Pensionssicherung wird auf Ende Novem-
ber verlegt; fiir die Bemessung des besonderen Hoher-
versicherungsbetrages sind auch die auf den Dienstge-
ber entfallenden Beitragsteile heranzuziehen. Der bei
der Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirt-
schaft eingerichtete Uberbriickungshilfefonds, dessen
Mittel bei Vorliegen der Voraussetzungen nach § 44a
Abs. 3 GSVG in Form von Zuschissen zu den Beitra-
gen zur Pensions- und Krankenversicherung verwen-
det werden, wird um drei Jahre verlangert (bis Ende
2017). Die Anrechnung von Ersatzzeiten fiir Zeiten vor
Einfuhrung der Pflichtversicherung nach dem BSVG
- sogenannten Auslibungsersatzzeiten - wegen der
hauptberuflichen Beschéftigung als Kind (Enkel etc.)
im Land- und forstwirtschaftlichen Betrieb der Eltern
(GroReltern etc.) wird im Fall einer Schul- oder Be-
rufsausbildung ebenso grundsatzlich ausgeschlossen
wie die Moglichkeit zur Nachentrichtung von bereits
verjahrten Beitragen wegen der hauptberuflichen Be-
schaftigung als Kind (Enkel etc.) im land- und forstwirt-
schaftlichen Betrieb der Eltern (Groleltern etc.) wah-
rend einer Schul- oder Berufsausbildung.

Durch die 16. Novelle zum Notarversicherungs-
gesetz 1972, BGBL. | Nr. 16/2015, wird die Pensions-
anpassung im Bereich des NVG neu geregelt. Bei der
Ermittlung des Anpassungsfaktors ist kiinftig neben
dem unverandert zu ermittelnden Einkommensindex
auch die Entwicklung der Verbraucherpreise zu be-
ricksichtigen. Des Weiteren wird die Moglichkeit der
Inanspruchnahme der vorzeitigen Alterspension ab
Vollendung des 65. Lebensjahres unter Anhebung der

Deckelung der Abschlage von 14,4% auf 24% geschaf-
fen.

Durch das Meldepflicht-Anderungsgesetz, BGBI. |
Nr. 79/2015, wird die tagliche Geringfligigkeitsgrenze
ab 1. Janner 2017 aufgehoben; anstelle des jahrlichen
Beitragsnachweises und Beitragsgrundlagennachwei-
ses wird eine monatliche Beitragsgrundlagenmeldung
eingefiihrt, die bis zum 15. des Folgemonats elekt-
ronisch erledigt werden muss; anstelle der bisheri-
gen Mindestangaben-Meldung und spateren Vollan-
meldung kommt eine vereinfachte Anmeldung vor
Arbeitsantritt; fehlende Daten werden dann bei der
monatlichen Beitragsgrundlagenmeldung gemeldet;
die Verzugszinsen werden auf den Basiszinssatz plus
4 Prozentpunkte gesenkt; die Sanktionen bei Melde-
pflichtverletzungen werden neu geordnet; Sonder-
bestimmungen Uber die Versicherung fallweise be-
schaftigter Personen sowie uber die Versicherung der
unselbststandig beschaftigten Arbeiter/innen in der
Land- und Forstwirtschaft werden aufgehoben.

Das Sozialbetrugsbekampfungsgesetz, BGBI. | Nr.
113/2015, statuiert, dass die Pflichtversicherung von
Personen, die ihre Pflicht zum Erscheinen beim Kran-
kenversicherungstrager zwecks Auskunftserteilung
Uber die Beschaftigung bei einem Scheinunternehmen
nicht (rechtzeitig) erfillen oder die nicht glaubhaft
machen kénnen, dass sie tatsdchlich Arbeitsleistun-
gen verrichtet haben, erldscht; dass die Krankenversi-
cherungstrager an die rechtskraftige Feststellung des
Vorliegens eines Scheinunternehmens durch die Abga-
benbehdrden gebunden sind; und dass die Meldung in
Papierform nur mehr fiir natlrliche Personen im Rah-
men von Privathaushalten zuldssig ist. Des Weiteren
schafft es eine Richtlinienkompetenz fiir den Haupt-
verband der Sozialversicherungstrager beziglich der
Durchfiihrung, Dokumentation und Qualitatssiche-
rung von Kontrollen im Vertragspartnerbereich.
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Mit dem Steuerreformgesetz 2015/2016, BGBI. | Nr.
118/2015, wird die monatliche Hochstbeitragsgrundla-
ge zusatzlich zur Aufwertung fiir das Jahr 2016 um 90
EUR erhoht. Der Katalog der nicht als Entgelt gelten-
den Bezlige wird an die einkommenssteuerlichen Be-
stimmungen angeglichen. Aus dem Katalog der nicht
als Entgelt geltenden Bezlige wird eine Reihe von Po-
sitionen wie beispielsweise Jubilaumsgeschenke und
Pramien fur Diensterfindungen gestrichen; darlber
hinaus vereinheitlicht das Steuerreformgesetz die Ver-
sicherungsgrenzen fiir ,neue Selbststandige“ auf die
monatliche Geringfligigkeitsgrenze nach dem ASVG
und senkt die Mindestbeitragsgrundlage in der Pensi-
onsversicherung nach dem GSVG in den Jahren 2018
bis 2022 stufenweise auf die monatliche Geringfligig-
keitsgrenze ab.

Das Budgetbegleitgesetz 2016, BGBI. | Nr. 144/2015,
bringt die Gleichstellung der Zivilsiihnediener mit den
Dienstleistenden nach dem Freiwilligengesetz und da-
mit deren Einbeziehung in die Vollversicherung nach
dem ASVG.

Das Sozialrechts-Anderungsgesetz 2015, BGBI. | Nr.
162/2015, regelt die Aufnahme der Teilpflichtversiche-
rungszeiten in der Pensionsversicherung fuir Zeiten der
Kindererziechung und andere ehemalige Ersatzzeiten
in den Katalog der Beitragszeiten; normiert, dass Ein-
klnfte aus nebenberuflicher notérztlicher Tatigkeit die
Beitragspflicht nach dem Freiberuflichen-Sozialver-
sicherungsgesetz (FSVG) begriinden; regelt die Uber-
nahme der amtlichen Verlautbarungen der Sozialversi-
cherungin das Rechtsinformationssystem des Bundes;
statuiert Anlagesicherheit als zentrale Vorgabe bei der
Vermogensveranlagung durch die Versicherungstrager
und den Hauptverband; verschiebt den Zeitpunkt des
In-Kraft-Tretens aller im Zusammenhang mit der Ein-
fuhrung der monatlichen Beitragsgrundlagenmeldung
stehenden Bestimmungen um ein Jahr; ordnet die

Pflichtversicherung von Personen, die bei Berufsver-
tretungsbehorden und bei internationalen Organisati-
onen beschaftigt sind, neu; ermoglicht unter gewissen
Voraussetzungen die freiwillige Weiterversicherung in
der Pensionsversicherung trotz Pflichtversicherung in
einem anderen Staat; Regelung der Zusammenrech-
nung von Osterreichischen Pensionsversicherungs-
zeiten mit Beschaftigungszeiten bei internationalen
Organisationen und Einrichtungen der EU; enthalt
Anpassungen des Beitragsrechte im BSVG im Zusam-
menhang mit der Neufeststellung des Einheitswerts
des land- und forstwirtschaftlichen Vermogens, die zur
Einbeziehung ausgewahlter offentlicher Forderungen
in die Beitragsbemessung der bauerlichen Sozialversi-

cherung fuhrte.

Die Verordnung zur Festsetzung der Faktoren fiir
die Bemessung des besonderen Steigerungsbetra-
ges, BGBL. Il Nr. 64/2016, andert die Faktoren zur Be-
rechnung des besonderen Steigerungsbetrages unter
Berticksichtigung des europarechtlichen Gebots von
einheitlichen (unisex) Faktoren fiir Frauen und Manner.

Die Novelle zum ASVG, BGBI. | Nr.18/2016, ordnet
das Uberweisungsrecht bei Aufnahme in ein pensi-
onsversicherungsfreies Dienstverhaltnis und bei Aus-
scheiden aus einem pensionsversicherungsfreien
Dienstverhaltnis neu. Nunmehr sind bei Aufnahme
in ein pensionsversicherungsfreies Dienstverhaltnis
pro angerechnetem Beitragsmonat 22,8% der Be-
rechnungsgrundlage und bei Ausscheiden aus einem
pensionsversicherungsfreien Dienstverhaltnis pro an-
gerechnetem Beitragsmonat 22,8% des Letztbezuges
vor dem Ausscheiden als Uberweisungsbetrag zu leis-
ten. AuRerdem wird eine besondere Uberweisungsbe-
stimmung fiir den Fall des Endes der Pensionsversi-
cherungsfreiheit eines aufrechten Dienstverhaltnisses
geschaffen.
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Die Leistungsbezieher/innen nach dem neuen Fami-
lienbonusgesetz wurden mit BGBL. | Nr. 53/2016 in die
Teilversicherung in der Pensionsversicherung aufge-

nommen.
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4. KONSUMENTENPOLITIK
4.1 Schwerpunkte im Bereich
Konsumentenpolitik

4.1.1 Verbraucherschlichtung - Ein neuer Weg
Mit dem Schlagwort ,, Auliergerichtliche Streitschlich-
tung® (AS) ist der Gedanke verbunden, Konflikte aufier-
halb eines formellen (Gerichts-) Verfahrens zufrieden-
stellend fiir beide Parteien schnell und kostengiinstig
zu bereinigen. Osterreich verflgte bislang tber kein
einheitliches System auRergerichtlicher Streitbei-
legungsstellen. Es gab lediglich in einigen ausgewahl-
ten Sektoren und Bereichen - oft nur regional tatige -
Schlichtungsstellen, an die sich Verbraucher/innen mit
Beschwerden wenden konnten.

Europaische Vorgaben

Mit der Richtlinie Uber alternative Streitbeilegung?®, die
Mitte 2013 beschlossen wurde, verpflichteten sich die
Mitgliedstaaten, bis 2015 ein flaichendeckendes Netz
alternativer Streitbeilegungsstellen flr Verbraucher-
streitigkeiten zu schaffen. Ziel der Richtlinie ist, dass
sich Verbraucher/innen unionsweit in (nahezu) allen
vertragsrechtlichen - national oder grenzlberschrei-
tend - Streitigkeiten mit einem Unternehmen an eine
unabhangige Schlichtungsstelle wenden kénnen, wel-
che die Beschwerde rasch, fair, praktisch und objektiv
behandelt.

Pilotprojekt Verbraucherschlichtung

Um in Vorbereitung auf die Umsetzung moglichst viele
Erfahrungen zu sammeln, hat das Sozialministerium
noch vor Inkrafttreten der Richtlinie ein Pilotprojekt

gefordert. Unter der Leitung der ehemaligen OGH-
Prasidentin Dr. Irmgard Griss wurde in zwei Pilotpha-
sen (2013/2014 und 2014/2015 fir jeweils neun Monate)
ein kostenfreies alternatives Streitbeilegungsverfah-
ren fur nahezu alle Verbrauchervertrage angeboten.
Mit September 2015 wurde die Schlichtungsstelle als
Verein etabliert und wird seit Janner 2016 in Echtbe-
trieb gefiihrt. Frau Dr. Griss ist weiterhin als Schlichte-
rin im Verein tatig. Die ,Schlichtung fiir Verbraucher-
geschafte“ fungiert als Auffangschlichtungsstelle im
Sinne der Richtlinie. 33

Umsetzung

Die Vorbereitungen fiir die gesetzliche Umsetzung
der Richtlinie erfolgten gemeinsam mit dem Bundes-
ministerium flr Justiz. Das Alternative-Streitbeilegung-
Gesetz (AStG) ist im Juli 2015%* in Kraft getreten, die
Bestimmungen waren aber groRtenteils erst ab 9. Jan-
ner 2016 anwendbar.

Das Alternative-Streitbeilegung-Gesetz:

Anwendungsbereich

Der Anwendungsbereich des AStG umfasst alle Ar-
ten von entgeltlichen Vertragen zwischen einem in
Osterreich niedergelassenen Unternehmen und Ver-
braucher/innen, die in Osterreich oder in einem EWR-
Staat ihren Wohnsitz haben.

Ausgenommen sind Streitigkeiten Uber Gesundheits-
dienstleistungen, Streitigkeiten mit Anbieter/innen
offentlicher Aus- und Weiterbildung sowie Streitig-
keiten Uber Kaufvertrage betreffend unbewegliche
Sachen.

* Richtlinie 2013/11/EU des Europdischen Parlaments und Rates vom 21. Mai 2013 (iber die alternative Beilegung verbraucherrecht-

licher Streitigkeiten
33 siehe Abschnitt ,Acht AS-Stellen
3 BGBI. 105/2015
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Acht AS-Stellen

Das AStG benennt eine abschlieRende Liste von acht
AS-Stellen®. Sieben sind im Rahmen ihrer Zustandigkeit
zur Schlichtung berufen. Mit der ,,Schlichtung fiir Ver-
brauchergeschafte“*® als achte Schlichtungsstelle wur-
de eine allgemeine Schlichtungsstelle eingerichtet, die
als Auffangschlichtungsstelle fungiert. An diese Schlich-
tungsstelle konnen jedenfalls alle Streitigkeiten von
Verbraucherinnen und Verbrauchern herangetragen
werden, fir die keine der anderen genannten Schlich-
tungseinrichtungen zustandig ist. Jede AS-Stelle ist
verpflichtet, alle wichtigen Informationen rund um ihr
Verfahren sowie tiber den Zugang zu ihrem Verfahren
auf ihrer Website zur Verfugung zu stellen. Der Zugang
zu einer AS-Stelle muss on- und offline moglich sein.

AS-Zeichen

Diese acht staatlich anerkannten Streitbeilegungsstel-
len missen nachstehendes Zeichen fliihren und sind
damit nach aufden als jene Stellen sichtbar, die die
hohen Qualitatskriterien des Alternativen-Streitbei-
legung-Gesetzes erfiillen.

{ staatlich anerkannte :
verbraucherschlichtungsstelle

Verfahrensregeln
Die Ausgestaltung des Verfahrens ist den AS-Stellen
Uberlassen. Die AS-Stellen haben sich Verfahrens-

regeln zu geben. Diese haben den Verfahrensablauf
zu beschreiben und allfallige Griinde festzulegen, auf-
grund derer die Behandlung der Beschwerde abge-
lehnt wird und Uber Kosten, sofern diese anfallen, zu
informieren.

Rolle der Schlichterin/des Schlichters

Diese Personen werden inhaltlich verantwortlich mit
der Verfahrensfiihrung betraut und haben ihr Amt un-
abhangig und unparteiisch auszuiliben. Sie missen
Uber Rechtskenntnisse, das erforderliche Fachwissen
sowie Uber Erfahrung im Bereich der Schlichtung von
Streitigkeiten von Verbraucherinnen und Verbrau-
chern verfugen. Eine Funktionsdauer von mindestens
drei Jahren ist erforderlich. Eine Abberufung bedarf

wichtiger Griinde.

Ablehnungsgriinde

Das Gesetz zahlt einige Griinde auf, warum eine AS-
Stelle die Behandlung der Beschwerde ablehnen kann.
So kann die AS-Stelle eine Beschwerde ablehnen,
wenn diese bereits von einer anderen AS-Stelle oder
einem Gericht behandelt wird bzw. behandelt wurde
oder wenn kein Einigungsversuch mit dem Unterneh-
men unternommen wurde. Die Ablehnungsgrinde
sind in der Verfahrensordnung der AS-Stelle offenzu-
legen.

Kosten

Das Verfahren ist fiir beide Parteien grundsatzlich
kostenfrei, in den Verfahrensregeln kann jedoch an-
deres vorgesehen werden. Vom Verbraucher bzw. von
der Verbraucherin kann jedenfalls nur ein geringfugi-
ger Beitrag (Schutzgebiihr) verlangt werden.

* Schlichtungsstelle der Energie-Control Austria, Telekom-Schlichtungsstelle der Rundfunk und Telekom Regulierungs-GmbH,
Post-Schlichtungsstelle der Rundfunk und Telekom Regulierungs-GmbH, Agentur fiir Passagier- und Fahrgastrechte, Gemeinsa-
me Schlichtungsstelle der Osterreichischen Kreditwirtschaft, internet Ombudsmann, Ombudsstelle Fertighaus und Schlichtung

fiir Verbrauchergeschdfte
* siehe auch Kapitel ,Pilotprojekt Verbraucherschlichtung*




4. KONSUMENTENPOLITIK

Verfahren vor den AS-Stellen

Die Teilnahme am Verfahren ist fiir Verbraucher/innen
immer und fir Unternehmen in der Regel freiwillig. Fir
das Verfahren braucht es keine Vertretung durch ei-
ne/n Rechtsanwaltin/-anwalt oder eine/n Dritte/n. Ziel
eines Verfahrens vor einer Schlichtungsstelle ist eine
einvernehmliche Streitbeilegung. Die Schlichtungs-
stelle trifft selbst keine verpflichtende Entscheidung.
Das Einbringen einer Beschwerde bei der zustandigen
AS-Stelle und die gehorige Fortsetzung eines Schlich-
tungsverfahrens hemmen Anfang und Fortlauf der
Verjahrungsfrist sowie sonstiger Fristen zur Geltend-
machung der vom Verfahren betroffenen Rechte und
Anspriiche.

Informationspflichten der Unternehmen

Im Zeitpunkt eines konkreten Streitfalls, tiber den kei-
ne Einigung erzielt werden konnte, hat jedes Unter-
nehmen Verbraucher/innen (ber eine fir diesen
Streitfall zustandige AS-Stelle oder AS-Stellen zu infor-
mieren. Das Unternehmen hat zugleich anzugeben, ob
er an einem Verfahren teilnehmen wird.

Fur den Fall, dass ein Unternehmen gesetzlich ver-
pflichtet ist, am Verfahren mitzuwirken (z.B. Telefon-,
Internet- oder Rundfunkbetreiber/innen, Elektrizitats-
und Erdgasunternehmen, Bahn-, Bus-, Schiffs- und
Flugunternehmen sowie Postdiensteanbieter/innen)
oder sich zur Teilnahme vertraglich vorab freiwillig
verpflichtet hat, muss es zusatzlich auf der Website,
gegebenenfalls in den AGB (iber die AS-Stelle bzw.
AS-Stellen, von der/denen es erfasst wird, informieren.

4.1.2 Basiskonto, Erleichterung des Anbie-
terwechsels und Harmonisierung der
Zahlungsdienste

Verbraucherzahlungskontogesetz (VZKG)

Auf Grund der Richtlinie 2014/92 des Europaischen
Parlaments (EP) und des Rates vom 23. Juli 2014 lber
die Vergleichbarkeit von Zahlungskontenentgelten,
den Wechsel von Zahlungskonten und den Zugang zu
Zahlungskonten mit grundlegenden Funktionen hat die
Sektion Konsumentenpolitik des Sozialministeriums
einen Gesetzesentwurf erstellt. Dieser wurde im April
2016 vom Plenum des Nationalrats beschlossen.

Vergleichbarkeit der Kosten des Girokontos

Zu diesem Zweck wird von den Mitgliedstaaten ge-
meinsam mit den EU-Institutionen eine Liste der Be-
zeichnungen der reprasentativsten Dienstleistungen
(das sind jene Dienstleistungen, die am haufigsten
sind bzw. die am meisten Kosten verursachen) erstellt.
Da dieses Vorhaben Zeit beansprucht, ist zu erwarten,
dass diese Vorgaben voraussichtlich erst ab Mitte 2017
in Kraft treten werden.

Zahlungsdienstleister/innen (ZDL) missen diese Be-
zeichnungen in vorgegebener Reihenfolge und mit
speziellem Logo fiir eine Entgeltinformation (im Vor-
feld des Vertragsabschlusses fiir potentielle Kundin-
nen und Kunden) fur eine jahrliche Entgeltaufstellung
und fur ihr Glossar zur besseren Verstandlichkeit der
Bezeichnungen verwenden.

Zur besseren Vergleichbarkeit der Kosten verschiede-
ner ZDL muss in der Entgeltinformation und im Glossar
auf die Vergleichswebsite der Arbeiterkammer hinge-
wiesen werden. Die Inhalte dieser Vergleichswebsite
(www.bankenrechner.at/girokonto) sind ebenfalls im
Gesetz geregelt.
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Bestimmung zur Uberziehung

Folgende Bestimmung soll Menschen mit langerfristi-
gen Uberziehungen Schutz bieten: Sofern das Konto
seit mehr als drei Monaten durchgehend mit mehr als
dem eineinhalbfachen der durchschnittlichen monat-
lichen Eingéange belastet ist, mussen ZDL der jahrli-
chen Entgeltaufstellung einen Zusatz beifligen.

Dieser Zusatz enthalt eine Standardinformation (Soll-
zinssatz, sonstige Kosten, Gesamtkreditbetrag, etc.)
zu einem Kreditvertrag, mit dem der Finanzbedarf der
Uberschuldeten kostengiinstiger abgedeckt werden
konnte. Zudem muss ein Angebot zu einer individuel-
len Beratung gestellt werden. Erst bei der individuellen
Beratung kann geklart werden, ob die Verbraucherin
oder der Verbraucher ausreichend kreditwirdig ist.

Kontowechsel

Fur den Kontowechsel werden genaue Ablaufe und
Fristen festgelegt (maximale Dauer von 13 Geschafts-
tagen). Nach Vollmachtserteilung der Verbraucher/
innen an den empfangenden ZDL fordert der empfan-
gende ZDL den Ubertragenden ZDL zur Ubermittlung
diverser Daten auf. Beide haften, aufler flir hdhere Ge-

walt.

Basiskonto

Das Basiskonto ist ein Zahlungskonto mit grund-
legenden Funktionen (ZKgF). Das oberste Prinzip ist
die Nichtdiskriminierung (z.B. Diskriminierung auf-
grund des Geschlechts, des Alters, der Rasse, von Be-
hinderung, der sexuellen Ausrichtung, der Zugehorig-
keit zu einer nationalen Minderheit). Dies gilt fir alle
Konten.

Zum Basiskonto haben Verbraucher/innen mit recht-
maRigem Wohnsitz in der EU, aber auch Verbraucher/
innen ohne festen Wohnsitz sowie Asylwerber/innen

und solche, die auf Grund rechtlicher oder tatsach-
licher Griinde nicht abgeschoben werden konnen,
Zugang. Der Identitatsnachweis wird bei den letzten
Gruppen uber die Verfahrenskarte oder Aufenthalts-
berechtigungskarte oder die Karte fiir Geduldete er-
bracht.

Zum Angebot eines solchen Kontos sind alle Banken
verpflichtet, die Girokonten fiir Verbraucher/innen an-
bieten. Die Er6ffnung muss innerhalb von zehn Tagen
ab Antrag erfolgen. Bei Ablehnung miissen die Ver-
braucher/innen schriftlich iber die Ablehnungsgriinde
und Beschwerdemaoglichkeiten informiert werden.

Es gibt nur zwei Griinde fiir eine Ablehnung;:

= Die Kontowerber/innen haben bereits ein Konto in
Osterreich und kénnen es auch nutzen.

= Gegen die Kontowerber/innen ist wegen einer straf-
baren vorsatzlichen Handlung zum Nachteil des
Kreditinstituts ein Strafverfahren anhangig oder sie
sind wegen einer solchen Tat bereits verurteilt.

Der Umfang der Kontoaktivitaten muss das umfassen,
was auch anderen Verbraucher/innen angeboten wird.
Dazu gehdéren grundsatzlich

= Einzahlungen, Barabhebungen,

= Bankomatabhebungen,

= Lastschriften,

= Zahlungskartenzahlungen, Online-Zahlungen,

» Uberweisungen, Dauerauftrage.

Die flir das Konto zu bezahlenden Entgelte sind auf 80
EUR pro Jahrbegrenzt, wobei fuir sozial oder wirtschaft-
lich besonders schutzbedirftige Verbraucher/innen ein
Hochstentgelt von 40 EUR pro Jahr vorgesehen ist. Der
Kreis der Beguinstigten wird durch eine Verordnung des
Sozialministeriums noch festzulegen sein.
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Die Kreditinstitute haben die Moglichkeit, den Preis flr
das Konto auf Grund einer vereinbarten Verbraucher-
preisindex-Klausel alle zwei Jahre anzupassen. Einzig
Kosten fur die Nichtdeckung des Kontos, sogenannte
Ricklastschriften, diirfen auferhalb der Kontopau-
schale verrechnet werden, miissen aber angemessen

sein.

Grundsatzlich darf ein Basiskonto nicht (iberzogen
werden. Banken sind verpflichtet, Kundinnen/Kunden,
die ein Basiskonto erwerben wollen, unentgeltlich zu
unterstutzen und zu informieren.

Eine Kiindigung des Basiskontos ist nur bei Vorliegen

folgender Griinde moglich:

= Nutzung furr nicht rechtmaRige oder fiir unternehme-
rische Zwecke;

= zwei Jahre kein Zahlungsvorgang;

kein rechtmaRiger Aufenthalt mehr in der EU;

unrichtige Angaben bei der Kontoeroffnung;
= Eréffnung eines zweiten Kontos in Osterreich;

Anklageerhebung wegen einer strafbaren vorsatzli-
chen Handlung zum Nachteil des Kreditinstituts oder
« Ablehnung einer Anderung des Rahmenvertrags
(Entgelterhéhung).

Das Sozialministerium ist verpflichtet, Gber die Um-
stande zur Erlangung eines Basiskontos, liber seinen
Inhalt und die Beschwerdemoglichkeit bei der Finanz-
marktaufsicht (FMA) zu informieren. Dies betrifft ins-
besondere kontolose, schutzbediirftige Verbraucher/
innen sowie Verbraucher/innen ohne festen Wohnsitz.

Die FMA hat als zustandige Behorde statistische Daten
uber die Praxis und den Vollzug des Gesetzes zu mel-
den, Beschwerden von Verbraucher/innen entgegen-
zunehmen und Verwaltungsstrafen zu verhangen. Die-
se bewegen sich zwischen 5.000 EUR und 30.000 EUR.
Das Gesetz ist mit 19. September 2016 in Kraft getreten.

4.1.3 Rechtsdurchsetzung (Verbraucherzivil-
recht und Marktiiberwachung)

Die Forderung der Rechtsdurchsetzung ist eine der im
Bundesministeriengesetz definierten Aufgaben des
Sozialministeriums. Dies erfolgt einerseits im Bereich
des Zivilrechts durch Bereitstellung von finanziellen
Mitteln zur Klagsfiihrung, andererseits durch Markt-
Uberwachung im Bereich der Produktsicherheit sowie
durch Teilnahme an gemeinsamen Rechtsdurchset-
zungsaktivitaten im Rahmen des Verbraucherbehor-
dennetzwerkes auf EU-Ebene.

Rechtsdurchsetzung des Verbraucherzivilrechts
Seit dem Jahr 1992 wird der Verein fir Konsumen-
teninformation (VKI) vom flir Verbraucherschutz zu-
standigen Ministerium mit der Fihrung von Muster-
prozessen und Verbandsklagen beauftragt. Der Verein
fir Konsumenteninformation unterzieht im Auftrag
des Sozialministeriums Allgemeine Geschaftsbedin-
gungen stichprobenartig einer praventiven Kontrolle
und geht mit Abmahnverfahren und gegebenenfalls
mit Verbandsklage gegen gesetz- oder sittenwidrige
Vertragsklauseln vor. Weiters verfligt der VKI tiber eine
Klagsmoglichkeit wegen irrefihrender Werbung und
wegen VerstoRen gegen bestimmte EU-Verbraucher-
schutzrichtlinien. Zusatzlich werden fir die Organisa-
tion von Sammelinterventionen finanzielle Mittel zur
Verfligung gestellt.

Die im Rahmen der Klagstatigkeit geflihrten Muster-
prozesse, Sammelklagen und Unterlassungsklagen
tragen wesentlich dazu bei, fiir Verbraucher/innen
nachteilige Geschaftspraktiken rechtlich zu verfolgen
und Rechtsprechung zu schwierigen Rechtsfragen und
damit Rechtssicherheit zu erhalten. Als Konsequenz
der Klagstatigkeit ergibt sich auch eine marktbereini-
gende Wirkung.
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Die Auswahl der Verfahren spiegelt die inhaltliche Brei-
te des Konsumentenschutzes wider. Aktuelle Schwer-
punkte der Klagstatigkeit sind:

Verbraucherrechte-Umsetzungs-Gesetz (VRUG)

Das im Jahr 2014 in Kraft getretene VRUG hat das Kon-
sumentenschutzrecht in vielen Belangen (Riicktritts-
regelungen, vorvertragliche Informationspflichten,
u.v.m.) wesentlich verdndert. Es werden Verfahren ge-
fuhrt, um offene Rechtsfragen zu klaren, des Weiteren
werden Vertrage auf deren Rechtskonformitat geprift.
Im Onlinebereich wurde im Rahmen des Sweeps dazu

ein Schwerpunkt gesetzt (siehe Abschnitt 4.1.3).

Besitzstorungsklagen

Zahlungsaufforderungen von 175 EUR bzw. die An-
drohungen von Besitzstorungsklagen wegen der unzu-
[assigen Nutzungvon Privatparkplatzen, die zahlreiche
Konsument/innen erhielten, waren Anlass fiir Muster-
prozesse, mit welchen die Besitzstorungsklagen abge-
wehrt wurden. Mehr als die Halfte der Verfahren konn-
ten positiv erledigt werden.

Personenbetreuung

In den Vertragen, die betreuungsbediirfte Personen
mit den vermittelnden Agenturen abschlieen, wer-
den insbesondere Vertragsklauseln einer Uberprifung
unterzogen, die fiir die betroffenen Familien nachteilig
sind. Dazu gehoren insbesondere Vertragsbestimmun-
gen, die die Haftung der Vermittlungsagenturen weit-
gehend ausschlieRen sowie Vertragsklauseln, die der
Familie der betreuungsbedirftigen Person die Weiter-
beschaftigung der Betreuungskraft nach Vertragsbe-
endigung mit der Agentur verbieten.

Reise

Fragen zu Entschadigungsleistungen bei Verspatung
oder Ausfall des Flugs sowie rund um den kosten-
losen Riicktritt wegen hoherer Gewalt (insbesondere

aufgrund der politischen Lage in beliebten Urlaubs-
landern) sind insbesondere Gegenstand dieser Ver-
fahren. Auch Bedingungen der Luftfahrtunternehmen
zu Fluggutscheinen wurden auf ihre Zulassigkeit ge-
prift. Der OGH untersagte unter anderem die Verwen-
dung einer Klausel, die ein Kombinationsverbot meh-
rerer Gutscheine vorsah.

Telekommunikation

Das Telekommunikationsgesetz ermdglicht Konsu-
mentinnen/Konsumenten ein kostenloses Kindigungs-
recht, wenn Anderungen der Vertragsbedingungen
nicht nur beglinstigend sind. Ob Erklarungsfiktions-
und Indexklauseln, die zu einer automatischen Erho-
hung der Entgelte fiihren, ein solches Kiindigungsrecht
auslosen, soll abgeklart werden.

Finanzdienstleistungen

SchwerpunktmaRig werden Bank-Bedingungen bzw.
Bedingungen von Wertpapierdienstleistungsunter-
nehmen beanstandet, die zahlreiche unzulassige Ver-
tragsklauseln, insbesondere wegen VerstoRen gegen
das Verbraucherkreditgesetz und das Zahlungsdiens-
tegesetz (z.B. Zusatzentgelte fur Zahlungen per Erlag-
schein), beinhalten.

»Schiffsfonds®

Betroffene Anleger/innen, die sich durch die Vermitt-
lung von geschlossenen Immobilien- oder Schiffsfonds
durch Banken geschadigt sehen, erhalten Unterstut-
zung bei der Geltendmachung von Schadenersatz-
ansprichen.

Negativzinsen

Die Banken haben beiVerbraucherkreditenin der Regel
variable Zinsen angeboten, die sich nach bestimmten
offentlichen Indikatoren richten. Auf diese Indikatoren
wurde i.d.R. ein Aufschlag - z.B. von 1,5 Prozent - ver-
einbart. Derzeit gehen die Geldmarkt-Parameter unter
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Null. Mit Hilfe der gefiihrten Verfahren soll geklart wer-
den, wie sich dieser Umstand auf die Kreditvertrage
auswirkt.

Fremdwdhrungskredite

Gegenstand der Verfahren zu den Fremdwahrungs-
krediten ist die Frage, ob Konsumentinnen und Kon-
sumenten bei Abschluss des Fremdwahrungskredites
vollstandig und richtig beraten wurden bzw. welcher
Schaden ihnen daraus entstanden ist.

Sammelaktion Brustimplantate

Der Verein fir Konsumenteninformation fuhrt eine
Sammelaktion fiir Osterreicherinnen, die durch Brust-
implantate der franzdsischen Firma PIP (Poly Im-
plant Prothese) geschadigt wurden. 69 Frauen aus
Osterreich schlossen sich dem Strafverfahren gegen
den Grunder von PIP und vier leitende Angestellte an.
In Summe geht es fiir die 6sterreichischen Geschadig-
ten um rund 570.000 EUR.

Unlauterer Wettbewerb

Schwerpunkt der Klagstatigkeit in diesem Bereich
ist Werbung, die gezielt an Kinder bzw. Jugendliche
gerichtet ist und eine Kaufaufforderung enthalt. An-
hand gezielter Verbandsverfahren gegen aggressive
Kinderwerbung (Fernsehwerbung, Werbungen auf
Drucksorten und im Internet, Werbung in der Schule)
wird versucht, Judikatur zu den gesetzlichen Grund-
lagen zu erhalten. Ein weiterer Schwerpunkt wird auf
irrefihrende Produktaufmachung im Lebensmittelbe-
reich gelegt. Beispielsweise wurde die Verpackung fiir
Kaferbohnen beanstandet, welche Verbraucher/innen
ein regionales oOsterreichisches Produkt nahe legte,
tatsachlich aber chinesische Bohnen beinhaltete.

Rechtsdurchsetzung nach der Verbraucherbe-
hordenkooperationsverordnung der EU

Im Rahmen des Europaischen Verbraucherbehor-
denkooperationsnetzwerkes (Consumer Protection
Cooperation - CPC) werden alljahrlich sogenannte
»Sweeps“ (Aktionen zur Uberpriifung der Rechtskon-
formitat von Internetseiten) durchgefiihrt.

Auch 2015 und 2016 haben die 6sterreichischen Ver-
braucherbehorden an der Bereinigung von Rechtsver-
stolRen mitgearbeitet.

Im Herbst 2015 waren die Bestimmungen der Verbrau-
cherrechte-Richtlinie, welche bis 2014 umzusetzen
war, Maldstab des Sweeps. Das Spektrum der Uber-
priften Online-Shops war weit gefasst: Insgesamt
wurden 17 Webseiten Uberpriift, worunter beispiels-
weise Online-Anbieter/innen von Blichern, Spielen,
elektronischen Geraten, Mobeln, Bekleidung, Kosme-
tika, Freizeitdienstleistungen genauso im Fokus der
Aufmerksamkeit standen wie Betreiber/innen von

Dating-Plattformen.

Uberprift wurde im Wesentlichen die Einhaltung der
vorvertraglichen Informationspflichten (z.B. Angabe
Uber wesentliche Eigenschaften der Ware, die Preis-
auszeichnung, Riicktrittsbelehrung) und der Beschrif-
tung des Bestellbuttons. Von den 17 Uberpriften Sei-
ten wurden bei insgesamt neun Rechtsverstofie gegen
die Verbraucherrechte-Richtlinie gefunden. Von die-
sen neun Seiten werden flinf von Osterreichischen,
drei von deutschen und eine von einem danischen Un-
ternehmen betrieben.

Die Rechtsdurchsetzung erfolgt hinsichtlich der
grenziiberschreitenden Verstofte durch den osterrei-
chischen Bundeskartellanwalt. Gegen die Osterrei-
chischen Anbieter/innen gehen der Verein fir Konsu-
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menteninformation sowie die Bundesarbeiterkammer
vor. Diese ,Sweeps”“ verdeutlichen die Funktion eines
schlagkraftigen EU-weiten Netzwerkes im Hinblick auf
eine bereinigende und abschreckende Wirkung auf die

gepriften Branchen.

Um EU-weite RechtsverstoRe gemeinsam zu be-
kampfen, werden im Rahmen des Verbraucherbehor-
dennetzwerkes gemeinsame Rechtsdurchsetzungs-
aktivitaten vorgenommen. Im Jahr 2015 standen die
Praktiken bzw. die Klauseln in den Allgemeinen Ge-
schaftsbedingungen der Mietwagenunternehmen auf
dem Prifstand. Diese gemeinsame Durchsetzungs-
aktion basierte im Wesentlichen auf den bei den
europdischen Verbraucherzentren eingegangenen
und stetig ansteigenden Zahlen von Konsumentenbe-
schwerden Uber Kfz-Anmietungen im In- und Ausland.

Nach dem Eingreifen der europaischen Verbraucherbe-
hérden und der Europaischen Kommission (EK) haben
sich die finf groRten EU-weit tatigen Mietwagenfirmen
(Avis-Budget, Enterprise, Europcar, Hertz und Sixt) zu
einer Uberprifung ihrer Praktiken verpflichtet. Zu den

wichtigsten zugesagten Verbesserungen zahlen:

= Mehr Transparenz bei Online-Buchungen (genauere
Informationen (ber verpflichtende Gebihren und
Kosten, kostenpflichtige Zusatzoptionen und we-
sentliche Mietkonditionen);

bessere Informationen Uber Verzichtsoptionen und
Versicherungsprodukte;

bessere und transparentere Konditionen im Hinblick

auf die Abrechnung des Kraftstoffverbrauchs;

= Transparentere und fairere Verfahren zur Begutach-
tung etwaiger Schaden;

= angemessenere Moglichkeiten flr Verbraucher/in-

nen, sich gegen Forderungen von Unternehmen zur

Wehr zu setzen, bevor sie abgebucht werden.

Die Forderungen der Behdérden werden nunmehr
schrittweise von den fiunf Unternehmen sowie den
Franchisenehmerinnen/Franchisenehmern und Zwi-
schenhandlerinnen/Zwischenhandlern umgesetzt und
von der EK und den Verbraucherbehérden laufend

evaluiert.

Marktiiberwachung im Bereich Produktsicherheit
Auf Grundlage des Produktsicherheitsgesetzes 2004
wird von der Sektion Konsumentenpolitik die Markt-
Uberwachung im Bereich der ,allgemeinen Produkt-
sicherheit® durchgefiihrt bzw. koordiniert. Davon ist
das Inverkehrbringen von Konsumentenprodukten,
die keiner speziellen Regelung unterliegen, erfasst. Da-
runter fallen beispielsweise - soweit es um die Sicher-
heit von Produkten in der typischen Wohnumgebung
von Verbraucher/innen geht - Kinderartikel, Sport-
gerate, Werkzeug, Mobel und Textilien. Fir Elektro-
gerate, Maschinen, Druckbehalter, Medizinprodukte
u.a.m. gibt es hingegen eigene rechtliche Regelungen
- diese Produktgruppen fallen daher nicht unter das
Produktsicherheitsgesetz 2004.

Marktiiberwachung vor Ort

Eigens bestellte Produktsicherheits-Aufsichtsorgane
der Lander sind im Rahmen der Marktiiberwachung
vor Ort - also vor allem dort, wo Produkte verkauft
und abgegeben werden - tatig. In der Regel erteilt
das Sozialministerium die Auftrage, bei welchen Pro-
duktgruppen oder Einzelprodukten aktuell Erhebun-
gen erforderlich sind. Die Auswahl der zu (iberwachen-
den Produkte ergibt sich wiederum aus verschiedenen
Quellen, vor allem dem Europaischen Produktsicher-
heits-Meldesystem RAPEX, aber auch aus Verbrau-
Unfallstatistik, Medienberichten
oder der Informationen anderer Behorden. Zudem

cherbeschwerden,

werden auch abseits konkreter Anlassfalle Schwer-
punktaktionen veranlasst.
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Je nach Bedarf werden von den Produktsicher-
heits-Aufsichtsorganen Erhebungen, Sichtprifungen
vor Ort oder Probenziehungen durchgefihrt. Bei Ge-
fahrim Verzug sind auch Sofortmalinahmen - etwa ein
Verkaufsverbot - moglich.

Aktuelle Aktionen

Im Jahr 2015 bzw. im ersten Halbjahr 2016 wurden
insbesondere Marktliberwachungstatigkeiten fiir die
Produkte Bernsteinketten (Erstickungsgefahr), Kinder-
hochstihle (mechanische Sicherheit), Scooter (mecha-
nische Sicherheit), Rauchmelder (im Rahmen eines in-
ternationalen Projektes), Handyhiillen und Kopfhérer
(chemische Risiken), Yoga- und KFZ-Matten (chemi-
sche Risiken), Fenstersicherungen (Online-Angebote)
und Fahrradkindersitze (Online-Angebote) gesetzt.

Online-Handel

Die Marktuberwachung hat sich in der Vergangenheit
auf das Uberwachen des Verkaufes im stationdren
Handel konzentriert. Diese Form der Uberwachung
hat zwar nach wie vor groRe Bedeutung, muss aber
im Hinblick auf moderne Vertriebsformen - Stichwort
»0nline-Handel“ - neue Wege gehen. Wahrend bei
Drittlandimporten in Zusammenarbeit mit den Zollbe-
horden gefahrliche Produkte abgefangen werden kon-
nen, entfallt bei Online-Kaufen im Binnenmarkt jeg-
liche Einfuhr-Kontrolle. Gerade in diesem Bereich ist
daher internationale Zusammenarbeit unumganglich.
Dies erfolgt auf europaischer Ebene durch Teilnahme
an sogenannten ,Joint Actions“ (grenziiberschreiten-
de Marktiiberwachung). Bilaterale Kontakte - zuletzt
eine Arbeitstagung mit bayerischen Behdrden - ergén-
zen diesen Ansatz.

Laborpriifungen

Ein Problembereich sind die steigenden Kosten fir
Laborpriifungen. Dies ist auf die zunehmend komplexer-
en Produktstandards und aufwandige und kosten-

intensive Untersuchungen (z.B. chemische Analysen)
zurlickzufuhren: Bei manchen Produkten Uberstei-
gen die Prifkosten den Produktpreis um den Faktor
200 oder mehr. Daher wird auch hier eine internatio-
nale Kooperation immer wichtiger. Prifergebnisse in
Europa werden z.B. mit der Datenbank ICSMS allen
Produktsicherheitsbehdrden zuganglich gemacht.

Einschatzung des Marktes

Die Ergebnisse der Marktiiberwachungstatigkeit im
Berichtszeitraum zeigen, dass das Produktsicherheits-
niveau in Osterreich bzw. der EU grundsatzlich hoch
ist. Schwere Unfalle, die unmittelbar auf gefahrliche
Produkte zurlickgehen, kommen nicht sehr haufig vor.
Dennoch bedarf es einer laufenden Uberwachung, um
gefahrlich konstruierte Waren und produktionsbedingt
unsichere Produkte zu identifizieren, neue Produkt-
trends mit sicherheitsrelevanten Folgen rechtzeitig zu
erkennen und die entsprechenden GegenmaRnahmen
setzen zu konnen. Verkaufsverbote und verpflichten-
de Rickrufe sind als Mittel zur Gefahrenabwehr nach
wie vor unabdingbar, auch wenn die meisten Produkt-
sicherheitsprobleme mit den betroffenen Unterneh-
men kooperativ gelost werden kénnen.

4.2 \Weitere Legistik und legistische
Vorhaben

Novelle des Telekommunikationsgesetzes

Die Novelle des Telekommunikationsgesetzes (TKG) im
November 2015 brachte aus Verbrauchersicht bedeut-
same Anderungen. Die Kiindigungsfrist fiir Konsumen-
tinnen/Konsumenten wurde bei ab 27. Februar 2016
abgeschlossenen Vertragen von drei auf einen Monat
verkirzt. Zudem wurde die Verordnungsermachtigung
der Rundfunk und Telekom Regulierungs-GmbH be-
treffend Mehrwertdienste auf samtliche Dienste von
Drittanbieterinnen/Drittanbietern erweitert.
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Da die elektronische Kommunikation flr einen Teil der
Bevolkerung (z.B. altere Menschen) nach wie vor nicht
selbstverstandlich ist, blieb das Wahlrecht zwischen einer
Rechnungin elektronischer und Papierform bestehen und
wurde nur fiir Unternehmervertrage eingeschrankt.

Energieeffzienz-Richtlinienverordnung

Das Energieeffizienzgesetz (EEffG) verpflichtet Ener-
gielieferantinnen/Energielieferanten (z.B. Stromunter-
nehmen) zur Unterstiitzung von Malnahmen, die die
Energieeffizienz verbessern. Dem Gesetz entsprechend
werden mit der Energieeffizienz-Richtlinienverordnung
solche EffizienzmaRnahmen, wie z.B. der Austausch
alter Thermen, die einkommensschwachen Personen
zu Gute kommen, sowie Projekte mit Sozialeinrichtun-
gen und Schuldenberatungen, die Energieeffizienz
bewirken, hoher bewertet. Dadurch sollen Energie-
effizienzmalRnahmen auch bei darmeren Bevdlkerungs-
schichten ankommen.

Alternativfinanzierungsgesetz (AltFG)

Zielrichtung des im September 2015 in Kraft getre-
tenen AltFG ist einerseits die Forderung innovativer
Start-ups, andererseits aber auch die Finanzierung
von Klein- und Mittelbetrieben durch finanzielle Mittel
privater Anleger/innen.

Die Schwelle fiir die Prospektpflicht von Unterneh-
mensemissionen wurde auf 5 Mio. EUR angehoben. Im
Bereich von 1,5 bis zu 5 Mio. EUR ist ein vereinfachter
Prospekt zu erstellen. Bei Emissionen sind nun schon
ab 100.000 EUR genau definierte Informationen fir
die Verbraucher/innen zu erstellen und zu priifen. Die
Prifer/innen haften fir die Koharenz, Vollstandigkeit
und Verstandlichkeit der Information.

Grundsatzlich durfen Anleger/innen - von Ausnahmen
abgesehen - pro Emission und Jahr nicht mehr als
5.000 EUR veranlagen.

Hypothekar und Immobilienkreditgesetz (HIKrG)
Das im Marz 2016 in Kraft getretene Gesetz setzt die
Wohnimmobilienkredit-Richtlinie der EU um. Das Ge-
setz gilt fir Immobilienkredite (d.h. Kredite, die fiir
den Erwerb oder die Erhaltung von Eigentumsrech-
ten an einer unbeweglichen Sache bestimmt sind)
und Hypothekarkredite. Kreditgeber/innen mussen
allgemeine Informationen (in Form von Foldern oder
auf der Website) und vorvertragliche, auf die konkre-
ten Verbraucher/innen zugeschnittene Informatio-
nen erteilen; letztere in Form eines standardisierten
ESIS-Merkblattes (european standardised information
sheet).

Ergibt die Bonitatspriifung, dass die Verpflichtun-
gen im Zusammenhang mit dem Kreditvertrag wahr-
scheinlich nicht erfillt werden kdonnen, darf ein Im-
mobilien- oder Hypothekarkredit gar nicht vergeben

werden.

Verbraucher/innen haben ein zweitagiges Ricktritts-
recht, wenn sie die Vertragserklarung innerhalb von
zwei Werktagen nach Erhalt des ESIS-Merkblattes
- bzw. ohne ein ESIS-Merkblatt erhalten zu haben -
abgeben.

Wohnrechtsnovelle 2015

Die Wohnrechtsreform, deren Regelungen seit Janner
2015 gelten, beschrankt sich auf die Regelung bzw.
Klarstellung von zwei wohnrechtlichen Bereichen. Im
Mietrecht wird die Erhaltungspflicht der Vermieter/in-
nen auf Heizthermen, Warmwasserboilern und andere
von Vermieterseite zur Verfligung gestellte Warme-
bereitungsgerate ausgedehnt, wobei diese Regelung
auch fur bestehende Mietverhaltnisse gilt. Im Woh-
nungseigentumsrecht entfallt - auch rickwirkend -
die Notwendigkeit, Zubehér zum Wohnungseigentum
(Garagen, Kellerabteile oder Eigengarten) separat im

Grundbuch eintragen zu lassen.
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Novelle des Wohnungsgemeinniitzigkeitsgesetzes
(WGG)

Im Wesentlichen werden durch dieWGG-Anderung zwei
Bereiche einer Neuregelung unterworfen: Zum einen
erfolgt eine verstarkte Absicherung des gemeinnitzi-
gen Vermogens®, zum anderen werden die Pflichten,
Durchsetzbarkeit und Finanzierung von Erhaltungs-
und Verbesserungsarbeiten erweitert bzw. neu ge-
regelt. Gemeinnitzige Vermieter/innen sind nunmehr
auch fir die Erhaltung im Wohnungsinneren zustandig
und haben vertraglich vereinbarte Wohnungseinrich-
tungen zu reparieren und zu erneuern. Ausgenommen
von dieser Erhaltungspflicht sind Bagatellreparaturen
sowie die Erhaltung von Malerei und Tapete, fiir welche
die Mieter/innen zustdndig sind. Eine Anderung erfolg-
te in Bezug die Hohe und Entwicklung des Erhaltungs-
und Verbesserungsbetrages (EVB) durch nunmehr mo-
derate jahrliche Steigerungen des EVB. Erhohungen
des EVB zum Zweck der Finanzierung von thermischen
und barrierefreien Sanierungen kdnnen nun mit einer
schriftlichen Zustimmung von drei Viertel der Mieter/
innen durchgesetzt werden. Die Neuregelungen gelten
ab Janner bzw. Juni 2016 und sind auch auf bestehen-
de Mietverhaltnisse anwendbar.

2. Mietrechtliches Inflationslinderungsgesetz
(MILG)

Mit diesem Gesetz wird die Erh6hung der Richtwert-
mieten um ein Jahr ausgesetzt. Davon profitieren
Mieter/innen in Altbauten, da es 2016 zu keiner Mieter-
héhung kommt. Erst 2017 erfolgt wieder eine Index-
anpassung der Richtwertmieten.

Novelle der Gewerbeordnung (GewO)
Mit der Berechtigung zur Personenbetreuung konnte
sowohl die Tatigkeit als Vermittler/in als auch als Be-

treuungskraft ausgeuibt werden. Mit Inkrafttreten der
Novelle zur GewO im Juni 2015 erfolgte die Trennung
dieser Gewerbe. Nunmehr gibt es zwei selbststandige
Gewerbe im Bereich der Personenbetreuung, namlich
die Organisation der Personenbetreuung (Vermittler-
tatigkeit) und die Personenbetreuung (Betreuungs-
tatigkeit der Personenbetreuer/innen).

Organisation von Personenbetreuung - Standes-
und Ausiibungsregeln

Die Verordnung uber Standes- und Auslibungsregeln
auf Basis der Gewerbeordnung schreibt Verhaltensre-
geln fiir Vermittlungsagenturen vor. In der Werbung
haben Vermittler/innen auf ihre Vermittlungstatigkeit
hinzuweisen und Kontaktdaten anzufiihren, unter de-
nen nahere Auskiinfte abgefragt werden kénnen (u.a.
Leistungen, Preise). Familien, die mit Vermittler/innen
Kontakt aufnehmen, sind lber den Preis der Vermitt-
lertatigkeit, Uber die von der Vermittlungsagentur an-
gebotenen Leistungen bzw. Giber deren Kosten im De-
tail zu informieren. Zwischen Vermittler/innen und zu
betreuender Person ist ein schriftlicher Vertrag Pflicht,
zudem werden Mindestinhalte vorgeschrieben. Aus-
drucklich geregelt ist nunmehr auch, wann Vertrage
mit Vermittlungsagenturen enden. Ab 2. Janner 2016
sind die rechtlichen Vorgaben flr Vermittlungsagentu-
ren verpflichtend.

4.3 Verbraucherbildung

Website: www.konsumentenfragen.at

Die Website ist seit August 2010 online und wird taglich
mehr als zweitausend Mal abgerufen. Die Dreiteilung
in die Bereiche ,Mein Alltag“ mit allen verbraucher-
relevanten Fragestellungen und Ansprechpartner/
innen, ,Mein Geld“ mit den wesentlichen Finanz-

¥ Verwendung des Eigenkapitals im Sinne des Generationenausgleichs auch fiir Nachfrager-Generationen sowie Vermeidung von
Spekulation mit Genossenschaftswohnungen durch Einfiihrung einer Spekulationsfrist bzw. der Verpflichtung, den durch den

Verkauf erzielten Gewinn an die Bauvereinigung zu zahlen.
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fragen und ,Fir die Schule“ mit Unterrichtsmateri-
alien, Trainingsbeispielen und Wissenschecks hat
sich bewahrt. Regelmaliige News informieren Uber
konsumentenrelevante Ereignisse, Gesetzesanderun-
gen oder Veranstaltungen. Dariiber hinaus stehen
Basisinformationen in 13 verschiedenen Sprachen zur
Verfligung.

Verbraucherbildung als politischer Auftrag

Um Verbraucherbildung besser in der Bevolkerung zu
verankern, werden Osterreichweit gemeinsam mit der
Schuldnerhilfe Oberdsterreich Seminare fir Lehrkrafte
und Multiplikatorinnen/Multiplikatoren angeboten.

Zudem werden auf Messen und sonstigen Veranstal-
tungen einschlagige Fragebdgen liber Konsumenten-
rechte an die Bevolkerung verteilt und die Ergebnisse
anschlielend mit den Verbraucher/innen besprochen.

4.4 Veranstaltungen

Tagung ,,Junge Verbraucherinnen und Verbrau-
cher im Fokus der Wirtschaft*

Zu diesem Thema fand 2015 eine Tagung im Rahmen
der Veranstaltungsreihe ,Konsumentenpolitik im Ge-
sprach“ (vormals Wilhelminenberggesprache) statt.
Im Rahmen dieser Veranstaltung wurde das Thema
aus dem Blickwinkel unterschiedlicher Disziplinen
(z.B. Vertreter/innen der Sozialwissenschaft, des
Marketings, des Handels, von Schuleinrichtungen,
beleuchtet
und auch die Frage nach den Grenzen der an Kinder

Jugendvertreterinnen/Jugendvertretern)

und Jugendliche gerichteten Werbung erértert.

Konsumentenpolitisches Forum (KPF) 2015

Zentrale Themen des KPF 2015 - der jahrlichen Zu-
sammenkunft der wichtigsten in Konsumentenan-
liegen engagierten Organisationen Osterreichs (z.B.
Arbeiterkammer, Verein fiir Konsumenteninformation,

Regulierungsbehorden fiir Telekommunikation, Ener-
gie und Schienenverkehr) - waren Leistbares Wohnen,
das Recht auf ein Basiskonto, die Umsetzung der Ver-
braucherrechterichtlinie, eine erste Bilanz des Pilot-
projekts Verbraucherschlichtung und zwei Initiativen
im Energiebereich.

4.5 Studien und Umfragen

Das Konsumentinnen-Barometer 2015
Mit dem Konsumentinnen-Barometer, das alle zwei
Jahre erhoben wird, werden rund 2000 Personen zu
ihrem Beschwerdeverhalten und ihrem Wissen diverse
Konsumententhemen betreffend befragt.

Obwohl im Vergleich zur Erhebung im Jahr 2013 mehr
Personen angaben, Anlass zur Beschwerde bei Kauf
und Nutzung von Produkten oder Dienstleistungen zu
haben, haben letztlich nur 72% tatsachlich Beschwer-
de erhoben, was einen Riickgang von 5% darstellt.
Gleichzeitig wird das Beschwerdehandling als mihe-
voller empfunden.

Wie ein roter Faden zieht sich das festgestellte Ver-
besserungspotential im Hinblick auf das tatsachliche
Wissen der Verbraucher/innen um ihre Rechte, das
sich in den letzten Jahren nicht signifikant verandert
hat, durch die Evaluierung. Was beispielsweise der ef-
fektive Jahreszins (iber einen Kredit aussagt, konnten
nur 46% der Osterreicher/innen richtig beantworten.
Wie bei den anderen Wissensfragen sind auch hier die
Unterschiede nach Bildungsabschluss signifikant.

Die gesamte Erhebung ist nachzulesen unter:
www.konsumentenfragen.at > Konsumentenfragen
> Mein Alltag > Aktuelles > Konsumentinnen-Baro-
meter 2015



http://konsumentenfragen.at/konsumentenfragen/Startseite/
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Konsumentenpolitisches Jahrbuch 2015

Das ebenfalls alle zwei Jahre erscheinende konsumen-
tenpolitische Jahrbuch spiegelt die aktuellen Entwick-
lungen der Konsumentenpolitik wider. Dabei spielt die
europaische Rechtssetzung eine bedeutende Rolle,
sei es im Verbrauchervertragsrecht die digitale Welt
betreffend oder die Streitschlichtung. Die Verbrau-
cherbildung und aktuelle Beispiele von Rechtsdurch-
setzungsdefiziten nehmen ebenfalls einen wichtigen
Part im Jahrbuch ein. Themen wie Verschuldung und
Fragen der Energiepolitik sind nach wie vor aktuell;
neu sind Themen wie ,,Big Data“ oder ,,Data-Owner-
ship“ im vernetzten Auto.

Entscheidungen zum Verbraucherrecht aus den letz-
ten beiden Jahren und das Kalendarium runden auch
dieses Jahrbuch mit einer Zusammenfassung wichti-
ger Neuerungen und Ereignisse ab.
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5.1 Demenzstrategie - Gut leben mit
Demenz

In Osterreich leben Schatzungen zufolge rund 115.000
bis 130.000 Personen mit irgendeiner Form einer de-
menziellen Beeintrachtigung. Aufgrund des Alters-
anstiegs in der Bevolkerung wird sich diese Zahl weiter
erhdhen. Ein zentrales Thema ist daher die Gewahr-
leistung von Pflege und Betreuung im Alter. Die Be-
reitschaft von Angehdrigen, Pflegearbeit zu leisten,
ist nach wie vor hoch. Dennoch gehen Expertinnen/
Experten davon aus, dass in den kommenden Jahren
weniger Angehorige fir die Betreuung zur Verfligung
stehen werden. Aus diesem Blickwinkel nimmt das
Thema Demenz einen besonderen Stellenwert ein,
zumal der grofite Teil der Menschen mit demenzi-
ellen Beeintrachtigungen zu Hause von den Ange-
hérigen in unterschiedlichen Pflegesettings versorgt
wird. In diesem Zusammenhang sind Themen wie
Enttabuisierung, Sensibilisierung, Aufklarung, Model-
le der Lebensqualitat fir Menschen mit demenziel-
len Beeintrachtigungen, Konzepte der Versorgung im
hduslichen, stationdren sowie ambulanten Setting,
partizipative Forschungsansatze und das Sicherstellen
von qualifizierter Pflege von groRer Bedeutung.

Demografischer Wandel und damit einhergehende
steigende Demenz-Pravalenzraten wie auch wach-
sender Betreuungs- und Pflegeaufwand veranlassten
die osterreichische Bundesregierung, die Entwicklung
einer Demenzstrategie in ihr aktuelles Regierungspro-
gramm 2013-2018 aufzunehmen. In diesem Rahmen
sollen klare Empfehlungen fir die notwendige o6ffent-
liche Bewusstseinsbildung, Versorgungsstrukturen,
Pravention und Friherkennung sowie Schulung und
Unterstiitzung von pflegenden Angehdrigen erarbeitet
werden.

Um den Status quo hinsichtlich der Verbreitung von
Demenz zu erheben und die aktuelle Versorgung von
Menschen mit demenziellen Beeintrachtigungen dar-
zustellen, wurde die Gesundheit Osterreich GmbH
durch das Gesundheits- und das Sozialministerium be-
auftragt, den ,Osterreichischen Demenzbericht 2014“
zu erarbeiten. Dieser Bericht wurde in Begleitung und
enger Kooperation mit ausgewahlten Expertinnen/
Experten erstellt und im Februar 2015 der Offentlich-
keit prasentiert.

Darauf aufbauend wurde die Gesundheit Osterreich
GmbH mit der Entwicklung der Demenzstrategie be-
auftragt. Auch hier wurde grofdter Wert auf eine ge-
meinsame  politikliibergreifende  Vorgehensweise
gelegt. Die fachliche Arbeit erfolgte im Rahmen von
sechs Arbeitsgruppen in einem breiten partizipativen
Prozess. Im Sommer 2015 wurden im Rahmen einer
Online-Konsultation mehr als 300 Organisationen bzw.
Personen eingeladen, zu den bisherigen Ergebnissen
der Arbeitsgruppen Stellung zu nehmen und Good
Practice-Beispiele aus dem eigenen Wirkungsbereich
vorzustellen. Mehr als 550 Riickmeldungen sind in den
Abschlussbericht der Expertinnen/Experten einge-
flossen. Dieses Ergebnis der Arbeitsgruppen - insge-
samt wurden sieben Wirkungsziele und 21 Handlungs-
empfehlungen formuliert - wurde im Dezember 2015
gemeinsam von Gesundheitsministerin Oberhauser
und dem damaligen Sozialminister Hundstorfer der

Offentlichkeit prasentiert.

5.1.1 Ziele der Osterreichischen Demenz-
strategie

Die Demenzstrategie soll den gemeinsamen Orien-
tierungsrahmen fiir eine zielgerichtete Kooperation
zwischen den Stakeholdern bilden. Wirkungsziele
und Handlungsempfehlungen bilden eine gemeinsa-
me Grundlage fir die Konkretisierung von Zielen und
MaRnahmen durch die beteiligten Organisationen. In
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Nachfolgeprozessen sind von den jeweils zustandigen
Akteurinnen/Akteuren weitere Schritte zur Konkreti-
sierung der jeweiligen Ziele und Umsetzung vorzuse-
hen, damit die Demenzstrategie ihre unterschiedli-
chen Wirkungen (siehe folgende Aufzahlung) entfalten

kann.

Fur Menschen mit demenziellen Beeintrachtigungen:

= In einem Lebensumfeld wohnen zu kénnen, das Teil-
habe sicherstellt und weitestgehende Selbstbestim-
mung fordert.

= Darauf vertrauen zu kénnen, von optimal geschulten
und qualifizierten Menschen professionell betreut
und unterstiitzt zu werden.

= Flachendeckend und wohnortnah niederschwelli-
ge Anlaufstellen zur Information, Beratung, Friiher-
kennung, Diagnose und Begleitung vorzufinden, in
denen multiprofessionelle Teams gemeinsam mit
den Menschen individuelle Maltnahmen planen und
notwendige Leistungen koordinieren.

Fir An- und Zugehorige und das personliche Umfeld:
« Uber Unterstiitzungsangebote Bescheid zu wissen.

Fur die Bevolkerung:

= Mehr Bewusstsein fiir die Bediirfnisse von Menschen
mit Demenz zu entwickeln und in einem Gemein-
wesen zu leben, in der Teilhabe von allen gelebte
Wirklichkeit ist.

Fur spezifische Berufsgruppen:

= Informationen zur jeweils eigenen (beruflichen)
Tatigkeit zu erhalten, um Menschen mit Demenz bes-
ser zu verstehen und auf ihre Bediirfnisse eingehen
zu konnen (z.B. Exekutive, Apotheken).

= Ausreichend im Umgang mit Demenz geschult zu
sein, daher laufende Aus- und Weiterbildungsan-
gebote (z.B. Gesundheits- und Sozialberufe).

Fur (politische) Entscheidungstrager/innen:

= In einem laufenden Austausch mit anderen Ent-
scheidungstragerinnen/-tragern zu stehen, um auf
Bundes- und Landesebene aufeinander abgestimm-
te Strukturen und Rahmenbedingungen schaffen

und weiterentwickeln zu konnen.

5.1.2 Wirkungsziele und Handlungsempfehlungen
im Uberblick

Wirkungsziel 1 , Teilhabe und Selbstbestimmung

der Betroffenen sicherstellen*

Handlungsempfehlungen:

la Bewusstseinsbildung forcieren und Sensibilisie-
rungsmalnahmen setzen

1b Partizipation/Teilhabe im Lebensumfeld sicherstellen

1c Selbstbestimmung der betroffenen Menschen
ermoglichen

1d Partizipative Wissenschaft - Forschung mit allen

umsetzen

Wirkungsziel 2 ,,iInformationen breit und ziel-

gruppenspezifisch ausbauen*

Handlungsempfehlungen:

2a Entwicklung umfassender Informations- und
Kommunikationskonzepte

2b Breite Offentlichkeitsarbeit und (Medien-)Kampagnen

2¢ Zielgruppenspezifische Informationen

2d Niederschwellige Informationsangebote

2e Webbasierte Informationen und Angebote

2f Entwicklung eines Code of Good Practice fur

die Medienberichterstattung
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Wirkungsziel 3 ,,Wissen und Kompetenz stiarken*
Handlungsempfehlungen:

3a Sensibilisierung, Kompetenzentwicklung sowie
-starkung und Qualifizierung von medizinischen
und nichtmedizinischen Akteurinnen/Akteuren in
Einrichtungen des Gesundheits- und Sozialwesens

3b Kompetenzstarkung fiir An- und Zugehorige

Wirkungsziel 4 ,,Rahmenbedingungen einheitlich

gestalten

Handlungsempfehlungen:

4a Schaffung einer abgestimmten integrierten Ver-
sorgung fir Menschen mit Demenz und einer
sektorenlibergreifenden Struktur durch Zusam-
menarbeit der Systempartner/innen im Gesund-
heits- und Sozialbereich

4b Entwicklung von Empfehlungen fiir organisato-
rische und rechtliche Rahmenbedingungen im Be-
reich Gesundheit, Soziales, Pflege und Betreuung

4c Einrichtung einer ,,Plattform Demenzstrategie“

Wirkungsziel 5 ,,Demenzgerechte Versorgungsan-

gebote sicherstellen und gestalten*

Handlungsempfehlungen:

5a Bestmogliche Langzeitbetreuung von Menschen
mit Demenz

5b Anpassung der Strukturen, Prozesse, Ablaufe und
Umgebungsfaktoren in Krankenanstalten an die
Bedirfnisse von Menschen mit Demenz

Wirkungsziel 6 ,,Betroffenenzentrierte Koordinati-

on und Kooperation ausbauen*

Handlungsempfehlung:

6a Flachendeckender Ausbau niederschwelliger An-
laufstellen fur Menschen mit Demenz sowie fiir
deren An- und Zugehorige und Integration in beste-
hende Systeme; die Anlaufstellen agieren regional
und bei Bedarf aufsuchend auf Basis eines abge-
stimmten Konzeptes.

Wirkungsziel 7 ,,Qualitatssicherung und -verbesse-

rung durch Forschung*

Handlungsempfehlungen:

7a Aufbau eines bundesweiten Datenpools zu Epide-
miologie und Versorgungsangeboten, Evidenzba-
sierung des Versorgungsangebotes fiir Menschen
mit Demenz und Evaluierung der vorhandenen
Angebote als Basis fiir das Weiterentwickeln der
Angebotsstruktur

7b Entwicklung einer nationalen Forschungsagenda
zur Versorgung von Menschen mit Demenz

7c Forschungsergebnisse sollen schnell und umfas-
send allen relevanten Zielgruppen kommuniziert
werden und Eingang in Gesellschaft, Politik und
professionelle Praxis finden

5.1.3 Umsetzung der Demenzstrategie

Ab 2016 soll nunmehr die Umsetzung der einzelnen
Handlungsempfehlungen der Expertinnen und Ex-
perten begonnen werden. Alle Stakeholder sind dazu
eingeladen, in ihrem Verantwortungsbereich tatig zu
werden und somit zum Erfolg der Osterreichischen
Demenzstrategie beizutragen. Bedarfsorientierte Lei-
stungen, die lber alle Versorgungsbereiche aufeinan-
der abgestimmt sind und Menschen mit demenziellen
Beeintrachtigungen und ihren An- und Zugehdrigen
kontinuierlich zur Verfligung stehen, erfordern die
Zusammenarbeit aller im Gesundheits- und Sozial-
bereich Verantwortlichen. Aus diesem Grund wurde
auch in Umsetzung der Handlungsempfehlung 4c die
»Plattform Demenz“ gegriindet. Die Plattform soll Im-
pulse zur Umsetzung, Kooperation und Koordination,
Governance sowie Information und Kommunikation
ermoglichen. Dazu bilden Verantwortungstrager/in-
nen, Umsetzer/innen, Forschung und betroffene Men-
schen eine gemeinsame Plattform, wobei bereits vor-
handene Strukturen bertlicksichtigt wurden.
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Seitens des Sozialministeriums wurden neben der
Errichtung der Plattform Demenz auch bereits weite-
re Schritte zur Umsetzung der Demenzstrategie un-
ternommen. Es wurde zum Beispiel gemeinsam mit
dem Bundesministerium fir Gesundheit ein Folder
zum Thema Demenz entworfen. Dieser Folder enthalt
Informationen zu den Themen Friherkennung, Diag-
nose und Therapiemoglichkeiten sowie zu den Unter-
stutzungsleistungen des Sozialministeriums und wird
unter anderem bei Pflegegeldbegutachtungen im An-
lassfall Ubergeben.

Weiters wurde das ,Infoservice Alten- und Pflege-
heime“® dahingehend erweitert, dass nun konkret
nach Angeboten bei demenziellen Beeintrachtigun-
gen gesucht werden kann. Einen weiteren wertvollen
Beitrag zur Bewusstseinsbildung leistet auch das von
Bundesministerium fiir Gesundheit und Sozialminis-
terium entwickelte Logo fiir die Umsetzung der De-
menzstrategie. Einen wichtigen Schritt zur Bewusst-
seinsbildung bzw. Sensibilisierung stellen auch die
Schulungen von Psychologinnen/Psychologen und
Sozialarbeiter/innen, die Beratungen im Rahmen des
Angehorigengespraches durchfiihren, dar. In diesem
Zusammenhang wird auch darauf hingewiesen, dass
das Sozialministerium als eines der ersten Ressorts re-
gelmalige arbeitsmedizinische und -psychologische
Beratungen fiir Mitarbeiter/innen, die mit dem The-
ma Demenz in welcher Form auch immer konfrontiert
sind, anbietet.

Forderung von Angeboten zur Unterstiitzung in
der Pflege und Betreuung von Menschen mit de-
menziellen Beeintrachtigungen - der Pflegefonds
Der mit dem Pflegefondsgesetz im Jahr 2011 einge-
richtete und durch das Sozialministerium verwaltete
Pflegefonds verfolgt das Ziel, mittels Zweckzuschus-

% www.infoservice.sozialministerium.at > Alten-/Pflegeheime

sen die Lander und Gemeinden im Bereich der Lang-
zeitpflege bei der Sicherung und Verbesserung der
bedarfsgerechten Versorgung pflegebediirftiger Men-
schen und ihrer Angehorigen mit bedurfnisorientier-
ten und leistbaren Betreuungs- und Pflegedienstleis-

tungen zu unterstitzen.

Uber den Pflegefonds beteiligt sich der Bund - zusatz-
lich zu den Geldern (iber den Finanzausgleich - mal3-
geblich an den Kosten fiir die Sicherung sowie den be-
darfsgerechten Aus- und Aufbau des Betreuungs- und
Pflegedienstleistungsangebotes in der Langzeitpflege.
So werden den Landern aus dem Pflegefonds fiir die
Jahre 2011 bis 2016 insgesamt 1,335 Mrd. EUR gewahrt.

Neben der Finanzierung der Sicherung bzw. des Aus-
und Aufbaues der bereits vorhandenen Angebote
wird verstarkt die Finanzierung von innovativen Pro-
jekten gefordert, die der SchlieBung von Liicken in
der Betreuung dienen und zu einer bedarfsgerechten
Ausweitung der Angebotspalette fiihren, um so den
Erfordernissen der Zukunft und neuen Anforderungen
gerecht werden zu kénnen. Auch Projekte im Bereich
der Unterstlitzung in der Pflege und Betreuung von
Menschen mit demenziellen Erkrankungen kénnen mit
Mitteln des Pflegefonds finanziert werden.

Das Pflegefondsgesetz sieht vor, dass sich die Vertei-
lung der Mittel des Zweckzuschussanteiles eines Lan-
des aufdie Sicherung, den Aus- oder Aufbau der einzel-
nen Dienstleistungen primar nach den Erfordernissen
sowie den in regionaler Zusammenarbeit mit den
Stadten, Gemeinden und sonstigen Sozialhilfetragern
zu erstellenden und alljahrlich bis 31. Oktober fiir das
Folgejahr vorzulegenden Sicherungs-, Aus- und Auf-
bauplanen der Lander richtet.
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Damit wird bewirkt, dass jedenfalls Sicherungs-, Aus-
und Aufbauplanungen regelmaRig erstellt werden,
die eine Osterreichweite Gesamtschau im Bereich der
Pflegedienstleistungen moéglich machen. Im Zuge der
Sicherungs-, Aus- und Aufbauplane erstellen die Lan-
der eine inhaltlich-qualitative Beschreibung der ge-
planten relevanten Mallnahmen, fiir welche die Mittel
des Zweckzuschusses schwerpunktmalig eingesetzt
werden sollen, worunter auch Projekte im Bereich der
Angebote der Pflege und Betreuung flir Menschen mit
demenziellen Erkrankungen zu finden sind.

Diese Demenzprojekte der Lander werden seit dem
Berichtsjahr 2014 im Osterreichischen Pflegevorsorge-
bericht*® im Sinne von Transparenz und auch als Infor-
mation fiir die betroffenen Menschen und deren An-

gehorige dargestellt.

Die ersten Schritte zur Umsetzung der Demenzstra-
tegie ,Gut leben mit Demenz® sind gemacht, jedoch
mussen noch weitere folgen, um die Situation von Be-
troffenen und ihren An- und Zugehorigen zu verbessern.

5.2 Pflegegeld

Die Pflege und Betreuung alterer Menschen ist zu
einem zentralen Thema der &sterreichischen Sozial-
politik geworden. Das Pflegegeld ist eine zweckge-
bundene Leistung, die ausschlieBlich zur Abdeckung
der pflegebedingten Mehraufwendungen bestimmt ist
und daher auch keine Einkommenserhéhung darstellt.
Das Pflegegeld unterstiitzt die Absicherung der Grund-
pflege in Form eines stufenabhangigen Beitrages. Es
ermoglicht den pflegebediirftigen Menschen eine ge-
wisse Unabhangigkeit und einen (langeren) Verbleib
zuhause in der gewohnten Umgebung.

Im Jahr 2015 hatten durchschnittlich rund 455.300
Frauen und Manner - das sind mehr als 5% der
osterreichischen Bevodlkerung - einen Anspruch auf
Pflegegeld, wobei aufgrund der demographischen
Entwicklung und der erfreulicherweise steigenden
Lebenserwartung mit einer weiteren Steigerungin den
nachsten Jahren zu rechnen ist.

Anspruch auf Pflegegeld besteht, wenn folgende Vor-

aussetzungen gegeben sind:

= standiger Betreuungs- und Hilfsbedarf wegen einer
korperlichen, geistigen oder psychischen Behinde-
rung bzw. einer Sinnesbehinderung, die voraussicht-
lich mindestens sechs Monate andauern wird;

= standiger Pflegebedarf von zumindest mehr als 65
Stunden im Monat;

« gewdhnlicher Aufenthalt in Osterreich, wobei auch
die Gewahrung von Pflegegeld im EWR-Raum und
in der Schweiz unter bestimmten Voraussetzungen

moglich ist.

Als wesentliche Verbesserung fiir Pflegegeldbezieher/
innen und zur Unterstiitzung der Angehdrigenpflege
sowie professionellen Pflege wurde mit 1. Janner 2016
eine Erhdhung des Pflegegeldes in allen Pflegegeld-
stufen um 2% vorgenommen. Die erhdhten Pflege-
geldbetrage lauten ab 1. Janner 2016:

Pflegegeldstufe Hohe des Pflegegeldes
ab 1.1.2016
Pflegegeldstufe 1 157,30 EUR
Pflegegeldstufe 2 290,00 EUR
Pflegegeldstufe 3 451,80 EUR
Pflegegeldstufe 4 677,60 EUR
Pflegegeldstufe 5 920,30 EUR
Pflegegeldstufe 6 1.285,20 EUR
Pflegegeldstufe 7 1.688,90 EUR

¥ www.sozialministerium.at > Service | Medien > Downloads (Suchbegriff: ,Pflegevorsorgebericht 2014”)
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Pflegegeld-Neuantrage, 2015 Das im Osterreichischen Pflegevorsorgesystem etab-
Neue Antrige 68.688 lierte Modell der Forderung der 24-Stunden-Betreuung
Erstmalige Zuerkennungen 61.772 in Privathaushalten wird von den betroffenen Men-
davon Stufe 1 29.843 schen sehr gut angenommen. Im Jahr 2015 nahmen

durchschnittlich 21.900 Pflegebediirftige oder deren
Stufe 2 13.741 o o . .

Angehorige eine derartige Forderungsleistung in An-
Stufe 3 8.317 L o .

spruch und konnten dadurch mit einer qualitatsgesi-
Stufe 4 5.183 ) ) )

cherten bis zu 24-Stunden-Betreuung in den eigenen
Stufe 5 3.232 . ; . .

vier Wanden versorgt werden. Mit 23.678 Forderungs-
Stufe 6 980 . . .. . . .

bezieherinnen/Forderungsbeziehern im Mai 2016
Stufe 7 476 .. . . ..

konnte gegeniiber Mai 2015 mit 21.619 Forderungs-

Ablehnungen 17.178

bezieherinnen/Férderungsbeziehern eine Steigerung
Quelle: Hauptverband der ésterreichischen Sozialversiche-  von 10% verzeichnet werden. Dariiber hinaus stellt

rungstrager die staatliche Férderung sicher, dass die in Anspruch
genommenen Personenbetreuungskrafte eine um-

Pflegegeld Erh6hungsantrage, 2015: fassende sozialversicherungsrechtliche Absicherung
Neue Antriige 90.036 im Bereich der Kranken-, Unfall-, Arbeitslosen- sowie

. . Pensionsversicherung erlangen.
Zuerkennung eines h6éheren

Pflegegeldes 70.952
. . . 0
davon neue Stufe 2 8.809 Die Kosten dieser Férderung werden von Bund (60%)
; 0 .
Stufe 3 17.173 und Landern (40%) gemeinsam getragen.
Stufe 4 17.929 L . ) . L
Die Hohe der Férderung, die zwolfmal jahrlich ausbe-
Stufe 5 17.792 Lo . ..
zahlt wird, ist davon abhangig, ob unselbstandige Be-
Stufe 6 5.973 .. w g
treuungskrafte oder selbstandige Personenbetreuer/
Stufe 7 3.276 . . . .
innen in Anspruch genommen werden. Bei zwei un-
Ablehnungen 26.359

selbstandigen Beschaftigungsverhaltnissen betragt
Quelle: Hauptverband der dsterreichischen Sozialversiche-  die Zuwendung 1.100 EUR im Monat, bei zwei selbstan-
rungstrager dig erwerbstatigen Personenbetreuer/innen kann eine
Forderung von 550 EUR bezogen werden; bei einem
5.3 24-Stunden-Betreuung Beschaftigungsverhaltnis wird jeweils die Halfte die-
ser Betrage gewabhrt.

Zum Zweck der Unterstitzung der 24-Stunden-Be-

treuung hat das Sozialministerium ein Forderungs- Im Jahr 2015 wurden im Rahmen der Qualitatssiche-
modell entwickelt, mit dem Betreuungsleistungen an  rungin der hauslichen Pflege (siehe 5.8) im Bereich der
pflege- und betreuungsbeddrftige Personen aus dem  24-Stunden-Betreuung 4.487 Hausbesuche durchge-
Unterstitzungsfonds fiir Menschen mit Behinderung  flhrt. Hinsichtlich der Qualitat der Betreuungssituati-
geférdert werden kdnnen. on konnten ahnlich gute Ergebnisse wie in den letzten
Jahren festgestellt werden. In rund 99% der Falle kann
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von einer ordnungsgemalen bzw. guten Betreuungs-
qualitat gesprochen werden.

Mit 10. Juli 2015 trat eine Novelle der Gewerbeordnung
(GewO) in Kraft (BGBI. | Nr. 81/2015). Im Rahmen dieser
Novelle wurde eine Trennung der gewerblichen Ver-
mittlungstatigkeit von der Tatigkeit der selbstandigen
Personenbetreuung vorgenommen und in § 161 GewO
1994 ein neuer Gewerbetatbestand der ,,Organisation

von Personenbetreuung® eingefiihrt.

Damit einhergehend wurden mit Geltung ab 2. Jan-
ner 2016 zur weiteren Verbesserung der Rechtsstel-
lung von Konsumentinnen/Konsumenten sowie der
Personenbetreuungskrafte selbst flir das Gewerbe der
»Organisation von Personenbetreuung® Standes- und
Ausubungsregeln erarbeitet, welche im Verordnungs-
weg im Einvernehmen zwischen dem Bundesminister
fur Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft und dem
Bundesminister flr Arbeit, Soziales und Konsumen-
tenschutz erlassen worden sind (BGBL. Il Nr. 397/2015).

Die genannten MaRnahmen zielen insbesondere auf
die Steigerung der Qualitat des Dienstleistungsange-
botes von Vermittlungsagenturen ab, wovon neben
den betroffenen pflegebediirftigen Personen auch
die vermittelten Personenbetreuungskrafte profi-
tieren sollen. Dies insbesondere im Hinblick auf ein
Ubersichtliches Informations- sowie Leistungsange-
bot des betroffenen Gewerbezweiges, wobei bisher
gemachte Erfahrungen aus dem Bereich der Konsu-
mentenschutzpolitik des Sozialressorts malfgeblich
eingeflossen sind. So finden sich in der genannten
Verordnung umfangreiche Bestimmungen im Hin-
blick auf Transparenz bei der Vertragsgestaltung
zwischen Vermittlungsagenturen und Personenbe-
treuungskraften sowie Vermittlerinnen/Vermittlern
und Privathaushalten. Im Rahmen dieser Standes-
und Ausiibungsregeln treffen Vermittlungsagenturen

nunmehr ausdriicklich umfangreiche vorvertragliche
Informationspflichten, Pflichten im Hinblick auf die
Leistungsbeschreibung und schriftliche Vertragsge-
staltung.

5.4 Kostenlose sozialversicherungs-
rechtliche Absicherung

Fur pflegende und betreuende Angehdorige, die eine/n
nahe/n Familienangehorige/n unter ganzlicher bzw.
erheblicher Beanspruchung ihrer Arbeitskraft pflegen,
besteht die Moglichkeit, ohne Beitragszahlungen Pen-
sionsversicherungszeiten zu erwerben. Die Beitrage
hierfir werden zur Ganze vom Bund lbernommen,
wodurch ein wesentlicher Schritt zur Vermeidung von
Altersarmut gesetzt wird.

Voraussetzung fur die kostenlose Selbst- oder Weiter-
versicherung in der Pensionsversicherung ist, dass die
Pflege der/des nahen Angehdrigen mit einem Pflege-
geld zumindest in Hohe der Stufe 3 bei erheblicher Be-
anspruchung der Arbeitskraft zuhause vorgenommen

wird.

Diese Moglichkeit wurde im Jahr 2015 von rund 11.000
Personen mit einem Gesamtaufwand in der Hohe von
rund 45 Mio. EUR in Anspruch genommen.

5.5 Pflegekarenzgeld

Arbeitnehmer/innen haben seit 1. Janner 2014 die
Moglichkeit, eine Pflegekarenz (gegen ganzlichen
Entfall des Entgelts) oder eine Pflegeteilzeit (gegen
teilweisen Entfall des Entgelts) flir eine Dauer von ein
bis drei Monaten zur Pflege und Betreuung naher An-
gehoriger mit einem Anspruch auf ein Pflegegeld ab
der Stufe 3 (bzw. Stufe 1 bei Minderjahrigen oder bei
Menschen mit demenziellen Beeintrachtigungen) zu
vereinbaren.
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Ziel dieser Maflnahmen ist, es den betroffenen Arbeit-
nehmerinnen/Arbeitnehmern fiir eine bestimmte Zeit
zu ermoglichen, die Pflegesituation (neu) zu organisie-
ren und dadurch eine Doppelbelastung zu vermeiden.
Dies gilt insbesondere im Falle eines plotzlich auftre-
tenden Pflegebedarfs einer/eines nahen Angehdrigen.

Zur sozialrechtlichen Absicherung in dieser Zeit be-
steht ein Rechtsanspruch auf ein Pflegekarenzgeld.
Der Grundbetrag des Pflegekarenzgeldes ist einkom-
mensabhangig und gebihrt grundsatzlich in dersel-
ben Hohe wie das Arbeitslosengeld (55% des taglichen
Nettoeinkommens). Da im Falle einer Pflegeteilzeit/
Familienhospizteilzeit die Arbeitszeit reduziert und
das Einkommen verringert wird, gebuhrt das Pflege-
karenzgeld aliquot.

Anspruch auf ein Pflegekarenzgeld haben Personen,

die

= eine Pflegekarenz oder eine Pflegeteilzeit vereinbart
haben;

= zum Zwecke der Sterbebegleitung einer/eines nahen
Angehorigen oder der Begleitung von schwerster-
krankten Kindern eine Familienhospizkarenz oder
eine Familienhospizteilzeit gemaflt den §§ 14a, 14b
und 15a (AVRAG) in Anspruch nehmen;

= sich zum Zwecke der Pflegekarenz oder Familien-
hospizkarenz vom Bezug von Arbeitslosengeld, Not-
standshilfe odervon der Kranken-und Pensionsversi-
cherung nach § 34 Arbeitslosenversicherungsgesetz
abgemeldet haben.

Im Jahr 2015 wurden 2.577 Antrage auf ein Pflegeka-
renzgeld positiv entschieden, wobei in 1.400 Fallen
(54,3%) ein Pflegekarenzgeld aufgrund einer - verein-
barungspflichtigen - Pflegekarenz oder Pflegeteilzeit
und in 1.177 Fallen (45,7%) aufgrund einer Familien-
hospizkarenz oder einer Familienhospizteilzeit ge-
wahrt wurde.

Der Vollzug des Pflegekarenzgeldes erfolgt zentral
durch das Sozialministeriumservice, Landesstelle Stei-
ermark. Uber das gesamte Jahr gesehen betrug die
durchschnittliche Verfahrensdauer 9,2 Tage wodurch
den pflegenden und betreuenden Angehorigen rasch
und unkompliziert geholfen werden konnte. Die Hohe
des Pflegekarenzgeldes betrugim Jahr 2015 im Durch-
schnitt rund 860 EUR pro Monat.

5.6 Zuwendungen zu den Kosten fiir
die Ersatzpflege

Diese finanziellen Zuwendungen erleichtern es nahen
Angehorigenvon Pflegegeldbezieherinnen/Pflegegeld-
beziehern sich von der Betreuung zu erholen und wah-
rend ihrer Abwesenheit eine geeignete Ersatzpflege
zu organisieren und zu bezahlen. Die Moglichkeit, sich
eine ,Auszeit” von der Pflege zu nehmen, kann zu ei-
ner splrbaren Entlastung der Pflegepersonen beitra-
gen, die letztendlich der Qualitat der Pflegeleistung
zugutekommt und somit auch der Qualitatssicherung
dient.

Das Sozialministeriumservice kann ErsatzpflegemaR-

nahmen von bis zu vier Wochen pro Kalenderjahr for-

dern, wenn

= die/der Antragsteller/in ihren/seinen nahen pflege-
bedirftigen Angehodrigen seit mindestens einem
Jahr Gberwiegend pflegt;

= die pflegebediirftige Person zum Zeitpunkt der Ver-
hinderung an der Pflege seit mindestens einem Jahr
Anspruch auf ein Pflegegeld zumindest in Hohe der
Stufe 3 hat; bei einer nachgewiesenen demenziellen
Erkrankung oder wenn die/der Pflegegeldbezieher/in
minderjahrig ist, reicht bereits die Pflegegeldstufe 1;

= die/der pflegende Angehorige wegen Krankheit,
Urlaub oder sonstigen wichtigen Grinden durchge-
hend mindestens eine Woche - bei demenziell er-
krankten oder minderjahrigen Personen mindestens
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durchgehend vier Tage - an der Pflege verhindert ist
oder
= eine soziale Harte vorliegt.

Die jahrlichen Hochstzuwendungen sind von der Hohe

des Pflegegeldes der zu betreuenden Person abhangig

und betragen

= 1.200 EUR bei Pflege einer/eines Angehdrigen mit

Pflegegeld der Stufen 1,2 oder 3,

1.400 EUR bei Pflege einer/eines Angehdrigen mit

Pflegegeld der Stufe 4,

1.600 EUR bei Pflege einer/eines Angehdrigen mit

Pflegegeld der Stufe 5,

2.000 EUR bei Pflege einer/eines Angehdrigen mit

Pflegegeld der Stufe 6 und

= 2.200 EUR bei Pflege einer/eines Angehdrigen mit
Pflegegeld der Stufe 7.

Im Jahr 2015 wurden uber 8.600 Zuwendungen mit
einem Gesamtvolumen in der Hohe von rd. 11 Mio. EUR
gewahrt.

5.7 Begutachtung durch diplomierte
Pflegefachkrifte

Zwischen Oktober 2010 und Februar 2011 wurde ein
Pilotprojekt zur Pflegegeldbegutachtung unter Einbe-
ziehung von Pflegefachkraften durchgefiihrt. Die Be-
gleitstudie ergab, dass diplomierte Pflegefachkrafte
auf Grund ihrer Fachkompetenz besonders befahigt
sind, Begutachtungen in den hdéheren Pflegegeld-
stufen durchzufiihren, da in diesen Stufen neben dem
zeitlichen auch ein qualitatives Ausmal des Pflegebe-
darfs relevant ist. Daher werden seit 1. Janner 2012
Pflegefachkrafte bei Erhohungsantragen ab der Stufe
4 und dem Vorliegen eines zeitlichen Pflegebedarfs
von mehr als 180 Stunden zur Begutachtung herange-
zogen.

Die bisherigen Erfahrungen zeigen, dass die Qualitat
der pflegerischen Gutachten durchwegs als gut zu
bezeichnen ist. Deshalb werden diplomierte Pflege-
fachkrafte seit 2015 auch bei Antragen auf Erhéhung
des Pflegegeldes der Stufe 3 und einem festgestellten
Pflegebedarf von mehr als 120 Stunden mit der Beur-
teilung des Pflegebedarfes betraut; die Schulung er-
folgt an der Akademie fir arztliche und pflegerische

Begutachtung.

5.8 Qualitatssicherungin der
hauslichen Pflege

Seit mehr als zehn Jahren fiihren diplomierte Pflege-
fachkrafte im Auftrag des Sozialministeriums Haus-
besuche bei Bezieherinnen/Beziehern von Pflegegeld
durch. Bei der Sozialversicherungsanstalt der Bauern
wurde dafiir ein eigenes Kompetenzzentrum ,Quali-
tatssicherung in der hauslichen Pflege“ eingerichtet,
welches die Besuche fiir alle Pflegegeldentscheidungs-
trager osterreichweit organisiert und koordiniert.

Bei diesen Hausbesuchen werden die konkrete Pflege-
situation und -qualitat anhand eines standardisierten
Situationsberichtes erfasst. Um die Pflege und Be-
treuung von pflegebedirftigen Menschen, die in ihrer
hauslichen Umgebung gepflegt werden, abbilden zu
kénnen, wurden Qualitatsindikatoren entwickelt, die
systematisch die Qualitat der Pflege darstellen. Mit
diesen Indikatoren kann die Qualitat der hauslichen
Pflege objektiv und nachvollziehbar abgebildet wer-
den.

Der Schwerpunkt bei diesen Hausbesuchen liegt in
der Information und Beratung der pflegebedurftigen
Menschen und ihrer Angehorigen. Insgesamt erfolgten
bereits mehr als 180.000 Hausbesuche, rund 20.000
davon im Jahr 2015.
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Seit 2015 besteht die Moglichkeit, dass diese Haus-
besuche auch auf Wunsch der Bezieher/innen von
Pflegegeld oder ihrer Angehorigen erfolgen. Die-
ser kann beim Kompetenzzentrum ,Qualitatssiche-
rung in der hauslichen Pflege® kostenlos angefordert
werden.*

5.9 Angehorigengesprach

Auswertungen der ,Qualitatssicherung in der hausli-
chen Pflege” belegen, dass ein Grofteil der pflegen-
den Angehdrigen psychisch belastet ist. Im Arbeits-
programm der Osterreichischen Bundesregierung fiir
die Jahre 2013-2018 ist im Rahmen des Ziels ,Selb-
standig zu Hause betreut werden® u.a. der ,Ausbau
der Hausbesuche bei Pflegegeldempfangern zur Be-
ratung pflegender Angehoriger” vorgesehen.

Zur Umsetzung dieses Ausbaus wurde in Zusammen-
arbeit der Bundesarbeitsgemeinschaft Freie Wohlfahrt
(BAG), dem Kompetenzzentrum der SVA der Bauern
und dem Sozialministerium das Pilotprojekt ,,Ange-
horigengesprach“ initiiert. Diese niederschwellige
Mallnahme tragt sowohl zur Pravention von gesund-
heitlichen Beeintrachtigungen aufgrund psychischer
Belastungen sowie zur Gesundheitsforderung pfle-
gender Angehdoriger bei. Jene Angehdrigen, die zuvor
beim Hausbesuch durch die ,Qualitatssicherung in
der hauslichen Pflege“ zumindest eine psychische Be-
lastung angegeben hatten, sollte nun mittels Ange-
horigengesprach geholfen werden, die eigene Gesund-
heit zu erhalten bzw. zu verbessern. Verfolgt wurde ein
ressourcenorientierter Ansatz, wobei folgende Inter-
ventionen Platz finden sollten:

= Entlastung (Bestarken und Ermutigen);

= Unterstiitzung zur Selbsthilfe (Empowerment);

= Information und Aufklarung zur Situationsbewaltigung;

= Aufzeigen der eigenen Krafte und Starken;
= Aufzeigen von regionalen verfligbaren Unterstiit-

zungsstrukturen.

Nach Schulung der Berater/innen erfolgte im August
2014 der Start des Pilotprojektes. Insgesamt waren
400 Angehorigengesprache in funf Bundeslandern vor-
gesehen.

Durchgefiihrt wurde das Angehorigengesprach von
klinischen und Gesundheitspsychologinnen und -psy-
chologen, Sozialarbeiter/innen sowie anderen fach-
kundigen Personen. Auf Wunsch konnte dieses kosten-
lose Gesprachsangebot auch an einem anderen Ort als
daheim stattfinden, was sich bewahrt hat.

Aufgrund der guten Ergebnisse der Evaluierung im
Frithjahr 2015 erfolgte die bundesweite Implementie-
rung des Angehorigengespraches schrittweise ab Juni
2015. Seit Beginn des Jahres 2016 ist dieses Angebot
bundesweit verfiigbar.

5.10 Hospiz- und Palliativforum

In Umsetzung des Regierungsprogramms 2013-2018
sowie in Entsprechung der im Marz 2015 beschlosse-
nen Empfehlungen der Parlamentarischen Enque-
te-Kommission ,Wiirde am Ende des Lebens“ und des
Beschlusses des Ministerrates vom 15. Dezember 2015
wurde ein Hospiz- und Palliativforum fiir die Dauer von
finf Jahren eingerichtet, dessen konstituierende Sit-
zung am 18. Mai 2016 stattgefunden hat.

Ziele und Aufgaben des Hospiz- und Palliativforums

sind insbesondere:

= die Forderung der Zusammenarbeit sowie Informa-
tions- und Erfahrungsaustausch zwischen den spe-

0 Weitere Informationen finden Sie unter: www.svb.at > Service > Qualitdtssicherung - Pflege
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zialisierten Hospiz- und Palliativeinrichtungen und
den bestehenden Einrichtungen im Gesundheits-
und Sozialwesen;

= die Prifung der Validitat der fir die Umsetzung eines
Hospiz- und Palliative Care-Stufenplanes entspre-
chend der in den Empfehlungen der Enquete-Kom-
mission genannten finanziellen Mittel und Aktuali-
sierung der Kostenschatzungen;

= die Forderung der koordinierten Einbindung von
Ehrenamtlichen in die Hospiz- und Palliativbetreuung;

= die Mitarbeit bei der Entwicklung einer Regelfinan-
zierung fiir Hospiz- und Palliativeinrichtungen.

Zu ehrenamtlichen Prasidentinnen dieses Gremiums
wurden Frau Landeshauptmann a.D. Waltraud Klasnic
und Frau NR a.D. Dr." Elisabeth Pittermann gemein-
sam von Frau Gesundheitsministerin Dr." Sabine Ober-
hauser und Herrn Sozialminister Alois Stoger bestellt.
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6. BEHINDERTENPOLITIK
6.1 Nationaler Aktionsplan (NAP)
Behinderung

Am 24. Juli 2012 wurde vom Ministerrat der ,,Nationale
Aktionsplan Behinderung 2012-2020“ (NAP-Behinde-
rung) beschlossen. Dieser umfasst die Strategie der
Osterreichischen Bundesregierung zur Umsetzung der
UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) auf natio-
naler Ebene. Darin werden langerfristige behinderten-
politische Zielsetzungen und insgesamt 250 MalRnah-
men fur den Zeitraum bis 2020 definiert.

Seit Oktober 2012 besteht im Sozialministerium die
Begleitgruppe zum NAP-Behinderung. lhr gehdren an:
Vertreter/innen aller Bundesministerien, der Lander,
der Sozialpartner, der Wissenschaft, der Behinder-
tenorganisationen, des Monitoringausschusses sowie
der Behindertenanwalt des Bundes. In seinen bisheri-
gen Sitzungen (zwei bis drei Mal jahrlich) hat sich die
Begleitgruppe vor allem mit den Themen Daten und
Statistiken zum Thema Behinderung, Erstellung einer
Prioritdtenliste der einzelnen NAP-Maflnahmen, Er-
stellung von Indikatoren flr die NAP-Zielsetzungen,
der Umsetzung der UN-BRK auch durch die Lander,
dem Thema Barrierefreiheit und der NAP Zwischenbi-
lanz 2012 bis 2015 beschéftigt. Die NAP Zwischenbilanz
soll auch Schlussfolgerungen enthalten, inwieweit er-
ganzende Malknahmen den NAP Behinderung unter-
stiitzen konnten, um die Zielsetzungen bis 2020 best-
moglich zu erreichen.

6.1.1 Umsetzungsrahmen UN-Behindertenrechts-
konvention

Zur innerstaatlichen Durchfiihrung und Uberwach-

ung der UN-Behindertenrechtskonvention wurden

von Osterreich nach Artikel 33 folgende Vorkehrungen

getroffen:

= Einrichtung staatlicher Anlaufstellen (Focal Points)
fur Angelegenheiten im Zusammenhang mit der
Durchfiihrung der Konvention: Focal Point des Bun-
des ist das Sozialministerium, Focal Points der Lan-
der sind die Amter der Landesregierungen.

= Schaffung eines staatlichen Koordinierungsmecha-
nismus, der die Durchfiihrung in verschiedenen Be-
reichen und auf verschiedenen Ebenen erleichtern
soll (Sozialministerium unter Einbeziehung des Bun-
desbehindertenbeirats).

= Schaffung eines unabhangigen Mechanismus zur
Uberwachung der Konvention. Seit Dezember 2008
existiertdafiirim Bereich des Bundes der Monitoring-
ausschuss nach § 13 Bundesbehindertengesetz, die
Lander haben eigene Monitoringstellen geschaffen.

= Seit 1. Juli 2012 ist die Volksanwaltschaft unabhangi-
ge Behorde nach Artikel 16 Absatz 3 der Konvention,
um Gewalt und Missbrauch gegen behinderte Men-
schen zu verhindern. Als beratendes Gremium wurde
bei der Volksanwaltschaft ein Menschenrechtsbeirat
eingerichtet, in dem auch Menschen mit Behinde-
rung vertreten sind.

Der UN-Behindertenrechtsausschuss hielt am 2. und
3. September 2013 bei den Vereinten Nationen in Genf
seinen ersten offiziellen ,,Dialog” (Staatenpriifung) mit
einer Osterreichischen Delegation ab, die sich Uber-
wiegend aus Vertreter/innen der Bundesministerien
und der Lander zusammensetzte.

Auf Basis des ersten Staatenberichts Osterreichs zur
Umsetzung der UN-BRK aus dem Jahr 2010, der Beant-
wortung einer Fragenliste vom Juni 2013 und aufgrund
der Ergebnisse der ersten Staatenprifung hat der Aus-
schuss am 30. September 2013 ,AbschlieRende Be-
merkungen® veroffentlicht. Diese enthalten insgesamt
58 Punkte bzw. 23 Empfehlungen. Bis zum nachsten
Staatenbericht Osterreichs im Jahr 2018 sollten diese

Empfehlungen so weit wie moglich umgesetzt sein.



Bisher wurden von der dsterreichischen Bundesregie-

rung zur Umsetzung der Empfehlungen vor allem fol-

gende Aktivitaten gesetzt:

Die Empfehlungen wurden ins Deutsche Ubersetzt
und auf Englisch und auf Deutsch bekanntgemacht.
Ab Sommer 2015 wurde durch das Sozialministerium
eine intensive Medienkampagne zur Sensibilisierung
der Bevolkerung unter dem Motto ,,Barrierefrei - ein
Plus fir alle!” durchgefihrt.

Der Abbau von Barrieren in Bundesgebauden durch
Umsetzung der Teiletappenplane im Rahmen des
Etappenplanes Bundesbauten wird planmafig vor-
genommen.

Zur Umsetzung des von der UN-BRK vorgesehenen
Konzepts von Behinderung (soziales Modell von Be-
hinderung) arbeitet eine Arbeitsgruppe unter der
Leitung des Sozialministeriums an einer Anderung
der Einschatzungsverordnung.

Unter der Leitung des Bundesministeriums fiir Eu-
ropa, Integration und AuReres (BMEIA) hat eine Ar-
beitsgruppe die deutsche Ubersetzung der UN-Be-
hindertenrechtskonvention sprachlich iberarbeitet.
Unter der Leitung des Bundeskanzleramts (BKA) er-
arbeitete eine Arbeitsgruppe eine Empfehlung fir
die Darstellung von Menschen mit Behinderung in
den Medien, ein Webportal, welches den barriere-
freien Zugang zu digitalen Medien ermdglicht und
ein Webportal fiir Journalistinnen/Journalisten mit
Informationen Uber die Darstellung des Themas Be-
hinderung.

Eine Arbeitsgruppe unter Leitung der Austrian De-
velopment Agency (ADA) behandelt das Thema
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Behinderung im Rahmen der Osterreichischen Ent-
wicklungszusammenarbeit.

= Im Bundeministerium fiir Justiz (BMJ) wurde das
Modellprojekt ,Unterstiitzung zur Selbstbestim-
mung® durchgefiihrt und begleitend vom Institut fur
Rechts- und Kriminalsoziologie (IRKS) evaluiert, um
Alternativen zur Sachwalterschaft zu entwickeln. Das
Ergebnis dieses Projekts wird in den Reformprozess
des Sachwalterrechts eingebunden.

= Das Bundesministerium fiir Bildung (BMB) arbei-
tet am Ausbau der Integrationsklassen und an der
Weiterentwicklung der inklusiven Bildung (Inklusive
Modellregionen in drei Bundeslandern seit Herbst
2015).

6.1.2 Ausgewadhlte MaBnahmen und Initiativen

Novelle des Behinderteneinstellungsgesetzes

Mit der Novelle zum Behinderteneinstellungsgesetz
(BEinstG), die mit 1. Janner 2011 in Kraft getreten ist,
wurden MaRnahmen wie die Staffelung der Ausgleichs-
taxe nach BetriebsgroRe und Veranderungen beim
besonderen Kiindigungsschutz gesetzt, welche die
Integration von Menschen mit Behinderung in den
Arbeitsmarkt verbessern sollten.

Bereits anladsslich der parlamentarischen Behandlung
der Novelle zum BEinstG wurde zugesagt, die getroffe-
nen MaRnahmen im Bereich des besonderen Bestand-
schutzes* und der Ausgleichstaxe*? einer begleitenden
Evaluierung zu unterziehen.

“L Beglinstigte Behinderte konnen nur mit Zustimmung des beim Sozialministeriumservice fiir jedes Bundesland eingerichteten Behin-
dertenausschusses rechtswirksam gekiindigt werden. Eine Kiindigung ohne vorherige Zustimmung des Behindertenausschusses ist
rechtsunwirksam, wenn nicht in besonderen Ausnahmefdllen nachtréglich die Zustimmung zur Kiindigung erteilt wird.

2 Alle Dienstgeber/innen, die in Osterreich 25 oder mehr Dienstnehmer/innen beschdftigen, haben auf je 25 Dienstnehmer/innen
einen/eine beglinstigte/n Behinderte/n zu beschdttigen (Einstellungsverpflichtung). Kommen sie dieser Verpflichtung nicht oder nur
teilweise nach, haben sie pro offener Pflichtstelle und Monat eine Ausgleichstaxe zu entrichten. Die Hohe der Ausgleichstaxe wird
jéhrlich mittels Verordnung des Bundesministers fr Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz festgestellt. Seit der am 1. Jénner 2011
in Kraft getretenen Novelle zum Behinderteneinstellungsgesetz ist die Hohe der Ausgleichstaxe nach Betriebsgrél3e gestaffelt.
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Mit der Durchfiihrung der Evaluierung wurde die ,L&R
Sozialforschung® beauftragt. Der vorliegende Endbe-
richt zeigt, dass die genannte Novelle bedauerlicher-
weise nicht zur gewiinschten Anhebung des Niveaus
der Beschaftigung beglinstigter Behinderter gefiihrt
hat. Vor dem Hintergrund der Ergebnisse der Evalu-
ierung wurde daher bereits eine Arbeitsgruppe zur
Weiterentwicklung des BEinstG im Sozialministerium
unter Beteiligung von Behindertenvertreterinnen/-ver-
tretern sowie der Sozialpartnerschaft eingesetzt.

Im Rahmen dieser Arbeitsgruppe soll eine Vielzahl
an verschiedenen Mallnahmen diskutiert werden
(z.B. bessere und zielgerichtetere Vermittlung Arbeit
suchender Menschen mit Behinderung; verbesserte
Information Uber Unterstltzungsleistungen fiir Un-
ternehmen bei der Beschaftigung von Menschen mit
Behinderung). Das Ziel, das in dieser Arbeitsgruppe
verfolgt wird, ist eine bessere Integration von Men-
schen mit Behinderung in den Arbeitsmarkt.

Beschaftigungspflicht

Im Jahr 2015 wurden Ausgleichstaxen in der Hohe
von 147,72 Mio. EUR vorgeschrieben. Zum 1. Jan-
ner 2016 gehorten insgesamt 101.330 Personen dem
Kreis der beglinstigten Behinderten an. 2014 waren
bei samtlichen der Einstellungspflicht unterliegenden
Dienstgeber/innen** insgesamt 106.883 Pflichtstel-
len zu verzeichnen. Von diesen Pflichtstellen waren
68.858 mit beglinstigten Behinderten besetzt. 38.025
Pflichtstellen waren unbesetzt. Insgesamt wurde da-
mit die Beschaftigungspflicht zu 64,4% erfillt. Die
Einstellungsquote ist im letzten Jahr unverandert ge-
blieben.

Der Bund erfillt die Beschaftigungspflicht zur Ganze.
Manche Ministerien, wie beispielsweise das Sozial-

4 Siehe Seite 105.

ministerium, haben ihre Einstellungsverpflichtung so-
gar bei Weitem ubererfiillt.

Beschaftigungsoffensive des Sozialministerium-
service fiir Menschen mit Behinderung

2015 waren im Jahresdurchschnitt ca. 66.600 Men-
schen mit gesundheitlichen Vermittlungseinschran-
kungen arbeitslos gemeldet, wovon ca. 12.000 eine
durch einen Bescheid nachgewiesene Behinderung
von zumindest 50% aufweisen. Dies bedeutet eine
Steigerung von ca. 15% gegenliber dem Vorjahr. Die-
ser Trend setzt sich bislang leider auch 2016 fort. Men-
schen mit Behinderung sind haufiger und langer von
Arbeitslosigkeit betroffen als Menschen ohne Behin-
derung, weshalb die Fortsetzung des gezielten Einsat-
zes von Fordermitteln unumganglich ist.

Das Sozialministerium ermdglicht mit zahlreichen Ini-
tiativen Menschen mit Behinderung eine faire Chance
im Erwerbsleben. Durch den gezielten Einsatz von For-
derungen konnten im Jahr 2015 trotz der wirtschaft-
lichen Schwierigkeiten in ca. 88.200 Fallen Menschen
mit Behinderung bei der Erlangung oder Sicherung ih-
rer Arbeitsplatze unterstitzt werden.

Dem Sozialministeriumservice standen fir diesen
Zweck im Jahr 2015 finanzielle Mittel aus dem ATF
(Ausgleichstaxfonds), Bundeshaushalt und dem ESF
(Europaischer Sozialfonds) fir Individualférderungen
(z.B. Lohnforderungen) und fiir Projektforderungen
(z.B. Jugendcoaching, Arbeitsassistenz) im Volumen
von Uber 170 Mio. EUR zur Verfligung.

Grundsatzlich ist das zentrale nationale Programm
der behindertenspezifischen Arbeitsmarktpolitik die
~Beschaftigungsoffensive zur beruflichen Integration
von Menschen mit Behinderung®, deren Mallinahmen
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die zentralen Ziele der Erlangung von neuen Arbeits-
platzen und der Sicherung bestehender Arbeitsplatze
haben.

Im Jahr 2013 wurde die arbeitsmarktpolitische For-
derstrategie fir Menschen mit Behinderung ,,BABE
Osterreich 2014-2017“ (Behinderung - Ausbildung -
Beschaftigung) fertiggestellt, welche hinsichtlich der
Finanzierung auf die neue Forderperiode der Europa-
ischen Strukturfonds von 2014-2020 abgestimmt ist.

In den letzten Jahren wurde auf einen sich andernden
Arbeitsmarkt mit Verschiebungen der strategischen
Ausrichtung des Angebotes reagiert. Stand Anfang
der Neunziger Jahre noch die/der begiinstigte Behin-
derte im Zentrum der Malinahmen beruflicher Einglie-
derung, so wurde der Kreis forderbarer Personen seit
damals sukzessive gedffnet und orientiert sich am per-
sonlichen Unterstitzungsbedarf von Menschen mit
Behinderung. Spezifischer Unterstitzungsbedarf er-
gibt sich aus besonderen Lebenssituationen, aus dem
Lebensalter und -verlauf, aus besonderen Formen der
Beeintrachtigung oder aus dem Zusammentreffen von
Behinderung mit anderen Hintergriinden, die eine
berufliche Eingliederung moglicherweise erschwe-
ren. Grundsatzlich haben Menschen mit Behinderung
im Sinne des ,,Disability Mainstreaming“ den Zugang
zu allen Mallnahmen der allgemeinen Arbeitsmarkt-
politik und erhalten entsprechende Unterstilitzung.
Manche Beeintrachtigungen bringen aber spezifische
Unterstitzungserfordernisse am Arbeitsplatz oder auf
dem Weg in den Arbeitsmarkt mit sich.

Im Rahmen der Beschaftigungsoffensive der Bundes-
regierung wird vom Sozialministeriumservice ein breit
gefachertes Forderinstrumentarium von unterschied-
lichen Projekt- und Individualférderungen oder ei-
ner Kombination aus beiden angeboten. Ein weiterer
Schwerpunkt ist die Pravention im Rahmen der beruf-

lichen Integration von Menschen mit Behinderung, die
den moglichst langfristigen Erhalt der Arbeitsfahigkeit
zum Ziel hat. In Zeiten der Krise wurden erhdhte An-
strengungen notig, um Menschen mit Behinderung
den Zugang zum Arbeitsmarkt zu ermdéglichen. Das
Sozialministerium hat insofern darauf reagiert, dass
einerseits aufgrund der erhohten Nachfrage nach dem
Angebot Arbeitsassistenz diese vermehrt angeboten
wird und andererseits die Schnittstelle ,Ubergang
Schule und Beruf“ optimiert wurde.

Parkausweise fiir Menschen mit Behinderung

Mit Wirkung vom 1. Janner 2014 ist die Kompetenz zur
Ausstellung von Ausweisen nach § 29b der StralRenver-
kehrsordnung 1960 von den Bezirkshauptmannschaf-
ten bzw. den Magistraten auf das Bundesamt fiir Sozia-
les und Behindertenwesen (Sozialministeriumservice)
Ubergegangen. Die Grundlage dafir bildet die Novelle
zur Strallenverkehrsordnung 1960, BGBI. | Nr. 39/2013.

Ab dem genannten Zeitpunkt ist auf Antrag allen In-
habern und Inhaberinnen eines Behindertenpasses
gemall § 40ff des Bundesbehindertengesetzes, die
Uber die Zusatzeintragung ,,Unzumutbarkeit der Be-
nitzung o6ffentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder
Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinde-
rung“ verfuigen, ein Parkausweis auszustellen.

Ausweise gemaR § 29b StVO, die vor dem 1. Janner
2001 von den Bezirksverwaltungsbehorden ausge-
stellt wurden, entsprechen nicht den geltenden EU-
Vorgaben und haben mit Ende des Jahres 2015 ihre
Gultigkeit verloren.

Parkausweise, die nach dem 1. Janner 2001 von den

Bezirksverwaltungsbehdrden ausgestellt wurden, be-
halten ihre Gultigkeit.
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Bislang wurden vom Sozialministeriumservice rd.
56.500 Parkausweise ausgestellt.

Assistenz- und Therapiehunde

Mit der am 1. Jénner 2015 in Kraft getretenen Novelle
des Bundesbehindertengesetzes wurden die Voraus-
setzungen fiir die Anerkennung von Assistenzhunden
und Therapiehunden bundeseinheitlich geregelt und
dadurch zukiinftig einheitliche Standards sicher-
gestellt. Die Beurteilungen erfolgen gemaft den vom
Sozialminister erlassenen Richtlinien durch das ,,Mes-
serli Forschungsinstitut” der Veterinarmedizinischen
Universitat Wien.

Im Bereich der Assistenzhunde erfolgten im Jahr 2015
insgesamt 31 Qualitats- und Teambeurteilungen. Im
Rahmen der bis 31. Dezember 2015 befristeten Uber-
gangsregelung wurden 67 bereits im Einsatz befindli-
che Assistenzhundeteams anerkannt. Im vergangenen
Jahr wurden 247 Therapiebegleithundeteams beur-
teilt.

Mit der Neuregelung wurde die Grundlage fiir kiinfti-
ge Rechtssetzungen durch Bund, Lander, Gemeinden,
Verkehrsverbande und private Rechtstrager geschaf-
fen, um Zutritts- bzw. Ausnahmeregelungen an die
neue Rechtslage anpassen zu kdnnen.

6.1.3 Projekt- und Individualférderungen

Das Netzwerk Berufliche Assistenz (NEBA) mit seinen
Leistungen der ,Beruflichen Assistenzen“ (vormals
»Begleitende Hilfen“) bildet die Dachmarke fir das
sehr differenzierte System zur Unterstutzung von Men-
schen mit Behinderung sowie von ausgegrenzten und
ausgrenzungsgefahrdeten Jugendlichen. Die NEBA-
Angebote sind in Bezug auf die Zielgruppe des Sozial-
ministeriumservice ein wichtiger Bestandteil der 6s-
terreichischen Arbeitsmarktpolitik und ihnen kommt
als Unterstutzungsstruktur im beruflichen Alltag eine

zentrale Rolle bei der Gleichstellung von Menschen mit
Behinderung sowie im Kampf gegen Armut und Aus-
grenzung zu.

Die Angebote Jugendcoaching, Produktionsschule,

Berufsausbildungsassistenz, Arbeitsassistenz und
Jobcoaching bilden den Kern der Férderlandschaft

des Sozialministeriumservice.

Jugendcoaching

Seit 2013 steht Jugendcoaching, eine konzeptionelle
Weiterentwicklung des bisherigen Clearings, als An-
gebot zum Ubergang von Schule zu weiterfiihrender
(Aus-)Bildung und Beruf allen ausgrenzungsgefahrde-
ten und ausgegrenzten Jugendlichen offen. Jugend-
coaching beruht auf enger Zusammenarbeit mit den
Schulen und zielt darauf ab, Jugendlichen durch Bera-
tung, Begleitung und Case Management Perspektiven
aufzuzeigen. Gemeinsam mit den Jugendlichen wer-
den ihre Starken und Fahigkeiten eruiert und darauf
aufbauend ein Entwicklungsplan erarbeitet. Ziel ist ein
erfolgreicher Ubertritt ins zukinftige Berufsleben. Im
Jahr 2015 profitierten insgesamt 39.360 Jugendliche
von diesem Angebot.

Produktionsschule (in der Pilotphase
AusbildungsFit)

Im Jahr 2013 wurde ein vom Sozialministerium mit
dem AMS inhaltlich abgestimmtes Programm Ausbil-
dungsFit (AFit) als ein wesentlicher Baustein der Ju-
gendarbeitsmarktpolitik entwickelt, um Jugendliche
langer und erfolgreicher im (Aus-)Bildungssystem zu
halten. Dieses Programm wird seit 1. Janner 2015 in
ganz Osterreich unter der Bezeichnung Produktions-
schule des Sozialministeriumservice umgesetzt.

Die Produktionsschule ist ein flaichendeckendes, ent-
sprechend niederschwelliges und standardisiertes
Angebot fiir benachteiligte Jugendliche im Anschluss
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an die Schulpflicht, das konsequent darauf abzielt,
die Jugendlichen durch individuelle Férderung in eine
weiterflhrende (Aus-)Bildung zu integrieren bzw. sie
ausbildungsfit zu machen. In der Produktionsschule
geht es vor allem darum, Jugendliche bei der Bewalti-
gung von Vorfeldproblemen zu unterstiitzen und ihnen
jene Basisqualifikationen zukommen zu lassen, die fiir
eine Anschlussfahigkeit an die berufliche Ausbildung
unerlasslich sind. Im Jahr 2015 konnten insgesamt
2.207 Jugendliche von diesem Angebot profitieren.

Berufsausbildungsassistenz

Die Berufsausbildungsassistenz (BAS) unterstiitzt
Jugendliche mit Behinderung und anderen Vermitt-
lungshemmnissen im Rahmen einer Integrativen Be-
rufsausbildung (IBA), begleitet die Ausbildung sowohl
im Betrieb als auch in der Schule und sichert damit
nachhaltig diesen Ausbildungsweg ab. Im Jahr 2015
profitierten insgesamt 6.960 Jugendliche von dem

Angebot der Berufsausbildungsassistenz.

Arbeitsassistenz

Die Arbeitsassistenz ist das zentrale Instrument der
Beruflichen Assistenzen in Osterreich. Im Wesentli-
chen verfolgt das Konzept der Arbeitsassistenz drei
Ziele: die Sicherung/Erhaltung eines Arbeitsplatzes
(praventive Funktion), die Unterstiitzung bei der Suche
und Erlangung eines Arbeitsplatzes (integrative Funk-
tion) und zentrale Ansprache v.a. fiir benachteiligte Ar-
beitsuchende, Arbeitnehmende, Dienstgebende, Vor-
gesetzte, Kolleginnen und Kollegen (kommunikative
Funktion).

Die Dienstleistung Arbeitsassistenz reicht von der
gemeinsam mit den Klientinnen und Klienten vorge-
nommenen Situationsanalyse uber die Begleitung
der Arbeitssuche bis hin zu einer Unterstutzung in der
Anfangsphase des Dienstverhaltnisses. Eine zweite
zentrale Funktion der Arbeitsassistenz ist die Krisen-

intervention zur Sicherung eines gefahrdeten Arbeits-
platzes. Im Jahr 2015 wurden insgesamt 13.491 Men-
schen mit Behinderung durch die Arbeitsassistenz
unterstutzt.

Jobcoaching

Jobcoaching ist eine besonders intensive Mallnahme
der Beruflichen Assistenz: Es wendet sich an Men-
schen mit besonderem Forderbedarf infolge einer
kognitiven Beeintrachtigung bzw. Lernbehinderung
oder einer korperlichen Behinderung, aber auch an
Wirtschaftsbetriebe. Jobcoaching bietet direkte, indi-
viduelle Unterstltzung am Arbeitsplatz und fordert so
fachliche, kommunikative und soziale Kompetenzen

der Mitarbeiter/innen.

Das Jobcoaching wird vor allem fiir Menschen mit Lern-
behinderung angeboten und kann eine wichtige Unter-
stlitzung zur Gleichstellung darstellen. Ziel ist es, die ge-
coachten Mitarbeiter/innen in die Lage zu versetzen, die
an sie gestellten Anforderungen nachhaltig und eigen-
standig zu erfillen. Im Jahr 2015 profitierten insgesamt
1.076 Menschen mit Behinderung von dem Angebot.

Personliche Assistenz am Arbeitsplatz

Menschen mit einer schweren Funktionsbeeintrach-
tigung ist haufig der Zugang zum Erwerbsleben trotz
fachlicher Eignung mangels individueller Unterstit-
zungsangebote erschwert. Aber auch zum Verbleib
im Beruf sind Menschen auf diese Assistenzleistungen
angewiesen. Pramisse ist eine bedarfsgerechte, selbst-
bestimmte, selbstorganisierte und gleichberechtigte
Teilhabe am Erwerbsleben. Assistenznehmer/innen
erhalten jene personliche Unterstiitzung, die zur Aus-
Ubung einer beruflichen Tatigkeit oder zur Absolvie-
rung einer Ausbildung erforderlich ist. Im Jahr 2015
nahmen insgesamt 486 Menschen mit Behinderung
die personliche Assistenz am Arbeitsplatz in Anspruch.
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Praventive Ansatze im Rahmen der beruflichen
Integration von Menschen mit Behinderung

Einen neuen Themenschwerpunkt stellt die Praventi-
on dar. Vor dem Hintergrund des Arbeit-und-Gesund-
heit-Gesetzes ist es Ziel, den moglichst langfristigen
Erhalt der Arbeitsfahigkeit zu férdern. Mit dem Pro-
gramm fit2work“ soll bereits in einem sehr frihen,
praventiven Stadium Invaliditat vermindert bzw. friih-
zeitige Arbeitslosigkeit durch gesundheitliche Griinde
verhindert werden. Erstmals werden Informations-
und Beratungsleistungen von Arbeitsmarktservice,
Sozialversicherung, Sozialministeriumservice und Ar-
beitsinspektion gebilindelt. Das Sozialministeriumser-
vice Ubernimmt im Rahmen des Projektes ,fit2work*“
die Koordination und Organisation fiir die diesbeziigli-
chen Angebote. Hierzu arbeiten Sozialministeriumser-
vice und Arbeitsmarktservice sowie weitere Einrich-
tungen zur beruflichen Rehabilitation von Menschen
mit Behinderung eng zusammen.

Zusatzlich zu den oben genannten Projekten wird Frau-
en und Mannern mit Behinderung noch eine Vielzahl an
malgeschneiderten Individualférderungen angeboten.

Individualférderungen

Individualférderungen dienen dazu, Benachteiligun-
gen durch Behinderung zu kompensieren und dadurch
die Teilhabe am Arbeitsmarkt zu ermdglichen. Wenn
es flr die Erlangung oder Sicherung des Arbeitsplatzes
erforderlich ist, kbnnen Menschen mit Behinderung In-
dividualbeihilfen erhalten. Dazu zdhlen unter anderem
Zuschisse zu Arbeitsplatzadaptierungen, Kosteniiber-
nahme von Arbeitshilfen, Entfall des Dienstgeber/in-
nenbeitrags, des Zuschlags zum Dienstgeber/innen-
beitrag und der Kommunalsteuer oder der Pramie
fur die Einstellung begiinstigt behinderter Lehrlinge,
Technische Hilfen, Mobilitatshilfen oder Einzelqualifi-
zierungen, die den Prozess der Integration am allge-
meinen Arbeitsmarkt unterstiitzen.

Mit einem umfassenden Programm an Lohnkosten-
forderungen werden Unternehmen dazu angehalten,
fir Menschen mit Behinderung Arbeitsplatze zu schaf-
fen und das neu geschaffene Dienstverhaltnis nach-
haltig abzusichern. So wurden im Jahr 2015 fiir Lohn-
kostenzuschlisse zum Ausgleich der verminderten
Leistungsfahigkeit der Menschen mit Behinderungen
Uber 27 Mio. EUR an Dienstgeber/innen ausgezahlt.

Auch die Griindung einer selbststandigen Erwerbs-
tatigkeit von Frauen und Mannern mit Behinderung
wird gefordert. Daflir gibt es Zuschlsse zur Verbesse-
rung der wirtschaftlichen Lage des Menschen mit Be-
hinderung sowie zur Sicherstellung des Lebensunter-
haltes.

Im Jahr 2015 konnten in insgesamt 18.659 Fallen Men-
schen mit Behinderung von den Angeboten der Indivi-
dualférderungen profitieren.

6.1.4
Derzeit gibt es acht Integrative Betriebe mit tiber 20 Be-

Integrative Betriebe

triebsstatten. Per 1. Janner 2016 wurden von den Inte-
grativen Betrieben im Modul Beschaftigung insgesamt
2.197 Arbeitsplatze, davon 1.638 Arbeitsplatze fir
Menschen mit Behinderung, bereitgestellt.

Weiters wurden im Modul Berufsvorbereitung insge-
samt 92 Ausbildungsplatze fiir Menschen mit Behinde-
rung angeboten.

Im Modul Beschaftigung wurde ein Férdermonitoring
implementiert, mit dem die Ansatze des Modells der
Forderung dieses Moduls jahrlich aktualisiert werden.
Damit ist eine zeitnahe Anpassung der Forderung an
veranderte Kostenstrukturen moglich. Dieses Instru-
ment wurde auch fiir die Festlegung der Forderung der
Jahre 2015 und 2016 herangezogen.



6. BEHINDERTENPOLITIK

Im Modul Berufsvorbereitung erfolgte eine neue
Schwerpunktsetzung: Menschen mit Behinderung soll
nicht nur eine niederschwellige Qualifizierung sondern
auch ein Zugang zu einer hochwertigen beruflichen
Ausbildung mit einem formalen Abschluss erméglicht
werden. Auf der Grundlage dieser Pramisse wurde in
den Integrativen Betrieben im September 2015 eine
betriebliche Lehrausbildung fiir Menschen mit Be-
hinderung gestartet. Die ,IBL - Integrative Betriebe
Lehrausbildung® wird in den Jahren 2016 und 2017
schrittweise ausgebaut, sodass im Rahmen dieser
Malinahme ab 2018 konstant etwa 100 Lehrplatze fiir
Menschen mit Behinderung angeboten werden. Ziel
der Lehrausbildung ist es, die Vermittlungsfahigkeit
der Teilnehmer/innen durch die Ablegung der Lehrab-
schlussprifung zu erhéhen, sodass eine nachhaltige
Integration am allgemeinen Arbeitsmarkt moglich ist.

6.1.5 Behindertengleichstellungsrecht und
Barrierefreiheit

Die Herstellung umfassender Barrierefreiheit ist nicht
auf einzelne Lebensabschnitte begrenzt, sondern er-
streckt sich vielmehr iber den gesamten Lebenszyklus
und beginnt bereits im Kindergarten. Fiir Menschen
mit Behinderung ist sie gleichbedeutend mit einem
ungehinderten Zugang zu Informationen, der Sicher-
stellung einer barrierefreien Schul- und Berufsausbil-
dung, der ungehinderten Nutzbarkeit des gesamten
Dienstleistungsbereichs sowie der barrierefreien An-
wendung von Kommunikationstechnologien und Me-
dien, aber auch einem uneingeschrankten Sport- und
Tourismusangebot.

Die Beseitigung von Barrieren in all diesen Bereichen
ist wesentlich fir die Gleichstellung und die Inklusion
von Menschen mit Behinderung in die Gesellschaft.
Mit Inkrafttreten des Bundes-Behindertengleichstel-
lungsgesetzes (BGStG) am 1. Janner 2006 und der
Ratifizierung der UN-Konvention Ulber die Rechte von

Menschen mit Behinderungen im Jahr 2008 wurden
hierflr bereits wichtige Voraussetzungen geschaffen.
Ein weiterer Schritt in diese Richtung ist die Erstellung
einer Strategie zur Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention (Nationaler Aktionsplan Behinde-
rung 2012-2020). Darin werden langerfristige behinder-
tenpolitische Zielsetzungen und MalRnahmen fiir den
Zeitraum bis 2020 definiert. Der NAP-Behinderung, die
Strategie der Osterreichischen Bundesregierung zur
Umsetzung der UN-BRK, beinhaltet auch ein eigenes
Kapitel ,,Barrierefreiheit®. Im Rahmen dieses Kapitels,
das Themenbereiche wie Leistungen des Bundes, Ver-
kehr, Kultur, Sport, Medien, Informationsgesellschaft,
Bauen und Tourismus umfasst, sind 44 MaRnahmen
vorgesehen, deren Umsetzung eine moglichst weitge-
hende Barrierefreiheit flir Menschen mit Behinderung
in allen Lebensbereichen bieten soll.

Barrierefreie Informations- und Kommunikations-
technologie (IKT)

Neben der baulichen und mobilitatsbezogenen
Barrierefreiheit stellt die barrierefreie IKT eine wesent-
liche Saule fir die vollumfangliche Teilhabe am gesell-
schaftlichen und beruflichen Leben (die Inklusion von
Menschen mit Behinderung) dar. Die Verpflichtung
zur Barrierefreiheit entspricht dem gesetzlichen Auf-
trag u.a. zur Umsetzung der UN-Behindertenrechts-

konvention.

Die Digitalisierung der Gesellschaft schreitet unauf-
haltsam voran. IKT-Produkte sind Instrumente, deren
Benutzung im Alltag zum Standard und damit un-
verzichtbar geworden ist. Deren Verwendung ist fiir
Menschen mit Behinderung zum groften Teil alter-
nativlos. Vermeidung und Behebung von IKT-Barrieren
bzw. von technischen Einschrankungen sind fir alle
Menschen, unabhangig von einer Behinderung, von
Vorteil.
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Aufgrund der besonderen Wichtigkeit des Themas
sBarrierefreiheit in der IKT“ gibt es seit 2013 die
interministerielle Arbeitsgruppe ,Barrierefreie IKT
(AG-BIKT)“. An der AG-BIKT sind neben dem Bundes-
ministerium fiir Arbeit, Soziales und Konsumenten-
schutz (Federfiihrung) und dem Bundeskanzleramt
(administrative Unterstltzung) auch das Bundes-
ministerium fiir Finanzen, das Bundesministerium
fur Landesverteidigung und Sport, das Bundesmini-
sterium flr Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft,
das Bundesministerium fur Justiz, das Bundesminis-
terium fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und
Wasserwirtschaft, das Bildungsministerium sowie seit
jungstem auch die Bundesbeschaffungsgesellschaft
beteiligt.

Die Arbeitsergebnisse stellen die Beitrage zu MaR-
nahmen des NAP-Behinderung dar. Regelmafig
aktualisierte Informationen - u.a. in Form von Be-
schaffungstipps - werden im offentlich zugangli-
chen Verwaltungswiki angeboten:
www.ag.bka.gv.at > Barrierefrei

Wissenschaftspreis Inklusion durch Naturwissen-
schaften und Technik (WINTEC)

Als weitere NAP-MaRRnahme wurde flir 2015 zur Star-
kung der Innovation im Themenfeld Inklusion der
sSWissenschaftspreis Inklusion durch Naturwissen-
schaften und Technik“ (WINTEC) durch das Sozial-
ministerium erstmals ausgeschrieben.

Mit dem WINTEC-Preis werden Projekte, die zum Ab-
bau von Barrieren und zur Starkung des Inklusions-
gedankens beitragen, ausgezeichnet. Gesucht wer-
den Ideen, die zukunftsweisend fiir die Inklusion von
Menschen mit Behinderung in der Gesellschaft sind. Es
kdnnen Projekte aus allen Wissenschaftsfeldern, ohne
Einschrankungen auf ein bestimmtes Feld der Natur-
wissenschaften und der Technik, eingereicht werden.

Ab der Verleihung 2016 ist geplant, den WINTEC alle
zwei Jahre, alternierend zum Wissenschaftspreis fir
Jungakademiker/innen, zu verleihen.

Weitere Informationen zur aktuellen Ausschreibung
finden Sie unter:

www.sozialministerium.at > Ministerium > Preise >
WINTEC

Kampagne zur Barrierefreiheit

Passend zur NAP-MaRnahme ,Offentlichkeitsarbeit
Uber Barrierefreiheit“ hat das Sozialministerium eine
breite Kampagne zum Thema ,Barrierefreiheit” in
Printmedien, im Fernsehen und in sozialen Medien
durchgefihrt.

Weiters wurde ein eigener Bereich mit FAQs zur Bar-
rierefreiheit mit einem inhaltlichen Schwerpunkt
»Auslaufen der Ubergangsfrist mit 1.1.2016“ einge-
richtet:

www.oesterreichbarrierefrei.at

6.2 Rechtslage im Zusammenhang
mit Barrieren

Barrieren konnen Diskriminierungen darstellen, wo-
bei es zur Vermeidung von wirtschaftlichen Harte-
fallen die Zumutbarkeitsprifung gibt. Rechtsfolgen
einer Diskriminierung sind materieller und immateri-
eller Schadenersatz.

Seit 1. Janner 2016 gelten die Bestimmungen des
Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz  fiir alle
Gebaude und Verkehrsmittel ohne betragsmaRige
Einschrankung bei den Kosten der Beseitigung von
Barrieren, jedoch immer im Rahmen der Zumutbar-
keit. Eine Ausnahme bis 31. Dezember 2019 bilden bau-

liche Barrieren in vom Bund genutzten Gebauden, die


www.ag.bka.gv.at
https://www.sozialministerium.at/site/Ministerium/Preise/Wintec/
https://www.sozialministerium.at/site/Ministerium/Preise/Wintec/
www.oesterreichbarrierefrei.at

6. BEHINDERTENPOLITIK

in einem veroffentlichten Etappenplan enthalten sind.
Trotz dieser Ausnahmebestimmung wurde bereits
weit mehr als die Halfte aller Bundesgebaude barriere-
frei ausgestaltet. In Bezug auf die informations- und
kommunikationstechnologische Barrierefreiheit sind
keine Ubergangsfristen vorgesehen.

Zumutbarkeit

Eine Diskriminierung durch Barrieren liegt nicht vor,
wenn die Beseitigung der Barrieren rechtswidrig oder
wegen unverhaltnismaliger Belastungen unzumutbar

ware.

Die Zumutbarkeit wird nicht von Amtswegen geprift,

sie muss eingewendet werden. Kriterien flr die Zumut-

barkeit sind insbesondere:

= der mit der Beseitigung der Barriere und der Herstel-
lung eines barrierefreien Zustandes verbundene Auf-
wand

die wirtschaftliche Leistungsfahigkeit

Forderungen aus oOffentlichen Mitteln (aus dem
Ausgleichstaxfonds wurden in Summe mehr als
26,5 Mio. EUR an Forderungen fiir die Verbesserung
der Zuganglichkeit an Unternehmen ausbezahlt)

die seit 1. Janner 2006 vergangene Zeit

= die Auswirkung der Benachteiligung auf die allge-
meinen Interessen des durch das BGStG geschiitzten
Personenkreises.

Auch Barrieren in der Arbeitswelt kdnnen Diskriminie-
rungen darstellen. Zur Vermeidung von wirtschaftli-
chen Hartefallen gibt es auch hier die Zumutbarkeits-
prifung.

Die Rechtsfolgen bei Verletzung des Diskriminierungs-
verbotes im Behinderteneinstellungsgesetz konnen
nicht nur Schadenersatzanspriiche, sondern dariiber
hinausgehend z.B. die Aufrechterhaltung eines Dienst-
verhaltnisses, die Einbeziehung in eine betriebliche

oder aulberbetriebliche Schulungsmafinahme oder die
Gewahrung von freiwilligen Sozialleistungen sein.

Bemerkt wird, dass in mehreren Gesetzen Bestimmun-
gen zur Barrierefreiheit in der Arbeitswelt enthalten
sind, wie z.B. in der Arbeitsstattenverordnung oder im
Arbeitnehmerlnnenschutzgesetz bzw. dem Bundesbe-
dienstetenschutzgesetz.

Verfahrensabfolge

Im Behindertengleichstellungsrecht obliegt die Kla-
rung, ob in einem konkreten Fall eine Diskriminierung
eines Menschen mit Behinderung vorliegt, einem
ordentlichen Zivilgericht. Vor dem gerichtlichen Ver-
fahren ist ein verpflichtendes Schlichtungsverfahren
bei der zustandigen Landesstelle des Sozialministeri-
umservice durchzufiihren. Das Schlichtungsverfahren
ist formfrei und kostenlos. Die bisherigen Erfahrungen
haben gezeigt, dass das Schlichtungsverfahren erfolg-
reich zur Einigung genutzt wird.

Schlichtungsverfahren beim Sozialministeriumservice
Seit Inkrafttreten des Gesetzespakets am 1.1.2006 gab
es mit Stand 31.10.2016 2.135 Schlichtungsverfahren.
2.045 davon (95,8%) waren am Stichtag erledigt. Von
allen Antragen betrafen 1.030 das BEinstG (48,2%),
1.105 das BGStG (51,8%). Von den erledigten Fallen
insgesamt konnte in 897 Fallen (43,9% der erledig-
ten Falle) eine Einigung erzielt werden, in 884 Fallen
(43,2%) keine Einigung. In 264 Fallen (12,9%) wurde
das Schlichtungsbegehren zurlickgezogen, wobei er-
fahrungsgemal solche Rickziehungen liberwiegend
aufgrund einer Einigung im Vorfeld erfolgen. 90 Ver-
fahren (4,2% aller Falle) waren zum Stichtag offen.

Zum Einsatz externer Mediation kam es in 27 Fallen
(1,3% aller Falle), 16 Mediationen fiihrten zu einer Eini-
gung, 8 blieben ohne Einigung, in einem Fall wurde der
Antrag zurlickgezogen, 2 Falle sind offen.
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Von den 2.135 Schlichtungsverfahren betrafen 492
(23,0%) den Themenkreis Barrieren.

Seit 2006 stieg der Anteil der Falle, die das Behinder-
tengleichstellungsgesetz betreffen, von 31,5% auf
48% im Jahre 2015, wahrend der Anteil der Falle zum
Behinderteneinstellungsgesetz entsprechend zuruck-
ging. Die Anzahl der Antrage insgesamt stieg seit der
Einfiihrung 2006 von 130 Antragen (2006) auf 250 An-
trage (2012) und ging bis zum Jahr 2015 wieder auf 177

zurlick. Das Antragsaufkommen 2016 steigt bisher ge-
genuber dem der Vorjahre wieder maRRgeblich an.

Aufgrund des guten Funktionierens des Instruments
»Schlichtung” sind nur wenige Gerichtsverfahren im
Bereich des Behindertengleichstellungsrechts an-
hangig. Das Sozialministeriumservice hat sich damit
erfolgreich als zentrale Anlaufstelle in Sachen Diskri-
minierungsschutz fir Menschen mit Behinderung po-
sitioniert.

Schlichtungsverfahren - Antrage 2006-2016 nach gesetzlichem Hintergrund

Jahr Antrage gesamt BEinstG BGStG

2006 130 89 68,5% 41 31,5%
2007 129 74 57,4% 55 42,6%
2008 181 96 53,0% 85 47,0%
2009 186 102 54,8% 84 45,2%
2010 197 86 43,7% 111 56,3%
2011 204 66 32,4% 138 67,6%
2012 250 97 38,8% 153 61,2%
2013 218 112 51,4% 106 48,6%
2014 227 113 49,8% 114 50,2%
2015 180 93 51,7% 87 48,3%
2016 (Stand 31.10.) 233 102 43,8% 131 56,2%

Quelle: Sozialministerium

Diskriminierungsschutz in der Bundesverwaltung

Der Diskriminierungsschutz besteht im gleichbe-
rechtigten Zugang fiur Menschen mit Behinderung
zu behordlichen Verfahren und Leistungsangeboten
auch auferhalb von solchen Verfahren. Dazu zahlen
neben der unmittelbaren die mittelbare Bundesver-
waltung (Landeshauptfrau/-mann bzw. Landesbe-
horden sind hier funktionelle Bundesbehorden), der
ubertragene Wirkungsbereich der Gemeinden (Bir-

germeister/innen sind hier funktionell als Bundesorg-
an tatig), sowie der Ubertragene Wirkungsbereich
des AMS und der Selbstverwaltungskorper (wie z.B.
Sozialversicherungstrager).

Nicht unter das BGStG fallt der eigene Wirkungsbe-
reich der Gemeinden, des AMS und der Selbstver-
waltungskorper.
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Im Osterreichischen System der sozialen Sicherheit
bildet die Sozialentschadigung, die traditionell auch
als Versorgungswesen bezeichnet wird, eine wichtige
Saule der staatlichen Sozialleistungen. Bei der Sozial-
entschadigung handelt es sich um MaRnahmen zur
finanziellen Abgeltung von Schaden, die Personen im
Zusammenhang mit Mallnahmen des Staates oder in
Belangen, in denen der Staat eine besondere Verant-
wortung wahrzunehmen hat, erlitten haben.

Als wesentlichste Verbesserung in letzter Zeit ist das
mit 1. Juli 2015 in Kraft getretene Conterganbhilfe-
leistungsgesetz anzufihren.

Weiterfiihrende Informationen dazu finden Sie hier:
www.sozialministeriumservice.at > Finanzielles >
Sozialentschaedigungen

7.1 Opferfiirsorge

Durch das 1945 geschaffene Opferfiirsorgegesetz
(OFG) werden die Opfer des Widerstandskampfes
und der politischen Verfolgung, die in der Zeit vom
6. Marz 1933 bis zum 9. Mai 1945 geschadigt wurden,
umfassend versorgt.

Mit Stichtag 1. Janner 2015 bezogen 1.734 Perso-
nen und mit Stichtag 1. Janner 2016 1.648 Personen
wiederkehrende Geldleistungen nach dem OFG.

Firden gesamten Bereich der Opferfiirsorge belief sich
der finanzielle Aufwand im Jahr 2014 auf 15,6 Mio. EUR
und im Jahr 2015 auf 15,7 Mio. EUR.

7.2 Kriegsopferversorgung

Osterreichische Staatsbiirger/innen, die fir die Repu-
blik Osterreich, die vormalige 6sterreichisch-ungari-
sche Monarchie oder nach dem 13. Marz 1938 fiir die
ehemalige deutsche Wehrmacht militarischen Dienst
geleistet und dadurch eine Gesundheitsschadigung er-
litten haben, gelten als Kriegsopfer nach dem Kriegs-
opferversorgungsgesetz. Auch Zivilpersonen, die durch
militarische Handlungen oder durch Einwirkung von
Waffen unverschuldet eine Gesundheitsschadigung

erlitten haben, gehoren zu diesem Personenkreis.

Die Leistungen nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz
1957 (KOVG 1957) wurden in den Jahren 2015 und 2016
jeweils mit dem fir den Bereich der Pensionen festge-
setzten Anpassungsfaktor erhoht (um 1,7% bzw. 1,2%).

Mit Stichtag 1. Janner 2015 bezogen 17.800 Personen
(davon 12.308 Hinterbliebene) und mit Stichtag 1. Jan-
ner 2016 15.373 Personen (davon 10.875 Hinterbliebe-
ne) Rentenleistungen nach dem KOVG 1957.

Der finanzielle Gesamtaufwand im Bereich der Kriegs-
opferversorgung betrug 111,7 Mio. EUR im Jahr 2014
und 98,3 Mio. EUR im Jahr 2015.

7.3 Kriegsgefangenenentschadigung

(KGEG)
sieht flr osterreichische Staatsbirger/innen, die im

Das Kriegsgefangenenentschadigungsgesetz

Verlauf des Ersten oder Zweiten Weltkrieges in Kriegs-
gefangenschaft gerieten oder im Zuge des Zweiten Welt-
krieges zivilinterniert wurden, je nach Dauer der Ge-
fangenschaft, gestaffelte Entschadigungsleistungen vor.

Mit Stichtag 1. Janner 2015 bezogen 20.406 Personen
und mit Stichtag 1. Janner 2016 17.056 Personen eine
Leistung nach dem KGEG.


https://www.sozialministeriumservice.at/site/Finanzielles/Sozialentschaedigungen/
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Der finanzielle Aufwand dafiir betrug im Jahr 2014
4,9 Mio. EUR und 2015 4,1 Mio. EUR.

7.4 Heeresversorgung

Prasenzdiener (z.B. Grundwehrdiener und Zeitsolda-
ten), Wehrpflichtige und Personen im Ausbildungs-
dienst, die im Zusammenhang mit ihrer Dienstleis-
tung eine Gesundheitsschadigung erleiden, erhalten
Hilfe nach dem Heeresversorgungsgesetz (HVG). Ein
Versorgungsanspruch besteht auch dann, wenn die
Schadigung auf einen Wegunfall - z.B. Unfall mit dem
PKW auf der Fahrt von der Wohnung zur Kaserne - zu-
rickzufiihren ist. Weiters sind Zivilpersonen, die durch
Waffen, Fahrzeuge oder militarische Handlungen des
Bundesheeres verletzt wurden, und Hinterbliebene
nach all diesen Personen versorgungsberechtigt.

Mit Stichtag 1. Janner 2015 bezogen 1.818 Personen
(davon 81 Hinterbliebene) und mit 1. Janner 2016
bezogen 1.814 Personen (davon 81 Hinterbliebene)
Rentenleistungen nach dem HVG.

Der finanzielle Aufwand betrug 11,6 Mio. EUR fiir 2014
und 11,9 Mio. EUR fiir 2015.

Mit 1. Juli 2016 wurde das Heeresversorgungsgesetz
durch das Heeresentschadigungsgesetz (HEG) abge-
[6st. Nach dem HEG gebuihren den anspruchsberech-
tigten Soldaten und Hinterbliebenen die Leistungen
der gesetzlichen Unfallversicherung nach dem Allge-
meinen Sozialversicherungsgesetz (insbesondere die
Versehrtenrente). Die nach dem HVG zuerkannten Leis-
tungsanspriiche bleiben gewahrt. Dadurch wird eine
Verwaltungsvereinfachung und Gleichstellung mit Un-
fallversicherten herbeigefiihrt.

7.5 Entschadigungvon

Verbrechensopfern

Das 1972 in Kraft getretene Bundesgesetz Uiber die Ge-
wahrung von Hilfeleistungen an Opfer von Verbrechen
sieht staatliche Hilfeleistungen flr osterreichische
Staatsburger/innen, EU- und EWR-Burger/innen vor,
die durch ein mit Vorsatz begangenes Verbrechen (die
Strafdrohung muss mehr als sechs Monate betragen)
oder als unbeteiligte Dritte an einer verbrecherischen
Handlung eine Korperverletzung oder Gesundheits-
schadigung erlitten haben und dadurch in ihrer Er-
werbsfahigkeit gemindert sind. Weiters sind nach dem
30. Juni 2005 in Osterreich geschadigte Drittstaatsan-
gehorige anspruchsberechtigt, sofern sie sich zum Tat-
zeitpunkt hier rechtmaRig aufgehalten haben.

Zum Jahresbeginn 2016 erhielten 162 Personen (da-
von 24 Hinterbliebene) finanzielle Zuwendungen fiir
Verdienst- bzw. Unterhaltsentgang (1. Janner 2015:
159 Personen, davon 20 Hinterbliebene). Dariiber
hinaus erhielten mehrere hundert Personen befriste-
te Geldleistungen und Hilfeleistungen im Rahmen der
Heilflrsorge (Psychotherapie), der orthopadischen
Versorgung und Rehabilitation sowie Pauschalent-
schadigungen fiir Schmerzengeld.

Der Gesamtaufwand betrug in den Jahren 2014 und
2015 jeweils rund 4 Mio. EUR.

7.6 Impfschadenentschiadigung

Das Impfschadengesetz raumt jenen Personen einen
Entschadigungsanspruch ein, die durch eine gesetz-
lich vorgeschriebene (das war bis 1980 die Schutzimp-

fung gegen Pocken) oder eine empfohlene Impfung
eine Gesundheitsschadigung erlitten haben.
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Zum Jahresbeginn 2016 erhielten 93 Personen wieder-
kehrende Geldleistungen (zum 1. Janner 2015: 95 Per-
sonen).

Der Gesamtaufwand im Jahr 2015 belief sich auf
4,3 Mio. EUR und im Jahr 2014 auf 4,2 Mio. EUR.

7.7 Hilfeleistung fiir Contergange-
schadigte

Anspruchsberechtigt nach dem Conterganhilfeleis-
tungsgesetz sind Personen, die durch das Bundes-
ministerium fur Gesundheit aufgrund einer Conter-
gan-Schadigung eine einmalige finanzielle Leistung
erhielten und die keinen Anspruch auf Leistungen nach
dem deutschen Conterganstiftungsgesetz haben.

Mit Stichtag 1. Janner 2016 bezogen 19 Personen eine
Rente. Der Gesamtaufwand im Jahr 2015 belief sich
auf 0,06 Mio. EUR.
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8. BEDARFSORIENTIERTE MINDEST-
SICHERUNG (BMS)

8.1 Allgemeines

Mit der BMS sollen all jene Menschen unterstitzt wer-
den, die firr ihren Lebensunterhalt aus eigener Kraft
nicht aufkommen koénnen. Die Rahmenbedingungen
fur diese Leistung wurden zwischen dem Bund und
den Landern in einer Art. 15a B-VG Vereinbarung uber
eine bundesweite Bedarfsorientierte Mindestsicherung
(BGBL. | Nr. 96/2010) festgelegt. Diese Vereinbarung
trat mit 1. Dezember 2010 in Kraft und wurde mit
1. Oktober 2011 in allen Bundeslandern umgesetzt. Mit
31. Dezember 2016 lief die Art. 15a B-VG Vereinbarung
aus. Seit 1. Janner 2017 konnen die Sozialhilfe- bzw.
Mindestsicherungsgesetze der Lander somit wieder
ohne Berlicksichtigung eines gemeinsamen Rahmens
einer Art. 15a B-VG Vereinbarung gestaltet werden
(siehe 8.4).

Zielgruppe

Ein Anspruch auf BMS kommt in Frage, wenn keine
ausreichende finanzielle Absicherung durch andere
Einkinfte (z.B Einkommen aus Arbeit, Leistungen aus
der Sozialversicherung, Unterhalt) oder durch Vermo-
gen moglich ist. Es wird der notwendige monatliche
Bedarf an Nahrung, Kleidung, Korperpflege, Behei-
zung und Strom, Hausrat sowie auch eine angemesse-
ne soziale und kulturelle Teilhabe, aber auch Wohnbe-
darf mit einem jahrlich neu festgelegten monatlichen
Geldbetrag beriicksichtigt (siehe folgender Abschnitt
»,Mindeststandards®).

Einsatz der eigenen Arbeitskraft

Von Bezieher/innen einer Leistung der BMS wird neben
dem vorrangigen Einsatz von eigenem Einkommen
und Vermogen (bis zu einem Vermogensfreibetrag
von rd. 4.189 EUR im Jahr 2016) auch der Einsatz der

eigenen Arbeitskraft gefordert, sofern sie arbeitsfa-
hig und im Erwerbsalter sind. Hierzu sind jedoch auch
klare Ausnahmen formuliert, wie z.B. flir Personen mit
Betreuungspflichten gegeniiber unter dreijahrigen
Kindern oder fiir pflegende Angehorige. Wird die Auf-
nahme einer zumutbaren Arbeit verweigert, so kann
die Leistung bis zur Halfte gekiirzt werden und in Aus-
nahmefallen sogar entfallen.

Mindeststandards - Leistungshohe 2016

Die Hohe der Leistung aus der BMS orientiert sich am
Netto-Ausgleichszulagenrichtsatz in der Pensionsver-
sicherung und betrug im Jahr 2016 fiir alleinstehende
Leistungsempfanger/innen und Alleinerziehende rund
838 EUR bzw. fiir (Ehe-)Paare 1.257 EUR (12x im Jahr).

In diesen Mindeststandards ist ein 25%-iger Wohn-
kostenanteil enthalten. Im Jahr 2016 betrug dieser fur
alleinstehende Leistungsempfanger/innen und Allein-
erziehende 209 EUR bzw. fiir (Ehe-)Paare 314 EUR. Die
Mindeststandards fiir Kinder sind im Vergleich zu den
Mindeststandards flir Erwachsene unterschiedlich ge-
staltet.

BMS-Mindeststandards fiir Kinder 2016

1.-3.Kind  ab dem 4. Kind
Burgenland 161,00 EUR
Karnten 150,84 EUR 125,70 EUR
Niederosterreich 192,68 EUR
Oberodsterreich 210,30 EUR 184,00 EUR
Salzburg 175,93 EUR
Steiermark! 150,80 EUR 125,66 EUR
Tirol 207,35 EUR
Vorarlberg 183,09 EUR
Wien 226,20 EUR

Quelle: Sozialministerium

I ab 1.September 2016
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In manchen Bundesldndern (z.B. Tirol und Vorarl-
berg) besteht jedoch aufgrund der hohen Wohnkosten
grundsétzlich ein Rechtsanspruch auf Ubernahme des
Wohnbedarfes in tatsachlicher Hohe.

8.2 Statistische Daten

Die Zahl der im Rahmen der BMS unterstiitzten Perso-
nen in Privathaushalten betrug 2015 rd. 284.400, die
in rd. 168.400 Bedarfsgemeinschaften (das sind Haus-
halte, in denen BMS bezogen wird) lebten. 62% dieser
Bedarfsgemeinschaften entfielen auf alleinstehende

Personen, 33% der Bedarfsgemeinschaften auf Allein-
erziehende und Paare (mit und ohne Kinder) und 5%
der Bedarfsgemeinschaften wiesen andere Haushalts-
konstellationen auf. 38% der unterstiitzten Personen
waren Frauen, 35% Manner, der Rest (27%) entfiel
auf Minderjahrige. Darlber hinaus waren rd. 7% der
BMS-Bezieher/innen im Pensionsalter.

Der Grofdteil der BMS-Bezieher/innen entfiel im Jahr
2015 auf Wien (55,7%), gefolgt von Steiermark mit
10,1% und Niederosterreich mit 9,3%.

BMS-unterstiitzte Personen 2015 nach Bundeslandern (Prozentanteile)

1,3%

Burgenland M Oberosterreich M Tirol
[ Kéarnten W salzburg B Vorarlberg
B Niederosterreich B Steiermark [l Wien

Quelle: Statistik Austria, BMS-Statistik 2015.
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Im Vergleich zum Vorjahr ist die Anzahl der Bezieher/
innen 2015 um 10,9% gestiegen. Der Zuwachs war

Bezieher/innen Geldleistungen - Personen 2015

Personen 2015

dabei in den Bundeslandern Vorarlberg (+12,9%) und
Steiermark (+12,1%) am starksten.

Veranderungen in %

2014-2015 2013-2014 2012-2013
Burgenland 3.776 10,3% 6,9% 6,0%
Karnten 5.498 6,0% 3,3% 0,8%
Niederosterreich 26.551 10,0% 12,8% 12,9%
Oberosterreich 19.587 11,3% 8,6% 14,0%
Salzburg 14.358 7,3% 7,3% 3,6%
Steiermark 28.704 12,1% 15,8% 13,1%
Tirol 15.914 4,6% 6,8% 5,9%
Vorarlberg 11.611 12,9% 8,0% 10,9%
Wien 158.375 11,9% 5,5% 6,1%
AUT 284.374 10,9% 7,6% 7,7%

Quelle: Statistik Austria, BMS-Statistik 2015.

Aufwand und Bezugsdauer

Der Jahresaufwand 2015 fir laufende Geldleistungen
in der BMS betrug rd. 765 Mio. EUR. Im Durchschnitt er-
hielt eine Person eine Leistung von 331 EUR pro Monat;
die durchschnittliche Leistung einer Bedarfsgemein-
schaft lag bei 568 EUR. Im Jahr 2015 betrug die durch-
schnittliche Bezugsdauer einer Bedarfsgemeinschaft
Osterreichweit rd. 8,0 Monate.

Krankversicherungsrechtliche Absicherung

Fur BMS-Bezieher/innen ohne krankenversicherungs-
rechtliche Absicherung hat der Bund eine gesetzliche
Krankenversicherung geschaffen. Die Ausgaben fur
KV-Beitrage beliefen sich im Jahr 2015 auf rd. 41 Mio.
EUR. Insgesamt wurden im Jahr 2015 78.777 BMS-Be-
zieher/innen tber die BMS krankenversichert.

8.3 Arbeitsmarkteinbindung von
Mindestsicherungsbezieher/innen

Ein erklartes sozialpolitisches Ziel der BMS ist es,
arbeitsfahigen Bezieher/innen einen Weg zuriick in
den Arbeitsmarkt anzubieten. 2015 waren rd. 31% aller
BMS-Bezieher/innen arbeitslos oder in Schulung.

Arbeitsmarktservice-Betreuung

Aus diesem Grund wurde den arbeitsmarktpolitischen
Angeboten des Arbeitsmarktservice (AMS) ein zent-
raler Stellenwert zugewiesen. Angesichts der haufig
mehrfachen Herausforderungen von BMS-Bezieher/
innen, die den Zugang zum Arbeitsmarkt hemmen,
wurden eigene Betreuungsangebote entwickelt, wie
etwa intensive personenbezogene Unterstltzungs-
leistungen mit Case Management. Damit wird dem
Bedrfnis dieser Personengruppe nach einer einge-
henden Betreuung mit starkem sozialarbeiterischen
Fokus begegnet.
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Weiters steht ein flachendeckendes Angebot an Sozial-
o6konomischen Betrieben und Gemeinnitzigen Be-
schaftigungsprojekten zur Verfligung. In Wien ist im
Herbst 2016 beispielsweise das Beschaftigungsprojekt
sBack to the Future - Beschaftigung” gestartet, das
speziell auf die Arbeitsmarktinklusion von jungen BMS-
Bezieher/innen zwischen 18 und 24 Jahren abzielt.

Aktuelle Eckdaten zur Arbeitsmarktlage von
BMS-Bezieher/innen

Im Oktober 2016 waren 64.621 BMS-Bezieher/innen
beim AMS vorgemerkt. Von den 64.621 vorgemerk-
ten BMS-Bezieher/innen erhielten 59% neben der
BMS-Leistung auch ein Arbeitslosengeld oder eine
Notstandshilfe (sie waren zuvor ausreichend lange be-
schaftigt).

Die 64.621 vorgemerkten BMS-Bezieher/innen wiesen

darlber hinaus folgende demographische Merkmale

auf:

= Etwas mehr als die Halfte der vorgemerkten BMS-Be-
zieher/innen war mannlich (58%).

= 46% der beim AMS vorgemerkten BMS-Bezieher/in-
nen hatten die Osterreichische Staatsbirgerschaft.
Die restlichen 54% Prozent entfielen auf Menschen
mit nicht-Osterreichischer Staatsblrgerschaft (EU-
Blrger/innen und Drittstaatsangehorige).

Im Jahr 2016 wurden bis Ende Oktober bereits 150 Mio.
EUR fir die Forderung der vorgemerkten BMS-Bezie-
her/innen aufgewendet bzw. reserviert (59% fiir Qua-
lifizierungen, 29% flir Beschaftigungsforderungen und
12% flr Unterstitzungsleistungen). Im Jahr 2015 be-
lief sich der gesamte jahrliche Aufwand dafiir auf rd.
145,1 Mio. EUR.

4 Stand: Oktober 2016

Seit Einfuhrung der BMS vermerkte das AMS insge-
samt 127.690 Arbeitsaufnahmen von BMS-Bezieher/
innen. Darliber hinaus haben seit Einfihrung der BMS
insgesamt 289.201 BMS-Bezieherlnnen ein Angebot fur
eine Forderung durch das AMS angenommen (z.B. Ein-
gliederungsbeihilfe, BildungsmalRnahmen, Tatigkeit in
einem Beschaftigungsbetrieb).*

Ost-West-Gefille bei Erwerbsintegration

Ein Vergleich der Bundeslander zeigt bei der Erwerbs-
integration ein deutliches ,Ost-West-Gefalle“. So ha-
ben Analysen zum Stellenandrang fiir das Jahr 2015
gezeigt, dass BMS-Bezieher/innen besonders im Osten
Osterreichs einem hohen Stellenandrang ausgesetzt
sind:

In Wien musste sich im unqualifizierten Bereich eine
Person mit 44 anderen, im Burgenland mit 29 und in
Niederdsterreich mit 20 anderen um eine Stelle be-
werben. Im Vergleich dazu waren es in Salzburg nur
7 Mitbewerber/innen, in Tirol sowie in Oberoster-
reich 10 andere Personen. Der Vergleich der Stellen-
andrangziffern innerhalb der Gruppe der ungelernten
Arbeitskrafte ist insofern von besonderer Relevanz, als
Studien belegen, dass rd. 80% der beim AMS vorge-
merkten BMS-Bezieher/innen diesem Personenkreis
zuzuordnen sind.

Die Wiedereingliederungsmoglichkeiten fiir BMS-Be-
zieher/innen in den Arbeitsmarkt hangen sehr stark
von der Lage am Arbeitsmarkt ab. Die derzeit stei-
gende Arbeitslosigkeit lasst die Reintegration von
BMS-Bezieher/innen immer schwieriger werden. Dies
trifft jedoch nicht nur auf BMS-Bezieher/innen zu, son-
dern gilt auch fur Nicht-BMS-Bezieher/innen mit glei-
chen Problemlagen (unqualifiziert, nur eingeschrankt
beschaftigungsfahig).
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8.4 Auslaufen der Art. 15a B-VG-
Vereinbarung

Der Geltungszeitraum der derzeitigen Vereinbarung
ist an die laufende Finanzausgleichsperiode gekniipft,
die mit 31. Dezember 2016 auslauft. Seit dem Frih-
jahr 2015 wurde in intensiven Verhandlungen auf Be-
amtinnen-/Beamtenebene an einer neuen, an die be-
stehende Art. 15a B-VG-Vereinbarung anschlielende
Rahmenregelung tber die BMS gearbeitet. Dabei wur-
den samtliche Empfehlungen des Rechnungshofs, die
Kernpunkte aus dem Regierungsprogramm wie auch
Vorschlage der Lander und NGOs aufgegriffen und in
18 Sitzungen zweier Bund-Lander Arbeitsgruppen
behandelt (11 Sitzungen der Arbeitsgruppe BMS zu
allgemeinen Reformthemen, 7 Sitzungen der Unter-
arbeitsgruppe Statistik). Die Ergebnisse dieser Ge-
sprache sind in eine auf Beamtinnen-/Beamtenebene
abgestimmte Synopse fiir eine neue Art. 15a B-VG-Ver-
einbarung eingeflossen, die einige wichtige MaRnah-
men flr eine sinnvoll weiterentwickelte bundesweite
Bedarfsorientierte Mindestsicherung enthielt. Im Ap-
ril 2016 wurde diese der politischen Ebene vorgelegt
und grundsatzlich beflirwortet. Unabhdngig davon
wurden von Landerseite zusatzlich Punkte, wie z.B.
Leistungsobergrenzen fir Mehrpersonenhaushalte,
eingebracht. In den darauffolgenden Diskussionsrun-
den auf politischer Ebene sind grundlegende Auffas-
sungsunterschiede der politischen Verhandlungspart-
ner, insbesondere zweier Lander, sichtbar geworden,
die einer Einigung liber eine neue Mindestsicherungs-
Vereinbarung zwischen dem Bund und den Landern
letztlich im Wege standen.

Seit 1. Janner 2017 kénnen die Sozialhilfe- bzw. Min-
destsicherungsgesetze der Lander sohin ohne Berlick-
sichtigung eines gemeinsamen Rahmens einer Art. 15a
B-VG-Vereinbarung gestaltet werden. Auf Bundesseite
steht nunmehr das Bemiihen, die rechtlichen Grund-

lagen fur die Aufrechterhaltung der krankenversiche-
rungsrechtlichen Absicherung von BMS-Bezieher/in-
nen zu schaffen, im Vordergrund.

8.5 Projekt ,,Schulstartpaket*

Fiir viele Familien bedeutet der Schulanfang eine enor-
me finanzielle Belastung. Gleichzeitig ist Bildung ge-
rade flir ausgrenzungsgefahrdete Kinder von groRer
Bedeutung. Das Sozialministerium unterstiitzt ein-
kommensschwache Familien in dieser Phase und hat
im Jahr 2015 eine Schulstartpaket-Aktion speziell fir
Kinder und Jugendliche in Haushalten mit BMS-Be-
zug ins Leben gerufen. Die Schulstartpaket-Aktion des
Sozialministeriums wird mit Mitteln der EU aus dem
»Europaischen Hilfsfonds fiir die am starksten benach-
teiligten Personen“ (Fund for European Aid to the Most
Deprived) finanziert und mit einem ressortinternen
Budget erganzt.

Europaischer Hilfsfonds

Der Europdische Hilfsfonds verfolgt das Ziel, den
sozialen Zusammenhalt in der Union zu fordern. Er-
reicht werden soll dies unter anderem durch die un-
entgeltliche Verteilung von materieller Unterstutzung
fur die am starksten benachteiligten Personen in den
einzelnen Mitgliedstaaten. Die materielle Unterstiit-
zung kann beispielsweise Nahrungsmittel, Bekleidung
oder andere fiir den persoénlichen Gebrauch bestimm-
te Dinge umfassen.

Osterreich hat sich dafiir entschieden, Schulstart-
pakete an Schiiler/innen in BMS-Haushalten zu vertei-
len. Mit dem Projekt ,,Schulstartpaket® ist Osterreich
einVorreiter in der EU. Vorrangiges Ziel ist die Bekamp-
fung von Kinderarmut.
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Zielgruppe

Anspruchsberechtigt sind Kinder aller Schulstufen von
der 1. Schulstufe bis zur Maturaklasse in BMS-Haus-
halten. Der Wert eines Gratis-Schulstartpaktes betragt
rd. 70 EUR. Dabei gibt es eine Vielzahl an Paketen zur
Auswahl, die wahlweise aus einer Schultasche/ei-
nem Rucksack oder verschiedenen Schulartikeln wie
Handarbeitskoffern oder Schreibwaren bestehen. Bei
der Zusammenstellung der Pakete wurde auf langle-
bige und hochwertige Produkte geachtet. Die Arti-
kel entstammen der aktuellen Kollektion namhafter
Schulartikelhersteller. Die Verteilaktion fand erstmals
im Sommer 2015 statt und wurde auch 2016 fortge-
setzt.

Bestellung und Verteilung

Die Schulstartpakete werden vom Osterreichischen
Roten Kreuz als Partnerorganisation verteilt. Das
Osterreichische Rote Kreuz hat hierfiir in jedem Bezirk
zumindest eine Verteilstelle eingerichtet. Der gesamte
Bestell- und Abholvorgang wird in den regionalen Ver-
teilstellen abgewickelt.

Inanspruchnahme und Finanzierung

Im Jahr 2015 waren rd. 45.000 Kinder anspruchsbe-
rechtigt, fur rd. 33.000 Kinder wurde auch ein Schul-
startpaket beantragt und abgeholt. Dies entspricht
einer sehr hohen Inanspruchnahme von mehr als 70%.
Die Kosten fiir das Projekt werden zu 85% aus Mit-
teln des EU-Fonds und zu 15% aus nationalen Mitteln
finanziert. Der Aufwand flr den Ankauf der Schulstart-
pakete betrug rd. 2,3 Mio. EUR.

2016 gab es rd. 54.300 anspruchsberechtigte Kinder,
von denen rd. 41.000 ein Paket abgeholt haben. Die
Inanspruchnahme ist mit einer Take-up-Rate von ca.
76% fiir das Jahr 2016 im Vergleich zu 2015 leicht ge-
stiegen. Der Aufwand fiir die tatsachlich ausgegebe-
nen Pakete betrugim Jahr 2016 rd. 2,7 Mio. EUR.
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9. EU-SOZIALPOLITIK UND
INTERNATIONALES
9.1 EU-Sozialpolitik allgemein
9.1.1 Europdisches Semester
Das Europadische Semester wurde 2011 eingefiihrt und
bezeichnet einen jahrlich stattfindenden Prozess, des-
sen Hauptziele in der Férderung der nationalen Bud-
getdisziplin sowie in einer verbesserten wirtschafts-
politischen Koordinierung liegen. Am Beginn des
Europdischen Semesters steht die Veroffentlichung
des Jahreswachstumsberichts, wobei die Kommissi-
on im Bericht 2016 drei Prioritaten in den Mittelpunkt
gestellt hat: Wiederbelebung der Investitionstatigkeit,
Vorantreiben von Strukturreformen zur Modernisie-
rung der Volkswirtschaften der EU und verantwor-
tungsvolle Haushaltspolitik. Dabei soll ein starkerer
Fokus auf sozial- und beschaftigungspolitische Aspek-
te gelegt werden. Am 18. Mai 2016 hat die Kommissi-
on ihre landerspezifischen Empfehlungen vorgelegt.
Demnach habe sich zwar die wirtschaftliche Lage in
der EU positiv entwickelt, jedoch miisse die Armut wei-
ter bekampft und die soziale Lage verbessert werden.
Im Jahr 2016 haben 42 von insgesamt 89 landerspezifi-
schen Empfehlungen (47%) eine beschaftigungs- oder
sozialpolitische Komponente.

Website des Bundeskanzleramtes zum Europai-
schen Semester:

www.bka.gv.at > Fachinhalte > Wachstumsstrategie
Europa 2020 > Europaisches Semester

Website der Europaischen Kommission zum Europa-
ischen Semester und den landerspezifischen Emp-
fehlungen:
www.ec.europa.eu/europe2020/index_de.htm >
Das Europaische Semester in der Praxis > Lander-
spezifische Empfehlungen (z.B. Osterreich in der
EU-Grafik anklicken)

9.1.2 Europaische Saule sozialer Rechte

Anfang Marz 2016 legte die Kommission ihre Mitteilung
zur Einleitung einer Konsultation uber eine europa-
ische Saule sozialer Rechte vor. Die Kommission be-
grindet die Sdule mit der Notwendigkeit, die Krise zu
Uberwinden, nach vorne zu schauen und eine vertiefte
und fairere Wahrungsunion zu entwickeln. Die Saule
soll sich primar an die Euro-Zone richten, die anderen
Mitgliedstaaten konnen sich freiwillig daran beteili-
gen. Die Saule soll dann ein Referenzrahmen sein, an
dem sich nationale Reformen orientieren kdnnen. Die
Konsultation wird bis Ende des Jahres 2016 laufen und
Anfang 2017 soll ein Vorschlag fiir die Saule vorgelegt
werden.

EU-Website zur Europaischen Saule sozialer Rechte
(inkl. Hintergrundpapiere):

www.ec.europa.eu (Deutsch) > Prioritaten > Wirt-
schafts- und Wahrungsunion > Auf dem Weg zu einer
europaischen Saule sozialer Rechte

9.1.3 EU-Plattform Schwarzarbeit

Am 12.Marz 2016 ist der Beschluss Gber die Einrichtung
einer Europdischen Plattform zur Starkung der Zusam-
menarbeit bei der Bekdampfung nicht angemeldeter
Erwerbstatigkeit® in Kraft getreten. Mit der Plattform
soll der Informationsaustausch und die Zusammen-
arbeit der nationalen Ministerien, Gewerkschaften
und Arbeitgeber/innenverbande verbessert werden,

% http://eur-lex.europa.eu (Deutsch) > Schnellsuche nach ,BESCHLUSS (EU) 2016/344*
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um das Problem der Schwarzarbeit in den Griff zu be-
kommen. Die Plattform setzt sich aus hochrangigen
Vertreterinnen/Vertretern der Mitgliedstaaten, einer/
einem Vertreter/in der Kommission, sowie Vertreterin-
nen/Vertretern der brancheniibergreifenden Sozial-
partner auf Unionsebene zusammen. Die Finanzierung
erfolgt aus dem Programm der Europaischen Union
fur Beschaftigung und soziale Innovation (EaSlI).

EU-Website zu nicht angemeldeter Erwerbstatigkeit:
www.ec.europa.eu/social (Deutsch) > Politikfelder
und Tatigkeiten > Europaische Beschaftigungsstra-
tegie > Rechte am Arbeitsplatz > Arbeitsrecht > Ar-
beitsbedingungen > lllegale Beschaftigung

9.2 Soziale Sicherheit in der EU

Das Thema ,Soziale Sicherheit®in grenziiberschreiten-
den Situationen war weiterhin im Brennpunkt des po-
litischen Interesses. Mit zwei neuen Urteilen (C-67/14,
Alimanovic, und C-299/14, Garcia Nieto - betreffend
die deutschen Hartz IV-Leistungen) hat der Gerichts-
hof der Européischen Union (EuGH) weitere Klarstel-
lungen in der Frage gebracht, ob Unionsburger/innen
in einen anderen Mitgliedstaat ziehen und dort sofort
Leistungen, die ein Existenzminimum sichern sollen, in
Anspruch nehmen kénnen. Der EuGH hat wiederholt,
dass erst bei einer hinreichenden Integration in den
Aufnahmestaat solche Leistungen anfallen. SchlieR-
lich hat der EuGH in der Rechtssache C453/14, Knauer,
die sterreichische Rechtslage bestatigt, wonach auch
von bestimmten Pensionen anderer Mitgliedstaaten
die Beitrage zur Krankenversicherung der Pensionis-
ten eingehoben werden kénnen.

9.2.1 Berichtiiber die Bevilkerungsalterung

Im Mai 2015 veroffentlichte die Europaische Kom-
mission den ,Bericht Uiber die Bevolkerungsalterung
(2015)“*¢. Dieser Bericht, der alle drei Jahre vom Aus-
schuss fiir Wirtschaftspolitik (Arbeitsgruppe ,,Auswir-
kungen der Bevolkerungsalterung®) vorgelegt wird,
enthalt langfristige Projektionen zu den voraussicht-
lichen alterungsbedingten offentlichen Ausgaben fiir
Pensionen, Gesundheit, Pflege, Bildung und Leistun-
gen bei Arbeitslosigkeit. Im Pensionsbereich leistet der
Bericht einen Beitrag zur umfassenden Einschatzung
der Finanzierungsperspektiven, weil er sich nicht nur
auf die gesetzliche Pensionsversicherung beschrankt,
sondern durch die Einbeziehung der Pensionen fiir Be-
amtinnen/Beamte die erforderliche Gesamtanalyse
der Ausgabenentwicklung des 6ffentlichen Pensions-
systems darstellt.

9.2.2 Bericht zur Angemessenheit der Renten-
und Pensionshohen

Am 5. Oktober 2015 veréffentlichte die Europaische
Kommission den ,Bericht zur Angemessenheit der
Renten- und Pensionshéhen (2015): gegenwartige und
zukiinftige Angemessenheit der Altersversorgung in
der EU“Y" des Ausschusses fiir Sozialschutz (SPC) der
Europaischen Union. Dieser Bericht, der alle drei Jahre
vom Ausschuss flir Sozialschutz vorgelegt wird, tber-
wacht auf EU-Ebene, inwiefern Renten und Pensionen
den Menschen ein ausreichendes Einkommen im Alter
sichern, sie vor Armut schiitzen und ihnen einen ange-
messenen Lebensstandard ermoglichen. Der Bericht
kommt zu dem Schluss, dass die Pensionssysteme in
Europa voraussichtlich in der Lage sein werden, auch
klnftigen Generationen angemessene Renten zu si-
chern. Voraussetzung ist, dass die Mitgliedstaaten mit
effizienten MaRnahmen dafiir sorgen, dass moglichst

“ http://ec.europa.eu/economy_finance > Publications > ,2015 AGEING REPORT “ in Suchmaske eingeben
‘7 http://bookshop.europa.eu >,2015 PENSION ADEQUACY REPORT” in Suchmaske eingeben
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viele Arbeitnehmer/innen eine Beschaftigung ausiiben
konnen, bis sie das gesetzliche Rentenalter erreicht ha-
ben. Um das geschlechtsspezifische Rentengefalle zu
verringern, bedlrfe es jedoch oft langfristiger Anstren-

gungen.
9.3 EU-Arbeitsrecht

Im Marz 2016 hat die Kommission einen Vorschlag zur
Anderung der Entsenderichtlinie 96/71/EG und zur
Erganzung der ,,Durchsetzungsrichtlinie“ 2014/67/EG
vorgelegt. Ziel ist, die Entsenderegelungen an die ge-
anderte Situation im Binnenmarkt anzupassen, um
faire Wettbewerbsbedingungen zu gewahrleisten.
Dabei soll der Grundsatz ,gleicher Lohn fiir gleiche
Arbeit“ am gleichen Arbeitsplatz gelten. Nach dsterrei-
chischem Recht haben entsandte Arbeitnehmer/innen
schon derzeit Anspruch auf das kollektivvertragliche
Entgelt, das vergleichbare inlandische Arbeitnehmer/
innen bekommen. Auch die Gleichbehandlung der
grenziiberschreitenden Leiharbeit ist in Osterreich be-
reits verwirklicht.

Am 19. und 20. Mai 2016 hat Herr Bundesminister Alois
Stéger EU-Kommissarin Marianne Thyssen sowie eini-
ge seiner europaischen Amtskolleginnen und Amtskol-
legen zu einem Arbeitstreffen nach Wien geladen, um
diese Reform voranzutreiben.

Website der Europaischen Kommission Entsendung
(inkl.
grundpapiere zur Reform der Entsende-Richtlinie):

von Mitarbeiterinnen/Mitarbeitern Hinter-
www.ec.europa.eu/social (Deutsch) > Politikfelder
und Tatigkeiten > Umziehen und arbeiten in Europa
> Arbeiten in einem anderen EU-Land > Entsendung
von Mitarbeitern

In den Bereichen Gleichstellung und Nichtdiskriminie-
rung wurden die Arbeiten zu den Richtlinienvorschlagen
zur Gewahrleistung einer ausgewogenen Vertretung von
Frauen und Mannern in Aufsichtsraten borsennotierter
Unternehmen und zur Bekampfung von Diskriminierun-
gen auf Grund der Religion und der Weltanschauung,
einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Orien-
tierung aullerhalb der Arbeitswelt weitergefihrt.

9.4 EU-Arbeitnehmer/innenschutz
Europdische Kampagne 2014/2015 ,,Gesunde
Arbeitsplitze - den Stress managen*

Seit dem Jahr 2000 fiihrt die Europaische Agentur fir
Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz
(EU-OSHA) mit Sitz in Bilbao zweijahrige Kampagnen
zu zentralen Arbeitsschutzthemen durch. In den Jah-
ren 2014 und 2015 hatte die in den EU-Mitgliedstaaten
durchgefiihrte Kampagne die Bewaltigung von psy-
chosozialen Risiken und arbeitsbedingtem Stress zum
Thema.*® Mit liber 1.000 Teilnehmer/innen bei Events
in ganz Osterreich konnte dem Ziel dieser Kampagne,
Betriebe flir die Pravention von Gefahren durch psy-
chische Belastungen am Arbeitsplatz zu sensibilisie-
ren, Rechnung getragen werden.

Mit seinen Schlussfolgerungen , Strategischer Rahmen
der EU fiir Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz
2014-2020 - Anpassung an neue Herausforderungen®
vom 10. Marz 2015 legt der Rat das Ziel fest, eine sichere
und gesunde Arbeitsumgebung fiir alle Arbeitnehmer/
innen europaweit zu gewahrleisten und zu férdern. Die
Mitgliedstaaten werden aufgefordert, mit ihren natio-
nalen Strategien die Umsetzung der Rechtsvorschriften
und die Pravention von Berufskrankheiten zu verbes-
sern und den demografischen Wandel zu bewaltigen.

“ www.osha.europa.eu (Deutsch) > Kampagnen und Wettbewerbe > Kampagnen fiir Gesunde Arbeitspldtze > Die Kampagne

2014-2015
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Mit den Schlussfolgerungen ,Eine neue Agenda fur
Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz zur Forde-
rung besserer Arbeitsbedingungen® vom 28. Septem-
ber 2015 wird das Ziel verfolgt, ein ,, Triple-A-Rating“ im
Bereich Soziales zu erreichen.

Website der Europaischen Kommission zur Gesund-
heit und Sicherheit am Arbeitsplatz (inkl. Hinter-
grundpapiere):

www.ec.europa.eu/social (Deutsch) > Politikfelder
und Tatigkeiten > Sicherheit und Gesundheitsschutz
am Arbeitsplatz > Strategischer Rahmen der EU fiir
Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz 2014-
2020

Vorschlag fiir eine Karzinogene-Richtlinie

Die Kommission hat im Mai 2016 einen Richtlinienvor-
schlag zur Aktualisierung der Karzinogene-Richtlinie
2004/37/EG* vorgelegt. Darin werden fiir 13 krebser-
zeugende Arbeitsstoffe Arbeitsplatzgrenzwerte vorge-
schlagen.

9.5 Behindertenpolitik

9.5.1 |Initiativen der Europaischen Union

Der Fokus der EU-Behindertenstrategie 2010-2020%
liegt insbesondere auf der europaweiten Umsetzung
der UN-Behindertenrechtskonvention (BRK), die mit
22. Janner 2011 in Kraft getreten ist. Die erste Prifung
der EU vor dem Behindertenrechtsausschuss® der
Vereinten Nationen (UNO) fand im August 2015 statt.

Die EU hat im Herbst 2015 die Richtlinie uber Pau-
schalreisen und verbundene Reiseleistungen® ver-
abschiedet. Sie sieht vor, dass Reiseanbieter/innen
dariiber informieren mussen, ob die Reise im Allge-
meinen flir Personen mit eingeschrankter Mobilitat
geeignet ist. Auf Verlangen mussen sie genaue Infor-
mationen unter Bertlicksichtigung der Bedurfnisse der/
des Reisenden vorlegen.

Am 2. Dezember 2015 hat die Europaische Kommis-
sion den Entwurf fur eine Richtlinie tber die Barrie-
refreiheitsanforderungen fiir Produkte und Dienst-
leistungen® (European Accessibility Act) vorgelegt.
Die Richtlinie soll Barrierefreiheitsanforderungen fiir
bestimmte Produkte und Dienstleistungen festlegen,
um Menschen mit Behinderungen die Teilhabe an der
Gesellschaft zu ermdglichen. Ziel des Vorschlags sind
einheitliche Regeln fiir Barrierefreiheit in der ganzen
EU, freier Handel mit barrierefreien Produkten und
Dienstleistungen und Gewinnen von neuen Kunden-
schichten.

Das wichtigste behindertenpolitische Gremium auf
EU-Ebene ist die ,Disability High Level Group® - eine
Gruppe von Expertinnen/Experten fur Behinderten-
angelegenheiten, in der die Europaische Kommis-
sion, alle Mitgliedsstaaten sowie die europaischen
Behindertenverbande vertreten sind. Die Gruppe er-
stellt einen jahrlichen Bericht liber die Umsetzung der
UN-Behindertenrechtskonvention.

9 http://eur-lex.europa.eu (Deutsch) > Schnellsuche nach ,2016/0130 (COD)“
%0 http://eur-lex.europa.eu (Deutsch) > Schnellsuche nach ,52010D0C0636“

°1 http://monitoringausschuss.at/eu-pruefung-zur-konvention

%2 http://eur-lex.europa.eu (Deutsch) > Schnellsuche nach ,RICHTLINIE (EU) 2015/2302
%3 http://eur-lex.europa.eu (Deutsch) > Schnellsuche nach ,2015/0278 (COD)“
¢ http://ec.europa.eu/employment_social/soc-prot/disable/hlg_en.htm
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9.5.2 Behindertenpolitik im Europarat

Im Europarat werden die Rechte von Menschen mit
Behinderung im ,Committee of Experts on the Rights
of People with Disabilities“ behandelt. Bei den Be-
ratungen 2015 und 2016 in StralRburg sowie bei einer
Konferenz in Dublin stand die Europdische Strategie
zugunsten von Menschen mit Behinderungen 2010-
2020 und deren Evaluierung im Mittelpunkt.

www.ohchr.org > Human Right Bodies > CRPD

9.6 EU-Beschaftigungspolitik

Der Rat hat am 15. Februar 2016 eine Empfehlung
zur Wiedereingliederung Langzeitarbeitsloser in den
Arbeitsmarkt>*> angenommen. Die Verordnung des Eu-
ropaischen Parlamentes und des Rates liber ein Euro-
paisches Netz der Arbeitsvermittlungen, den Zugang
von Arbeitskraften zu mobilitatsfordernden Diensten
und die weitere Integration der Arbeitsmarkte (EU-
RES) vom 13. April 2016% erweitert die EURES-Akti-
vitaten und soll dadurch die Freizligigkeit der Arbeit-
nehmer/innen fordern.

9.7 EU-Konsumentenpolitik

Das Europaische Verbraucherbarometer

Das Europaische Verbraucherbarometer® ist eine ge-
samteuropdische, jahrlich stattfindende Umfrage.
Die Konsumentinnen/Konsumenten werden zu ihrer
Zufriedenheit mit den Bedingungen auf den europai-
schen Markten sowie zu ihrer Kenntnis wesentlicher
Konsumentenrechte befragt.

Die Ergebnisse der im September 2015 veroffentlich-
ten Umfrage zeigen, dass die Zufriedenheit der Oster-
reichischen Verbraucher/innen im EU-Vergleich Uber-
durchschnittlich hoch ist, wobei das besonders hohe
Vertrauen in den Schutz ihrer Rechte durch Behérden
zu betonen ist. Die Umfrage im Jahr 2016 zeigte ins-
gesamt sehr gute Zufriedenheitswerte der 6sterreichi-
schen Verbraucher/innen fiir die in Summe 42 abge-
fragten Waren- und Dienstleistungsmarkte.

Verordnung betreffend Roaming in 6ffentlichen
Mobilfunknetzen in der EU und Netzneutralitat

Die EU-Verordnung® sieht eine Abschaffung der
Roaminggebihren ab Mitte Juni 2017 vor. In einem
Zwischenschritt diirfen seit 30. April 2016 nur noch
geringe Aufschlage auf Inlandstarife fur das Inter-
net-Surfen, Telefonieren und Verschicken von SMS
verrechnet werden. Eine wichtige Rolle werden die
nationalen Regulierungsbehérden einnehmen. Sie
mussen die Einhaltung der Regelungen liberwachen
und Verfehlungen sanktionieren. Zugleich wurden ein-
heitliche Regelungen fir ein offenes und diskriminie-
rungsfreies Internet beschlossen.

Website der Rundfunk & Teleregulierungs-GmbH:

www.rtr.at

Neue Richtlinie iiber Pauschalreisen und verbun-
dene Reiseleistungen

Die neue Richtlinie® wurde im November 2015 be-
schlossen undist bis 1. Janner 2018 in nationales Recht
umzusetzen. Durch ihre Vollharmonisierung fiihrt die
Richtlinie zu einer weitgehenden Rechtsvereinheitli-
chung und damit langerfristig zu mehr Rechtssicher-

% http://eur-lex.europa.eu (Deutsch) > Schnellsuche nach ,2016/C 67/01°
% http://eur-lex.europa.eu (Deutsch) > Schnellsuche nach ,Verordnung (EU) 2016/589“

7 http://ec.europa.eu/consumers > Consumer Evidence > Consumer scoreboards
% http://eur-lex.europa.eu (Deutsch) > Schnellsuche nach ,VERORDNUNG (EU) 2015/2120°

%9 http://eur-lex.europa.eu (Deutsch) > Schnellsuche nach ,RICHTLINIE (EU) 2015/2302“
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heit bei grenziiberschreitenden Vertragsabschliissen
innerhalb der EU. Neue Internet-Buchungsformen wer-
den nun ausdriicklich geregelt. Unternehmen sind ver-
pflichtet, mit standardisierten Texten dartiber zu infor-
mieren, ob es sich um Angebote von Pauschalreisen
oder verbundene Reiseleistungen handelt. Die Insol-
venzabsicherungspflicht erstreckt sich nun auch auf
verbundene Reiseleistungen und es werden fiir diese
EU-weit gultige Grundprinzipien festgeschrieben.

Verordnungsvorschlag betreffend Paketzustell-
dienste

Die Europadische Kommission hat am 25. Mai 2016
einen Vorschlag fiir eine Verordnung fiir grenziiber-
schreitende Paketzustelldienste®® vorgestellt. Das aus
Konsumentensicht wesentlichste Ziel des Vorschlags
ist die angestrebte Verbesserung der Preistransparenz
fur Paketzustellungen innerhalb der EU. Der Vorschlag
ist ein wesentlicher Teil der Strategie der EU-Kommis-
sion fur einen digitalen Binnenmarkt in Europa:
(Deutsch) > Prioritaten >
Digitaler Binnenmarkt

http://ec.europa.eu

Vorschlag fiir eine Richtlinie zu Vertragen iiber
Digitale Inhalte

Die Europaische Kommission hat, nachdem sich der
von ihr vorgelegte Vorschlag fiir eine Verordnung tuber
ein Gemeinsames Europaisches Kaufrecht (CESL) als
nicht konsensfahig erwies, nach erfolgter 6ffentlicher
Konsultation im Dezember 2015 die Richtlinien-Vor-
schlage zu Vertragen Uber Digitale Inhalte® und zum
Online-Warenhandel®* vorgelegt. Das Ziel der Vor-
schlage besteht darin, die grof3ten vertragsrechtlichen

Hindernisse fir den grenziberschreitenden Handel
zu beseitigen und so dafiir zu sorgen, dass die Un-
sicherheit, die Unternehmen und Verbraucher/innen
aufgrund der Komplexitat der Rechtsvorschriften
empfinden, abnimmt. AuRerdem sollen den Unterneh-
men weniger Kosten aufgrund von Unterschieden im
Vertragsrecht der Mitgliedstaaten entstehen.

Vorschlag der Europdischen Kommission fiir eine
neue Verordnung zur Verbraucherbehdrdenkoope-
ration

Am 25. Mai 2016 legte die Kommission ihren Vor-
schlag Uber die Zusammenarbeit zwischen den fiir
die Durchsetzung der Verbraucherschutzgesetze zu-
standigen nationalen Behdrden® vor. Dieser soll die
geltende Verbraucherbehorden-Kooperationsverord-
nung (VO 2006/2004/EG) ersetzen und dazu beitragen,
die Durchsetzung von EU-Verbraucherschutzgesetzen
zu verbessern.

Vorschlag der Europdischen Kommission zu MaR-
nahmen gegen Geoblocking

Ebenfalls im Mai 2016 wurde der Vorschlag fiir eine
Verordnung (iber MalRnahmen gegen Geoblocking
und andere Formen der Diskriminierung aufgrund der
Staatsangehorigkeit, des Wohnsitzes oder des Ortes
der Niederlassung des der Kundin/des Kunden®* vor-
gelegt.

% http://eur-lex.europa.eu (Deutsch) > Schnellsuche nach ,2016/0149 (COD)“
0 http://eur-lex.europa.eu (Deutsch) > Schnellsuche nach ,2015/0287 (COD)“

2 http://eur-lex.europa.eu (Deutsch) > Schnellsuche nach ,2015/0288 (COD)“
8 http://eur-lex.europa.eu (Deutsch) > Schnellsuche nach ,2016/0148 (COD)“

¢ http://eur-lex.europa.eu (Deutsch) > Schnellsuche nach ,2016/0152 (COD)“
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Internationaler Verbraucher-
schutz

9.8

Verbraucherpolitischer Ausschuss der
Organisation fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (OECD)

Zu den Aufgaben des ,,Committee on Consumer Policy“
(CCP) der OECD gehoren die Verstarkung und die Ent-
wicklung effektiver PolitikmalRnahmen zum Schutz
der Konsumentinnen/Konsumenten. Die Arbeiten des
CCP stehen in den letzten Jahren verstarkt im Zeichen
der zunehmenden Digitalisierung unserer Gesellschaft
und den daraus resultierenden konsumentenpoliti-
schen Fragestellungen. Den zentralen Schwerpunkt
im Berichtszeitraum bildete die Uberarbeitung der
OECD-Empfehlungen zum Konsumentenschutz im elek-
tronischen Geschéftsverkehr aus dem Jahr 1999, die im
Marz 2016 erfolgreich abgeschlossen werden konnte.

ICPEN

Das ICPEN (International Consumer Protection and
Enforcement Network) ist ein informelles, internatio-
nales Forum zur Bekdampfung unseridser Handels-
praktiken.

Rund um den Weltverbrauchertag am 15. Marz wid-
men sich jedes Jahr zahlreiche ICPEN-Mitgliedsstaaten
in diversen Kampagnen dem Schutz von Konsumen-
tinnen und Konsumenten vor grenziiberschreitenden
unlauteren Geschaftspraktiken. Das Sozialministe-
rium wahlte 2015 als Thema ,Verbraucherprobleme
im Internet” und informierte auf einer eigenen Web-
site Uber die wichtigsten Konsumentenrechte im On-
line-Bereich:

www.konsumentenfragen.at
ICPEN Website: www.icpen.org

9.9 Bilaterale Sozialversicherungs-
abkommen

Sozialversicherungsabkommen sind bilaterale Ver-
trage zwischen zwei Staaten, welche bei grenziber-
schreitenden Tatigkeiten (zum Beispiel Entsendungen)
von Personen zur Anwendung kommen. Es wird zum
Beispiel geregelt, welches Sozialversicherungsrecht
zur Anwendung kommt, und wie eine Anrechnung von
Zeiten in der Pensionsversicherung durchgefiihrt wer-
den kann.

Mit Australien® wurde am 12. August 2015 ein neues
Abkommen liber soziale Sicherheit unterzeichnet, das
aber noch nicht in Kraft getreten ist. Es wird das seit
1992 in Kraft befindliche alte Abkommen und zwei
Zusatzabkommen an die aktuelle Rechtsentwicklung

anpassen.

Das Abkommen Uber soziale Sicherheit mit Indien trat
am 1. Juli 2015 in Kraft (BGBI. lll Nr. 60/2015).

Neue Abkommen Uber soziale Sicherheit mit Albani-
en, Brasilien, Kanada und Québec befinden sich in der
technischen Feinabstimmung und kénnten in abseh-
barer Zeit unterzeichnungsreif werden.

Laufende Expertinnen-/Experten-Besprechungen mit
China und Japan werden fortgesetzt und sollen ehest-
moglich finalisiert werden.

% www.oecd.org/sti/consumer/workofthecommitteeonconsumerpolicy.htm
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9.10 Bilateraler Know-how-Transfer

Alle bilateralen Aktivitaten des Ressorts dienen dem
Informationsaustausch mit Landern weltweit. Sie
umfassen die Organisation von bi- und multilateralen
Expertinnen- und Expertenseminare, Minister/innen-
besuche, bilaterale Abkommen sowie Vereinbarun-
gen zu bilateralen Arbeitsgruppen im Sozialbereich.
Im Rahmen von gemeinsamen Absichtserklarungen
kooperiert das Sozialministerium mit den Landern
Ukraine, Russland, China, Mazedonien (FYROM) und
Serbien im Bereich Arbeit und Soziales. Eine enge Zu-
sammenarbeit im Ressortbereich lauft auch lber die
drei Attachés des Sozialministeriums in den Landern
Serbien und Bosnien-Herzegowina, Mazedonien sowie
in der Republik Moldau.

Internationale Zusammenarbeit
und Institutionen

9.11

Vereinte Nationen (UNO)

Die Vereinten Nationen als weltweiter Zusammen-
schluss von 193 Staaten haben Ende September 2015
die globale Agenda 2030 fiir nachhaltige Entwicklung
verabschiedet.®® Die Agenda 2030 legt 17 globale Ziele
mit 169 Unterzielen fir die globale Entwicklung fest,
die von Armutsbekampfung, Bildung, Chancengleich-
heit, menschenwiirdige Arbeit, Bekampfung von Un-
gleichheit liber Zugang zu Wasser und Gesundheit bis
zum Wohnen reichen. Mit Hilfe dieser umfassenden
Ziele soll global die Armut bis 2030 bekampft und
nachhaltige Entwicklung in allen Léandern der Welt ge-
fordert werden.

Informationen auf der Website des Bundeskanzler-
amts:
www.bka.gv.at > Fachinhalte > SDGs / Agenda 2030

% https://sustainabledevelopment.un.org

Im Zuge seines Besuchs beim hochrangigen politischen
Forum der Vereinten Nationen vom 25. bis 27. Juni 2015
hat sich Bundesminister a. D. Rudolf Hundstorfer fur
die Starkung der Sozial- und Beschaftigungspolitik
bei der Agenda 2030 ausgesprochen und die starkere
Bekampfung von Arbeitslosigkeit sowie die Forderung
von Sozialschutz gefordert.

OECD

Auch bei der Organisation fiir wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (OECD), bei der das Sozial-
ministerium mit einem Attaché vertreten ist, tritt das
Ressort fiir eine aktive Sozial- und Beschaftigungs-
politik ein.

Website der OECD fuir den Bereich Soziales:
www.oecd.org > Topics > Social and welfare issues

Internationale Arbeitsorganisation (ILO):

Agenda fiir nachhaltige Entwicklung - Wirtschafts-
krise - Fliichtlingskrise

Die ILO erreichte, dass das Ziel 8 der nachhaltigen Ent-
wicklungsagenda 2030 der menschenwdrdigen Arbeit
und produktiven Beschaftigung gewidmet ist. Zum
Dauerthema der globalen Krise mit schwachem Wirt-
schaftswachstum und Arbeitslosigkeit kamen die Her-
ausforderungen in Bezug auf Menschen auf der Flucht
und deren Auswirkungen auf die Arbeitsmarkte hinzu.
Die ILO ist vor allem bei der Unterstutzung der benach-
barten Aufnahmelander im Hinblick auf Arbeitsmarkt-
zugang und -integration von Menschen auf der Flucht
gefragt.

Website der Internationalen Arbeitsorganisation
(ILO):
www.ilo.org



www.bka.gv.at
https://sustainabledevelopment.un.org
www.oecd.org
www.ilo.org
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Internationale Arbeitsnormen

Im Juni 2015 wurde von der Internationalen Arbeits-
konferenz (IAK) die Empfehlung (Nr. 204) betreffend
den Ubergang von der informellen zur formellen Wirt-
schaft®” angenommen. Eine genaue Prifung des im
Juni 2014 verabschiedeten Protokolls zur Modernisie-
rung des Ubereinkommens (Nr. 29) Giber Zwangs- und
Pflichtarbeit ergab, dass das Ratifikationsverfahren
eingeleitet werden konnte.

Menschenhandel:

Im Rahmen der vom AuRenministerium geleiteten
Task-Force Menschenhandel leitet das Sozialministe-
rium die Arbeitsgruppe ,Menschenhandel zum Zweck
der Arbeitsausbeutung®, die seit 2012 regelmaRig
tagt. Indikatoren zur Identifizierung von Opfern von
Menschenhandel zum Zweck der Arbeitsausbeutung
wurden erarbeitet. Fir die Arbeitsinspektionen wurde
eine Handlungsanleitung erstellt, zu der auch Schu-

lungsmaRnahmen stattfinden.

Website des Bundesministeriums fiir Europa, Inte-
gration und AuReres zum Thema Menschenhandel:
www.bmeia.gv.at > Europa & AuRenpolitik > Men-
schenrechte > Schwerpunktthemen > Kampf gegen

Menschenhandel

o www.ilo.org > Suchfeldeingabe ,Empfehlung 204“ (ev. danach ,English* als Suchkriterium [6schen)


www.bmeia.gv.at
www.ilo.org
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10.1 Gleichstellung der Geschlechter
und Gewaltpravention

Seit 15 Jahren bekennt sich die 0Osterreichische
Bundesregierung zur Gender Mainstreaming Strate-
gie, deren Ziel eine geschlechtergerechte Gesellschaft
bzw. die tatsachliche Gleichstellung von Frauen und
Mannern ist. Das Bundesministerium fuir Arbeit, Sozi-
ales und Konsumentenschutz ist bemiiht, durch ziel-
gerichtete Mallnahmen zu einer sozial ausgewogenen,
gerechten und gewaltfreien Gesellschaft beizutragen.

10.1.1 Gender Mainstreaming

Im Sozialministerium besteht seit 1999 die ressortin-
terne Arbeitsgruppe Gender Mainstreaming (AG GM).
Sie unterstiitzt die Fihrungskrafte und Mitarbeiter/in-
nen des Ressorts bei der Umsetzung der Gender Main-
streaming/Gender Budgeting Strategie.

Arbeitsschwerpunkt der ressortinternen AG GM im
Jahr 2016 ist die Erarbeitung einer Strategie mit Hand-
lungsfeldern und moéglichen Mafinahmen des Ressorts
zur Reduzierung des Gender Pay Gap. Weitere Schwer-
punkte im Jahr 2016 sind die Weiterverfolgung der
Bestrebungen zur bundesweiten Koordinierung der
Gleichstellungsziele sowie MaRnahmensetzungen im
Bereich des Gender Budgeting.

Weitere Informationen finden Sie unter:
www.sozialministerium.at > Ministerium >
Willkommen im Ministerium
www.imag-gendermainstreaming.at

10.1.2 Mannerpolitik

Boys‘ Day
Im Auftrag der Mannerpolitischen Grundsatzabteilung
des Sozialministeriums wird seit 2008 jahrlich ein

Osterreichweiter Boys‘ Day organisiert.

Das vorrangige Ziel des Boys‘ Days ist die Erweiterung
des Berufswahlspektrums mannlicher Jugendlicher in
Richtung Erziehungs-, Gesundheits- und Pflegeberufe
und damit die Forderung der Geschlechtergleich-

stellung.

Der Boys‘ Day 2015 fand am 12. November statt; es
nahmen rund 4.400 mannliche Jugendliche an den an-
gebotenen Workshops und Einrichtungsbesuchen teil.

Website
(www.boysday.at) bietet seit 2013 umfangreiche In-

Die zielgruppenorientierte Boys‘ Day
formationen und die Moglichkeit einer zentralen On-

line-Anmeldung uber eine Aktionslandkarte.

Mannerbericht

Der 3. Osterreichische Mannerbericht an den National-
rat soll den Datenstand des zweiten Berichtes aktuali-
sieren und 2017 fertiggestellt werden.

Seine Inhalte umfassen Bildung und 6konomische
Situation, ,partnerschaftlicher Mann“, Gesundheit,
Lebenssituation und Gewalt sowie Projekte der Man-
nerpolitik und Mannerarbeit. Weiters sind eigene
Kapitel liber homosexuelle Manner und die Situation
der Integration in Osterreich enthalten.

Der Bericht wird in gedruckter Form sowie als Down-
load auf der Website des Sozialministeriums abruf-
bar sein:

www.sozialministerium.at > Service | Medien > Info-
material > Broschiirenservice


https://www.sozialministerium.at/site/Ministerium/Willkommen_im_Ministerium/
https://www.sozialministerium.at/site/Ministerium/Willkommen_im_Ministerium/
www.imag-gendermainstreaming.at
www.boysday.at
https://broschuerenservice.sozialministerium.at
https://broschuerenservice.sozialministerium.at
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Méannergesundheitswebsite
Die bisherige Website®® wird 2017 in die Website des
BMGF implementiert:

www.gesundheit.gv.at

Das Thema Mannergesundheit wird in einer ministeri-
umsubergreifenden Kooperation weiterhin bearbeitet.

Dachverband Mannerarbeit in Osterreich

Mit Unterstutzung des Sozialministeriums hat sich im
Janner 2016 der Dachverband Mannerarbeit in Oster-
reich (DMO) als Verein konstituiert.

Der Dachverband vereint Engagierte, Interessierte und
Fachleute sowie Organisationen insbesondere im Feld
der Buben-, Manner- und Vaterarbeit. Somit steht erst-
mals ein Kooperations-Partner fir die Mannerarbeit
(Beratung, Bildung und Begegnung) auf Bundesebene
zur Verfligung.

Weitere Informationen finden Sie unter:
www.dmoe-info.at

10.1.3 Soziale Innovation - Der erste Social
Impact Bond in Osterreich

Wie lasst sich die Wirksamkeit von MaRnahmen zur
Bewaltigung gesellschaftlicher Herausforderungen er-
héhen? Das Sozialministerium setzt mit dem Projekt
,PERSPEKTIVE:ARBEIT - Okonomisches und soziales
Empowerment von gewaltbetroffenen Frauen® den
ersten Osterreichischen Social Impact Bond (SIB) in
Oberosterreich um.

Bei einem SIB bilden 6ffentliche Hand, private Investo-
rinnen/Investoren und Sozialdienstleister/innen eine
Wirkungsgemeinschaft, die von einem/r Intermediar/in

% www.maennerundgesundheit.at

gemanagt wird und einer unabhdngigen, externen

Evaluierung unterzogen wird.

Wie funktioniert ein SIB? Private, gemeinnitzige In-
vestorinnen/Investoren - zumeist Stiftungen - stellen
Geld fur soziale Projekte zur Verfligung. Grundlage da-
firist eine Vereinbarung mit der 6ffentlichen Hand: Die
Rickzahlung der von den Investorinnen/Investoren
eingesetzten Mittel ist davon abhangig, ob die vorab
festgelegten und messbaren Ziele erreicht werden.
Ist das nicht der Fall, erfolgt auch keine Riickzahlung.
Das finanzielle Risiko liegt damit ganzlich bei den vor-
finanzierenden Organisationen. Spezialisierte Orga-
nisationen, wie gemeinnltzige Vereine, setzen die
Projekte um und (ber die erfolgreiche Zielerreichung
entscheidet eine externe, unabhangige Wirtschafts-
prifungsgesellschaft. Der/die Intermediar/in ist die
Schnittstelle zwischen Staat, Investorinnen/Investo-
ren und ausfiihrenden Organisationen, koordiniert,
beauftragt und begleitet das Projekt und verwaltet
die eingesetzten Mittel. Der Staat definiert den Prob-
lembereich, die Zielgruppe, die Ziele, die finanziellen
Rahmenbedingungen, und die Erfolgskriterien. Die
Kosten fiir die Durchfiihrung des Projektes sollen in
einem SIB niedriger sein als die Aufwendungen, die
dem Staat fur die Zielgruppe ohne MaRnahmen an-
fallen. Die Auslagerung der Kosten an externe Inves-
torinnen/Investoren macht ressourcenintensive MaR-
nahmen fiir besonders gefahrdete Personengruppen
moglich, die kurzfristig teuer erscheinen, jedoch héhe-
re Wirkung erzielen. Das reduziert wiederum die Folge-
kosten. Damit wird nicht nur ein Mehrwert fiir die Ziel-
gruppe geschaffen, sondern im Erfolgsfall auch eine
messbare Einsparung fiir die 6ffentliche Hand erzielt.



www.gesundheit.gv.at
www.dmoe-info.at
www.maennerundgesundheit.at
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,»,PERSPEKTIVE:ARBEIT - Okonomisches und soziales
Empowerment von gewaltbetroffenen Frauen*

Das Sozialministerium hat das SIB-Pilotprojekt fiir
die Zielgruppe der von hauslicher Gewalt betroffenen
Frauen sowie ihre mitbetroffenen Kinder entwickelt
und setzt es in Oberdsterreich um. Gewaltbetroffene
Frauen sind in ihrem beruflichen und sozialen Leben
benachteiligt, finanziell zumeist von ihrem Partner ab-
hangig und die soziale Ausgrenzung erschwert einen
dauerhaften Ausstieg aus Gewaltbeziehungen.

Das Projekt bietet dieser besonders gefahrdeten Per-
sonengruppe Unterstitzung und - wie der Name sagt
- eine Perspektive: Mindestens 75 gewaltbetroffene
Frauen sollen innerhalb der dreijahrigen Projektlauf-
zeit in eine existenzsichernde Beschéftigung am 1. Ar-
beitsmarkt vermittelt werden. Das Beschaftigungsver-
haltnis muss fur mindestens ein Jahr aufrechterhalten
werden, unbefristet sein und mit einem Bruttojahres-
gehalt von mindestens 19.500 EUR entlohnt werden.

Der Zugang fir die Frauen zu diesem Projekt erfolgt
uber die Beraterinnen der Frauenhauser und Gewalt-
schutzzentren in Oberdsterreich. Frauen, die wah-
rend der Projektlaufzeit oder in den vorangegangenen
24 Monaten Kontakt zu einem Frauenhaus oder dem
Gewaltschutzzentrum in Oberdsterreich aufgenom-
men haben, erhalten die Moglichkeit, dieses Angebot zu
nutzen. In Fallen, in denen ein Einstieg in den Arbeits-
markt noch nicht realistisch ist, werden entsprechende
weitere, stabilisierende und qualifizierende Angebote
gesetzt. Das ist durch die enge Zusammenarbeit und
Verkniipfung mit bestehenden Projekten und dem Ar-
beitsmarktservice moglich. In der Betreuungstatigkeit
stellt ,PERSPEKTIVE:ARBEIT“ eine sinnvolle, bedarfs-
gerechte Erganzung der bestehenden Einrichtungen
dar und baut ein flachendeckendes Angebot zur Quali-
fikation und Integration in den 1. Arbeitsmarkt auf.

Die Multi-Stakeholder Partnerschaft des Osterreichi-
schen SIBist sehr breit angelegt und umfasst auch eine
enge Kooperation der operativen Projektpartnerinnen
- dem Frauenhaus Linz und dem Gewaltschutzzent-
rum Oberosterreich - mit dem AMS Oberdsterreich.
Zusatzlich zurin einem SIB obligatorischen Erfolgspri-
fung, wurde eine umfangreiche wissenschaftliche Eva-
luierung des Piloten beauftragt. Dabei soll einerseits
festgestellt werden, ob sich die sozioékonomische
Lage der Frauen durch die MaRnahmen des Projekts
tatsachlich verbessert und andererseits, ob das Mo-
dell ,,Social Impact Bond“ auch langfristig dazu beitra-
gen kann, offentliche Mittel fir besonders gefahrdete
Zielgruppen zielgerichtet und wirkungsorientiert ein-
zusetzen.

Innovative Instrumente und die Einbindung zivilgesell-
schaftlicher und privater Akteurinnen/Akteure kénnen
sinnvolle MalRnahmen fiir hochgeféahrdete Gruppen
schaffen und dabei helfen, Liicken in der Unterstit-
zung zu schlieflen. Die intensive Zusammenarbeit im
Rahmen eines Social Impact Bonds und das gemeinsa-
me Ziel, zu dem sich alle bekennen, sind dabei wesent-
liche Erfolgsfaktoren. Wirtschaftliche Akteurinnen/Ak-
teure fordern neue, wirkungsorientierte Ansatze und
langfristige finanzielle Strategien, die Expertinnen/
Experten der zivilgesellschaftlichen Organisationen
bringen Wissen in die Arbeit mit der Zielgruppe mit
und die offentliche Hand bettet die entwickelten Stra-
tegien und Projekte in eine gesamtgesellschaftliche
Zielsetzung ein.
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Projektstruktur Social Impact Bond ,,PERSPEKTIVE:ARBEIT*

Vorfinanzierung

Bedarfsorientierte
Einbindung weiterer
Projektpartner und

Projektpartnerinnen Projektbudget

Zielpramie im Erfolgsfall

Projekttragerin/

Kooperation

Projektpartnerinnen

Frauenhaus Linz,
Gewaltschutzzentrum 00

Meldung Erfullung
Zielvorgaben

PERSPEKTIVE=ARBEIT J .

Evaluierung

Intermediarin

Juvat gemeinnutzige
Gesellschaft mbH

Verwaltungs-
Uberein-
kommen

[ LAND
OBEROSTERREICH

[ J~= MINISTERIUM

| [q FRAUEN
® ] GESUNDHEIT

MINISTERIUM

Erfolgsmeldung

Erfolgs- und Rechnungspriifung,
Prozess- und Mafinahmenevaluierung

Weitere Informationen finden Sie unter:

Der Social Impact Bond auf der Homepage des
Sozialministeriums:

www.sozialministerium.at > Soziales | Konsumen-
tinnen > Soziale Themen > Soziale Innovation >

Social Impact Bond

Hompage der Intermediarin juvat gemeinnutzige
Gesellschaft mbH:
www.benckiser-stiftung.org/de > Juvat

10.1.4 Gewaltpravention

Seitens des Sozialministeriums wurden folgende Ak-
tivitdten im Rahmen des Nationalen Aktionsplans
»Schutz von Frauen vor Gewalt. Mafltnahmen der Bun-
desregierung 2014 - 2016“ gesetzt:

= Das Sozialministerium hat ein Curriculum und einen
Ausbildungslehrgang fiir Sensibilisierung und Um-
gang mit (Verdachts-)Fallen hauslicher Gewalt und
sexuellen Missbrauchs im Rahmen der vom Ressort
geférderten Besuchsbegleitung (siehe 10.1.5) initi-
iert, welcher von November 2015 bis Marz 2017 be-
reits zum dritten Mal fuir 18 Besuchsbegleiter/innen
anerkannter Tragerorganisationen durchgefihrt
wird.

= Kofinanzierung der Bundesarbeitsgemeinschaft op-
ferschutzorientierte Taterarbeit und Mitarbeit in der
diesbezuglichen Arbeitsgruppe mit Vertreterinnen/
Vertretern aus Opferschutzeinrichtungen fir gewalt-
betroffene Frauen, Mannerberatungseinrichtungen
und Ministerien. Ziel ist die bundesweite Imple-

mentierung von opferschutzorientierten Anti-Ge-



https://www.sozialministerium.at/site/Soziales_und_KonsumentInnen/Soziale_Themen/Soziale_Innovation/Social_Impact_Bond/
https://www.sozialministerium.at/site/Soziales_und_KonsumentInnen/Soziale_Themen/Soziale_Innovation/Social_Impact_Bond/
https://www.sozialministerium.at/site/Soziales_und_KonsumentInnen/Soziale_Themen/Soziale_Innovation/Social_Impact_Bond/
www.benckiser-stiftung.org/de
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walt-Trainings und die Entwicklung einheitlicher
Standards und neuer Kooperationsstrukturen in der
Taterarbeit.

Das Sozialministerium kofinanziert die Fortbildungs-
akademie zur Pravention aller Formen der Gewalt an
Frauen und hauslicher Gewalt (WAVE, AOF, IST), die
sich u.a. der Integration des Themas in die Lehrplane
relevanter Berufsgruppen und der Durchfiihrung von
Schulungen fur Mitarbeiter/innen von Einrichtungen
im Gesundheitsbereich, Sozialbereich, in der Bewah-
rungshilfe, in Gewerkschaften und im AMS widmet.

= Im Rahmen des Projekts ,,Transkulturelle Gewaltpra-
vention und Gesundheitsforderung” (Samara), das
ebenfalls vom Sozialministerium unterstltzt wird,
konnte 2015 ein Handbuch fiir Padagoginnen/Pad-
agogen und Multiplikatorinnen/Multiplikatoren ent-
wickelt werden.

Pravention von Gewalt an dlteren Menschen

Um Gewalt an alteren Menschen vorzubeugen, setzt
das Sozialministerium gezielt MaRnahmen zur Be-
wusstseinsbildung und zur Etablierung von Beratungs-
angeboten und Handlungsstrategien innerhalb der be-
stehenden Strukturen in Osterreich.

So etwa ist die Situation in den stationdren oder mo-
bilen Betreuungs- und Pflegeeinrichtungen durch spe-
zielle strukturelle Verhéltnisse (z.B. Personalstruktur)
und organisatorische Rahmenbedingungen (z.B. Hie-
rarchie) gekennzeichnet. Um in diesen Einrichtungen
eine intensivere Auseinandersetzung mit dem damit
verbundenen Gewaltpotential zu forcieren und Hand-
lungsmoglichkeiten aufzuzeigen, wurde ein Wegwei-
ser zur Gewaltpravention in Betreuungseinrichtungen
entwickelt. Der Wegweiser besteht aus strukturierten
Auflistungen der Ebenen, Formen und Ursachen von
Gewalt in Heimen und mobilen Dienstleistungsorgani-
sationen sowie aus Hinweisen auf zu ergreifende Mal3-
nahmen. Da der Einsatz des Wegweisers eine kompe-

tente Begleitung und Moderation erfordert, wurden im
Auftrag des Sozialministeriums Moderatorinnen/Mo-
deratoren ausgebildet, die die Einfihrung des Wegwei-
sers in Betreuungs- und Pflegeinrichtungen begleiten.

Weitere Informationen finden Sie unter:
www.besuchscafe.at

www.bmgf.gv.at > Frauen & Gleichstellung > Gewalt
gegen Frauen > Nationaler Aktionsplan (NAP) zum
Schutz von Frauen vor Gewalt 2014-2016
www.imag-gendermainstreaming.at > Gender-Pro-
jekte > Projekttitel-Suchbegriff ,,Fortbildungsaka-
demie zur Pravention von allen Formen der Gewalt
an Frauen und hauslicher Gewalt”
www.wave-network.org
www.interventionsstelle-wien.at
www.transkulturell-samara.at

www.praevention-samara.at

Bekampfung Menschenhandel

In Umsetzung des 4. Nationalen Aktionsplans gegen
Menschenhandel 2015-2017 fordert das Sozialminis-
terium die Anlaufstellen ,MEN VIA® fiir mannliche
Betroffene von Menschenhandel und ,,UNDOK*“ fir
undokumentiert Beschaftigte. Bei der Anlaufstelle
UNDOK werden Frauen und Madnner beraten, die keine
Aufenthalts- und/oder Arbeitspapiere haben. Ebenso
werden Betroffene von Menschenhandel beraten und
anspezifische Einrichtungen weitergleitet. Weiters wird
die regionale Initiative ,,Pravention und Bekampfung
aller Formen des Menschenhandels” fortgefiihrt.
Schwerpunkt dieser Initiative ist der Wissenstransfer
zwischen Akteurinnen/Akteuren aus Osterreich und
den Nachbarlandern hinsichtlich Identifizierung von
Opfern, Interventionsmafinahmen, Datenlage sowie
rechtlicher Regelungen und politischer Malnahmen.


www.besuchscafe.at
www.bmgf.gv.at
www.imag-gendermainstreaming.at
www.wave-network.org
www.interventionsstelle-wien.at
www.transkulturell-samara.at
www.praevention-samara.at
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Weitere Informationen finden Sie unter:
www.men-center.at > Projekte > MEN VIA
www.undok.at
www.thbregionalimplementationinitiative.word-

press.com

10.1.5 Besuchsbegleitung

Die vom Sozialministerium geforderte Besuchs-
begleitung dient der Aufrechterhaltung bzw. Neu- oder
Wiederanbahnung personlicher Kontakte zwischen
einkommensschwachen besuchsberechtigten Eltern-
teilen und ihren nicht im selben Haushalt lebenden
minderjahrigen Kindern in hochstrittigen Konfliktfal-
len. Die begleiteten Besuchskontakte werden durch
fachlich geeignete und vom Ressort anerkannte
kind-

gerechten Raumlichkeiten (sog. Besuchscafés) der

Besuchsbegleiterinnen/Besuchsbegleitern in

geforderten Tragerorganisationen durchgefiihrt. In
den Jahren 2015/2016 wurden 37 Tragerorganisatio-
nen, welche Besuchsbegleitung in insgesamt 133 Be-
suchscafés bundesweit in Osterreich durchfiihren,

vom Sozialministerium gefordert.

Weitere Informationen finden Sie unter:
www.besuchscafe.at

10.1.6 EU-Projekt ,,Manner und Vereinbarkeit von
Beruf und Familie*

Dieses von der EU unterstltzte Projekt wird feder-

fihrend von 2015-2017 vom Sozialministerium ge-

meinsam mit dem Bundesministerium fir Gesundheit

und Frauen (BMGF) sowie den Forschungsorganisatio-

nen L&R und FORBA umgesetzt.

Zentrale Ziele sind dabei:

= eine starkere Vaterbeteiligung in Karenz, (Eltern-)
Teilzeit und Care-Arbeit nach der Karenz

= eine Verankerung von betrieblichen Vereinbarkeits-
strategien insbesondere auch fir Manner

= ein erhohtes Bewusstsein Uber positive Auswirkun-
gen von partnerschaftlicher Aufteilung von Karenz
und (Eltern-)Teilzeit zwischen den Eltern

Konkret werden im Rahmen dieses Projektes u.a. Li-

teraturanalysen, Fallstudien sowie internationaler
Expertinnen-/Expertenaustausch einerseits zur Ver-
besserung der betrieblichen Rahmenbedingungen fir
Vaterbeteiligung und andererseits zur partnerschaftli-
chen Aufteilung von Erwerbs- und Familienarbeit zwi-

schen Eltern durchgefihrt.

Ein Online-Haushaltseinkommensrechner soll in leichter
und verstandlicher Weise die Effekte der Erwerbsarbeits-
zeit beider Elternteile auf das gesamte Familieneinkom-
men darstellen. MalRnahmen zur Bewusstseinsbildung
und zur Offentlichkeitsarbeit zu den Ergebnissen dieses
EU-Projektes runden die Projektaktivitaten ab.

Weitere Informationen finden Sie unter:
www.sozialministerium.at > Arbeit | Behinderung >
Arbeitsrecht > EU & International > EU Projekte

Mit Unterstiitzung durch Mittel des
Programms der Europaischen Uni-

on fiir ,Rechte, Gleichstellung und
Unionsbirgerschaft“ (2014 - 2020)



www.men-center.at
www.undok.at
www.thbregionalimplementationinitiative.wordpress.com
www.thbregionalimplementationinitiative.wordpress.com
www.besuchscafe.at
https://www.sozialministerium.at/site/Arbeit_Behinderung/Arbeitsrecht/EU_International/EU_Projekte/
https://www.sozialministerium.at/site/Arbeit_Behinderung/Arbeitsrecht/EU_International/EU_Projekte/
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10.2 Seniorinnen und Senioren -
Generationenpolitik

10.2.1 Lebensqualitatim Alter
Die vielfaltigen seniorenpolitischen MaRnahmen
haben, wie im Bundesplan fiir Seniorinnen und Se-
nioren festgelegt, die Erhaltung und Steigerung der
Lebensqualitat alterer Menschen zum Ziel. Es geht
darum, Rahmenbedingungen zu schaffen, um alte-
ren Menschen die Moglichkeiten zu bieten, aktiv und
selbstbestimmt in moglichst hoher Lebensqualitat alt
werden zu kénnen, sozial abgesichert zu sein und Teil-
habechancen an der Gesellschaft zu ermdglichen und

gleichberechtigt nutzen zu kénnen.

10.2.2 Aktiv Altern

Aktives Altern bedeutet die Teilnahme der alteren Ge-
nerationen am politischen, sozialen, wirtschaftlichen
und kulturellen Leben. Zentrale Politikansatze sind die
Forderung und Sicherung der Teilhabemoglichkeiten,
alterns- und generationengerechte, gesundheits-
fordernde Gestaltung der Arbeitswelt, Altern in Ge-
sundheit und Wirde sowie die Férderung von Genera-

tionenbeziehungen.

10.2.3 Lebenslanges Lernen und Bildung im Alter
Lebenslanges Lernen ist eine wesentliche Vorausset-
zung dafiir, den standig andernden Anforderungen
einer durch rasante Veranderungen gepragten Ge-
sellschaft gerecht zu werden. Bildung im Alter ist ein
zentrales Element zur Sicherung der gesellschaftli-
chen Teilhabechancen élterer Menschen und zur Er-
moglichung eines selbstbestimmten, eigenstandigen
Lebens bis ins hohe Alter.

Bildung im Alter wurde sowohl im Bundesplan fiir Se-
niorinnen und Senioren als auch in der Strategie zum
lebensbegleitenden Lernen in Osterreich ,LLL:2020¢
verankert. Ziele sind die Erhohung der Weiterbil-

dungsbeteiligung von Menschen in der nachberufli-
chen Lebensphase, Qualitatssicherung der Angebote,
Sicherstellung von altersgruppenspezifischer Bera-
tung und Information, Ausbau einer bildungsférdern-
den Infrastruktur fir eine niederschwellige, wohn-
ortnahe Beteiligung alterer Menschen, einschlieRlich
Angeboten im IKT-Bereich.

10.2.4 Nationales Qualitatszertifikat fiir Alten-
und Pflegeheime in Osterreich (NQZ)

Das ,Nationale Qualitatszertifikat fiir Alten- und
Pflegeheime in Osterreich (NQZ)“ ist ein dsterreichweit
einheitliches Verfahren zur Bewertung der Qualitat
von Alten- und Pflegeheimen. Im Vordergrund steht
die Frage, welche MalRnahmen die Alten- und Pflege-
heime setzen, um eine grofitmogliche individuelle
Lebensqualitat ihrer Bewohner/innen sicherzustellen.
Die ausgezeichneten Hauser sind Beispiele dafiir, wie
auch in Institutionen das Lebensumfeld so gestaltet
werden kann, dass sich Bewohner/innen wie zu Hause
fuhlen.

Nach der Verankerung des Nationalen Qualitatszertifi-
kats im Bundes-Seniorengesetz mit 1. Janner 2013 ist
der Regelbetrieb voll angelaufen. Im Sozialministerium
wurde ein Zertifizierungsbeirat eingerichtet, der sich
mit der strategischen Ausrichtung des NQZ befasst.
Die operative Umsetzung der Zertifizierungen wird in
Bund/Landersitzungen mit den Landern abgestimmt.

Vom 1. Janner 2013 bis 31. Marz 2016 wurden 35 Zerti-
fizierungen durchgefiihrt, davon 19 Rezertifizierungen
und 16 Erstzertifizierungen. Diese Zahlen belegen das
steigende Interesse der Alten- und Pflegeheime an sys-
tematischer Qualitatsentwicklung. Auf der NQZ-Home-
page www.nqz-austria.at kdnnen neben grundsatzli-
chen Informationen zum Nationalen Qualitatszertifikat
auch die Besonderheiten der zertifizierten Hauser und

Beispiele guter Praxis abgerufen werden.


www.nqz-austria.at
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10.2.5 Lebensqualitat bis zuletzt

In der ersten Osterreichischen Interdisziplindren Hoch-
altrigenstudie (2015) wurden zusatzlich zur Lebens-
und Gesundheitssituation die subjektiven Einstellun-
gen zu Lebensqualitat, zu Zukunftsperspektiven und
zum Lebensende von lber 80-Jahrigen untersucht.
2016 bis 2018 wird die zweite Panelbefragung dieser am
raschesten wachsenden Altersgruppe durchgefiihrt.

Weitere Informationen finden Sie unter:
www.sozialministerium.at > Service | Medien > Info-

material > Downloads > Suchbegriff ,0IHS“

Zur informellen Unterstiitzung alleinlebender alterer
und hochaltriger Menschen in der letzten Lebenspha-
se liegen erste Forschungsergebnisse vor: Die Ver-
sorgungssituation alleinlebender alter Menschen ist
durch besondere Fragilitat gekennzeichnet, vor allem
dann, wenn sie trotz Hilfs- und Pflegebedurftigkeit zu
Hause bleiben mochten. Neben dem Angebot an mo-
bilen sozialen Diensten und den Leistungen aus dem
Pflegegeldgesetz tragen informelle Helfer/innen, wie
Freundinnen und Freunde, Nachbarinnen und Nach-
barn zur Lebensqualitat - auch im Sinne von Autono-
mie - von alleinlebenden Menschen besonders bei. In
der letzten Lebensphase geht es um die Gestaltung not-
wendiger Rahmenbedingungen fir Selbstbestimmung,
Vorsorge und Wiirde bis zuletzt. Weitere Forschungs-

ergebnisse dazu werden 2017 vorliegen.

Weitere Informationen finden Sie unter:
www.sozialministerium.at>Soziales | Konsumentin-
nen > Soziale Themen > Seniorlnnenpolitik>Lebens-
qualitat und Wirde > Studie ,Lebensqualitat im
Alter bis zuletzt. Die Bedeutung von informeller Hilfe
fir einen Verbleib zu Hause von alten und hochbe-
tagten Menschen in Einpersonenhaushalten

10.2.6 Giitesiegel NESTORSOLP

Ziel der Initiative Giitesiegel NESTOR®' ist es, in 0s-
terreichischen Unternehmen und Organisationen das
Bewusstsein flir das Potential aller Generationen zu
starken und die Umsetzung konkreter Maflnahmen
zur Forderung des Generationendialogs und -ma-
nagements zu unterstiitzen. Im Laufe des vierstufigen
Prozesses zum Giitesiegel erhalten Unternehmen und
Organisationen Empfehlungen fiir den Aufbau alters-
gerechter Strukturen, Begleitung bei der Qualitats-
sicherung und Forderung eines kontinuierlichen Ver-
besserungsprozesses des Generationenmanagements
sowie 6ffentliche Anerkennung der Aktivitaten und Pro-
gramme zur Alters- und Generationengerechtigkeit.
Am 28. November 2016 fand zuletzt die Verleihung des
Gutesiegels durch den Sozialminister statt.

Weitere Informationen finden Sie unter:
www.nestorgold.at

10.2.7 Friihe Hilfen

Das Sozialministerium beteiligt sich finanziell an der
Evaluierung des Modellprojektes ,Friihe Hilfen®, die
von November 2015 bis Marz 2017 durchgefihrt wird.
Frihe Hilfen richten sich an Schwangere und Familien
mit Sduglingen und Kleinkindern in belastenden Le-
benssituationen. Kernelement ist die Familienbeglei-
tung, die Familien in belastenden Situationen kosten-
los dabei unterstiitzt, die richtige Hilfe zu bekommen:
von personlicher Beratung tber Begleitung bei Behor-
denwegen bis hin zu Anleitung und Unterstlitzung bei
Pflege, Versorgung und Erziehung ihres Kindes. Frihe
Hilfen unterstiitzen Betroffene, damit die Chance auf
ein gluckliches und eigenstandiges Leben gewahrt
bleibt. Sie schaffen die Mdglichkeiten, Benachteiligun-
gen so frith wie moéglich zu minimieren und verbessern
damit die Situation der betreuten Kinder und Familien.
Das Sozialministerium unterstitzt daher das Koopera-

tionsprojekt Friihe Hilfen als einen wirksamen Beitrag



https://www.sozialministerium.at/site/Service_Medien/Infomaterial/Downloads/?method=searchPublicationAndDownloads&category1=&query=ÖIHS&button1id=Downloads+suchen
https://www.sozialministerium.at/site/Service_Medien/Infomaterial/Downloads/?method=searchPublicationAndDownloads&category1=&query=ÖIHS&button1id=Downloads+suchen
https://www.sozialministerium.at/site/Soziales_und_KonsumentInnen/Soziale_Themen/SeniorInnenpolitik/Lebensqualitaet_und_Wuerde/
https://www.sozialministerium.at/site/Soziales_und_KonsumentInnen/Soziale_Themen/SeniorInnenpolitik/Lebensqualitaet_und_Wuerde/
https://www.sozialministerium.at/site/Soziales_und_KonsumentInnen/Soziale_Themen/SeniorInnenpolitik/Lebensqualitaet_und_Wuerde/
https://www.sozialministerium.at/site/Soziales_und_KonsumentInnen/Soziale_Themen/SeniorInnenpolitik/Lebensqualitaet_und_Wuerde/
https://www.sozialministerium.at/site/Soziales_und_KonsumentInnen/Soziale_Themen/SeniorInnenpolitik/Lebensqualitaet_und_Wuerde/
https://www.sozialministerium.at/site/Soziales_und_KonsumentInnen/Soziale_Themen/SeniorInnenpolitik/Lebensqualitaet_und_Wuerde/
www.nestorgold.at
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zur gesundheitlichen und sozialen Chancengerechtig-
keit in Osterreich.

Weitere Informationen finden Sie unter:
www.fruehehilfen.at

10.3 Freiwilliges Engagement

Freiwilliges Engagement hat in Osterreich einen hohen
Stellenwert und stellt eine wesentliche Saule des sozi-
alen Zusammenhalts der Gesellschaft und fiir unsere
Lebensqualitat dar. 46% der Bevolkerung ab 15 Jahren
engagieren sich freiwillig.

10.3.1 Auslandsfreiwilligendienste

Eine Sonderform dieses zivilgesellschaftlich wichtigen
Engagements stellen die sogenannten Freiwilligen-
dienste im Ausland (Gedenk-, Friedens- und Sozial-
dienste) dar. Diese Auslandsfreiwilligendienste ermog-
lichen es, in einem geregelten, strukturierten Rahmen
praktische Erfahrung und personale, soziale und in-
terkulturelle Kompetenzen zu erwerben sowie an Bil-
dungsmafinahmen teilzunehmen.

10.3.2 Novelle Freiwilligengesetz

Bis Ende 2015 stltzten sich Freiwilligendienste auf
unterschiedliche Rechtsgrundlagen und unterlagen
unterschiedlichen Bedingungen. Daher sah das Arbeits-
ubereinkommen der Bundesregierung die Blindelung
und Absicherung der Auslandsdienste unter Beruck-
sichtigung des gleichberechtigten Zugangs flr Frau-
en und Manner sowie die gesetzliche Verankerung im
Bundesgesetz zur Férderung von freiwilligem Engage-
ment (Freiwilligengesetz®) vor. In der Folge wurde bei
den Regierungsklausuren am 26./27. September 2014
und am 11, September 2015 zum Birokratieabbau im

% BGBL I Nr. 17/2012 idgF

Sinn eines burgernahen Staates die rasche Umsetzung
dieser Mallnahmen vereinbart.

Mit der seit 1. Janner 2016 geltenden Neuregelung fiir

den Gedenk-, Friedens- und Sozialdienst im Ausland

(in der Folge: Auslandsfreiwilligendienste) wurden

gleiche Rahmenbedingungen geschaffen, unabhangig

von Geschlecht und Wehrpflicht:

= Gewahrung der Familienbeihilfe fiir alle Teilnehmer/
innen bis zum 24. Lebensjahr;

= volle sozialrechtliche Absicherung (Kranken-, Unfall-
und Pensionsversicherung);

= Forderungen erfolgen nach sozialen Gesichtspunk-
ten;

= langfristige finanzielle Sicherung der Auslandsfrei-
willigendienste, da ein jahrlicher Forderbeitrag des
Bundes in der Hohe von 720.000 EUR im Freiwilligen-
gesetz verankert wurde;

= Taschengeld ist verpflichtend vorgesehen;

= padagogische Betreuung und Begleitung fiir die Teil-
nehmer/innen im Verlauf des freiwilligen Engage-
ments im Ausmal von mindestens 150 Stunden;

= Moglichkeit der Anrechnung einer zehnmonatigen
durchgehenden Tatigkeit nach dem Freiwilligenge-
setz oder einer gleich langen Teilnahme am europai-
schen Freiwilligendienst (Erasmus+) auf den ordent-
lichen Zivildienst;

= zur langfristigen finanziellen Absicherung dieser im
gesamtgesellschaftlichen Interesse liegenden Frei-
willigendienste wurde - quasi auf einem zweiten
Pfeiler der Finanzierungberuhend - im Arbeitsmarkt-
politik-Finanzierungsgesetz die Rechtsgrundlage fiir
eine mogliche zusatzliche Forderung geschaffen.

Durch die erfolgte Zusammenfiihrung der Auslands-
freiwilligendienste in einem Gesetz (Freiwilligengesetz)
wurden die im Regierungsprogramm angestrebten


www.fruehehilfen.at
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MaRnahmen zur Verwaltungsvereinfachung und Ver-
waltungsverbesserung realisiert. Ebenso konnte die
finanzielle Sicherung der Auslandsfreiwilligendienste
und die Schaffung von gleichen Rahmenbedingungen

fur Frauen und Manner gewahrleistet werden.

Genauere Informationen zu den einzelnen Trager-
organisationen, erforderlichen Formularen fir eine
Entsendung in das Ausland sowie zu den Einsatz-
stellen sind auf folgender Website zu finden:

www.freiwilligenweb.at

10.3.3 Freiwilliges Integrationsjahr

Das Freiwillige Integrationsjahr wurde mit der Novelle
des Freiwilligengesetzes™ (FreiwG) neu geschaffen und
stellt darauf ab, Asyl- und subsidiar Schutzberechtigte
besser zu integrieren und ihre Beschaftigungschancen
zu erhohen. Asyl- und subsidiar Schutzberechtigte, die
innerhalb von zwei Jahren nach Zuerkennung dieses
Status Interesse an einem Freiwilligen Integrations-
jahr haben und Bezieher/innen der Bedarfsorientieren
Mindestsicherung sind, kdnnen seit 1. Janner 2016 ei-
nen Antrag auf Leistung eines Freiwilligen Integrations-

jahres stellen.

Gemaly FreiwG gehort das Freiwillige Integrationsjahr
zu den besonderen Formen des freiwilligen Engage-
ments. Es kann einmalig in der Dauer von sechs bis
zwolf Monaten bei einem anerkannten Tragerim Ausmaf}
von mindestens 16 bis maximal 34 Wochenstunden ab-
solviert werden. Als Trager des Freiwilligen Integrations-
jahres gelten die nach FreiwG sowie die vom jeweiligen
Landeshauptmann/von der jeweiligen Landeshauptfrau
gemal Zivildienstgesetzes™ anerkannten Trager™.

0 BGBI. I Nr. 144/2015

" BGBI. Nr. 679/1986

2 www.freiwilligenweb.at > Service > Zugelassene Tréger
s www.integrationsjahr.at

Ziele des Freiwilligen Integrationsjahres flr Asyl- und
subsidiar Schutzberechtigte sind die Integration im
Sinn einer Einbeziehung in das dsterreichische gesell-
schaftliche Leben und der Vermittlung der Osterrei-
chischen Werteordnung und der deutschen Sprache,
die Verbesserung der Chancengleichheit durch die
Berufsorientierung, die Vertiefung von schulischer
Vorbildung, das Kennenlernen der Arbeit in der Ein-
satzstelle, die Personlichkeitsentwicklung, die Erwei-
terung und Anwendung von Kenntnissen zum Erwerb
von Fertigkeiten fiir verschiedene Berufsfelder, die
Starkung sozialer und interkultureller Kompetenzen
und die Forderung des sozialen Engagements der Teil-
nehmer/innen, wobei die Vermittlung auf den ersten
Arbeitsmarkt Vorrang hat.

Die Betreuung der Internetseite’ sowie die Abwicklung
des Freiwilligen Integrationsjahres ist der Agentur ,die
Berater” (ibertragen. Ein von einem Trager oder einer
Person ibermittelter Antrag (zum Downloaden auf der
Homepage) ist von der Agentur auf Vollstandigkeit zu
Uberprifen. Werden die Formalvoraussetzungen er-
fullt, d.h. samtliche Formulare (Antrag, padagogisches
Programm und die Einsatzvereinbarung) ordnungsge-
mafd eingebracht, liberprift die Agentur noch die vom
AMS zu bestatigende Zielgruppenzugehorigkeit:
= Asyl- oder subsidiar Schutzberechtigte/r
= Vollbezieher/innen der Bedarfsorientierten Mindest-
sicherung
= Status der/des Asyl- oder subsidiar Schutzberechtig-
ten nicht alter als zwei Jahre

147
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Bei Erflillung aller Voraussetzungen sieht das Gesetz
nach Malgabe der im jeweiligen Bundesfinanzgesetz
dafiir verfugbaren Mittel eine Forderung an den aner-
kannten Trager vor, die der Abdeckung des erhéhten
Aufwandes fir Schulungs- und Integrationsbedarf
dient. Sie wird pro forderwiirdiger Person (Asyl- oder
subsidiar Schutzberechtigte/r), die ein Freiwilliges In-
tegrationsjahr absolviert, gewahrt, gilt als Kostenzu-
schuss und kann einmalig fiir eine Dauer von maximal
12 Monaten bezogen werden. Ein dem Grund oder der
Hohe nach bestimmter subjektiver Rechtsanspruch
auf Forderung besteht nicht.

Der pauschalierte Kostenzuschuss pro forderwiirdiger
Person belauft sich auf 120 Euro pro Monat fiir maxi-
mal 12 Monate. Die vom Trager nachweislich entrichte-
ten Beitrage zur Unfallversicherung werden nach Ende
des Freiwilligen Integrationsjahres an den Trager riick-
erstattet.

Der Trager ist verpflichtet, die fachliche Anleitung der
Teilnehmer/innen in der Einsatzstelle sowie die pad-
agogische Betreuung und Begleitung durch padago-
gisch geschulte Krafte im Ausmalf’ von mindestens 150
Stunden in den Bereichen deutsche Sprache, Reflexi-
on, Personlichkeitsbildung und (fach)spezifische Semi-
nare, inklusive theoretischer Einschulung nachweislich
sicherzustellen, Aufzeichnungen (iber jede/n Teilneh-
mer/in zu flihren und ein Zertifikat auszustellen, aus
dem die geleistete Tatigkeit, die erworbenen Fahigkei-
ten, Kompetenzen und Kenntnisse, die abgeleisteten
Schulungs-, Aus- und FortbildungsmaRnahmen sowie
die Dauer und die Einsatzstelle hervor gehen.

Am 25. April 2016 konnten die ersten Teilnehmer/innen
mit dem Freiwilligen Integrationsjahr beginnen.

10.3.4 Freiwilliges Sozialjahr (FSJ)

Fir Menschen ab 17. Jahren, die sich sozial engagieren,
personlich weiterentwickeln und gleichzeitig ihre Eig-
nung fir einen Sozialberuf prifen mochten, bietet das
Freiwillige Sozialjahr die Moglichkeit, in einem geregel-
ten und geschuitzten Rahmen konkrete Erfahrungen in
der Sozialarbeit zu machen. Integraler Bestandteil des
Freiwilligen Sozialjahres ist ein begleitendes padago-
gisches Angebot in Ausmaf} von mindestens 150 Stun-
den. Ein Freiwilliges Sozialjahr gemal} Freiwilligenge-
setz dauert je nach Vereinbarung zwischen sechs und
zwolf Monaten. Die Tatigkeiten wahrend eines Freiwilli-
gen Sozialjahres sind sehr unterschiedlich und reichen
von der Betreuung alterer Menschen Uber Kinder- und
Jugendbetreuung, Betreuung von Menschen mit Behin-
derung oder Fliichtlingen bis hin zum Rettungswesen.

Mit dem Freiwilligen Sozialjahr ist eine sozialrechtliche
Absicherung verbunden: Die Teilnehmer/innen sind
kranken-, unfall- und pensionsversichert, haben gege-
benenfalls Anspruch auf Familienbeihilfe, erhalten ein
Taschengeld und sonstige Sachleistungen. Eine durch-
gehend mindestens zehn Monate dauernde Tatigkeit
bei einem anerkannten Trager wird flr den Zivildienst
angerechnet.

Mit Verbesserung der Rahmenbedingungen und Schaf-
fung eines Bundesgesetzes zur Forderung von freiwil-
ligem Engagement (Freiwilligengesetz), stieg die Zahl
der Teilnehmer/innen und der anerkannten Trager-
organisationen stetig. Die Zahl der Personen, die ein
Freiwilliges Sozialjahr absolvierten, stieg von 300 im
Jahr 2005 auf insgesamt 853 Personen im Jahr 2016.
Derzeit sind sechs Vereine als Trager eines FSJ per Be-
scheid zugelassen: Verein FSJ, Diakonie Osterreich,
Volkshilfe Oberosterreich, Soziale Berufsorientierung
Vorarlberg, Arbeiter-Samariter-Bund Osterreichs und
Osterreichisches Rotes Kreuz (www.freiwilligenweb.at).
Auch wenn sich der Anteil der mannlichen Teilnehmer -
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unter anderem durch die Anrechenbarkeit einer durch-
gehend zehn Monate dauernden Tatigkeit fiir den Zivil-
dienst - am Freiwilligen Sozialjahr erhéht hat, Giberwiegt
jener der Frauen (83%) nach wie vor deutlich.

Freiwilliges Sozialjahr - Teilnehmer/innen-Anzahl

1.000

800

600
400

Quelle: Sozialministerium

10.3.5 Freiwilligenmessen

2015 und 2016 fanden in Wien, Innsbruck und Linz Frei-
willigenmessen statt, bei welchen sich interessierte
Personen bei Vereinen (liber Freiwilliges Engagement
zielgerecht informieren und vor Ort die Interessen als
auch Anforderungen, Moglichkeiten und Rahmenbe-
dingungen fir Freiwilligenarbeit abklaren konnten. Zu-
satzlich fand am 11./12. April 2016 in der WU Wien die
YOUNG VOLUNTEERS, die erste Messe fiir junge Men-
schen, statt.

Weitere Informationen zum Freiwilligen Engage-
ment in Osterreich finden sie unter:
www.freiwilligenweb.at

10.4 Sozialpolitische Grundsatzthemen
und Forschung

Sozialreform-Mikrosimulation (SORESI)

Mit dem webbasierten Tool ,SORESI“ des Sozialmi-
nisteriums kénnen bestimmte Sozial- und Steuerre-
formen simuliert und deren Auswirkungen auf die
Einkommen der osterreichischen Bevélkerung sowie
fiskalische Folgen dargestellt werden.

Das Modell ist frei zuganglich und kann unter folgen-
dem Link abgerufen werden:
www.sozialministerium.at/soresi

SOresi

Sozialreform-Mikrosimulation

Der Sozialstaat Osterreich: Komplexes einfach
erklart

Sozialpolitische Fragestellungen beschaftigten sich
oftmals mit Querschnittsmaterien, komplexen Zusam-
menhangen und basieren auf einer Fiille statistischer
Daten. Dem Sozialministerium ist es ein grundlegen-
des Anliegen, diese komplexen Themen allgemein ver-

standlich zusammenzufassen.

Die Forschungs- und Grundlagenarbeit wird deshalb
auch in Form geeigneter (Kurz-)Publikationen der Of-
fentlichkeit zuganglich gemacht: Aktuelle Broschiiren
und Flyer zur Armut (v.a. Daten aus der EU-Statistik
Uber Einkommen und Lebensbedingungen, EU-SILC),
zur Verteilung von Einkommen und Vermdgen sowie
zum Sozialstaat Osterreich, seinen Ausgaben, Leis-
tungen und der Finanzierung (v.a. Daten des Europa-
ischen Systems der Integrierten Sozialschutzstatistik,
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10. ALLGEMEINE SOZIALPOLITIK

ESSOSS) und weiteren sozialpolitischen Themen fin-
den sich zum Download auf der Homepage des Sozial-
ministeriums:

www.sozialministerium.at>Soziales | Konsumentin-
nen > Soziale Themen > Soziale Sicherheit

1. Wissenschaftspreis des Sozialministeriums

Das Sozialministerium lobte 2014 erstmals einen Wis-
senschaftspreis fir Jungakademiker/innen aus, die
sich in ihren Abschlussarbeiten mit sozialpolitischen
Themenstellungen auseinandersetzten. Die enor-
me Resonanz - 200 abgeschlossene Master-, Diplom-
arbeiten und Dissertationen aus verschiedensten Dis-
ziplinen - zeigte die gesellschaftspolitische Relevanz
im akademischen Bereich. Die Siegerarbeiten widmen
sichden Themen Pflege, Arbeitskrafteliberlassung und
Arbeitszeitreduktion. Die Abstracts aller eingereichten
Arbeiten und die mehrseitigen Zusammenfassungen
der dreiim Oktober 2015 pramierten sowie von 23 wei-
teren, von der Jury besonders gewdrdigten Arbeiten
finden sich in zwei Publikationen zum Download auf:

www.sozialministerium.at > Ministerium > Preise >
Wissenschaftspreis



https://www.sozialministerium.at/site/Soziales_und_KonsumentInnen/Soziale_Themen/Soziale_Sicherheit/
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11. SOZIALAUSGABEN IN OSTERREICH

In diesem Artikel werden die Aufwendungen fiir die
Sozial- und Gesundheitsleistungen dargestellt. Daten-
grundlage sind die von Statistik Austria im Auftrag des
Sozialministeriums jahrlich erhobenen Sozialausga-
ben auf Basis einer EU-weit harmonisierten Methode™.
Detaillierte Daten und die Dokumentation sind auf der
Homepage des Sozialministeriums abrufbar:

www.sozialministerium.at > Soziales | Konsumen-
tinnen > Soziale Sicherheit > Sozialleistungen in
Osterreich (oder auch Sozialpolitische Analysen)

11.1 Wesentliche Merkmale

Osterreich im oberen EU-Drittel

Osterreich zahlt zu den gut entwickelten Wohlfahrts-
staaten. Im Jahr 2015 wurden 30,2% der jahrlichen
wirtschaftlichen ~ Wertschépfung  (Bruttoinlands-
produkt) Giber 6ffentliche Umverteilung fiir soziale und
gesundheitsbezogene Leistungen ausgegeben. Dieser
Prozentsatz wird als Sozialquote bezeichnet und liegt

im oberen Drittel der EU-Lander (siehe Abschnitt 8).

Im Vergleich zu anderen EU-Staaten haben sich in
Osterreich die Folgen der Finanz- und Wirtschaftskrise
von 2008/09 auf den gesellschaftlichen Zusammenhalt
und den Lebensstandard der Bevolkerung moderat
ausgewirkt. Neben den wirtschafts- und fiskalpoliti-

schen MaRnahmen kommen hierbei den wohlfahrts-
staatlichen Strukturen als integrative Mechanismen
und den Sozialausgaben als Kaufkraft stabilisierende
Faktoren bedeutende Rollen zu.

Trotz Alterung der Gesellschaft kein Anstieg der
Sozialquote bis zur Weltfinanzkrise 2008

Auf einen alteren Menschen (Personen liber 60/65 Jahre)
entfallen im Durchschnitt sechsmal hoéhere Sozial-
und Gesundheitsausgaben (v.a. wegen Pensionen,
Gesundheits- und Pflegeleistungen) als auf eine unter
65-jahrige Person (siehe Abschnitt 5). Schon in den
letzten Jahrzehnten hat es eine deutliche demografi-
sche Verschiebung hin zu den alteren Menschen gege-
ben (siehe Abschnitt 6). Nach géangiger Meinung hatte
das ein Ansteigen der Sozialquote bewirken sollen.
Von 1995 bis zur Weltfinanzkrise 2008 war jedoch das
Gegenteil der Fall. Die Sozialquote ist in Osterreich in
diesem Zeitraum gefallen. Seit mehr als 20 Jahren ha-
ben die Regierungen eine Reihe von Konsolidierungs-
malnahmen im Sozialbereich (v.a. diverse Pensions-
reformen) in die Wege geleitet. Diese Reformen (u.a.
Leistungskirzungen, langerer Verbleib im Erwerbs-
leben) haben dazu gefiihrt, dass sich der Anstieg der
Pro-Kopf-Sozialleistungen deutlich verringert hat
(siehe Abschnitt 6). Es gibt zwar deutlich mehr altere
Menschen als friiher, aber die Reformen, die v.a. auf
die Leistungen der alteren Menschen hin zielten, ha-
ben dies kompensiert.

™ Die Beschreibung der Sozialausgaben sttzt sich auf die rechtlichen und methodischen Vorgaben von ESSOSS (Europdisches
System der Integrierten Sozialschutzstatistik). Darin ist festgelegt, dass als ESSOSS-Sozialausgaben Ausgaben mit einem Umver-
teilungscharakter (d.h. keine privaten Ausgaben, keine Anspar- und Lebensversicherungssysteme, keine privaten Zuzahlungen,
keine betrieblichen Sozialleistungen ohne Umverteilungscharakter) aufscheinen sollen. Weiters werden Abgrenzungen gegen-
liber anderen dffentlichen Systemen (z.B. gegentiber nicht primdr sozial induzierten steuerlichen Umverteilungen, 6ffentlichen

Bildungsausgaben, Wohnbauférderungen etc.) gemacht.

Das BIP weist aufgrund einer neuen europdischen Norm (ESVG 2010) héhere Werte auf als die bisher veréffentlichten und auf
ESVG 1995 beruhenden Konventionen. Deshalb sind im Vergleich zu friiheren Berechnungen die Sozialquoten (BIP dividiert durch

Sozialausgaben) niedriger.
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Die groRere Herausforderung fiir den Sozialstaat
war die Weltfinanzkrise

Von 2008 bis 2009 ist die Sozialquote in Osterreich
wegen der weltweiten Finanzkrise um 2 Prozent-
punkte auf 29,8% angestiegen. Dieser rasante Anstieg
innerhalb eines Jahres entspricht in etwa den erwart-
baren finanziellen Folgen der Alterung der Gesellschaft
in den nachsten 20 Jahren.

Szenario 2030

Auch wenn es in Zukunft vermutlich ein langsameres
Wirtschaftswachstum geben wird als in der Zeit vor
der Weltfinanzkrise, legen Berechnungen nahe, dass
bei einer Fortsetzung der in den letzten Jahrzehnten
getatigten Konsolidierungsmalinahmen im Sozialbe-
reich die demografisch bedingten Mehrkosten nur zu
einem geringfligigen Anstieg der Sozialquote fiihren
werden (siehe Abschnitt 7).

Welche Sozialrisiken erfasst unser Sozialsystem
Mehr als die Halfte der Sozialausgaben entfallen auf
Alters- und Hinterbliebenenpensionen sowie Pflege-
leistungen. Mehr als ein Viertel werden fiir Gesundheit,
knapp 10% fur Familienleistungen, und jeweils knapp
6% bzw. knapp 7% fir die Folgen von Arbeitslosigkeit
und Invaliditat ausgegeben (siehe Abschnitt 2).

Bemerkenswert ist, dass im letzten Jahrzehnt der An-
stieg der Ausgaben fiir Frihpensionen und Invalidi-
tatspensionen fiir Frauen unter 60 bzw. Manner unter
65 Jahren deutlich reduziert werden konnte.

Etwa 70% der Sozialleistungen stehen als Geldleistun-
gen und 30% als Betreuungs- und andere Sachleistun-
gen zur Verfligung.

Mehr als die Halfte (56%) aller Geldleistungen sind
sozialversicherungsrechtliche Leistungen (v.a. Pensio-
nen, Arbeitslosengelder), 17% Beamtinnen-/Beamten-

pensionen, 13% universelle Leistungen (v.a. Kinder-
betreuungsgeld, Familienbeihilfen, Pflegegeld) und
weniger als 5% sind bedarfsgeprifte Leistungen (An-
spruch nur bei geringen finanziellen Mitteln), wie z.B.
die Ausgleichszulage der Pensionsversicherung, die
Notstandshilfe in der Arbeitslosenversicherung oder
die Bedarfsorientierte Mindestsicherung. Auf letztere
entfallt etwa ein Prozent aller monetdren Sozialleis-
tungen (siehe Abschnitt 2.3).

Manner erhalten einen groBeren Anteil der
Pensionen und Arbeitslosengelder, auf Frauen
entfillt ein hoherer Anteil der Gesundheits-,
Pflege- und Kinderbetreuungsleistungen

Von den Sozialausgaben entfillt etwa jeweils die
Halfte auf Frauen und Manner. Frauen erhalten von
den Sozialleistungen, die von der Erwerbskarriere ab-
hangig sind, aufgrund der zumeist niedrigeren Léhne
und der durchschnittlich geringeren Arbeitszeit und
anderer Unterschiede am Arbeitsmarkt einen deut-
lich geringeren Anteil, wahrend auf sie v.a. wegen
ihrer hoheren Lebenserwartung bei Gesundheits- und
Pflegeleistungen ein hoherer Anteil entfallt (siehe Ab-
schnitt 4).

Im EU-Vergleich erfolgt die Finanzierung des
Sozialstaats in Osterreich stirker durch Beitrige
der Versicherten

Bei einer Gesamtbetrachtung aller Sozialsysteme er-
folgt die Finanzierung zu jeweils mehr als einem Drit-
tel Gber Arbeitgeberinnen-/Arbeitgeberbeitrage und
Zuwendungen aus den Budgets der Gebietskorper-
schaften und zu mehr als einem Viertel liber Beitrage
der Versicherten (siehe Abschnitt 3). Im EU-Vergleich
tragen in Osterreich die versicherten Personen in
einem hoheren Ausmal und die staatlichen Zuwen-
dungen in einem geringeren Ausmal zur Finanzierung
der Sozialsysteme bei.
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Entwicklung der Sozialausgaben und der Sozialquote 1995-2015

ity soizi:l:::.s Efleen Bl JEUR (Sozialaui‘g,:i;c:ﬂt;:t‘;, des BIP)
1995 51,0 176,2 28,9
2008 81,1 291,9 27,8
2009 85,3 286,2 29,8
2014 99,2 330,4 30,0
2015 102,5 339,9 30,2

Quelle: Statistik Austria/Sozialministerium: ESSOSS-Datenbank Sozialausgaben, Stand Juli 2016

11.2 Wofiir werden die Sozialausgaben  ordnet. Die Darstellung basiert auf den in der ESSOSS
verwendet Systematik angefiihrten ,Funktionen“ (Alter, Gesund-
heit, Familie, Arbeitslosigkeit etc.).
11.2.1 Gliederung der Sozialausgaben nach
Lebenslagen/Funktionen
Die Sozialleistungen werden in diesem Abschnitt un-
terschiedlichen Sozialrisiken bzw. Lebenslagen zuge-

Lebenslagen: Funktionen nach ESSOSS

Definition

alle sozialen Geld- und Sachleistungen (ausgenommen Gesundheitsausgaben und Hin-

AL terbliebenenpensionen) flir Personen tiber dem Regelpensionsalter*

Hinterbliebenenpensionen der verschiedenen Sozialsysteme fiir alle Altersgruppen

Al e (auch fiir Personen liber dem Regelpensionsalter)

Gesundheit offentliche Gesundheitsausgaben fiir alle Altersgruppen

invaliditatsbedingte Sozialleistungen fiir Personen unter dem Regelpensionsalter (die
Invaliditat entsprechenden Leistungen flir Personen iiber dem Regelpensionsalter scheinen in der
Funktion "Alter" auf)

soziale Geld- und Sachleistungen fir Kinder und Jugendliche (ohne bildungsbezogene

Familie/Kinder Leistungen und Gesundheitsleistungen) und Familienleistungen fiir Eltern

mit bestehender und drohender Arbeitslosigkeit in Zusammenhang stehene Sozial-

AR leistungen (nicht nur Leistungen der Arbeitslosenversicherung)

ein Teil der Ausgaben, die der Bekdmpfung der sozialen Ausgrenzung dienen, wie z.B.
sozial induzierte Wohnbeihilfen, die Bedarfsorientierte Mindestsicherung; ein Grof3teil
der bedarfsorientierten Leistungen wie z.B. die Ausgleichszulage in der PV oder die
Notstandshilfe in der ALV scheint bei den Funktionen Alter bzw. Arbeitslosigkeit auf.

Andere

Quelle: Sozialministerium, basierend auf ESSOSS, Statistik Austria

I Das Regelpensionsalter fiir normale Alterspensionen liegt bei 60 (Frauen) bzw. 65 (Ménner) Jahren. Vorzeitige Alterspensionen mit
niedrigeren Altersgrenzen werden in der ESSOSS-Systematik trotzdem als Altersleistungen verbucht.
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Weniger als die Halfte der Sozialausgaben entfallt auf
die Funktion Alter (44%), ein Viertel sind offentliche
Gesundheitsleistungen. Familienleistungen machen
10%, invaliditatsbedingte Leistungen 7% und Hinter-
bliebenenleistungen bzw. Leistungen im Zusammen-
hang mit Arbeitslosigkeit jeweils 6% der Sozialaus-
gaben aus.

Die Sozialausgaben fir altere Menschen sind von 1995
bis 2015 prozentuell am starksten angestiegen. Die
Steigerung fiir Gesundheits- und Arbeitslosigkeitsaus-
gaben entspricht etwa dem durchschnittlichen Anstieg
Unterdurchschnittlich
angestiegen sind die Ausgaben fiir Hinterbliebenen-,

der Gesamtsozialausgaben.
Familien- und Invaliditatsleistungen.

Diese Verschiebung bei den Sozialausgaben zwischen
unterschiedlichen Lebenslagen, den ,Funktionen®,

entsprichtin etwa dem gestiegenen Anteil dlterer Men-

Sozialleistungen nach Lebenslagen (Funktionen)

schen und dem sinkenden Anteil jingerer Menschen
an der Gesamtbevolkerung. Von 1995 bis 2015 ist
der Anteil der alteren Bevolkerung an der Gesamtbe-
volkerung um 3 Prozentpunkte angestiegen und der
der unter 15-Jahrigen um 3 Prozentpunkte gefallen.
Aber auch politische Malnahmen (z.B. erschwerter
Zugang zu Invaliditatspensionen), und soziale Veran-
derungen (geringere Bedeutung der Hinterbliebenen-
pensionen aufgrund der starkeren Erwerbseinbindung
der Frauen) sind fur die Verschiebungen bei den Sozial-
leistungen verantwortlich.

Das Sozialsystem in seiner Gesamtheit hat bisher fle-
xibel auf die Alterungstendenzen in der Gesellschaft
reagiert. Uberdurchschnittlichen demografiebedingten
Anstiegen der Gesamtausgaben fiir dltere Menschen
stehen unterdurchschnittliche Anstiege der Gesamt-
ausgaben bei den anderen Altersgruppen gegenuber.

nominelle Veranderungen?

1995 2008 2009 2014 2015 e GRS
in Mrd. EUR in Prozent
Alter 18,2 32,9 34,8 42,9 4472 143
Hinterbliebene 4.4 5,5 5,6 6,0 6,0 36
Gesundheit 12,7 20,6 21,2 244 25,3 99
Familie/Kinder 5,9 8,4 8,9 9,2 9,7 65
Invaliditat 46 59 6,1 6,7 6,8 47
Arbeitslosigkeit 2,8 3,9 4,8 5,4 5,6 98
Andere? 0,9 1,5 1,5 1,9 2,1 133
Insgesamt® 49,5 78,7 82,9 96,6 99,9 102

Quelle: Statistik Austria/Sozialministerium: ESSOSS Datenbank Sozialausgaben, Stand Juli 2016

I Die prozentuellen Verdnderungen wurden mit nicht gerundeten Werten berechnet (siehe die tabellarischen Darstellungen der
einzelnen Funktionen). Dadurch erkldren sich ggf. geringere Abweichungen.

2 u.a. Wohngelder, Stipendien und ein Teil der Sozialhilfe- bzw. BMS-Leistungen

3 Die Gesamtsumme ist kleiner als die Sozialausgaben, weil bestimmte Ausgaben (u.a. die Verwaltungkosten der Sozialeinrichtun-

gen) hier nicht aufscheinen.
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Altersleistungen: Fast die Halfte aller Sozial-
ausgaben

Aufgrund der Alterung der Gesellschaft kommt den
Leistungen fiir altere Menschen eine immer groRere
Bedeutung zu. 44% der Sozialleistungen (ohne Ge-
sundheitsausgaben und ohne Hinterbliebenenpen-
sionen) werden fur altere Menschen ausgegeben.
Ein GroRteil der Altersleistungen (58%) sind normale
Alterspensionen der gesetzlichen Pensionsversiche-
rung (inkl. Invaliditatspensionen flir Frauen 60 Jahre
und éalter und Manner 65 Jahre und élter), 22% sind
Pensionen flir Uber 60-jahrige Beamtinnen/Beamte
und 6% vorzeitige Alterspensionen. Jeweils etwa 5%

Altersleistungen

sind Betriebspensionen, Pflegegelder, und die Aus-
gaben der Lander und Gemeinden fir mobile und
stationdre Dienste fiir dltere Menschen.

Die Aufwendungen fiir normale Alterspensionen (inkl.
Invaliditatspensionen fiir Menschen liber 60/65 Jahre)
stiegen (iberproportional, dies vor allem aufgrund
der demografischen Verdnderungen. Die Zahl der
Uber 65-Jahrigen ist in den letzten 20 Jahren um fast
400.000 Personen angestiegen. Ohne die moderaten
jahrlichen Pensionserhéhungen (oft maximal in der
Hohe des Preisanstiegs) waren die Ausgaben fiir Pensi-
onen deutlich starker angestiegen.

nominelle
1995 2008 2009 2014 2015 Veranderung
von 1995-2015
in Mrd. EUR in Prozent
normale Alterspensionen und
Invaliditatspension fiir liber 9,34 17,93 19,00 24,33 25,55 174
60/65-jahrige der gesetzlichen PV
vorzeltl.ge Alterslpensmnen der 1,70 2,38 2,58 279 245 44
gesetzlichen PV
Alterspensionen fiir Beamtinnen? 4,60 7,49 7,81 9,45 9,64 110
Betriebspensionen? 0,68 1,85 1,87 2,16 2,23 228
Pflegegeld fiir liber 60/65-Jahrige 1,18 1,65 1,67 1,98 1,96 66
ambulante und stationare Alters-
und Pflegedienste*s 0,28 1,24 1,37 1,87 2,01 -
andere Leistungen®® 0,40 0,35 0,52 0,37 0,40 -
Insgesamt 18,18 32,89 34,82 42,95 44,24 143

Quellen: Statistik Austria/Sozialministerium: ESSOSS-Datenbank Sozialausgaben, Stand Juli 2016

! vorzeitige Alterspension bei langer Versicherungsdauer, Korridorpension, Langzeitversichertenpension (,Hacklerpension”),

Schwerarbeiterpension

Bund, Ldnder, Gemeinden
Berechnungen von Statistik Austria
Bund und Lédnder

o A W N

u.a. Renten der Arbeitsunfallversicherung und der Versorgungsgesetze, Sonderruhegeld
Da die Zahlen fiir 1995 deutlich unterschdtzt sind, werden keine Verdnderungsraten von 1995 bis 2011 angefihrt.
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Wahrend die Ausgaben fiir vorzeitige Alterspensionen
bis zum Jahr 2000 noch stark zugenommen haben,
ist dies seit 2000 aufgrund von Pensionsreformen ge-
stoppt worden. Inflationsbereinigt wurde 2015 um ein
Viertel weniger fiir vorzeitige Alterspensionen aufge-
wendet als im Jahr 2000. Die Reformen, vor allem bei
der Langzeitversichertenpension und der Korridor-
pension, werden auch weiterhin die Ausgaben fiir vor-
zeitige Alterspensionen deutlich reduzieren.

Stark angestiegen sind die Ausgaben flir Betriebs-
pensionen, wobei das Wachstum seit der Weltfinanzkrise
deutlich langsamer wurde. Verglichen mit dem Aufwand
fir Pensionen in der gesetzlichen Pensionsversicherung
und bei den Beamtinnen/Beamte spielen Betriebspen-
sionen eine untergeordnete Rolle. Sie betragen 4% aller
Pensionen (gesetzliche Pensionen, Beamtinnen-/Beam-
tenpensionen und Betriebspensionen).

Ein Groliteil der Pflegegelder wird fur Gber 80-jahrige
Personen ausbezahlt. Im Vergleich mit dem Anstieg
der Zahl der lber 80-Jahrigen haben die Ausgaben
fur das Pflegegeld moderat zugenommen. Von 1995

Hinterbliebenenleistungen

bis 2015 ist die Zahl der Giber 80-Jahrigen um 50% an-
gewachsen, wahrend sich die inflationsbereinigten
Ausgaben fir das Pflegegeld der lber 65-Jahrigen in
diesem Zeitraum nur um 18% erhohten.

Seit 20 Jahren ist der Ausbau von ambulanten und sta-
tiondren Einrichtungen der Altenbetreuung deutlich in-
tensiviert worden. Dennoch entfallen auf diesen Bereich
nur knapp 5% der Sozialleistungen fiir dltere Menschen.

Hinterbliebenenleistungen: Gesamtvolumen sinkt,
aber noch immer von groBer Bedeutung fiir Frauen
Obwohl von 1995 bis 2015 die Ausgaben fiir Hinter-
bliebenenpensionen inflationsbereinigt gefallen sind
(geringere Zahl der Bezieher/innen und gesetzliche An-
derungen), kommt dieser Pensionsart in Osterreich noch
immer eine groRe Bedeutung flir Frauen zu. Obwohl der
Anteil der Direktpensionen fir Frauen, d.h. Alters- und
Invaliditatspensionen, ansteigt und eine immer grofiere
Rolle spielt, entfallt noch immer ein Viertel der auf Frau-
en entfallenden Ausgaben der gesetzlichen Pensionsver-
sicherung auf Hinterbliebenenpensionen. Bei Mdnnern
betragen die Hinterbliebenenrenten 2%.

nominelle
1995 2008 2009 2014 2015 Veranderung
von 1995-2015
in Mrd. EUR in Prozent
Hmterb.llebenenpensmn - 321 4,20 4,29 473 4,81 50
gesetzliche PV
Hmterl?llebenenpenswn - 0,86 1,01 1,03 1,02 0,99 16
Beamtinnen/Beamte
Hmterbllebenen\iersorgung 0,37 0,27 0.26 0.24 0,23 38
anderer Systeme
Insgesamt 4,45 5,48 5,58 5,99 6,04 36

Quellen: Statistik Austria/Sozialministerium: ESSOSS-Datenbank Sozialausgaben; Stand Juli 2016

! Hinterbliebenenrenten der Sozialentschddigungsgesetze und der Unfallversicherung sowie sonstige Sozialleistungen wie z.B. Be-

stattungskosten, Sachleistungen
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Der uUberwiegende Teil der Hinterbliebenenpensio-
nen ist in der gesetzlichen Pensionsversicherung
und bei den Systemen fiir Beamtinnen/Beamte ange-
siedelt.

Sozialleistungen fiir Familien und Kinder:
Geldleistungen dominierend, aber starker Ausbau
der Kinderbetreuungseinrichtungen

Die Aufwendungen fiir Kinder und Familien sind von
1995 bis 2015 langsamer als die gesamten Sozialaus-
gaben angestiegen. Ein wesentlicher Grund dafiir ist
die abnehmende Zahl von Personen unter 15 Jahren
(um 14% weniger seit 1995). Betrachtet man hingegen
die Entwicklung der durchschnittlichen Pro-Kopf-Aus-
gaben, sind diese bei den bis 15-Jahrigen deutlich
schneller als die fiir die Gber 15-Jahrigen angestiegen
(siehe Abschnitt 6). Das liegt vor allem am massiven

Sozialleistungen fiir Familien und Kinder

Ausbau der Kinderbetreuungseinrichtungen, auch
wenn hier noch immer Nachholbedarf besteht.

Obwohl die Ausgaben fiir Jugendwohlfahrts- und
Kinderbetreuungseinrichtungen viel starker als die
Geldleistungen fiir Familien angestiegen sind, ist den-
noch der Anteil der Ausgaben fiir Kinderbetreuungs-
einrichtungen an den gesamten Familienleistungen im
Vergleich zu anderen EU-Staaten eher gering.

Auf die Familienbeihilfe und den Kinderabsetzbetrag
entfallen ca. die Halfte aller Familienleistungen, auf
die Kinderbetreuungs- und Jugendwohlfahrtsein-
richtungen der Lander und Gemeinden mehr als
ein Viertel und auf das Kinderbetreuungsgeld, das
Wochengeld, den Unterhaltsvorschuss und die Stipen-
dien zusammen weniger als 20%.

nominelle
1995 2008 2009 2014 2015 Veranderung
von 1995-2015
in Mrd. EUR in Prozent
Familienbeihilfe 2,64 3,44 3,44 3,13 3,38 28
Kinderabsetzbetrag,
Alleinerzieher/innen- und Allein- 1,14 1,59 1,76 1,61 1,66 46
verdiener/innen-Absetzbetrag
Karenzgeld/ Kinderbetreuungsgeld 0,71 1,04 1,06 1,1 1,13 59
Wochengeld 0,32 0,39 0,42 0,46 0,47 47
Unterhaltsvorschuss 0,06 0,10 0,11 0,13 0,22 267
Sc!lu.ler/mnen- u. Studierenden- 0,14 0,25 0,23 0.24 0.23 64
beihilfen
Kinderbetreuungseinrichtungen 0,50 1,05 1,27 1,87 1,91 282
Kinder-, Jugend- u. Familien-
forderung der Lander u. Gemeinden 92 Ui ) b v e
Andere Ausgaben 0,11 0,05 0,03 0,08 0,03 -
Insgesamt 5,90 8,40 8,85 9,19 9,72 65

Quelle: Statistik Austria/Sozialministerium: ESSOSS-Datenbank Sozialausgaben; Stand Juli 2016
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Invaliditat: Die Reformen greifen sind die Pensionsreformen, die den Zugang zu Invalidi-
Die Ausgabenentwicklung bei den Invaliditatsleistun-  tatspensionen deutlich erschwert haben.

gen fiir Personen im Erwerbsalter konnte merklich ge-

bremst werden. Die invaliditatsbedingten Ausgaben Auch die Ausgaben fiir Pflegegelder fiir unter
waren 2015 inflationsbereinigt geringer als 20 Jahre  60/65-Jahrige stiegen deutlich langsamer als die ge-
zuvor und sind in den letzten Jahren zudem gesunken  samten Sozialausgaben.

(siehe Tabelle Invaliditatsleistungen). Ursache dafur

Invaliditatsleistungen?

nominelle
1995 2008 2009 2014 2015 Veranderung
von 1995-2015

in Mrd. EUR in Prozent

Invaliditatspensionen? fiir unter
60/65-Jahrige der gesetzlichen 2,31 2,90 2,93 3,11 2,89 25
Pensionsversicherung

Invaliditatspensionen (Ruhegenuss)

fur unter 60-Jahrige Beamtinnen/ 1,15 1,04 1,03 0,84 0,77 -33
Beamte

Invaliditatspensionen?in an-

deren Sozialsystemen fiir unter 0,21 0,28 0,29 0,31 0,32 52
60/65-Jahrige

Pflegegeld fiir unter 60-Jahrige 0,46 0,43 0,45 0,51 0,52 13
Rehabilitationsgeld der KV* 0,09 0,25

lestungen der Be'hlndertenhllfe der 0.31 0,97 114 1,49 161

Lander und Gemeinden

S.achlelstt.mgen der Unfall- und Pen- 0,13 0.21 0,22 0.25 0.26 100
sionsversicherung

Andere Ausgaben 0,04 0,05 0,13 0,14 0,15 -
Insgesamt 4,61 5,88 6,19 6,74 6,77 47

Quelle: Statistik Austria/Sozialministerium: ESSOSS-Datenbank Sozialausgaben, vorldufige Daten 2015; Stand Juli 2016

1 Hier werden nur die Invaliditdtsleistungen fir unter 60/65-Jdhrige dargestellt.

2 bis 2009 inklusive vorzeitige Alterspensionen wegen geminderter Arbeitstéhigkeit

 Renten fur unter 60/65-Jdhrige in der Unfallversicherung und der Sozialentschddigung

4 Zeitreihenvergleiche nicht méglich, da es sich hierbei um eine 2014 eingefiihrte Leistung handelt
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Arbeitslosigkeit: trotz deutlich hoherer Arbeitslosig-
keit keine iiberdurchschnittliche Ausgabensteigerung
Die Sozialausgaben im Zusammenhang mit Arbeits-
losigkeit wuchsen trotz des starken Anstiegs der Arbeits-
losigkeit von 1995 bis 2015 nicht starker als die gesam-
ten Sozialausgaben. Das liegt v.a. an der gedampften
Entwicklung der Pro-Kopf-Arbeitslosenleistungen.

Arbeitslosenleistungen und Arbeitsmarktférderung

Es kam zu einer deutlichen Verschiebung von reinen
Einkommensersatzleistungen zu aktiven und aktivie-
renden arbeitsmarktpolitischen Maflnahmen. Diese
Leistungen erhdhten sich von 1995 bis 2015 viel star-
ker als die Geldleistungen.

nominelle
1995 2008 2009 2014 2015 Veranderung
von 1995-2015
in Mrd. EUR in Prozent
Arbeitslosengeld 1,00 1,04 1,43 1,55 1,66 66
Notstandshilfe 0,55 0,63 0,71 1,17 1,38 151
Insolvenz-Entgelt 0,29 0,23 0,31 0,25 0,19 -34
aktive und aktivierende MalRnhahmen 0,49 1,64 183 212 2,08 395
des AMS
akt.|V|erende MaRnahmen des Aus- 0,05 0,19 0,19 0,17 0,17 240
gleichstaxfonds
sonstige Leistungen? 0,45 0,16 0,28 0,13 0,13 -
Insgesamt 2,83 3,89 4,75 5,39 5,61 98

Quelle: Statistik Austria/Sozialministerium: ESSOSS-Datenbank Sozialausgaben; Stand Juli 2016

! u.a. Sonderunterstiitzung, Ubergangsgeld, Kurzarbeitsbeihilfe, Schlechtwetterentschddigung, Arbeitsmarktférderung der Bundes-

lénder, bis 2005 vorzeitige Alterspension bei Arbeitslosigkeit

11.2.2 Geld- und Sachleistungen: Osterreich setzt
mehr auf Geldleistungen

Wahrend Geldleistungen vorrangig dem Einkommens-
ersatz flir Zeiten des nachberuflichen Ruhestandes,
der Erwerbslosigkeit und Erwerbsunfahigkeit bzw. der
Abdeckung von zusatzlichen finanziellen Erfordernis-
sen (z.B. Kinder, Pflegebedirftigkeit) dienen, kommt
Sachleistungen (v.a. mobile und stationare Betreuung)
hauptsachlich die Aufgabe zu, fiir Situationen eines Be-
treuungsbedarfs (Krankheit, Pflegebedirftigkeit, au-
Rerhdusliche Betreuung der Kinder u.a.) entsprechen-
de Angebote zur Verfligung zu stellen.

Bei einigen schiitzenswerten Lebenssituationen hangt
es von den gesellschaftspolitischen Leitbildern ab,
ob beispielsweise der Betreuungsbedarf von Kindern
oder pflegebedirftigen Personen eher durch Geld-
leistungen an die betroffenen Personen und Haus-
halte oder durch 6ffentliche Zuschiisse an die Trager
von Betreuungseinrichtungen unterstltzt werden
soll. Meistens handelt es sich um einen Mix. In den EU-
Staaten werden unterschiedliche Prioritaten gesetzt:
Verglichen mit den nordischen und Benelux-Staaten
legt Osterreich den Schwerpunkt starker auf direk-
te Geldleistungen an die Betroffenen, obwohl in der
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letzten Dekade die Aufwendungen zur Ausweitung Insgesamt entfallen in Osterreich rund 70% der Sozial-

der Dienstleistungsangebote liberproportional ange- ausgaben auf Geldleistungen. Bei einer Betrachtung

stiegen sind.™ der Sozialsysteme im engeren Sinn (d.h. ohne Gesund-

heitsleistungen) entfallen 88% auf Geldleistungen.

Geld- und Sachleistungen nach Funktionen, 2015

Funktion G?Idleistungen Sa!chleistungen Anteil der Sach!eistlfr.lgen an del.‘l Ges:»amt-
(in Mrd. EUR) (in Mrd. EUR) ausgaben der jeweiligen Funktion, in %
Alter 42,2 2,1 5
Hinterbliebene 6,0 - -
Gesundheit 3,6 21,8 86
Kinder und Familien 7,1 2,6 27
Invaliditat 49 1,8 27
Arbeitslosigkeit 4,3 1,3 23
Andere 1,0 1,2 55
Insgesamt 69,1 30,8 31

Quelle: Statistik Austria/Sozialministerium: ESSOSS-Datenbank Sozialausgaben, Stand Juli 2016

Drei Viertel der Geldleistungen sind Pensionen fur
altere Menschen, ca. 10% Familientransfers (Familien-
beihilfen, Kinderbetreuungsgeld etc.), 7% Invaliditats-
pensionen flir Personen unter dem Regelpensionsalter,
5% Geldleistungen im Krankheitsfall (Lohnfortzah-
lung bei Krankheit, Krankengeld) und 6% Arbeits-
losentransfers. Geldleistungen der Bedarfsorientier-
ten Mindestsicherung machen etwa 1% der gesamten
Geldleistungen aus.

Beiden Sachleistungen iiberwiegt mituber71% die am-
bulante und stationare Krankenversorgung. Innerhalb
der Funktionen kommt den Sachleistungen eine sehr
unterschiedliche Bedeutung zu. lhr Anteil schwankt
zwischen 86% bei den Gesundheitsleistungen und 5%
bei den Altersleistungen. Die Anteile der Sachleistun-

gen bei den Sozialsystemen in den Bereichen Inva-
liditat, Familie und Arbeitslosigkeit betragen jeweils
etwa rund ein Viertel. Werden die aktivierenden Geld-
leistungen des AMS mitberticksichtigt, steigt der Anteil
der Sachleistungen bei der Funktion Arbeitslosigkeit
deutlich an.

Bei den Sozialleistungen fir altere Menschen sind die
offentlichen Aufwendungen fiir mobile und stationare
Betreuungsdienste im Vergleich zu den Geldleistun-
gen gering. Die Summe der auf altere Menschen ent-
fallenden Pflegegelder ist hoher als die offentlichen
Mittel fir die stationdaren und mobilen Altendienste.
Ein Grundsatz der Altenpolitik in Osterreich besteht
darin, hilfsbedurftigen alteren Menschen durch Bereit-
stellung von Geldleistungen die Moglichkeit zu geben,

 Der Beitrag ,Lebensbedingungen, Armut und Einkommen in Osterreich“ zeigt jedoch, dass auch groRzigige Familienleistungen
nicht ausreichen um Kinderarmut zu bekdmpfen. Viel wirksamer ist die Erwerbstditigkeit beider Elternteile und die Verfligbarkeit
von Kinderbetreuungseinrichtungen. Aulierdem haben Kinder, die Kinderbetreuungseinrichtungen besuchen deutlich bessere

Bildungschancen.
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selbst Uber die von ihnen als optimal angesehenen Be-
treuungsformen zu entscheiden. Das heif3t aber nicht,
dass auf den steigenden Bedarf an Diensten fiir altere
Menschen nicht reagiert wurde. Seit 1995 sind die Auf-
wendungen fir stationdre und mobile Dienste fir alte-
re Menschen Uberproportional angestiegen.

Die Sachleistungen fiir Invaliditat (Personen unter dem
Regelpensionsalter) entstammen vor allem der Unfall-
versicherung sowie den Leistungen der Lander und
Gemeinden. Auch diese Sachleistungen sind seit 1995
Uberproportional angestiegen.

Der im EU-Vergleich hohe Anteil der Familienleistun-
gen am BIP ist in den groRzugigeren Geldleistungen
(v.a. Familienbeihilfe, Kinderabsetzbetrag, Wochen-
geld, Kinderbetreuungsgeld) begriindet. Obwohl im
letzten Jahrzehnt das Angebot an Kinderbetreuungs-
einrichtungen deutlich ausgeweitet wurde, liegt der
furdie Erhaltung und den Ausbau der aufierhauslichen
Kinderbetreuung 2013 zur Verfligung stehende Betrag
bei weniger als der Halfte der Summe, die fiir Familien-
beihilfen und Kinderabsetzbetrage aufgewendet wird.

11.2.3 Die wichtigsten sozialen Geldleistungen
Die Geldleistungen der 6sterreichischen Sozialsysteme
setzen sich aus folgenden Leistungstypen zusammen:

= Auf Leistungen auf Basis sozialversicherungsrecht-
licher Grundsatze (z.B. Pensionsversicherung, Arbeits-
losenversicherung) entfallen mehr als die Halfte der
Geldleistungen, d.h. 56%. Ein Anspruch besteht nur,
wenn bereits Beitrage geleistet wurden. Die Hohe der
Leistungen steigt meistens mit der Hohe der Beitrage.

= Universelle Leistungen betragen etwas mehr als 12%
(z.B. Familienbeihilfe, Kinderbetreuungsgeld, Pflege-
geld). Jede/r hat den gleichen Anspruch, unabhan-
gig von der jeweiligen Erwerbs- und Einkommens-
situation.

Bedarfsgepriifte Leistungen mit Einkommensan-
rechnung (z.B. Bedarfsorientierte Mindestsicherung,
Notstandshilfe, Ausgleichszulage der Pensionsver-
sicherung, Stipendien) betragen rund 5% Prozent
aller Geldleistungen. Diese Leistungen werden nur
bei finanzieller Bediirftigkeit gewahrt.

(z.B.
Beamtinnen-/Beamtenpensionen) betragen etwas
mehr als 16%.

Sondersysteme (Leistungen der Sozialentschadi-

Leistungen fiir bestimmte Berufsgruppen

gung z.B. flr Kriegsopfer, Verbrechensopfer, flir von
Impfungen geschadigte Personen etc.) betragen
rund 2 Prozent.

Auf arbeitsrechtliche Anspriiche (z.B. Lohnfortzah-
lung im Krankheitsfall) entfallen 4%.

3%
Sozialleistungen (betriebliche Pensionen).

betragen nicht obligatorische betriebliche
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Geldleistungen nach Leistungstypen, 2015

in Mrd. EUR
Sozialversicherungsrechtliche Leistungen 38,5
nicht bedarfsgeprifte Pensionen der gesetzl. Pensionsversicherung 34,7
Geldleistungen der Krankenversicherung 1,4
Geldleistungen der Unfallversicherung 0,7
nicht bedarfsgepriifte Geldleistungen der Arbeitslosenversicherung 1,7
Universelle Leistungen 8,5
Familienbeihilfen, Kinderbetreuungsgeld, Kinderabsetzbetrag, Unterhaltsvorschuss 6,0
Pflegegeld des Bundes und der Unfallversicherung 2,5
Leistungen mit Bediirftigkeitspriifung 3,7
Ausgleichszulage Pensionsversicherung 1,0
Notstandshilfe Arbeitslosenversicherung 1,4
Geldleistungen der Lander und Gemeinden, u.a. BMS 0,8
Stipendien und Schiiler/innenbeihilfen 0,2
Wohnbeihilfen 0,3
Beamtinnen-/Beamtenpensionen 11,4
Arbeitsrechtliche Anspriiche (Lohnfortzahlung im Krankheitsfall) 2,8
Betriebliche Sozialleistungen (Betriebspensionen) 2,2
Andere Geldleistungen 2,0
Insgesamt 69,1

Quelle: Statistik Austria/Sozialministerium: ESSOSS-Datenbank Sozialausgaben, Stand Juli 2016

Geldleistungen nach Leistungstypen, in Prozent

)
0
™
0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70%*
Sozialversicherungsrechtliche Leistungen M BMS
I Universelle Leistungen B Beamtinnen-/Beamtenpensionen
M Leistungen mit Bedlirftigkeitsprifung M Andere Geldleistungen

Quelle: Statistik Austria/Sozialministerium: ESSOSS-Datenbank Sozialausgaben, vorldufige Daten 2015; Stand Juli 2016

“Knapp 70 Prozent aller Leistungen stellen Geldleistungen dar. Der Rest féllt auf Sachleistungen.
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11.3 Wer finanziert den Sozialstaat

Bei einer Gesamtbetrachtung aller Sozialsysteme
wurden 2014 36% aus dem Budget der Gebietskor-
perschaften, 32% durch Arbeitgeber/innenbeittrage,
26% aus Versichertenbeitragen (Arbeitnehmer/innen,
Selbststandige und Pensionistinnen/Pensionisten) und
4% durch Sozialbeitrage des Staates als Arbeitgeber
(v.a. die fiktiven Arbeitgeberbeitrage des Staates fur
die Pensionen der Beamtinnen/Beamten) und weitere
2% aus sonstigen Einnahmen finanziert (siehe Grafik
Finanzierung der Sozialleistungen).

Die Finanzierungsstruktur hat sich seit 2000 leicht
verandert: Der Anteil der Arbeitgeber/innenbeitrage

Finanzierung der Sozialleistungen, 2014, in Prozent

(inklusive der Sozialbeitrage des Staates als Arbeit-
geber) hat sich um einen Prozentpunkt bis zum Jahr
2014 reduziert, auch der Anteil der Versichertenbeitra-
ge ging zuruick, wahrend der der staatlichen Finanzie-
rung zugenommen hat. Diesist v.a. auf den Anstieg des
Anteils der universellen Sozialleistungen (z.B. Alten-
und Kinderbetreuungseinrichtungen, Familienleistun-
gen, Pflegegeld) zurlickzufiihren, die liberwiegend aus
offentlichen Budgets finanziert werden.

Im EU-27-Vergleich tragen in Osterreich dennoch die
Versicherten starker und der Staat sowie die Arbeit-
geber/innen weniger zur Finanzierung der Sozial-
systeme bei.

Sozialbeitrage privater Unternehmen
als Arbeitgeber/innen!

1 Sozialbeitrage des Staates als Arbeitgeber/innen
B Arbeitnehmer/innen-Beitrage?

B Selbststandigenbeitrage?

= Beitrage der Pensionistinnen/Pensionisten?

B Allgemeine Steuermittel®

W Sonstige Einnahmen*

Quelle: Sozialministerium, Statsitik Austria auf Basis der ESSOSS Datenbank, Stand 30. November 2015

1 GemdR ESSOSS sind dies von Arbeitgeberinnen/Arbeitgebern tatséchlich erbrachte ,Aufwendungen zur Begriindung der An-
spruchsberechtigung der Arbeitnehmer/innen, ehemaliger Arbeitnehmer/innen und deren Angehérigen auf Sozialleistungen®

und unterstellte Arbeitgeber/innen-Beitrdge.

2 Die Beitrdge der Arbeitnehmer/innen, Selbsténdigen und Pensionistinnen/Pensionisten werden in ESSOSS als ,geschiitzte
Personen” kategorisiert. Dabei handelt es sich um die von Einzelpersonen und privaten Haushalten entrichteten Beitrdge an
Sozialschutzssysteme zur Erlangung oder Sicherung ihres Anspruchs auf Sozialleistungen.

° Aufwendungen des Sektors Staats fiir staatliche beitragsfreie Systeme und finanzielle Unterstiitzung des Sektors Staat fir andere

Sozialschutzssysteme.

ermogenseinnahmen und anderweitiq nicht zuordenbare Einnahmen.
Y h dand t ht denbare E h
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Die umfangmaRig grofiten Sozialsysteme (Pensions-,
Kranken- und Arbeitslosenversicherung) werden zu
mehr als zwei Drittel aus Arbeitnehmer/innen- und
Arbeitgeber/innenbeitragen finanziert.

Uberwiegend aus Arbeitgeber/innenbeitragen stam-
men die Mittel fur die Lohnfortzahlung im Krankheits-
fall, Betriebspensionen, die Insolvenzentgeltfonds-
leistungen, die Unfallversicherung und die Leistungen
des Familienlastenausgleichsfonds.

Ausschlieflich steuerfinanziert sind das Pflegegeld,
der Kinderabsetzbetrag, die meisten Leistungen der
Lander und Gemeinden, die Stipendien fiir Schiiler/in-
nen und Studierende sowie auch die Bewahrungshilfe,
die Sachwalterschaft und diverse Hilfsfonds.

11.4 Wie die Sozial- und Gesundheits-
leistungen auf Manner und Frauen
verteilt sind™

Obwohl es rechtlich keinen geschlechtsspezifischen
Unterschied beim Zugang zu Gesundheits- und Sozial-
leistungen gibt, bestehen tatsachlich grofie faktische
Unterschiede.

Dies hat v.a. zwei Ursachen:

= Ein Grofiteil der Sozialleistungen im engeren Sinn
(ohne Gesundheitsleistungen) hat einen mehr oder
weniger starken Bezug zur Erwerbseinbindung.
Anspruch auf eine Pension oder eine Arbeitslosen-
leistung hat eine Person nur dann, wenn sie eine
bestimmte Zeit lang erwerbstatig war. AuRerdem

kommt es auf die Hohe des Erwerbseinkommens an,
schlief3lich auch auf die Jahre der Erwerbstatigkeit.
Wegen der noch immer bestehenden traditionel-
len Rollenbilder sind weniger Frauen als Manner
erwerbstatig. Viele der erwerbstatigen Frauen
sind im Gegensatz zu den Mannern teilzeitbeschaf-
tigt und auch der Stundenlohn von Frauen ist im
Durchschnitt geringer als der von Mannern. Bei den
erwerbsbezogenen Sozialleistungen schlagt sich
dies in geringeren Pro-Kopf-Leistungen der Frauen
nieder.

= Die zweite Ursache fiir die geschlechtsspezifischen
Leistungsunterschiede ist in der hoheren Lebens-
erwartung von Frauen begriindet. Der Grof3teil der
Pflege- und Gesundheitsleistungen entfallt auf alte-
re Menschen, bei denen es mehr Frauen als Manner
gibt. Da der Anspruch auf Gesundheits- und Pflege-
leistung nicht von der Erwerbskarriere abhangt,
Ubertragt sich die starkere Vertretung der Frauen
in der alteren Generation auch auf einen hdéheren
Frauenanteil bei diesen Leistungen.

Vom Erwerbsverlauf abhingige Sozialleistungen
Bei den Sozialleistungen, die an das Erwerbsleben ge-
koppelt sind, fiihren die (friihere bzw. gegenwartige)
unterschiedliche Erwerbseinbindung und Einkom-
menshohen von Mannern und Frauen zu deutlich
unterschiedlichen Sozialleistungen.

Pensionen

Die durchschnittliche monatliche Alterspension der
Frauen (2015) in der gesetzlichen Pensionsversiche-
rung (960 EUR) macht weniger als zwei Drittel der Al-

™ Zum Teil entsprechen die hier angefiihrten Daten nicht exakt den Daten der anderen Tabellen in diesem Beitrag, da fir einige
Sozialleistungen die geschlechtsspezifische Aufteilung der Sozialausgaben nicht tiber ESSOSS, sondern (iber andere Datenquel-
len erfolgte (u.a. Hauptverband der Sozialversicherungstréger, SHA, AMS-DWH). Dies gilt vor allem fiir die Gesundheitsausgaben
und Beamtinnen-/Beamtenpensionen. Ein Teil der Sozialausgaben (u.a. Sachleistungen) aulserhalb des Gesundheitswesens ist
aufgrund der Datenlage nicht nach Geschlecht aufzuschlisseln. Bei einigen Geldleistungen erscheint eine geschlechtsspezifische
Aufteilung nicht sinnvoll. Das gilt vor allem fiir die auf die Kinder abgestellten Transfers. Insgesamt werden in diesem Beitrag ca.
drei Viertel der Sozialausgaben (70 Mrd. EUR) nach Geschlecht aufgeteilt.

167
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terspension der Manner (1.580 EUR) aus. Ahnlich ist es
beiden Invaliditatspensionen, die zu 70% von Mannern
bezogen werden. Wegen des friheren Pensionsanfall-
alters und der langeren Lebenserwartung von Frauen
gibt es mehr Frauen als Manner, die eine Alterspensi-
onen erhalten. Im Vergleich beziehen 920.000 Frauen
bzw. nur 710.000 Manner eine (an die Erwerbstatigkeit
geknupfte) Alterspension. Dennoch ist das gesamte
Ausgabenvolumen fiir die Direktpensionen (Alters-
und Invaliditatspensionen) von Frauen mit 13 Mrd. EUR
deutlich geringer als das fiir Manner mit 18 Mrd. EUR.

Werden die Hinterbliebenenpensionen hinzugerech-
net, die iberwiegend auf Frauen entfallen, verringert
sich der Unterschied jedoch spiirbar. Die Gesamthdhe
aller an Frauen ausbezahlten Pensionen in der gesetz-
lichen Pensionsversicherung betragt dann 17,5 Mrd.
EUR. Fur die Pensionen der Manner werden insgesamt
18,1 Mrd. EUR aufgewendet.

Die durchschnittliche Pension einer Beamtin betragt
etwa vier Funftel der Pension eines mannlichen Be-
amten. Da weiters deutlich weniger Frauen als Manner
Beamtinnenpensionen erhalten, liegt ihr Anteil an den
Gesamtausgaben fiir Beamtinnen-/Beamtenpensio-
nen nur bei 28%.

Arbeitslosenleistungen

So wie bei den Pensionen spiegeln sich auch bei den
Arbeitslosenleistungen die geringere Erwerbseinbin-
dung und die niedrigeren Gehalter von Frauen wieder.
Das durchschnittliche monatliche Arbeitslosengeld
der Frauen (800 EUR) ist um fast ein Flinftel niedriger
als das der Manner (970 EUR). Frauen erhalten eine
durchschnittliche Notstandshilfe von 650 EUR, Manner
von 770 EUR. Die geringeren Leistungshéhen und die
geringere Zahl an Leistungsbezieherinnen bewirken,
dass nur wenig mehr als ein Drittel der Geldleistungen
der Arbeitslosenversicherung auf Frauen entfallt.

Unfallrenten

In der Unfallversicherung betrédgt die an Frauen ausbe-
zahlte Gesamtsumme 30% aller Versehrtenrenten. Ein
Grund dafir ist vor allem die niedrigere Zahl an Leis-

tungsbezieherinnen.

Restimierend lasst sich fuir die an das Erwerbsleben ge-
koppelten Leistungssysteme sagen, dass die schlech-
teren beruflichen Chancen der Frauen deutlich nied-
rigere individuelle Leistungen und trotz der hoheren
Zahl an Pensionsbezieherinnen einen geringeren An-
teil an den Gesamtleistungen zur Folge haben. Auf die
Frauen entfallt fir diese direkt und indirekt (Hinter-
bliebenenpensionen) erwerbsbezogenen Sozialtrans-
fers ein Volumen von 21,1 Mrd. EUR. Die Manner lu-
krieren 26,6 Mrd. EUR). Dies entspricht einer um fast
60% hoheren durchschnittlichen Pro-Kopf-Leistung
fir Manner.

Universelle Sozialleistungen

Die im Folgenden erwahnten Leistungen sind univer-
sell ausgerichtet, d.h. jede Person, die sich in einer
schiitzenswerten Lage befindet, hat unabhangig von
ihrer Erwerbs- und Einkommenssituation Anspruch
auf in der Regel gleich hohe oder vom Bedarf ab-
hangige Leistungen. Die universellen Transfers sind
vor allem familien-, pflege- und gesundheitsbezogene
Leistungen.

Aufgrund der hoheren Lebenserwartung der Frau-
en entfallen auf sie (berdurchschnittliche Anteile
an Gesundheitsleistungen (56%). Da wegen der vor-
herrschenden geschlechtsspezifischen Arbeits- und
Rollenaufteilung die Betreuung von Kleinkindern Giber-
wiegend von Frauen wahrgenommen wird, erhalten
sie 95% der Kinderbetreuungsgeldleistungen.
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Geschlechtsspezifische Aufteilung der Sozialtransfers und Gesundheitsausgaben, 2015

monatliche monatliche jahrlicher Ge-  jahrlicher Ge-
Durchschnitts- Durchschnitts- samtaufwand samtaufwand
leistung in EUR leistungin EUR  in Mrd. EUR, in Mrd. EUR,

fiir Frauen fiir Manner Frauen Manner

Alterspensionen? 963 1.578 12,41 15,69

Invaliditatspensionent 876 1.239 0,61 2,1

Hinterbliebenenpensionen! 723 341 4,41 0,32
EE:;:I:“ fur Beamtinnen/ 2.226 2.808 2,41 6,17
Arbeitslosengeld? 804 966 0,62 1,01
Notstandshilfe? 648 768 0,49 0,92
\éi:ss\f;:ten- und Unfallrenten 479 432 0,18 0,42
Kinderbetreuungsgeld® 710 710 1 0,05
Unterhaltsvorschuss® 380 380 0,2 0,02
Wochengeld’ - - 0,47 -
Sozialtransfers gesamt 22,85 26,7
Gesundheitsausgaben® gesamt 298 245 15,61 12,34
Sozialtransfers und Gesundheits- 731 775 38,46 39,04

ausgaben insgesamt’

GoA W N =

-~

monatliche Leistung 14 x jihrlich inklusive Ausgleichszulage und Kinderzuschuss, Quelle: Sozialministerium
monatliche Leistung 14 x jihrlich, ohne Mehrfachbezug, Daten fiir das Jahr 2013, Quelle: Einkommensbericht des Rechnungshofs

i
i

monatliche Leistung 12 x jéhrlich, Quelle: Sozialministerium
i
i

[ o i

monatliche Leistung 14 x jihrlich, Quelle: Hauptverband der dsterreichischen Sozialversicherungstréger

monatliche Leistung 12 x jGhrlich; es existiert keine geschlechtsspezifische Differenzierung der Einkommenshdhe, Quelle: Statistik
Austria

Keine Aufteilung der Bezieher/innenzahl und der Leistungshdhen nach Mdnnern und Frauen verfiigbar. Es wird geschdtzt, dass
10% der Bezieher/innen Mdnner sind und die durchschnittliche Leistung gleich hoch ist. Quelle: Statistik Austria/Sozialministerium:
ESSOSS-Datenbank Sozialausgaben

Quelle: Hauptverband der ésterreichischen Sozialversicherungstrdger

Quelle: Statistik Austria, Gesundheitsausgaben (System of Health Accounts, Tabelle 7 ,Personal expenditure on health by age and
gender in Austria“ fur das Jahr 2011). In eigenen Berechnungen werden die Daten von 2011 auf das Jahr 2015 hochgerechnet. Die
Ausgaben fiir das Pflegegeld sind bei dieser Darstellung in den Gesundheitsausgaben inkludiert.

Etwa drei Viertel der Sozialausgaben sind in dieser Aufstellung erfasst.

Gesamtbetrachtung Position bei ihnen deutlich geringere erwerbsbe-

Zusammenfassend lasst sich feststellen, dass die zogene Sozialtransfers zur Folge haben. Die hohere

geringere Einbindung von Frauen in das Erwerbsle- Lebenserwartung von Frauen flhrt hingegen zu ei-

ben und ihre im Durchschnitt schlechtere berufliche nem héheren Anteil bei den Gesundheits- und Pflege-
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leistungen. AuRerdem erhalten Frauen wegen dersehr 11.5 Wie die Sozialausgaben zwischen
niedrigen Karenzierungsquote der Manner einen iiber- den Altersgruppen verteilt sind
wiegenden Anteil am Kinderbetreuungsgeld.

Um sich mit der in der 6ffentlichen Debatte vielfach
Bei einer Gesamtbetrachtung der erwerbsbezogenen geduflerten Sorge auseinandersetzen zu konnen,
Sozialtransfers einerseits, und des Kinderbetreuungs- dass angesichts der Alterung unserer Gesellschaft
geldes und der Gesundheits- und Pflegeleistungen der Sozialstaat in seiner derzeitigen Form in Zukunft
andererseits lukrieren Manner trotz ihrer niedrigeren  nicht finanzierbar wéare, werden im Folgenden die
Gesamtzahl in etwa das gleiche Volumen an Sozial- Sozialausgaben auf Altersgruppen aufgeteilt. Dies
und Gesundheitsleistungen wie Frauen. Die Pro-Kopf- ermdglicht es, Szenarien Uber erwartbare Wirkungen
Leistung der Manner ist deshalb um 6% hoher als jene  der demografischen Entwicklung auf die zukiinftigen

der Frauen. wohlfahrtsstaatlichen Ausgaben zu erstellen.

Altersspezifische jahrliche Pro-Kopf-Sozialausgaben, 2015, in EUR

Funktionelle Verteilung der Sozialleistungen 0 - 14 Jahre 15 - 64 Jahre 65+ Jahre
Alter! - 460 26.280
Invaliditat? - 1.270 -
Hinterbliebene? 100 190 3.080
Gesundheit* 1.210 2.200 7.760
Arbeitsmarkt® - 1.050 -
Familie® 5.100 640 -
Sonstiges’ - 200 670
Pro-Kopf-Ausgaben gesamt 6.410 6.010 37.790
Ausgaben insgesamt, in Mrd. EUR 7,8 34,8 60,0

Quelle: Statistik Austria/Sozialministerium: ESSOSS Datenbank Sozialausgaben, Stand Juli 2016

1 Mit Ausnahme der vorzeitigen Alterspensionen werden alle Ausgaben der Funktion Alter der 65+ Gruppe zugeordnet.

2 Alle Aufwendungen der Funktion Invaliditdt werden den 15- bis 64-Jdhrigen zugeordnet.

° Aufteilung der Aufwendungen der Funktion Hinterbliebene auf Basis der Altersstruktur der Bezieherinnen von Hinterbliebenen-
pensionen in der gesetzlichen PV (2% bis 14 Jahre, 17% 15 bis 64 Jahre, 81% Uiber 65 Jahre)

Basis der eigenen Berechnungen fiir 2015 sind die altersspezifischen Daten des ,System of Health Accounts” 2011 von Statistik
Austria;

° Alle Ausgaben der Funktion Arbeitsmarkt werden den 15 bis 64-Jéhrigen zugeordnet.

¢ Das Kinderbetreuungsgeld, Wochengeld, drei Viertel der Stipendien und ein Drittel der Familienbeihilfe, des Kinderabsetzbe-
trages und des Unterhaltsvorschusses werden den (iber 15-Jdhrigen zugeordnet.

Jeweils die Hdlfte der sonstigen Leistungen werden den 15 bis 64-Jéhrigen und den (iber 65-Jéhrigen zugeordnet.

-~

Werden die Gesamtsozialausgaben durch die Bevolke-  Auf ein Kind bzw. eine/n Jugendliche/n entfallt ein
rungszahl dividiert, dann betragen die durchschnittli-  durchschnittlicher Betrag von jahrlich etwa 6.400 EUR,
chen Sozial- und Gesundheitsausgaben fiir eine Per- und auf eine Person im erwerbsfahigen Alter einer von
son in Osterreich im Jahr 2015 rund 11.800 EUR. 6.000 EUR. Die durchschnittlichen jahrlichen Gesund-
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heits- und Sozialausgaben fiir einen alteren Menschen
betragen 37.800 EUR. Die Adressatinnen/Adressaten
von Pensions-, Gesundheits- und Pflegeleistungen
sind iberwiegend altere Menschen.

Im Laufe ihres Lebens sind die meisten Personen eine
Zeit lang “Nettozahlende” (wenn sie erwerbstatig sind)
und in anderen Zeitphasen “Nettoempfangende” (als
Kinder und im Ruhestand).

Die durchschnittlichen Pro-Kopf-Ausgaben fiir eine
altere Person entsprechen etwa dem sechsfachen Be-
trag, der fiir eine Person unter 65 Jahren aufgewendet
wird. Bei dieser Betrachtung werden jedoch nur die
Ausgaben im Sozialbereich, nicht jedoch andere wohl-
fahrtsstaatliche Leistungen wie z.B. die Aufwendungen
im Bildungs- und Hochschulbereich bertcksichtigt.

Bedeuten nun diese hohen Unterschiede der Pro-
Kopf-Leistungen zwischen den Altersgruppen und die
zunehmende Zahl der alteren Menschen eine Gefdhr-
dung des Sozialstaats oder hat die Politik bereits MaRk-
nahmen gesetzt, um diesen demografischen Heraus-

forderungen zu begegnen?

Altersstruktur der Bevolkerung, 1995-2030

11.6 Wie wirken sich Demografie, die
wirtschaftliche Entwicklung und
politische MaBnahmen auf den
Sozialstaat aus

Demografie

Mehr altere Menschen und ein héherer Anteil alterer
Menschen an der Gesamtbevolkerung stellen zweifel-
los eine finanzielle Belastung da. Wie im vorigen Ab-
schnitt erwahnt, wird fiir eine Uber 65-jahrige Person
im Durchschnitt der sechsfache Betrag an Sozial- und
Gesundheitsleistungen wie flr eine unter 65-jahrige
Person ausgegeben.

Die Alterung der Gesellschaft wird nicht nur die Zukunft
pragen, sie war auch schon in den letzten Jahrzehnten
spurbar. Die Zahl der uber 65-Jahrigen ist in den letz-
ten 20 Jahren um fast 400.000 angestiegen. Der Anteil
alterer Menschen an der Gesamtbevélkerung hat sich
von 15% auf 18% erhoht.

Nach gangiger Meinung hatte dies die Sozialquote (An-
teil der Sozialausgaben am BIP) deutlich in die Hohe
treiben missen. Bis zum Ausbruch der Weltfinanzkrise
war aber das Gegenteil der Fall. Trotz dieser demogra-
fischen Entwicklung ist die Sozialquote von 28,9% im
Jahr 1995 auf 27,8% im Jahr 2008 gesunken.

Prognose: Veranderung

1995 2015 Prognose 2030 von 2015-2030
in Mio. Anteil in Mio. Anteil in Mio. Anteil in Tausend in%
0-14 Jahre 1,42 18% 1,23 15% 1,35 15% 120 +11,0%
15 - 64 Jahre 5,33 67% 5,82 67% 5,78 62% -40 -1%
65+ 1,20 15% 1,59 18% 2,18 23% 590 +37,0%
Insgesamt 7,95 100% 8,64 100% 9,31 100% 670 +8,0%

Quelle: Statistik Austria, Stand Juni 2016
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Die Alterung ist zwar ein wichtiger Faktor, mindes-
tens ebenso wichtig ist es aber, wie die Politik darauf
reagiert hat.

Politische MaBnahmen

In den ersten flinf Jahrzehnten der Zweiten Republik
zielten sozialstaatliche Reformen vor allem auf Leis-
tungsverbesserungen ab. Von der jahrlichen wirt-
schaftlichen Wertschopfung wurde ein stetig stei-
gender Anteil in die Sozial- und Gesundheitssysteme
umverteilt. Der Hohepunkt wurde Mitte der 90-iger
Jahre erreicht. Bis dahin stiegen die realen Pro-Kopf-
Sozialleistungen jahrlich etwa zwischen 2% und 3%.
Von 1995 bis 2000 reduzierte sich dieser jahrliche An-
stieg auf 1,8% und verringerte sich weiter auf 1,3% im
Zeitraum 2000 bis 2008. Von 1995 bis 2008 konnten die

Kosten dampfenden Sozialreformen den demogra-

Entwicklung der Pro-Kopf-Sozialausgaben

fisch bedingten Mehrbedarf mehr als kompensieren,
was in einem Rulckgang der Sozialquote seinen Aus-
druck gefunden hat.

Der Anstieg der Sozialquote von 27,8% im Jahr 2008
auf 29,8% im Jahr 2010 war ausschlief3lich eine Folge
der Weltfinanzkrise 2008/09, welche eine wirtschaftli-
che Rezession und eine rasant ansteigende Zahl von
arbeitslosen Menschen mit sich brachte.

Ab 2010 wurden in verschiedenen Bereichen des
Wohlfahrtsstaats noch intensivere Kosten dampfen-
de MalRnahmen gesetzt. Von 2010 bis 2015 betrug das
jahrliche reale Wachstum der Pro-Kopf-Ausgaben im
Durchschnitt, inklusive der demografisch bedingten
Mehrkosten, nur mehr 0,5%.

Jahr Reale jahrliche Veranderung der Pro-Kopf-Sozialausgaben in %
1995-2000 1,8
2000-2008 1,3
2008-2010 2,7
2010-2015 0,5

Quelle: Statistik Austria/Sozialministerium: ESSOSS-Datenbank Sozialausgaben; eigene Berechnungen, Stand Juli 2016

Von den Kosten dampfenden Malinahmen waren die
Altersgruppen unterschiedlich betroffen. Geht man
von den Pro-Kopf-Leistungen aus, so gab es bei den
Sozialausgaben fir Kinder und Jugendliche (iberpro-
portionale Anstiege: v.a. wegen des starken Ausbaus
der Kinderbetreuungseinrichtungen. Fir Personen
im Erwerbsalter waren unterdurchschnittliche An-
stiege zu verzeichnen: v.a. wegen der restriktiveren
Praxis bei Invaliditatsleistungen und vorzeitigen Alter-
spensionen. Die Ausgabenentwicklung der Pro-Kopf-
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Leistungen fur die alteren Bevolkerungsgruppen lag
geringfligig unter den generellen Pro-Kopf-Ausgabe-
nentwicklungen flr die Gesamtbevdlkerung. Einer-
seits reduzierten die sehr moderaten jahrlichen Pensi-
onsanpassungen die Pro-Kopf-Ausgabensteigerungen
bei den alteren Menschen, andererseits ist auch eine
gegenteilige Entwicklung aufgrund des starken Aus-
baus der mobilen und stationadren Pflegebetreuungs-
einrichtungen beobachtbar.
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Nomineller Anstieg der Sozialausgaben und der Pro-Kopf-Sozialausgaben von 1995-2015

nach Altersgruppen, in %

0-14 15-64 65+ alle Altersgruppen
Sozialausgaben insgesamt 68 65 129 929
Pro-Kopf-Sozialausgaben 93 64 73 77

Quelle: Statistik Austria/Sozialministerium: ESSOSS-Datenbank Sozialausgaben, Stand Juli 2016; eigene Berechnungen

Wirtschaftliche Entwicklung

Werden dieAlterung der Gesellschaftund die die Sozial-
leistungen beeinflussenden politischen MaRnahmen
ausgeblendet, d.h. wird nur isoliert der Zusammen-
hang von wirtschaftlicher Entwicklung und Sozialquo-
te beobachtet, dann ist die Sozialquote einerseits von
der langerfristigen Entwicklung des BIP-Wachstums
und andererseits von den kurzfristigen Konjunktur-
schwankungen abhangig.

Der Riickgang der Sozialquote von 1995 bis 2008 ist
neben den politischen Malinahmen (deutliche Reduk-
tion des Wachstums der Pro-Kopf-Sozialausgaben)
zweifellos auch auf die insgesamt hohen BIP-Wachs-
tumsraten in diesem Zeitraum zurtickzuftihren. In die-
ser Periode lag das durchschnittliche reale jahrliche
Wirtschaftswachstum bei Gber 2%.

Die weltweiten Finanzspekulationen flihrten 2009 in
Osterreich zu einem Riickgang der Wirtschaftsleistung
um fast 4%. Gleichzeitig mussten einige Sozialsysteme
die Krisenlasten mit voller Wucht auffangen. Von 2008
bis 2009 stieg die Sozialquote von 27,8% auf 29,8%.
Dieser Anstieg innerhalb eines Jahres ist hoher als
die Alterung der Gesellschaft innerhalb der nachsten
20 Jahren bewirken wird.

Bemerkenswert fiir die Zeit nach der Krise sind die bis
heute anhaltenden negativen Folgen fiir die Wirtschaft.
Von 2010 bis 2015 lag das durchschnittliche reale jahr-
liche Wirtschaftswachstum mit 1,2% deutlich unter

den Werten der Vorkrisenzeit. Obwohl das Ausgaben-
wachstum der Pro-Kopf-Sozialausgaben seit 2010 auf
jahrlich 0,5% gesenkt wurde, bewirken die demografi-
sche Entwicklung und das niedrige Wirtschaftswachs-
tum einen Anstieg der Sozialquote von 29,8% im Jahr
2010 auf 30,2% im Jahr 2015.

Unser Sozialsystem wirkt antizyklisch auf die kurz-
fristigen Konjunkturschwankungen. In Phasen ab-
nehmenden Wirtschaftswachstums wird der Bedarf
fur das Sozialsystem grofter und damit erhoht sich
die Sozialquote, wahrend in Perioden eines starkeren
BIP-Anstiegs die Anforderungen an den Sozialstaat
geringer werden, was die Sozialquote senkt. Diese
Schwankungen der Sozialquote veranschaulichen,
dass die Sozialausgaben neben ihrer armutsvermei-
denden Funktion auch eine positive wirtschaftspoli-
tische Rolle als ,automatische Stabilisatoren® inne-
haben: In Krisenzeiten dampfen sie den Verlust der
Kaufkraft der Bevolkerung und schaffen dadurch giins-
tigere Voraussetzungen fiir die Wiederbelebung der
Wirtschaft, wahrend bei hoherem Wirtschaftswachs-
tum die Sozialquote wieder abnimmt, sofern keine
leistungssteigernden politischen Reformen gesetzt
werden.

Die Konjunkturzyklen zwischen 1995 und 2015 spie-

geln sich zum Teil im kurzfristigen Auf und Ab der
Sozialquoten wider.
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11.7 Szenario 2030: Ist die Alterung
eine Gefahr?

Um ein Szenario Gber die Entwicklung der Sozialausga-
ben und der Sozialquote erstellen zu kdnnen, sind An-
nahmen a) zur zukiinftigen Bevolkerungsentwicklung,
b) zum Wirtschaftswachstum und c) zu den zukinfti-
gen politischen MaRnahmen zu treffen.

Bei der Bevolkerungsentwicklung wird von der mitt-
leren Variante der Bevolkerungsprognose von Statis-
tik Austria ausgegangen (siehe Tabelle Altersstruktur
der Bevolkerung, 1995-2030). Bis 2030 soll die Ge-
samtbevélkerung mit 9,31 Mio. Personen um fast
700.000 mehr sein als heute, die Zahl der bis 15-Jahri-
gen soll um mehr als 100.000 und die der tGber 65-Jah-
rigen um fast 600.000 zunehmen, wahrend die Per-

Szenarios zur Sozialquote 2030

Sozialausgaben steigen
(zusatzlich zum demografie-
bedingten Mehraufwand) durch-
schnittlich um real 0,5% pro Jahr

durchschnittliches
langfristiges
jahrliches reales
BIP-Wachstum 1,2%

sonen im Erwerbsalter geringfligig weniger werden
sollen.

Beim Wirtschaftswachstum wird im Vergleich mit der
Vergangenheit von deutlich geringeren zukinftigen
Wachstumsraten ausgegangen. EU-Prognosen halten
1,5% im langjahrigen Durchschnitt fur realistisch. Im
folgenden Szenario werden drei Annahmen gegen-
Ubergestellt: jahrliche Wachstumsraten von 1,2%, 1,5%
und 1,8%.

Bei den politischen MaRnahmen wird unterstellt, dass
der zukiinftige demografische Mehrbedarf durch die
offentlichen Sozial- und Gesundheitssysteme abge-
deckt wird und dass zusatzlich die Pro-Kopf-Sozialleis-
tungen einen jahrlichen realen Anstieg von 0,5% ahn-
lich wie seit 2010 haben werden.

durchschnittliches
langfristiges
jahrliches reales
BIP-Wachstum 1,8%

durchschnittliches
langfristiges
jahrliches reales
BIP-Wachstum 1,5%

Sozialquote im Jahr 2030 33,4

31,9 30,5

Quelle: Sozialministerium, eigene Berechnungen

Wie wird das Szenario berechnet?

Das BIP von 2015 wird mit 100 gleichgesetzt, somit
betragen die Sozialausgaben im Jahr 2015 30,2. Ein
BIP-Wachstum um z.B. jahrlich 1,5% ergibt bis 2030 ein
BIP von 125.

Um die demografisch bedingten Mehrkosten zu er-
rechnen, werden die jeweiligen altersspezifischen
Pro-Kopf-Ausgaben von heute mit den Bevolkerungs-
zahlen der fiir 2030 prognostizierten Altersgruppen
multipliziert. Die Sozialleistungen wirden dadurch
von 30,2 auf 37,0 ansteigen.
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Die Annahme, dass zusatzlich zu den rein demogra-
fisch bedingten Mehrkosten auch ein jahrlicher Anstieg
aller Pro-Kopf-Leistungen erfolgen soll, erhoht die So-
zialausgaben von 37,0 auf 39,9. Die Sozialausgaben von
2030 (39,9) geteilt durch das BIP 2030 (125) ergibt fiir
2030 eine Sozialquote von 31,9%.

Esist davon auszugehen, dass die BIP-Entwicklung auf
langere Sicht - auch trotz zu erwartender Riickgange
der Wachstumsraten - deutlich tGber den demogra-
fisch bedingten jahrlichen Zusatzkosten fiir die Sozial-

systeme liegen werden.
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Wird die Entwicklung des letzten Jahrzehnts fortge-
schrieben, wird also angenommen, dass neben der Ab-
deckung der demografiebedingten Mehrausgaben die
anderen Sozialausgaben um einiges geringer als das
BIP steigen werden, so wird sich die Sozialquote bis
2030 nur in einem geringen Ausmalf’ erhéhen. Steigt
das reale BIP in den nachsten Jahrzehnten jahrlich um
durchschnittlich 1,5%, dann wird die Sozialquote trotz
des erheblichen demografiebedingten Mehraufwands
innerhalb von 15 Jahren in einem geringeren Ausmalf}
ansteigen, als dies innerhalb nur eines Jahres 2009 zur
Bekampfung der Krisenfolgen geschehen ist. Steigt bei
einer optimistischeren Annahme die wirtschaftliche
Wertschopfung um real 1,8% pro Jahr, dann wird die
Sozialquote in 15 Jahren kaum hoher sein als heute.

Diese Szenarien stehen im Widerspruch zur oft vorge-
brachten Skepsis, dass die Alterung der Gesellschaft
die Finanzierung des Wohlfahrtsstaates vor kaum l6s-
bare Probleme stelle. Die pessimistischen Befunde
stlitzen sich nur auf demografische GroRen. Sie lassen
aber die zu erwartende wirtschaftliche Entwicklung
auller Acht, auch wenn diese gedampfter als in den
letzten Jahrzehnten ausfallen sollte. Vor allem wird
oft nicht beachtet, dass sich das Sozialsystem schon
seit einiger Zeit mit Reformen wirksam auf die demo-
grafischen Veranderungen eingestellt hat. Das reale
Wachstum der Pro-Kopf-Sozialausgaben ist schon seit
einiger Zeit deutlich gedrosselt worden.

11.8 Welche Bedeutung haben die
Sozialausgaben in den anderen
EU-Staaten?

Die sozialen Unterschiede in Europa vergroRern sich
Ein Ziel der EU ist die Starkung des sozialen Zusam-
menhalts, die krassen 6konomischen und sozialen
Unterschiede zwischen den Staaten sollen verringert
werden. Die Sozialquoten sind ein Hinweis fiir den

sozialen Zusammenhalt, indem sie zum Ausdruck brin-
gen, wie weit eine Gesellschaft bereit ist, Personen
bzw. Haushalten mit keinem oder unzureichendem Er-
werbseinkommen zu unterstitzen.

Das zuletzt verfligbare Jahr fiir einen Vergleich der
Sozialausgaben aller EU-Staaten ist 2013. Die Sozial-
quoten der EU 27-Staaten lagen zwischen 14,6% (Lett-
land) und 33,9% (Frankreich). Osterreich befand sich
mit 29,8% im oberen Mittelfeld. Hohere Sozialquoten
als Osterreich weisen z.B. Frankreich, Ddnemark, die
Niederlande und Finnland mit Sozialquoten tber 30%
auf. Die niedrigsten Werte (unter 20%) haben u.a. die
baltischen Staaten, Bulgarien und Rumanien. Reichere
Lander sind bereit, nicht nur in absoluten Werten son-
dern auch anteilsmaRig (gemessen an der jeweiligen
Wirtschaftsleistung) wesentlich mehr flir die Abde-
ckung der sozialen Risiken auszugeben.

Die Unterschiede haben sich seit 2000 vergroéfert. In
den meisten reicheren EU-Landern gab es starkere An-
stiege der Sozialquoten als in den armeren EU-Staaten.
Die Krisenfolgen wurden in den reicheren EU-Staaten
in einem nicht unwesentlichem Ausmal durch sozi-
alstaatliche Maflnahmen ausgeglichen. Dies ist der
wesentliche Grund fur den Anstieg der Sozialquote in
diesem Zeitraum. In den von Krisen stark betroffenen
armeren EU-Staaten (u.a. baltische Lander) bekam
die Bevolkerung durch drastische Sozialkirzungen
die Krisenfolgen direkt zu spiiren. Andere neue Mit-
gliedsstaaten wiederum, die von der Weltfinanzkrise
kaum betroffen waren und Uberdurchschnittliche
BIP-Wachstumsraten (z.B. Polen, Slowakei) erzielten,
nutzten diesen Zuwachs an 6konomischen Ressour-
cen aber nicht, um verstarkt in den Ausbau sozial-
staatlicher Strukturen zu investieren. Die Sozialquoten
dieser beiden Lander haben sich von 2000 bis 2013 ver-

ringert.
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Sozialschutzausgaben in % des BIP, 2013

Anstieg der Sozialquote

Sozialquote in Prozentpunkten
von 2000 bis 2013
Sozialquote liber 30%
Frankreich 33,9 51
Danemark 33,0 49
Niederlande 31,2 6,8
Finnland 31,1 6,8
Belgien 30,1 5,2
Sozialquote zwischen 25% und 30%
Schweden 30,0 1,7
Italien 29,8 6,0
Osterreich 29,8 1,8
Deutschland 29,0 0,3
Vereinigtes Konigreich 28,1 3,0
Portugal 27,6 6,9
Griechenland 26,7 8,6
Spanien 25,8 6,3
Sozialquote zwischen 20% und 25%
Slowenien 24,9 1,2
Zypern 24,2 10,5
Luxemburg 23,2 4,6
Irland 22,0 9,3
Kroatien 22,0
Ungarn 20,9 1,3
Tschechien 20,2 2,2
Sozialquote unter 20%
Polen 19,4 -0,2
Malta 18,8 2,2
Slowakei 18,3 -0,8
Bulgarien 17,6
Litauen 15,3 -0,4
Rumanien 14,9 1,9
Estland 14,8 1,0
Lettland 14,6 -0,8

Quelle, EUROSTAT-Datenbank, Stand November 2016

Anm.: Bei den Ldndern Ddnemark, Griechenland, Spanien, Italien und beim Vereinigten Kénigreich handelt es sich um vorldufige Daten.

176



11. SOZIALAUSGABEN IN OSTERREICH

Jahrliche Sozialschutzausgaben pro Kopf der Bevdlkerung in Kaufkraftstandards?, 2013

Land 2013, in EUR Anstieigns;:t 2003 Ansti;-.\ng :leji; 2003

Luxemburg 14.700 31 3.500
Niederlande 10.700 41 3.100
Danemark 10.700 42 3.100
Osterreich 10.300 25 2.100
Frankreich 10.100 32 2.400
Deutschland 9.800 33 2.400
Schweden 9.600 20 1.600
Belgien 9.400 36 2.500
Finnland 9.300 59 3.400
Vereinigtes Kénigreich 7.800 17 1.100
Italien 7.700 35 2.000
Irland 6.900 44 2.100
Griechenland 6.200 38 1.700
Spanien 6.000 40 1.700
Portugal 5.600 54 2.000
Slowenien 5.200 28 1.100
Zypern 5.000 50 1.700
Tschechien 4.700 46 1.500
Malta 4.100 41 1.200
Ungarn 3.900 35 1.000
Slowakei 3.900 T4 1.700
Polen 3.400 59 1.300
Kroatien 3.400 -

Litauen 3.100 112 1.600
Estland 3.000 105 1.500
Lettland 2.500 92 1.200
Bulgarien 2.300 91 1.100
Rumanien 2.200 155 1.300

Quelle: EUROSTAT; Stand Mai 2016

I Kaufkraftstandards (KKS): eine von Landeswdhrungen unabhdngige Einheit, die Verzerrungen auf Grund von Unterschieden im
Preisniveau ausschaltet. Die KKS-Werte werden an Hand von Kaufkraftparitéten (KKP) ermittelt, die als gewogener Durchschnitt
der Preisrelationen eines homogenen Korbes von Waren und Dienstleistungen berechnet werden, der fir alle Mitgliedsstaaten
vergleichbar und reprdsentativ ist.
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Eine andere Mdglichkeit des Landervergleichs ist es,
die Hohe der Sozialleistungen zu betrachten, die im
Durchschnitt jeder Personin einem Land zur Verfligung
stehen. Die Zahlen in der vorangehenden Tabelle sind
kaufkraftbereinigt, d.h. die Zahlen werden mit den

unterschiedlichen Preisniveaus bereinigt.

Hier werden die Unterschiede zwischen armeren und
reicheren Regionen noch deutlicher sichtbar. In Bul-
garien, Rumanien und den baltischen Landern stehen
jeder Person ca. ein Viertel an Sozialleistungen im
Vergleich mit Deutschland, Frankreich, Niederlanden,
Danemark, Schweden oder Osterreich zur Verfiigung.
In Polen, Ungarn, Slowakei oder Tschechien erhalten
Personen im Durchschnitt ca. ein Drittel bis die Halfte
der Leistungen, die in den reicheren Nachbarandern

gewahrt werden.

Zwar haben die Pro-Kopf-Sozialleistungen in den
meisten armeren EU-Staaten prozentuell starker zu-
genommen als in den anderen EU-Staaten, in Absolut-
betragen sind die Unterschiede aber noch grofer ge-
worden.

Osterreich gehért zu den EU-Landern mit dem gerings-

ten prozentuellen Anstieg bei den Sozialausgaben zwi-
schen 2003 und 2013.
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12. LEBENSBEDINGUNGEN, ARMUT
UND EINKOMMEN IN OSTERREICH

Einleitung

Der vorliegende Beitrag beleuchtet die Verteilung der
Haushaltseinkommen und die Lebensbedingungen
von Menschen in Privathaushalten in Osterreich. Ziel
ist zu zeigen, wie sich individuelle Lebensbedingun-
gen malgeblich durch Unterschiede in der Hohe der
verfiigbaren Haushaltseinkommen erklaren lassen.
Analysebereiche sind Erwerbsarbeit, Bildung, Gesund-
heit, Wohnen, Verschuldung, Ausstattung der Haus-
halte und finanzielle Situation, soziale und kulturelle
Teilhabe bzw. Freizeitverhalten. Sowohl objektive
Gegebenheiten wie zum Beispiel Bildungsabschlisse
oder Merkmale der Erwerbsarbeit als auch subjektive
Beurteilungen wie Zufriedenheit, Wahrnehmung der
Sozialkontakte, Einschatzung der eigenen Gesundheit
usw. werden gemeinsam analysiert, tragen sie doch in
Summe zur Lebensqualitat bei.

Die angesprochene Thematik spielt in der Strategie
~Europa 2020“ eine gewichtige Rolle, deren Ziel eine
Verbesserung der Lebenschancen der Bevolkerung in
Europa durch eine Reduktion der Zahl von Menschen
in sozialen Gefédhrdungslagen ist. Anhand europaisch
verbindlicher Indikatoren der ,Armuts- oder Ausgren-
zungsgefahrdung®, die im vorliegenden Beitrag darge-
stellt werden, wird kontinuierlich evaluiert, ob es hin-
sichtlich dieses Ziels Fortschritte gibt.

Zunachst wird die wichtigste Datengrundlage fir die
hier prasentierten Analysen vorgestellt - die Erhebung
EU-SILC.”" Daran anschlieBend wird erklart, wie Haus-
haltseinkommen erfasst und wie sie fiir verschiedene
Haushaltstypen vergleichbar gemacht werden. Fiir die
weiteren Auswertungen wird eine vereinfachte Ein-
teilung in drei Einkommensgruppen vorgenommen:
Bevolkerungsgruppen mit ,niedrigem®, ,mittlerem®
und ,hohem® Haushaltseinkommen werden relativ
zur Gesamtverteilung unterschieden.”® Gleichzeitig
entspricht die niedrige Einkommensgruppe der Grup-
pe der Armutsgefahrdeten (Europa 2020-Indikator).
Nach der Analyse der Verteilung des Haushaltseinkom-
mens und zentraler sozialer Risiken, wie sie die Europa
2020-Sozialzielgruppe definiert, wird deren Zusam-
menhang mit den eingangs erwahnten Bereichen der
Lebensbedingungen einzeln nachgezeichnet. Damit
wird der heurige Analyseschwerpunkt des Sozialbe-
richts zu Verteilungsfragen um den Zusammenhang
der Verteilung des Haushaltseinkommens mit wichti-
gen Dimensionen des Lebensstandards erganzt.

7 Nicht alle in der Analyse verwendeten Daten werden auch in Grafiken dargestellt. Wo nicht anders angegeben, ist die Daten-

grundlage dennoch die Erhebung EU-SILC.

s Diese Gliederung wurde bereits in friiheren Berichten etabliert (vgl. Lamei et al. 2014a, 2014b), zur Definition siehe Abschnitt 12.1,

Tabelle 1.
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12.1 Der Zusammenhang von
Haushaltseinkommen und
Lebensbedingungen

Wie wird der Lebensstandard gemessen?

Die zentrale Datengrundlage zur ,Verteilung von Haus-
haltseinkommen und Lebensbedingungen® in Oster-
reich bildet EU-SILC (European Community Statistics
on Income and Living Conditions) - eine jahrliche, eu-
ropaweite Erhebung in Privathaushalten.” Erstmals
2003 in Osterreich durchgefiihrt, wird EU-SILC seit
2004 als vierjahriges Rotationspanel erhoben, d.h.
Daten zu Haushalten und ihren Mitgliedern liegen je-
weils vier Jahre in Folge vor. Die rechtliche Basis bilden
EU-Verordnungen und eine Verordnung des Bundes-
ministeriums fir Arbeit, Soziales und Konsumenten-
schutz, das seit 2008 die Erhebung von Statistik Aus-
tria voll finanziert.

Die so gewonnenen Daten bilden eine wichtige
Grundlage fiir die europdische Sozialstatistik sowie
fur die Fortschrittsmessung des erwahnten Europa
2020-Sozialzieles. Neben diesen kontinuierlich ver-
wendeten Indikatoren wurde in EU-SILC 2015 ein zu-
satzlicher Erhebungsschwerpunkt auf soziale und
kulturelle Teilhabe und im Zusammenhang damit die
Nichtleistbarkeit von bestimmten Gltern oder Bedrf-
nissen fiir den Haushalt gelegt.

Einzigartig fiir Datenquellen zur wissenschaftlichen
Analyse von Haushaltseinkommen in Osterreich wer-
den in EU-SILC seit 2012 zu einem GroRteil Verwal-
tungsdaten fiir die Berechnung der Haushaltseinkom-
men verwendet.®?® Im vorliegenden Bericht werden
Ergebnisse mit Schwerpunkt auf das Erhebungsjahr
2015 und, wo sinnvoll, auch Zeitvergleiche ab 2008 -
dem Referenzjahr fur die Europa 2020-Strategie - pra-
sentiert.

Wie werden Haushaltseinkommen erfasst und was
bilden sie ab?

Um das Haushaltseinkommen korrekt zu erfassen,
wird das gesamte Einkommen berticksichtigt, das den
Mitgliedern eines Haushaltes innerhalb eines Jahres
zur Verfugung steht, d.h. Einkommen aus Erwerbs-
arbeit (unselbstandige und selbstandige Arbeit), Pen-
sionsleistungen (Alterspension, Unfallrenten und Er-
werbsunfahigkeitspensionen), Sozialleistungen (etwa
bei Arbeitslosigkeit oder fir Familien), Kapitalein-
kommen und erhaltene private Transferzahlungen
werden summiert. Geleistete Unterhaltszahlungen
und sonstige private Transferzahlungen werden vom
Gesamteinkommen abgezogen. Bestimmte Einkom-
menskomponenten wie z.B. Kapitalertrage sind in Ein-
kommenserhebungen schwer erfassbar. Die Unterer-
fassung von Kapitaleinkommen hat eine (auch durch
die Gewichtung nur unzureichend ausgleichbare)
Unterschatzungvon sehr hohen Einkommen zur Folge.®

™ Furweitere Infos zu EU-SILC siehe http://www.statistik.at/silcinfo, zur Erhebung im Jahr 2015 Statistik Austria 2016a und b. Alle
dargestellten Ergebnisse gelten fiir Personen in Privathaushalten. Anstaltshaushalte sind nicht Teil der Stichprobe von EU SILC,
somit werden Lebenslagen von Menschen in Alten-, Pflege- oder Kinderheimen wie auch Asylwerbende oder Wohnungslose nicht
erfasst. Andere Bevélkerungsgruppen wie Personen ausléndischer Herkunft, Kranke oder Mindestsicherungsbeziehende sind
aus Griinden schwerer Erreichbarkeit (Sprachbarrieren, Nichtbefragbarkeit/-auffindbarkeit, Scham etc.,) tendenziell untererfasst,
was jedoch in der Hochrechnung berticksichtigt und weitgehend ausgeglichen wird.

8 Davor waren ausschlielllich Befragungsdaten zur Einkommensmessung verflgbar. Fiir Zeitvergleiche steht durch eine Riick-
rechnung auch eine weitgehend harmonisierte Zeitreihe ab der Welle EU-SILC 2008 zur Verfiigung (siehe Statistik Austria 2014),
die das kontinuierliche Monitoring des Europa 2020-Sozialziels ermdglicht.

81 Berticksichtigt werden definitionsgemdls monetdre Sozialtransfers, aber nicht Sachleistungen der éffentlichen Hand.
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Wo vorhanden, werden die einzelnen Einkommens-
bestandteile auf Einzelfallebene aus Erhebungsdaten
vollstandig anonymisiert mit Verwaltungsdatenquel-
len verknlpft (z.B. flir Unselbstandigeneinkommen
und Pensionen aus den Daten der Lohnsteuer). Wo
dies nicht moglich ist - etwa bei Selbstandigenein-
kommen, Sozialleistungen der Lander und Gemeinden
oder privaten Unterhaltszahlungen - werden sie direkt
erfragt (vgl. Statistik Austria 2016, UNECE 2011). Er-
hoben werden in EU-SILC sowohl die Brutto- als auch
die Nettoeinkommen. Fur die vorliegenden Analysen
wird immer das Nettoeinkommen herangezogen.

Der Einkommensbezugszeitraum ist in EU-SILC jeweils
das Vorjahr der Erhebung, also fiir EU-SILC 2015 das
Jahr 2014. Das Vorjahreseinkommen wird somit stell-
vertretend fiir den aktuellen Lebensstandard herange-
zogen, die Angaben zur Haushaltszusammensetzung
und die Lebenssituation werden im Gegensatz dazu
auf den Erhebungszeitpunkt bezogen.

Wie kann man Haushaltseinkommen vergleichen?

Um die Vergleichbarkeit des Einkommens bei ver-
schiedenen Haushaltszusammensetzungen zu ge-
wabhrleisten, wird mittels einer Gewichtung das so
genannte ,,Aquivalenzeinkommen® berechnet, das als
ein ,bedarfsgewichtetes“ verflighares Haushaltsein-
kommen vorstellbar ist. Die fiir die Gewichtung her-
angezogene EU-Skala basiert auf der Logik, dass fur
jeden Haushalt ein Grundbedarf angenommen wird,
wobei eine alleinlebende erwachsene Person als Re-
ferenz (= Konsumagquivalent mit dem Wert 1) betrach-
tet wird. Jede weitere erwachsene Person bzw. Kinder
ab 14 Jahren erhalten ein Gewicht von 0,5 und Kinder
unter 14 Jahren ein Gewicht von 0,3. Ein Haushalt mit

zwei Erwachsenen und zwei Kindern bekommt somit
beispielsweise einen Gewichtungsfaktor von 2,1 - das
heillt, er braucht das 2,1-fache Haushaltseinkom-
men eines/einer Alleinlebenden, um den gleichen
Lebensstandard zu erreichen. Das verfligbare Haus-
haltseinkommen wird dann durch die Summe der
einzelnen Konsumaquivalente (= Gewicht) des Haus-
halts dividiert und kann daher auch als verfugbares
Pro-Kopf-Haushaltseinkommen (oder Aquivalenzein-
kommen) bezeichnet werden. Fiir Analysen Uiber den
Lebensstandard der 8,48 Mio. Menschen in Osterreich,
die in 3,81 Mio. Privathaushalten leben, wird dieses
nach Haushaltsgrofle und -zusammensetzung ver-
gleichbare Einkommen herangezogen.

Welche Einkommensgruppen lassen sich aus der

Einkommensverteilung ableiten?

Im Folgenden werden aus Griinden der Vereinfachung

fir die Analyse drei Einkommensgruppen verwendet

(siehe Tabelle 1). Diese bemessen sich am mittleren

Aquivalenzeinkommen der Bevélkerung, d.h. an jenem

Wert, der die gesamte Einkommensverteilung in zwei

gleich groflbe Halften teilt (= Median). 2015 waren das

fir einen Einpersonenhaushalt 23.260 EUR pro Jahr:

= ,Niedrige“ Einkommen bezeichnen Einkommen un-
ter 60% des Medians des Aquivalenzeinkommens
bzw. unter der so genannten ,Armutsgefahrdungs-
schwelle“®?, Damit ist diese Gruppe definitionsgemalk
ident mit der Europa 2020-Sozialzielgruppe Armuts-
gefahrdeter.

= ,Mittlere“ Einkommen liegen im Bereich von 60% bis
unter 180% des Medians des Aquivalenzeinkommens.

= ,Hohe“ Einkommen meinen Einkommen von 180%
des Medians des Aquivalenzeinkommens und da-
ruber.

82 Diese betrdgt 13.956 EUR pro Jahr. Auf Grund der Logik von Aquivalenzeinkommen ergeben sich jedoch je nach Haushaltstyp
(Haushaltsgrélse bzw. Gewichtungsfaktor) unterschiedliche Absolutbetréige fiir die Armutsgefdhrdungsschwelle: Im Vergleich zu
einem Einpersonenhaushalt ist die Armutsgefdhrdungsschwelle zum Beispiel fiir einen Haushalt mit zwei Erwachsenen und zwei
Kindern (Gewichtungsfaktor nach EU-Skala von 2,1) mit 2.442 EUR monatlich dementsprechend hoher.
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Die Eurobetrage der jeweiligen Grenzen fiir die drei men®) bzw. wurden daraus abgeleitet: So wurde die

Einkommensgruppen sind in Tabelle 1 dargestellt. Die  dreifache Armutsgefahrdungsschwelle als Mindestwert
Festlegung der Gruppen erfolgte v.a.im Hinblick aufdie  flir ,hohe Einkommen“ bzw. Werte tber der Armuts-
einfache Vergleichbarkeit mit der Armutsgefahrdung gefdhrdungsschwelle und niedriger als das dreifache
nach EU-Definition (entspricht ,niedrigem Einkom- davon fiir ,mittlere“ Einkommen herangezogen.

Tabelle 1: Definition der verwendeten Einkommensgruppen

niedrig mittel hoch

Anteil am Median-Aquivalenzeinkommen <60% 60% bis < 180% >=180%
Einkommensgrenze in EUR <13.956 13.956 bis <41.868 41.868 +
jahrl. Medianeinkommen in EUR 11.089 23.908 51.209
Anteil am Aquivalenzeinkommen (in %)

Sozialleistungen (ohne Pensionen) 38,2 12,9 3,1

Sozialleistungen und Pensionen 55,6 32,9 18,1
GroRe relativ (in %) 13,9 77,3 8,8
GroRe absolut (in 1.000 Personen) 1.178 6.550 748

Quelle: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2015.

Wichtig hierbei zu erwahnen ist, dass die derart fest-
gelegten Einkommensgruppen nicht gleich grof3 sind.
Uber ein niedriges dquivalisiertes Haushaltseinkom-
men verfligen demnach 1,18 Mio. Personen (13,9%)
und gelten somit laut EU-SILC 2015 der Definition nach
als armutsgefahrdet. Mittlere Einkommen umfassen
rund 6,55 Mio. Personen oder 77,3% der gesamten Be-
volkerungin Privathaushalten - diese Definition erhebt
jedoch nichtden Anspruch, das soziologische und poli-
tische Konzept der ,Mittelschicht“ abzubilden.® Rund
748.000 Personen (8,8%) verfugen schlief3lich liber ein
hohes Einkommen. Im Mittel (Median) steht Personen
mit niedrigen Einkommen ein Jahreseinkommen von
11.089 EUR, jenen der mittleren Einkommensgruppe
ein Jahreseinkommen von 23.908 EUR und Personen

der hohen Einkommensgruppe eines von 51.209 EUR

zur Verfligung.

Fur die Lage der Personen mit niedrigem Einkom-
men gilt die ,,Armutsgefahrdungsliicke“® als weitere
wichtige Kennzahl zur Beschreibung der Intensitat
der Armutsgefahrdung. Sie beschreibt die GroRe der
Abweichung der mittleren Einkommen der Armutsge-
fahrdeten von der Armutsgefahrdungsschwelle. Laut
EU-SILC 2015 belauft sie sich auf 20,5%. Das bedeutet,
dass das Aquivalenzeinkommen der 1.178.000 armuts-
gefahrdeten Personen im Mittel mit jahrlich rund
11.089 EUR um 20,5% niedriger ist als die Armutsge-
fahrdungsschwelle (13.956 EUR). Um die Armutsge-
fahrdungsschwelle (fiktiv) zu Gberwinden, hatte so-

8 Die Mittelschicht sollte vielschichtiger verstanden werden und multidimensional nicht nur Giber Einkommen, sondern u.a. auch
liber Vermégen und Konsum definiert werden. Siehe Fessler, P, Schiirz, M.: ,14. Zur Mitte in Osterreich®, S.269 - 292.

8 siehe Glossar
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mit ein armutsgefahrdeter Einpersonenhaushalt im
Durchschnitt mindestens 239 EUR pro Monat zusatz-
lich benotigt.

Wie wirken sich Sozialtransfers auf die Einkom-
mensverteilung aus?

Insbesondere in benachteiligten Haushalten sollten
die Bestandteile des Haushaltseinkommens nicht
auller Acht gelassen werden. Ein wesentlicher Aspekt
hierbei ist, inwieweit Sozialtransfers ein niedriges Ein-
kommen aus anderen Einkommensarten ausgleichen
konnen. Laut EU-SILC 2015 wiirden 44,4% der Be-
volkerung (rund 3,76 Mio. Personen) ohne Pensionen
und Sozialleistungen bzw. 25,6% der Bevolkerung
(rund 2,17 Mio. Personen) ohne Sozialleistungen unter
die Armutsgefahrdungsschwelle fallen. Anders aus-
gedriickt, riickt fast die Halfte (992.000 Personen) aller
potentiell Armutsgefahrdeten (2,17 Mio. ohne Pensi-
onen) durch den Empfang von Sozialleistungen in die
mittlere Einkommensgruppe vor.

Besonders offensichtlich wird der Effekt von Sozial-
leistungen beispielsweise in Zusammenhang mit einer
geringen Erwerbseinbindung: 94% aller Personen in
Haushalten mit keiner oder sehr niedriger Erwerbs-
intensitat (siehe Definition in Abschnitt 12.2) gelten vor
Berticksichtigung von Pensionen und Sozialleistungen
als armutsgefdhrdet, 80% rein ohne Sozialleistungen
und schlieflich noch 49% nach Sozialleistungen. Auch
kann der Stellenwert von Sozialtransfers tber ihren
relativen Anteil am verfligbaren Aquivalenzeinkom-
men ausgedriickt werden (siehe Tabelle 1): Im Durch-
schnitt werden 38,2% des Aquivalenzeinkommens
flir Personen mit niedrigem Einkommen aus Sozial-
leistungen generiert. Flr Personen mit mittlerem Ein-
kommen machen diese lediglich 12,9% des gesamten
Aquivalenzeinkommens aus, fiir Personen mit hohem
Einkommen gar nur 3,1%.

12.2 Die Europa 2020-Sozialzielgruppe:
Einkommen, Erwerbsarbeit und
finanzielle Kapazitaten

Wer gilt als armuts- oder ausgrenzungsgefahrdet?

Auch auf Ebene der Europaischen Kommission wurde
- mitausgeldst durch die Finanz- und Wirtschaftskrise
ab 2007 - erkannt, dass die Messung der Einkommen
fur die Analyse der Verteilung der Lebenschancen nicht
ausreicht. Infolgedessen wurden Erwerbsmoglichkei-
ten und finanzielle Leistbarkeit grundlegender Bedirf-
nisse als weitere zentrale Dimensionen in den Katalog
zur Erfassung der Lebensbedingungen aufgenommen.
Die Europa 2020-Strategie definiert folgende Gruppen
als von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedroht:
(1) armutsgefahrdete Personen, (2) erheblich materi-
ell deprivierte Personen und (3) Personen in Haushal-
ten mit keiner oder sehr niedriger Erwerbsintensitat.
Wahrend sich die Armutsgefahrdung als relatives Mal}
darstellt, d.h. am mittleren Einkommen der Gesamt-
bevolkerung eines Landes orientiert ist, werden die
beiden anderen Indikatoren zur Berechnung der Sozi-
alzielgruppe europaweit als absolut definiert und ge-

messen.

(1) Als ,armutsgefahrdet“ gelten Personen, deren Haus-
halt Gber ein Einkommen verfiigt, das geringer ist als
60% des nationalen aquivalisierten Medianeinkommens.

(2) ,Erhebliche materielle Deprivation“ meint Personen,

deren Haushalt vier oder mehr der folgenden neun auf

EU-Ebene festgelegten Merkmale aufweist:

= Es bestehen Zahlungsriickstande bei Miete, Betriebs-
kosten oder Krediten.

= Esistfinanziell nicht moglich, unerwartete Ausgaben
zu tatigen.

= Es ist finanziell nicht moglich, einmal im Jahr eine
Woche auf Urlaub zu fahren.
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= Es ist finanziell nicht moglich, die Wohnung ange-
messen warm zu halten.

= Es ist finanziell nicht moglich, jeden zweiten Tag
Fleisch, Fisch oder eine vergleichbare vegetarische
Speise zu essen.

= Ein PKW ist finanziell nicht leistbar.

= Eine Waschmaschine ist finanziell nicht leistbar.

= Ein Fernsehgerat ist finanziell nicht leistbar.

= Ein Telefon oder Handy ist finanziell nicht leistbar.

(3) Das Merkmal ,,Personen in Haushalten mit keiner
oder sehr niedriger Erwerbsintensitat® bezieht sich auf
Personen, die junger sind als 60 Jahre und in einem
Haushalt leben, in denen Personen im Erwerbsalter
(das sind 18- bis 59-Jahrige, ausgenommen Studie-
rende) nicht oder nur in geringem Ausmal erwerbs-

tatig sind, sodass sie im Laufe eines Jahres insgesamt
weniger als 20% ihres gesamten Erwerbspotentials
ausschopfen.

Wie setzt sich die Sozialzielgruppe zusammen?
Insgesamt sind laut EU-Definition im Jahr 2015 18,3%
der Bevélkerung in Osterreich armuts- oder ausgren-
zungsgefahrdet, das sind 1.551.000 Menschen (siehe
Grafik 1). Das heil3t, diese Personengruppe ist von min-
destens einer der folgenden drei Gefdhrdungslagen
betroffen: Armutsgefahrdung (13,9% der Bevolkerung
bzw. 1.178.000 Personen), erhebliche materielle De-
privation (3,6% bzw. 302.000 Personen) oder Leben
in Haushalten mit keiner oder sehr niedriger Erwerb-
sintensitat (8,2% in Haushalten mit Personen im Er-
werbsalter bzw. 526.000 Personen).

Grafik 1: Zusammensetzung der Europa 2020-Sozialzielgruppe, Armuts- oder Ausgrenzungsgefahrdung in

Osterreich 2015

' Einfach-Ausgrenzungsgefihrdet
(nur ein Merkmal trifft zu, 1.167.000 Personen)

 Mehrfach-Ausgrenzungsgefahrdet
(2 oder 3 Merkmale treffen zu, 385.000 Personen)

M Insgesamt Armuts- oder Ausgrenzungsgefihrdet
(mind. 1 Merkmal trifft zu, 1.551.000 Personen)

Quelle: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2015.
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Die drei europaisch definierten Risiken fiir Armut oder
soziale Ausgrenzung kénnen jedoch auch in Kombina-
tion miteinander auftreten. Wahrend sich drei Viertel
(1.167.000 Personen) aller von Armut oder sozialer
Ausgrenzung betroffenen Menschen in ausschlief3lich
einer der drei gefahrdenden Lebenslagen befinden (in
der Grafik gelb dargestellt), ist ein Viertel (4,5% der
Bevolkerung bzw. 385.000 Personen) der Sozialziel-
gruppe mehrfachausgrenzungsgefahrdet (rot), d.h.
ihre Gefahrdungslage manifestiert sich in mindestens
zwei der drei Bereiche. Bei insgesamt rund 1% der Be-
volkerung treffen sogar alle drei Bereiche zusammen.

13% der Bevolkerung waren sowohl im Jahr 2015 als
auch 2014 armuts- oder ausgrenzungsgefahrdet -
d.h. etwa zwei Drittel bzw. 1.080.000 der insgesamt
1.551.000 Armuts- oder Ausgrenzungsgefahrdeten aus
dem Jahr 2015 war das schon ein Jahr zuvor. Eine ver-
scharfte soziale Problemlage wird durch die Dauerhaf-
tigkeit multipler sozialer Problemlagen beschrieben.
Laut EU-SILC 2015 leben 239.000 (2,9%) der Menschen
in Osterreich in dauerhafter manifester Armut, d.h. sie
waren iber mindestens zwei Jahre mehrfachausgren-
zungsgefahrdet. Das sind fast zwei Drittel aller Mehr-
fach-Ausgrenzungsgefahrdeten (385.000 Personen).

In welche Richtung weist der Trend in der Armuts-
oder Ausgrenzungsgefahrdung?

Wie der mehrjahrige Trend nahelegt, sinkt die Armuts-
gefahrdungsquote in Osterreich seit Beginn des Be-
obachtungszeitraums leicht (vgl. Grafik 2) - von 15,2%
der Bevolkerung 2008 auf 13,9% im Jahr 2015. Der
Rickgang um 74.000 Personen liegt zwar innerhalb

der Schwankungsbreite®, ist jedoch aufgrund des
mehrjahrigen Trends als relativ zuverlassig einzustufen.
Im Verhaltnis dazu ist zu sehen, dass die Armutsgefahr-
dungsschwelle (2008: 11.648 EUR, 2015: 13.956 EUR)
sowie das daquivalisierte Medianeinkommen (2008:
19.413 EUR, 2015: 23.260 EUR) um rund ein Flinftel ge-
stiegen sind.®®

Dem sinkenden Trend bei der Armutsgefahrdung steht
ein Anstieg an Personen in Haushalten mit keiner oder
sehr niedriger Erwerbsintensitat gegenuber: 2008
lebten 7,4% der unter 60-Jahrigen in (vorwiegend) er-
werbslosen Haushalten. Die geringe Arbeitslosigkeit
von 2008 schlagt sich beispielsweise im Indikator von
2009 (7,0%) nieder. In den folgenden Jahren nahm die
Quote - wohl in Folge der Wirtschafts- und Finanz-
krise - zu und erreichte im Jahr 2014 ihren bisherigen
Hochststand. Dies trifft mit einer im Jahr 2013 gestie-
genen Arbeitslosenquote zusammen. 2015 fiel die
Quote der Personen unter 60 Jahren in Erwerbslosen-
haushalten wieder etwas geringer aus.®

Eine deutliche und statistisch signifikante Reduktion
ergibt sich fir den dritten Teilindikator, erhebliche
materielle Deprivation: Hier ist ein Riickgang von 5,9%
im Jahr 2008 auf 3,6% 2015 zu verzeichnen. Wahr-
scheinlich ist, dass die Ursache fiir die hohe Quote
2008 im Zusammenwirken von Einkommensentwick-
lung, Schuldenbelastung und Inflation lag. Der Pro-
zentsatz der erheblich materiell Deprivierten hat sich
seit 2011 relativ stabil bei rund 4% eingependelt und
ist 2015 noch etwas gesunken.

& Diese betrdgt auf Grund von Stichprobenschwankungen fir die Armutsgefdhrdungsquote 2015 +/- 106.000 Personen bei 95% Kon-

fidenzintervall.

8 Dieser Zuwachs berticksichtigt jedoch nicht die reale Kaufkraft oder Inflation, die etwa beim ,preisbereinigten Haushaltsmedian-

einkommen* beriicksichtigt werden soll (vgl. Till et al. 2015).

8 Bei der Interpretation der Indikatoren zur Erwerbslosigkeit und Armutsgefdhrdung ist die zeitliche Verzogerung zu berlicksichti-
gen: Die Werte beziehen sich jeweils auf das vorangegangene Kalenderjahr, etwaige strukturelle Effekte z.B. des Arbeitsmarktes

werden zeitlich verzogert sichtbar.
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Grafik 2: Europa 2020-Indikatoren in Osterreich 2008 bis 2015

25%
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2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

—— Armuts- oder Ausgrenzungsgefahrdung ~ ——— Armutsgefdhrdung
Keine/sehr niedrige Erwerbsintensitat —— Erhebliche materielle Deprivation
Ziel (Europa-2020) = === Trend (linear)

Quelle: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2008 bis 2015. Die Unter- und Obergrenze der Schdtzungen (95%-Konfidenzintervall) sind mittels

der diinnen Linien dargestellt.

In Bezug auf das angestrebte Kernziel der Europa Wie stellt sich Armutsgefihrdung in Osterreich im
2020-Strategie in Osterreich, die Reduktion der Perso-  européischen Vergleich dar?

nen in sozialer Ausgrenzung innerhalb von zehn Jah-  Die oben genannten Kennziffern fiir Osterreich lassen
ren (mit Startjahr 2008) um 235.000 Personen®® zu er-  sich auf Basis der EU-SILC-Erhebung auch in Referenz
reichen, zeigt der Trend somit eine klare Tendenzindie  zu anderen Landern setzen (siehe Grafik 3). Fokussiert
gewunschte Richtung. Waren 2008 noch rund 20,6% man auf den einkommensbasierten Indikator im Set
der Bevélkerung armuts- oder ausgrenzungsgefahr-  der Europa 2020-Indikatoren, die Armutsgeféahrdung,
det, so sind es 2015 18,3% bzw. um 2,3 Prozentpunk-  sind im Raum der EU-28 Staaten im Jahr 2014 knapp
te oder 148.000 Personen weniger.®® Im Vergleich der 86,2 Mio. Menschen bzw. 17,2% der Bevodlkerung von
EU-Lander ist der Anteil armuts- oder ausgrenzungs- Einkommensarmut bedroht.?® Osterreich liegt dem-
gefahrdeter Menschen zwischen 2008 und 2014 hinge- nach mit 13,9% Armutsgefdahrdeten unter dem EU-
gen leicht gestiegen (2008: 23,7%, 2014: 24,4%). 28-Durchschnitt und im Bereich jener Lander mit den

% Dieses Ziel ist nur absolut, nicht in einer relativen Senkung angegeben. Vgl. Bundeskanzleramt Osterreich - Nationale Reform-
programme: https://www.bka.gv.at/site/4892/default.aspx (27.6.2016).

% Die einzelnen Jahreswerte sind mit einem statistischen Fehler behaftet, weshalb die Reduktion strenggenommen nicht genau
beziffert werden kann. Die Tendenz ist jedoch aufgrund der mehrjdhrigen Entwicklung relativ abgesichert. Unter Einbeziehung
der statistischen Schwankungsbreite bei 95% Vertrauenswahrscheinlichkeit liegt die Zahl der Armuts- oder Ausgrenzungsgefdhr-
deten 2015 bei 1.551.000 Personen +/- 114.000 Personen oder zwischen 17,0% und 19,6% der Bevélkerung.

% Vgl. zu Trends weiterer Indikatoren: Eurostat (2015). Fiir das Jahr 2015 liegen derzeit lediglich Ergebnisse fiir Osterreich, Bulgarien,
Finnland, Lettland, Spanien und Ungarn vor (Stand: Juni 2016).
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niedrigsten Quoten, wie etwa die Tschechische Repub-
lik (10%), die Niederlande, Danemark, Finnland (jeweils
12%) oder die Slowakei und Frankreich (13%). Rumani-

en (25%), gefolgt von Lettland, Spanien, Griechenland,

Bulgarien und Estland (22% bis 23%) sind innerhalb
der EU mit den hochsten Armutsgefahrdungsquoten
konfrontiert.

Grafik 3: Armutsgefahrdungsquoten (in %) und -schwellen (in EUR) im europaischen Vergleich
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Quelle: EUROSTAT, EU-SILC 2014, *Ldnderergebnisse fur EU-SILC 2015; abgerufen am 06.06.2016; eigene Darstellung. Die Quote der
Armutsgefdhrdung ist mittels Balken, die Armutsgeféhrdungsschwelle (Jahreswert in EUR fiir einen Einpersonenhaushalt) mittels

Strichen dargestellt.

Zu erwahnen ist hierbei jedoch, dass die Armutsge-
fahrdung nicht absolut, sondern relativ zum Wohl-
standsniveau des jeweiligen Landes, namlich relativ
zum Median des nationalen Aquivalenzeinkommens,
berechnet wird. Das heiRt, obwohl Quoten der
Armutsgefahrdung ahnlich hoch erscheinen, bilden
diese unter Umstanden unterschiedliche Wohlstands-
niveaus ab: Wahrend die Armutsgefahrdungsschwelle

fir einen Einpersonenhaushalt in Danemark bei
jahrlich 17.019 EUR liegt, ist sie in der Tschechischen
Republik mit 4.573 EUR deutlich niedriger. Hingegen
zeigen beispielsweise Rumanien und Bulgarien mit
weniger als 2.000 EUR geringe Armutsgefahrdungs-
schwellen (Wohlstandsniveaus); trotzdem ergibt
sich ein im Vergleich hoher Anteil armutsgefahrdeter

Menschen.
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12.3 Zentrale Bereiche der Lebensbe-
dingungen und deren Verteilung
nach Einkommensgruppen

12.3.1 Arbeitsmarktpartizipation, Erwerbs-
intensitat und Qualitadt der Erwerbsarbeit

Wie wirkt sich die Hauptbeschaftigung auf das
Einkommen aus?

Das verfugbare Haushaltseinkommen wird durch die
im jeweiligen Haushalt lebenden Personen bestimmt
und durch deren Haupttatigkeit, also ob sie erwerbs-
tatig sind, einer Ausbildung nachgehen usw. Mogliche
Problemlagen, die sich aus mangelnder Erwerbsein-
bindung ergeben, werden nicht zuletzt durch den
Europa 2020 Indikator ,,Personen in Haushalten mit
keiner oder sehr niedriger Erwerbsintensitat“ hervor-
gehoben. Der folgende Abschnitt untersucht die Aus-
wirkung verschiedener Formen der Erwerbsbeteili-
gung auf die Einkommenssituation des Haushalts.

Grafik 4 zeigt, dass von den im Referenzjahr 2014 er-
werbsaktiven Personen im Alter von 20 bis 64 Jahren
nicht ganzjahrig Erwerbstatige haufiger von Armut
bedroht sind als ganzjahrig Erwerbstatige (17% vs.
7%). Mit 40% ist der Anteil bei Personen, die ein halbes
Jahr oder langer arbeitslos waren, wesentlich hoher.
Es zeigt sich weiters auf individueller Ebene, dass jene
Personen, die nicht erwerbsaktiv waren, d.h. im Haus-
halt Tatige, in Ausbildung Stehende oder aus gesund-
heitlichen oder sonstigen Griinden nicht Erwerbs-
tatige, uberdurchschnittlich haufig Gber ein niedriges
Einkommen verfiigen.

Wie wirken sich die Erwerbsintensitdt im Haushalt
und die Zusammensetzung des Haushaltseinkom-
mens auf das Einkommen aus?

Eine hohe Beschaftigungsquote wurde als eines der
Kernziele der Europa 2020-Strategie auf dem Weg zu

einem intelligenten, nachhaltigen und integrativen
Wachstum angefiihrt (vgl. Europaische Kommission
2010). Im Haushaltszusammenhang zeigen die Daten,
dass dies tatsachlich von groRer Relevanz fir den
Lebensstandard ist: Fast die Halfte (49%) aller Perso-
nen, die in Haushalten mit keiner oder sehr niedriger
Erwerbsintensitat leben, fallen in die Gruppe der nied-
rigen Einkommen und sind somit armutsgefahrdet. Im
Vergleich dazu verfliigen Personen in Haushalten mit
voller Erwerbsintensitat selten {iber niedrige Einkom-
men (6%) und finden sich vorwiegend in der mittleren
(80%), aber auch haufiger in der hohen Einkommens-
gruppe (14%) wieder.

Eine weitere Betrachtungsweise des Haushaltsein-
kommens fokussiert auf die Haupteinkommensquel-
le als jene Einkommensart, die den groRten Beitrag
zum Haushaltseinkommen liefert: Fir rund 61% oder
5,14 Mio. Personen ist diese in ihrem Haushalt eine
unselbstandige Erwerbstatigkeit, fir 7% oder 609.000
Personen selbstandige Arbeit, flir weitere 19% oder
1,62 Mio. eine Pension und fiir immerhin 12% oder
987.000 Personen sind es Sozialleistungen. Sehr we-
sentlich ist der Beitrag der Sozialleistungen vor allem
im Fall von Erwerbslosigkeit: Fiir knapp drei Viertel
(73%) der Personen in Haushalten mit keiner oder
sehr niedriger Erwerbsintensitat und auch fiir rund die
Halfte (53%) aller Personen, die langere Zeit arbeits-
los waren (mind. sechs Monate), sind Sozialleistun-
gen der Haupteinkommensbestandteil. Wie bereits in
Abschnitt 12.1 erwahnt, wird damit ersichtlich, dass
Sozialtransfers fir das Abfedern von sozialen Gefahr-
dungslagen eine entscheidende Rolle einnehmen. In
Bezug auf die Haupteinkommensquelle zeigt sich wei-
ter, dass unselbstandige Arbeit und der Bezug einer
Pension im Haushalt mit einem vergleichsweise ge-
ringen Armutsrisiko einhergehen. Haushalte mit selb-
standiger Arbeit oder privaten Einkommen (erhaltene
Privattransfers, Kapitaleinkommen oder Privatpensio-
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nen) als Haupteinkommensquelle haben eine groRere
Wahrscheinlichkeit, in die hohe Einkommensgruppe
zu fallen. Letztere sind aber auch haufiger bei den

niedrigen Einkommen zu finden, d.h. fir private Ein-
kommen ist eine Tendenz hin zu Extremen und selte-
ner zur mittleren Einkommensgruppe zu beobachten.

Grafik 4: Einkommensgruppen (in % des Median) nach Erwerbsstatus
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Quelle: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2015. Einkommensgruppen in % des Medians des Aquivalenzeinkommens - siehe Tabelle 1.
Personen in Haushalten (Erwerbsintensitdt und Haupteinkommensquelle sind dabei fiir alle Personen im Haushalt gleich, Erwerbs-

aktivitdt ist ein reines Personenmerkmal).

Ein Einkommen zum Auskommen oder wer sind die
»working poor?

Arbeitsmarktintegration ist, wie in der Berichterstat-
tung von EU-SILC uber Jahre gezeigt werden konn-
te, eines der besten Mittel, um monetare Armut zu

%L Siehe Glossar

vermeiden. Wenn die aus Erwerbsarbeit erzielten
Einkommen einen Lebensstandard (iber der Armuts-
gefahrdungsschwelle nicht mehr ermdglichen kénnen,
spricht man vom Phanomen der ,working poor“.
Laut EU-SILC 2015 gelten von den rund 3,78 Mio. Perso-
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nenim Erwerbsalter, rund 8% oder 297.000 Personen als
sworking poor®, Etwa 123.000 Frauen und 174.000 Man-
ner sind hier einzurechnen, wobei das Risiko fiir beide
Geschlechter nahezu gleich ist (8% bzw. 7%). Grin-
de hierfiir sind sowohl individuell und erwerbsbe-
dingt - beispielsweise geringe Qualifikation und daher
schlechte Entlohnung, prekare Jobs, Diskriminierung,
geringe Wochenarbeitszeit usw. - als auch die Haus-
haltszusammensetzung, da ein Erwerbseinkommen
vielfach zu wenig ist, um einen Haushalt zu erhalten.®

Besonders haufig vom Phanomen ,working poor® be-
troffen sind alleinerziehende Frauen (26%) und Per-
sonen mit nicht-Osterreichischer Staatsbiirgerschaft
(22%). Auch formale Bildung und die im Job bendtigte
Qualifikation erweisen sich als wichtige Determinanten
fur das ,working-poor“-Risiko: Die Quote der armuts-
gefahrdeten Erwerbstatigen mit maximal Pflichtschul-
abschluss (13%) oder in Hilfsarbeitsjobs (15%) ist deut-
lich héher als flir Personen mit universitarer Bildung
(6%). Generell seltener betroffen sind Personen mit
hoherer oder hochqualifizierter Tatigkeit (2%).%

Wie wirken sich Betreuungspflichten auf die Er-
werbsbeteiligung aus?

Die Erwerbstatigkeit von Personen in Haushalten mit
Kindern ist oftmals beeinflusst von Betreuungs- und
Versorgungspflichten. Dies trifft in Osterreich nach
wie vor hauptsachlich auf Frauen zu.** Zwar hat in den
letzten Jahren die Einbindung der Frauen ins Erwerbs-
leben zugenommen, jedoch stellt das am haufigsten
gewahlte Modell familidrer Arbeitsteilung die Voll-
zeiterwerbstatigkeit des Mannes gekoppelt mit einer
Teilzeiterwerbstatigkeit der Frau dar.*

©

% Vgl. Statistik Austria (2016b), Tab. 9.8.

Wie in Grafik 5 (rechte Spalte) gezeigt, haben vor allem
Anzahl und Alter der Kinder einen Einfluss auf die Er-
werbstatigkeit der Frauen im Haushalt: Wahrend in
Mehrpersonenhaushalten mit einem Kind 60% der
Frauen erwerbstatig sind, sind es bei zwei Kindern 54%
und bei drei Kindern nur mehr 36%. Die liberwiegen-
de Mehrheit davon befindet sich in einem Teilzeitbe-
schaftigungsverhaltnis. Hingegen ist die Erwerbsquote
von Mannern weit weniger abhangig von der Kinder-
zahl. 45% aller Frauen, deren jingstes Kind hochstens
sechs Jahre alt ist, gehen einer Erwerbsarbeit nach.
Ist das jungste Kind bereits im Schulalter, sind es 59%.
Besonders deutlich wird der Unterschied anhand der
Vollzeitbeschaftigung: Etwa jede vierte Frau (26%),
deren jungstes Kind bereits Gber sechs Jahre ist, libt
eine Vollzeitbeschaftigung aus, bei Frauen mit einem
jungeren Kind sind es nur 12%.

Betreuungsquoten sind wiederum deutlich sozial ge-
schichtet und nicht etwa rein von der (raumlichen)
Verfligbarkeit (Stadt/Land) abhéngig. Etwa die Halfte
(45%) aller Kinder in Haushalten mit niedrigem Ein-
kommen sind laut EU-SILC 2015 im Vorschulalter in
einer institutionellen Kinderbetreuung (d.h. Krippe,
Kindergarten, Vorschule). Deutlich héher ist die Be-
treuungsquote bei Kindern dieses Alters hingegen
in Haushalten mit mittlerem Einkommen (57%) und
insbesondere in Haushalten mit hohem Einkommen
(70%). Dementsprechend sind hausliche Betreuungs-
pflichten in der unteren Einkommensgruppe in
starkerem Ausmall vorhanden, die Erwerbsbeteili-
gung ist dadurch potentiell reduziert. Umgekehrt ist
Erwerbstatigkeit meist die Bedingung fiir den Zugang
zu Kinderbetreuungseinrichtungen. Der Besuch vor-

2 Siehe z.B. Analysen zu ,working poor“im Bericht EU-SILC 2011 (BMASK/ Statistik Austria, 2013).

% Vgl z.B. Ergebnisse der Zeitverwendungserhebung (Statistik Austria 2009).

% Vgl. auch Ergebnisse des Mikrozensus zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie (http://www.statistik.at/web_de/statistiken/
menschen_und_gesellschaft/soziales/gender-statistik/vereinbarkeit_von_beruf_und_familie/index.html (11.7.2016).


http://www.statistik.at/web_de/statistiken/menschen_und_gesellschaft/soziales/gender-statistik/vereinbarkeit_von_beruf_und_familie/index.html
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/menschen_und_gesellschaft/soziales/gender-statistik/vereinbarkeit_von_beruf_und_familie/index.html
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schulischer Erziehungs- und Bildungseinrichtungen
von Kindern ist insofern von Bedeutung, da damit
weitere Bildungs- und Erwerbskarrieren gepragt wer-
den bzw. soziale Ungleichheit fortgeschrieben oder

ausgeglichen wird. So zeigen Analysen auf Basis von
EU-SILC, dass Personen mit vorschulischer Erziehung
in weiterer Folge signifikant hohere Bildungsniveaus
aufwiesen (vgl. Altzinger et al. 2013).

Grafik 5: Armutsgefahrdung und Erwerbstatigkeit von Frauen nach Haushaltstyp und Alter von Kindern
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Quelle: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2015. Nur Mehrpersonenhaushalte, in denen mindestens eine Frau von 20 bis 64 Jahren lebt.

Wie wirkt sich die Erwerbstatigkeit von Frauen auf
das Haushaltseinkommen aus?

In diesem Kontext ist in weiterer Folge die Auswirkung
der Erwerbsbeteiligung von Frauen auf das gesamte
Haushaltseinkommen relevant.®® Wie Grafik 5 (linke
Spalte) zeigt, hat die Erwerbsbeteiligung von Frauen
fur alle Mitglieder eines Haushalts eine Wirkung hin-
sichtlich des Risikos, von Armut betroffen zu sein. Es

zeigt sich, dass bei weiblicher Erwerbsbeteiligung
deutlich hohere Haushaltseinkommen erzielt werden.
Fur die hier betrachteten Haushaltsformen bedeutet
das beispielsweise: Die Halfte (50%) der alleinerzie-
henden Miitter mit Kindern ist ohne Erwerbstatigkeit
armutsgefahrdet, bei einer aufrechten Erwerbstatig-
keit ist das Risiko flir Einelternhaushalte zwar immer
noch tiberproportional hoch (25%), jedoch gegeniber

% Da - wie zuvor gezeigt wurde - ab der Familiengriindung in Osterreich nach wie vor vor allem die weibliche Erwerbsbeteiligung
reduziert wird, wurde diese vereinfachte Darstellung mit Fokus auf die Frauen gewdhlt.
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einer Erwerbslosigkeit um die Halfte reduziert. Auch
in Mehrpersonenhaushalten verringert die Erwerbs-
tatigkeit von Frauen die Armutsgefahrdungsquote
aller Haushaltsmitglieder signifikant: Wahrend z.B.
38% aller Mehrpersonenhaushalte mit mindestens
drei Kindern ohne Erwerbstatigkeit der Frau armutsge-
fahrdet sind, reduziert sich die Quote durch Erwerbs-
einbindung der Frauen auf 14% und damit auf den
Durchschnitt der Gesamtbevolkerung.

12.3.2 Bildungsstand und Bildungsverlaufe

Die Verteilung von Haushaltseinkommen und Lebens-
bedingungen, aber auch die Arbeitsmarktpartizipation
von Menschen, sind unweigerlich mit formaler Qualifi-
kation bzw. formalen Bildungsabschliissen verknipft.

Bildung ist eine zentrale Determinante fiir die Position
auf der Einkommensverteilung sowie fur Armuts- oder
Ausgrenzungsgefahrdung. Umgekehrt kann das Ein-
kommen und die ,,Bildungsherkunft“ bestimmend fr
Bildungswege sein.

Welche Auswirkung hat Bildung auf Arbeitsmarkt-
partizipation?

Grafik 6 zeigt, dass die Quote aller Personen bis
59 Jahre, die in Haushalten mit keiner oder sehr nied-
riger Erwerbsintensitat leben, unter jenen mit maxi-
mal Pflichtschulabschluss mehr als doppelt so hoch
ist (16%) wie flir Personen mit Lehr- oder mittlerem
Schulabschluss sowie Matura (jeweils 7%) oder Uni-
versitatsabschluss (5%).

Grafik 6: Einkommen und soziale Gefahrdungslagen nach Bildungsabschliissen

Insgesamt

Max. Pflichtschule

13
8
3
21
16
7

10
Héchster  Lehre/mittlere Schule F 7
Bildungs- g
abschluss 13
Matura 7
2
10
Universitat
1
| T T T T |
0% 5% 10% 15% 20% 25%

Niedriges Einkommen (<60% des Medians)
[ Keine oder sehr niedrige Erwerbsintensitat

B Erhebliche materielle Deprivation

Quelle: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2015. Personen ab 16 Jahren. Einkommensgruppen in % des Medians des Aquivalenzeinkom-
mens - siehe Tabelle 1. Keine/niedrige Erwerbsintensitét nur fir Personen bis 59 Jahre.
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Im Konkreten ist unter allen Personen mit geringer
Bildung die individuelle Arbeitsmarktpartizipation
signifikant niedriger als bei héherem Bildungsstand.
Der Anteil an Personen mit hochstens Pflichtschulab-
schluss, die ganzjahrig erwerbstatig (Vollzeit oder Teil-
zeit) sind, betragt nur 41% (siehe Grafik 7). Hingegen
gilt ein vergleichsweise groRer Anteil dieser Gruppe
als mindestens sechs Monate arbeitslos (11% vs. 4%
andere Bildungsabschliisse) oder nicht erwerbsaktiv
(36% in Pension, im Haushalt tatig, in Ausbildung oder
aus gesundheitlichen oder sonstigen Griinden nicht
erwerbstatig). In Summe war damit mehr als die Halfte
(59%) aller Personen im erwerbsfahigen Alter mit ge-

Grafik 7: Erwerbsstatus nach Bildungsabschliissen
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Anzumerken ist aulRerdem, dass dieser Anteil nicht
oder nur zeitweise Erwerbsaktiver bei Frauen im Ver-
gleich zu Mannern unabhangig von der Bildung jeweils
bedeutend hoher ist (Frauen: 44%, Manner: 29%). Der
Anteil Nicht-Erwerbsaktiver an Personen mit mittle-
rem Schulabschluss (17%) oder Universitat (15%) ist
deutlich geringer als im Durchschnitt der Bevolke-
rung im Erwerbsalter. Bei Personen mit Matura - hier
sind 24% im Erwerbsalter nicht erwerbsaktiv - ist dies
primar durch einen héheren Anteil noch in Ausbildung
stehender Personen bedingt (dies sind immerhin 14%
all jener mit Matura).
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Quelle: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2015. Erwerbsstatus im Jahr 2014, Personen von 20 bis 64 Jahren. Gerundete Zahlen (die Summe
der ausgewiesenen Werte pro Balken kann daher geringfiigig von 100% abweichen).
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Wie wirkt Bildung auf Einkommen und soziale Ge-
fahrdungslagen?

Ein ahnliches Bild ergibt sich in Bezug auf soziale Ge-
fahrdungslagen und formale Bildungsabschliisse®
in Osterreich: Laut EU-SILC 2015 sind insbesondere
Personen mit maximal Pflichtschulabschluss signi-
fikant ofter von Armut oder in mehrfacher Hinsicht
von Ausgrenzung betroffen. Wie in Grafik 6 ersichtlich,
gelten Personen in dieser Gruppe deutlich haufiger
als armutsgefahrdet bzw. haben ofter ein niedriges
Einkommen (21%) als Personen mit Lehr- oder mittle-
rem Schulabschluss. Weist eine Person hingegen eine
Matura oder einen Universitatsabschluss auf, fallt sie
eher in den hohen Einkommensbereich (davon jeweils
13% bzw. 28% im Vergleich zu 3% bei maximal Pflicht-
schulabschluss). Parallel dazu wird deutlich, dass Per-
sonen mit maximal Pflichtschulabschluss starker mit
erheblicher materieller Deprivation konfrontiert sind.

Personen mit geringerer Bildung haben, wenn sie einer
Erwerbstatigkeit nachgehen haufiger eine Niedrig-
lohnbeschaftigung: Dies sind immerhin 13% aller Per-
sonen mit maximal Pflichtschulabschluss, gegeniiber
8% bei Personen mit weiterer Ausbildung bzw. 5% mit
Universitatsabschluss.®

Interessanterweise stellt sich die Lebenssituation von
Personen mit Lehre oder mittlerer Bildung und jenen
mit Universitatsabschluss auf den ersten Blick als ver-
gleichbar dar, d.h. diese Gruppen sind in ahnlichem
Malle und seltener von Armut oder sozialer Ausgren-
zung bedroht als jene mit geringer formaler Bildung.
Uber die (nicht gruppierte) Verteilung des Aquivalenz-
einkommens ausgedruckt, lasst sich jedoch die Aus-
wirkung von Bildungsabschliissen als Determinante

des Einkommens exakter ablesen und in den einzel-
nen Stufen mittlerer und héherer Bildung ein deutli-
cher Unterschied erkennen: Im Durchschnitt verfligen
Personen mit maximal Pflichtschulabschluss Ulber
21.237 EUR, Personen mit mittlerem Schulabschluss
Uber 25.798 EUR, jene mit Matura tber 28.598 EUR und
Personen mit Universitdtsabschluss tGber 36.129 EUR
(jeweils Jahresbetrage des Aquivalenzeinkommens).
Dabei sind unterschiedliche Haushaltsstrukturen und
andere Einkommensbeziige im Haushalt bereits mit-
beriicksichtigt und somit direkte Einfliisse von Bildung
sowohl auf (Erwerbs)Einkommen als auch andere
indirekte Auswirkungen (Erwerbsintensitat, Einkom-
men der Partnerin bzw. des Partners usw.) einge-
schlossen.*

Inwieweit pragen Einkommensunterschiede Bil-
dungsteilnahme und Bildungsverlaufe?

Die Bildungsbeteiligung der Bevolkerung ist seit dem
Jahr2008 allgemein und besonders bei der Gruppe der
Armuts- oder Ausgrenzungsgefdahrdeten gestiegen.
Ebenso angestiegen ist in diesem Zeitraum der Anteil
der unter 5-jahrigen Kinder, die einen Kindergarten
oder eine Krippe besuchen (vgl. Till et al. 2015, S. 47).
Dennoch ist noch immer eine Benachteiligung fur
jene Personen nachweisbar, deren Eltern selbst keinen
weiterfiihrenden Schulabschluss erlangt haben (vgl.
ebd.) oder die ein niedriges Haushaltseinkommen
aufweisen.

9 Alle folgenden Analysen zu den Bildungsabschlissen beziehen sich auf mindestens 16-Jdhrige.

% Berechnet fiir 20- bis 64-Jdhrige.

% Es handelt sich um eine Auswertung auf Personenebene, bei der aber auch Haushaltstaktoren berticksichtigt wurden.



12. LEBENSBEDINGUNGEN, ARMUT UND EINKOMMEN IN OSTERREICH

Grafik 8: Schulbesuch von 10- bis 14-jahrigen Kindern nach Einkommensgruppen
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Quelle: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2015. Kinder und Jugendliche von 10 bis 14 Jahren, die eine Schule besuchen (ohne 10-Jdhri-
ge, die noch eine Volksschule besuchen). Sonderschule ist auf Grund der geringen Fallzahlen nicht ausgewiesen, aber in der Be-
rechnung einbezogen. Einkommensgruppen in % des Medians des Aquivalenzeinkommens - siehe Tabelle 1.

Wie die Daten aus EU-SILC 2015 belegen, lasst sich
anhand des Haushaltseinkommens fiir die Schulwahl
von 10- bis 14-jahrigen Kindern eine klare soziale Tren-
nung feststellen (siehe Grafik 8): Rund 80% der Kinder
in Haushalten mit einem hohen Einkommen besuchen
die Unterstufe einer Allgemeinbildenden Hoheren
Schule (AHS), 9% eine Hauptschule und 11% eine Neue
Mittelschule (NMS). Kinder in Haushalten mit niedri-
gem Einkommen besuchen hingegen nur zu 19% eine
AHS-Unterstufe; der Besuch einer Hauptschule oder
NMS ist hingegen wesentlich haufiger (44% bzw. 37%).
Kinder in Haushalten mit mittlerem Einkommen teilen
sich in etwa gleichmaRig auf diese drei Schulformen
auf.

Frihere Studien zeigen, dass diese Aufgliederung
neben sozialer Immobilitdt bzw. ,Vererbung von Bil-
dung® zum Teil auch aus geringeren Bildungsbestre-
bungen, also geplanten Bildungswegen der Kinder,
bei Haushalten mit niedrigerem Einkommen resultiert
(vgl. Lamei et al. 2015, S. 52). Regionale Unterschiede
durch die Verfligbarkeit bestimmter Schultypen und

unterschiedliche Qualitdat an den einzelnen Standor-
ten kénnen dieses eindeutige Bild der friihen sozialen
Selektion nicht aufheben, spielen aber flr individuelle
Entscheidungen wohl ebenso eine gewichtige Rolle.

Mit Abschluss der Unterstufe im formalen Bildungs-
wesen lassen sich auch weitere Bildungswege und als
Folge entstandene Einkommensunterschiede nach-
zeichnen. 52% aller Personen in Haushalten mit ge-
genwartig niedrigem Einkommen haben eine Haupt-
schule, 17% eine AHS-Unterstufe besucht. Der Anteil
an Personen in Haushalten mit hohem Einkommen,
die eine Hauptschule besucht haben, ist im Vergleich
zu den niedrigen Einkommen mit 48% ahnlich, in AHS
jedoch mit 43% bedeutend hoher. Besonders dras-
tisch zeigen sich zudem die Unterschiede im tertiaren
Bildungsbereich: Lediglich 10% aller Personen mit
niedrigem Einkommen haben einen Universitatsab-
schluss, wohingegen 40% der Personen mit hohem
Einkommen einen solchen vorweisen kdnnen.

197
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Wie viele Jugendliche sind ohne Ausbildung oder
Arbeit?

Hochst sozialpolitisch relevant sind jene jungen Men-
schen, die ohne Ausbildung und in schlecht qualifizier-
ten Jobs oder ganzohneArbeit sind. Dieser momentane
Status ist mit potentiell hohen sozialen Folgekosten
(etwa in Form von Beziehenden von Arbeitslosen- oder
Notstandshilfeunterstiitzungen, Bedarfsorientierter

Mindestsicherung) verbunden.

Jugendliche ohne Ausbildung oder Arbeit sind eine
der Gruppen mit dem hochsten Ausgrenzungsrisiko
(vgl. Till et al. 2015, S. 51). Positiv festzustellen ist da-
her, dass diese Problemgruppe der sog. ,NEETs“1% seit
dem Jahr 2010 kleiner geworden ist. Waren 2010 18%
bzw. 270.000 Jugendliche zwischen 16 und 29 Jahren
nicht in Ausbildung und erwerbslos, betrug der Anteil
2015 nur mehr 12,5% bzw. 190.000 Personen. !

Wahrend das Konzept ,NEET® auch Jugendliche um-
fasst, die einen Abschluss der Sekundarstufe Il (also
etwa eine AHS-Matura) besitzen, fokussiert ein kiirz-
lich erlassenes Gesetz auf die ,friihen Ausbildungsab-
brecherinnen und -abbrecher” (oder ,Early School
Leavers®). Auch die Altersgrenze ist hier wesentlich en-
ger gezogen: Insgesamt gibt es knapp 21.500 Jugend-
liche, die in die Zielgruppe fiir dieses Gesetz fallen, da
sie zwischen 15 und 17 Jahre alt sind, sich nicht mehr
in Ausbildung befinden und keinen Abschluss vorzu-
weisen haben, der tUber die Pflichtschule hinausgeht.**
Ab Herbst 2016 miissen alle diese Jugendlichen, wenn
sie die Schulpflicht erfullt haben, entweder eine weiter-
fihrende Schule oder eine betriebliche oder iberbe-
triebliche Lehrausbildung beginnen. Mit der neuen
Ausbildungsverpflichtung bis 18 Jahre ist die Hoffnung

auf eine weitere Reduktion gering qualifizierter und
armutsgefahrdeter Jugendlicher verbunden.

12.3.3 Gesundheit und medizinische Versorgung
Gesundheit l3sst sich nicht auf die ,,Abwesenheit“ von
Krankheiten und korperlichen Einschrankungen redu-
zieren, sondern umfasst korperliche, psychische und
soziale Dimensionen, zwischen denen starke Wechsel-
wirkungen bestehen. Gesundheit wird in der jlingeren
Forschung deshalb mit dem Konzept des ,Wohlbe-
findens® in Verbindung gebracht und steht auch in
engem Zusammenhang mit der allgemeinen Lebens-
zufriedenheit (siehe Abschnitt 12.3.7).

Wesentliche Einflussfaktoren auf Gesundheit und Wohl-
befinden stellen Verhaltensweisen wie Erndhrung oder
korperliche Aktivitat, soziale Unterstltzung und nicht
zuletzt der Zugang zu medizinischer Versorgung dar
(vgl. Klimont/Baldaszti 2015). All diese Aspekte sind eng
mit sozialen Teilhabemdglichkeiten und finanziellen
Kapazitaten verbunden. Armut und soziale Ausgren-
zung wirken sich negativ auf die Gesundheitschancen
der betroffenen Menschen aus, denen weniger Res-
sourcen zur Férderung und Erhaltung ihrer Gesundheit
zur Verfligung stehen. Umgekehrt kénnen Krankheiten
und korperliche Einschrankungen zu verminderten Er-
werbsmoglichkeiten, einem niedrigeren Einkommen
und damit einem erhéhten Risiko von Armuts- und Aus-

grenzungsgefahrdung fiihren.

Mit zunehmendem Alter treten Gesundheitsprobleme
deutlich haufiger auf, daher werden Personen bis
64 Jahre und jene ab 65 Jahren im Folgenden getrennt
betrachtet.

100 16- bis 29-Jdhrige ,Not in Education, Employment or Training“ - vgl. dazu auch die ,Nationalen Eingliederungsindikatoren® (Till et

al. 2015 und Till 2016).

1 Arbeitsmarktpolitische Malsnahmen im Rahmen der NEETs werden bis zum 24. Lebensjahr angeboten.
102 Zahlen fur 2010 auf Basis von Statistik Austria / BibEr vgl. Steiner et al. in: BMASK (2016), S. 58.
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Bei den ab 65-Jahrigen klagen insgesamt 19% Uber
eine schlechte oder sehr schlechte allgemeine Ge-
sundheit, 21% fiihlen sich in ihrem Alltagsleben dauer-
haft eingeschrankt und 56% haben eine chronische
Krankheit. Zum Vergleich: Personen bis zum Alter von
maximal 64 Jahren bezeichnen ihren allgemeinen Ge-
sundheitszustand nur zu 6% als schlecht oder sehr
schlecht, 6% erleben dauerhafte Einschrankungen im
Alltagsleben und 29% berichten Uber eine chronische
Krankheit.

Zwischen Frauen und Mannern bis 64 Jahren sind bei
diesen drei zentralen Gesundheitsmerkmalen (sub-
jektiv schlechter oder sehr schlechter allgemeiner
Gesundheitszustand, dauerhafte Einschrankung/Be-
hinderung, Vorhandensein einer chronischen Krank-
heit) keine Unterschiede feststellbar. Bei den ab
65-Jahrigen berichten Frauen ein wenig haufiger Giber
entsprechende Probleme als Manner, allerdings sind
Frauen in dieser Altersgruppe aufgrund ihrer hheren
Lebenserwartung im Durchschnitt um {iber ein Jahr
alter als Manner.

Welche Zusammenhange bestehen zwischen Ein-
kommen und Gesundheit?

Neben dem Alter hangt auch das Einkommen stark mit
dem Gesundheitszustand zusammen. Niedriges Ein-
kommen geht sowohl bei Jiingeren (bis 64 Jahre), als
auch bei Alteren (ab 65 Jahren) Hand in Hand mit dem
vermehrten Auftreten aller drei in EU-SILC erfassten
gesundheitlichen Probleme.

Dabei fallen die Einkommensunterschiede mit hohe-
rem Alter tendenziell etwas starker ins Gewicht (siehe
Grafik 9): Bei den Jlingeren schatzen 12% der Perso-
nen mit niedrigem Einkommen und 3% derjenigen mit
hohem Einkommen ihre Gesundheit als schlecht oder
sehr schlecht ein - ein Unterschied von 9 Prozentpunk-
ten. Bei den Alteren betragt der Unterschied zwischen

der hohen und niedrigen Einkommensgruppe bereits
12 Prozentpunkte. Ebenso in Bezug auf chronische Er-
krankungen: Unter den bis 64-Jahrigen haben 37% der
Menschen mit niedrigem Einkommen eine dauerhafte
Krankheit, im Vergleich zu 24% derjenigen mit hohem
Einkommen - ein Unterschied von 13 Prozentpunkten.
Bei den ab 65-Jahrigen betragt der Unterschied 16 Pro-
zentpunkte.

Der Zusammenhang zwischen Einkommen und Ge-
ist dabei

Wirkungs-Beziehung zu deuten. Gesundheitsrelevante

sundheit nicht als einfache Ursache-
Verhaltensweisen wie Essgewohnheiten, Bewegung
und Sport, Alkohol- und Tabakkonsum oder die Inan-
spruchnahme von Vorsorgeuntersuchungen haben
sowohl mit Gesundheitsbewusstsein und Wissen um
gesundheitsforderndes Verhalten, als auch mit den
finanziellen Moglichkeiten zu dessen Umsetzung zu
tun. Einen weiteren wichtigen Faktor stellen gesund-
heitsgefahrdende Eigenschaften von Arbeits- und
Wohnverhaltnissen dar, etwa einseitige korperliche
Belastung, Larm, Feuchtigkeit, Schimmel und Luftver-
schmutzung, denen Menschen mit niedrigem sozio-
6konomischem Status haufiger ausgesetzt sind (vgl.
Statistik Austria 2016b, S. 58). Es ist somit von starken
gegenseitigen Wechselwirkungen zwischen Bildungs-
grad, Erwerbstatigkeit, Einkommen, Gesundheitsver-
halten und Gesundheitszustand auszugehen.
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Grafik 9: Gesundheitsprobleme nach Einkommen und Alter
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Quelle: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2015. Personen ab 16 Jahren. Einkommensgruppen in % des Medians des Aquivalenzeinkom-

mens - siehe Tabelle 1.

Welche Personengruppen sind gesundheitlich be-
sonders benachteiligt?

Von mehrfachen gesundheitlichen Einschrankungen
sind jene Menschen betroffen, auf die mindestens
zwei der drei zuvor genannten Probleme zutreffen. Das
waren im Jahr 2015 641.000 Personen (9% der (iber
15-Jahrigen). Da sich daraus eine erhebliche Benach-
teiligung ergeben kann, stellt dies eine der ,,Kennzah-
len fir Soziale Inklusion in Osterreich® dar, die jahrlich
erfasstund im Rahmen der Nationalen Eingliederungs-
indikatoren beobachtet wird (Till et al. 2015, S. 55).

Altere Menschen sind dabei besonders haufig betrof-
fen. Wahrend in der Altersgruppe 65+ jede flinfte Per-
son (20%) mehrfach eingeschrankt ist, ist es bei den
Jiingeren (bis 64 Jahre) nur etwa jede siebzehnte (6%).

Geschlechterunterschiede bestehen nicht, d.h. Frauen
und Manner zdhlen (unter Berlcksichtigung des ho-
heren Durchschnittsalters von Frauen ab 65 Jahren)
gleich haufig zur Gruppe der Mehrfachbetroffenen.

Neben dem Alter stellt auch das Einkommen einen
wichtigen Faktor dar. Menschen in Niedrigeinkom-
menshaushalten haben laut EU-SILC 2015 mit 14%
eine Uiberdurchschnittlich hohe Wahrscheinlichkeit, in
mehrfacher Hinsicht gesundheitlich eingeschrankt zu
sein. Ein Blick auf die vergangenen Jahre zeigt, dass
dieser Anteil seit 2008 leicht (von 16% im Jahr 2008
auf 14% im Jahr 2015) gesunken ist. Im mittleren und
hohen Einkommenssegment ist der Anteil der mehr-
fach gesundheitlich eingeschrankten Personen seit
Beginn der Zeitreihe hingegen gleich geblieben, ob-
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wohl das Durchschnittsalter der Bevolkerung (und da-
mit das Risiko fur altersbedingte Gesundheitsproble-
me) kontinuierlich ansteigt (vgl. ebd., S. 55).

Grafik 10 bietet einen Uberblick iber den Zusammen-
hang zwischen Alter, Einkommen und dem Auftreten
von mehrfachen Gesundheitseinschrankungen. Men-
schen mit hohem Einkommen sind in allen Alters-
gruppen deutlich seltener von mehrfachen Einschran-
kungen betroffen. Bei den Jiingeren betragt ihr Risiko

nur 3%, also etwa ein Viertel des Risikos von gleich-
altrigen Personen mit niedrigem Einkommen. Bei den
Alteren (ab 65 Jahren) ist das Risiko der Personen mit
hohem Einkommen etwa halb so groR wie das der Per-
sonen mit niedrigem Einkommen. Bei den bis 64-Jah-
rigen fallt auch der Unterschied zwischen dem mitt-
leren und niedrigen Einkommenssegment noch sehr
deutlich aus (niedrig: 12%, mittel: 5%), er verschwin-
det jedoch interessanterweise bei den Alteren nahezu
komplett (niedrig: 22%, mittel: 21%).

Grafik 10: Mehrfache Gesundheitseinschrankungen nach Alter und Einkommensgruppen
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Quelle: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2015. Personen ab 16 Jahren. Einkommensgruppen in % des Medians des Aquivalenzeinkom-

mens - siehe Tabelle 1.

Gibt es auch mit geringem Einkommen ausreichen-
den Zugang zu medizinischer Versorgung?

Rund die Halfte (49%) der Uber 15-Jahrigen in Oster-
reich hat rlickblickend auf die letzten 12 Monate zu-
mindest einmal eine zahnmedizinische Untersuchung
oder Behandlung nach eigener Einschatzung unbe-
dingt bendtigt, 61% haben eine sonstige medizinische
Untersuchung oder Behandlung unbedingt bendtigt.

Fast immer wird dieser Bedarf auch erfillt: Nur rund
2% aller Personen, die eine medizinische Leistung be-
nétigten, nahmen sie nicht in Anspruch. Die Griinde
dafiir sind vielfaltig - neben finanzieller Nichtleistbar-
keit kdnnen auch Angstvor der Behandlung, Abwarten,
ob das Problem von selbst besser wird, oder Verhin-
derung durch berufliche Verpflichtungen ausschlag-
gebend sein. Bei den nicht in Anspruch genommenen
zahnmedizinischen Leistungen standen laut EU-SILC
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2015 zu 34% finanzielle Griinde im Vordergrund, bei
sonstigen medizinischen Leistungen zu 7%.

Personen mit niedrigem, mittlerem und hohem Ein-
kommen geben adhnlich oft an, in den vergangenen
zwolf Monaten zumindest einmal unbedingt eine
zahnmedizinische oder sonstige medizinische Ver-
sorgung bendtigt zu haben (niedrig: 73%, mittel: 72%,
hoch: 71%).

Auch bei der Inanspruchnahme arztlicher Leistungen
bestehen nur geringe Unterschiede. Wahrend 3% der
Personen mit niedrigem Einkommen - gezwungener-
maRen oder freiwillig - auf notwendige MalRnahmen
verzichtet haben, sind es in der mittleren und hohen
Einkommensgruppe jeweils rund 1%.

Diese Werte deuten darauf hin, dass nach eigener Ein-
schatzung bendtigte Untersuchungen und Behandlun-
gen Uber alle drei Einkommensgruppen hinweg fast
immer in Anspruch genommen werden. Uber etwaige
Unterschiede bei der Qualitdt der Behandlung, der
Lange der Wartezeit usw. kdnnen keine Aussagen ge-
troffen werden.

Sterben Arme friiher?

Der schlechtere Gesundheitszustand von Menschen
mit niedrigem sozio6konomischem Status schlagt sich
auch in einer deutlich verringerten Lebenserwartung
nieder - ein statistischer Zusammenhang, der bereits
vielfach durch Studien belegt wurde (vgl. Till/Klotz
2015). Auch fiir Osterreich ergab eine Verkniipfung des
Census mit Daten Verstorbener, dass die Lebenserwar-
tung etwa von Personen mit Hochschulabschluss um
7,0 Jahre (Ma@nner) bzw. 2,8 Jahre (Frauen) hoher lag
als bei Personen mit Pflichtschulabschluss (Klotz/Asa-
mer 2014, S. 209-214). Durch eine Verknlpfung der EU-

SILC-Daten der Jahre 2008 bis 2015 mit Daten Verstor-
bener lassen sich zudem Unterschiede im Sterberisiko

je nach Einkommensgruppe einer Person schatzen.

So wiesen Manner, die im Erhebungsjahr Gber ein
niedriges Einkommen verfligten, im Zeitraum 2008
bis 2015 ein um 32% hoheres Sterberisiko auf als Man-
ner der mittleren Einkommensgruppe. Bei Mannern
mit hohem Einkommen lag das Sterberisiko hingegen
um 42% unter der mittleren Einkommensgruppe. Das
Sterberisiko war fir Manner mit hohem Einkommen
somit nur weniger als halb so grol wie fiir Manner mit
niedrigem Einkommen. Bei den Frauen waren diese
Unterschiede wesentlich schwacher ausgepragt und
zudem statistisch nicht signifikant.

12.3.4 Wohnen

Wohnen stellt einen wesentlichen Aspekt der Lebens-
bedingungen dar. Die Frage nach den Wohnverhalt-
nissen ist von vielerlei Faktoren abhangig, seien es
individuelle Praferenzen, familidgre Bindungen oder
6konomische Notwendigkeiten. Im Folgenden werden
einerseits die Wohnbedingungen der Bevodlkerung in
Osterreichischen Privathaushalten und andererseits
die Kosten fur das Wohnen dargestellt. Neben den drei
Einkommensgruppen werden die regionale Dimension
und die Verteilung auf Eigentum bzw. Miete analysiert.
Zentral ist auch die Untersuchung von zeitlichen Ver-
anderungen in den Wohnkosten.

Wie unterscheiden sich die Wohnbedingungen
nach dem Einkommen?

Wesentlich fir die Gestaltung der Wohnverhaltnisse
ist das jeweilige Einkommen des Haushalts. Deshalb
sollen zuerst die Wohnverhaltnisse nach den auch
bislang herangezogenen drei Einkommensgruppen
dargestellt werden.!® Dazu ist es zunachst wichtig zu

105 Fiir weitere Daten und Indikatoren zum Wohnen vgl. die umfassende Publikation ,Wohnen 2015 Statistik Austria (2016¢).
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beschreiben, wie sich die Haushalte der jeweiligen
Einkommensgruppen regional verteilen - je nachdem
ob Haushalte eher am Land oder in der Stadt leben,
beeinflusst dies die Verteilung der Rechtsverhaltnisse
oder der Bebauungsformen.

Der Prozentsatz der Personen in der niedrigen Ein-
kommensgruppe betragt insgesamt 13,9%, in Wien
und in anderen Stadten mit einer Bevodlkerung von
mehr als 100.000 Personen ist der Anteil an Personen
in Niedrigeinkommenshaushalten mit 19% um einiges
hoher. In kleineren Gemeinden (unter 10.000 Perso-
nen) liegt er hingegen mit etwa 10% unter dem Durch-
schnitt. Etwas uberdurchschnittlich ist auch der Anteil
an Personen mit hohem Haushaltseinkommen in Wien
und anderen groReren Stadten. In Stadten sind somit
Personen sowohl mit niedrigem als auch mit hohem
Haushaltseinkommen haufiger zu finden; allerdings ist
die absolute Anzahl der Personen mit niedrigem und
hohem Einkommen in Gemeinden unter 10.000 Ein-
wohnern und Einwohnerinnen am grofdten (vgl. Statis-
tik Austria 2016b, Tabelle 1.4a).

Gleichzeitig lassen sich Unterschiede in der Struk-
tur der Rechtsverhaltnisse zwischen stadtischen und
l[andlichen Regionen feststellen: Eigentumshauser sind
eher in kleineren Gemeinden vorherrschend, Miet-
wohnungen, aber auch Eigentumswohnungen eher in
groReren Stadten. Im Zusammenhang mit dem Haus-
haltseinkommen zeigen sich dabei deutliche Unter-
schiede: 46% der Personen in Privathaushalten leben
in Eigentumshausern, 10% in Eigentumswohnungen
und 39% in Mietrechtsverhaltnissen. Der Anteil an Per-
sonen in Mietwohnungen ist bei armutsgefahrdeten
Personen mit 65% am héchsten, bei Eigentumsrechts-
verhaltnissen mit 18% (Hauser) bzw. 6% (Wohnungen)
deutlich geringer. Im Vergleich dazu kehrt sich dieses
Verhaltnis bei Personen in Haushalten mit hohem Ein-
kommen um; sie leben hauptsachlich in Eigentums-

rechtsverhaltnissen (siehe Grafik 11). Die Unterschiede
verstarken sich noch, wenn der Vergleich auf Wien oder
andere grofRere Stadte eingeschrankt wird: Hier leben
nur 11% der Personen mit niedrigem Haushaltsein-
kommen in Eigentumsrechtsverhdltnissen und 87%
in Mietrechtsverhaltnissen. Bei Personen mit hohem
Haushaltseinkommen sind es 45% in Eigentum (vier-
mal so viele) und 52% in Miete. Auch die Struktur der
Mietrechtsverhaltnisse unterscheidet sich deutlich:
So leben etwa 33% der armutsgefahrdeten Haushalte
in Gemeindewohnungen, aber nur 8% in Genossen-
schaftswohnungen. Zum Vergleich: 5% der Personen
mit hohem Haushaltseinkommen leben in Gemeinde-
wohnungen und 16% in Genossenschaftswohnungen.
Am héchsten ist der Genossenschaftsanteil in Wien bei
Personen der mittleren Einkommensgruppe (25%).

Eine wichtige Dimension der Wohnbedingungen ist der
zur Verfugung stehende Wohnraum, also die GroRe der
jeweiligen Wohnung. Im Mittel (Median) sind Wohnun-
gen von Personen mit niedrigem Einkommen mit 78m?
um 22m? kleiner als jene der Gesamtbevoélkerung,
Wohnungen von Personen mit hohem Einkommen
mit 139m? hingegen deutlich groRer. Allerdings steht
die GroRe der Wohnung nicht allein im Zusammen-
hang mit dem Einkommen, sondern auch etwa mit der
HaushaltsgroRe oder dem Rechtsverhaltnis.

Um die Haushaltsgrofie zu berticksichtigen, kann die
Nutzflache pro Person berechnet werden. Auch hier
zeigen sich deutliche Unterschiede zwischen den Ein-
kommensgruppen: Im Mittel liber alle Personen stehen
pro Person rund 45m? zur Verfuigung, fiir Personen mit
niedrigem Haushaltseinkommen sind es 37m?, flr Per-
sonen mit hohem Einkommen etwa 62m?. Interessant
ist, dass die zur Verfligung stehende Quadratmeteran-
zahlin den letzten Jahren insgesamt gestiegen ist (von
im Mittel 42m? auf 45m?). Dieser Zuwachs betrifft aber

in erster Linie Personen mit hohem Haushaltseinkom-
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men: Die Quadratmeteranzahl ihrer Wohnungen istim
Vergleich zum Jahr 2008 sogar um 7Tm? hoher (Anstieg
von 55m? auf 62m2). Flir Personen mit niedrigem Haus-
haltseinkommen ist die zur Verfligung stehende Quad-
ratmeteranzahl hingegen gleich geblieben.

Grafik 11: Rechtsverhaltnis nach Einkommensgruppen

Hauseigentum

Wohnungseigentum

Gemeindewohnung

Genossenschaftswohnung

Sonstige Hauptmiete
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Dementsprechend sind Personen in Haushalten mit
niedrigem Einkommen mit 16% in héherem AusmafR
von Platzmangel in der Wohnung betroffen.'®* Insge-
samt sind 6% der Osterreichischen Bevoélkerung von
Uberbelag betroffen, bei Personen in Haushalten mit
hohem Haushaltseinkommen sind es nur 1%.
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Quelle: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2015. Einkommensgruppen in % des Medians des Aquivalenzeinkommens - siehe Tabelle 1. Per-
sonen in Haushalten. Mietfreie Wohnung/Haus: Haushalt ist nicht selbst Eigentiimer, Haus- bzw. Wohnungsbetriebskosten (z.B. Lift,
Miillabfuhr, etc.) werden vom Haushalt selbst bezahlt, jedoch keine Miete.

Wieviel kostet das Wohnen? Und: Wird Wohnen
teurer?

Wohnen als Grundbediirfnis schafft unvermeidbare
Kosten. Die Hohe dieser Kosten bestimmt mit, was fiir
andere Dinge an Geld zur Verfligung steht, und ist folg-
lich fir Lebensqualitdt und -standard von entschei-

dender Bedeutung. Daher werden in EU-SILC auch die
Wohnkosten der befragten Haushalte - als einzige Aus-
gabenkategorie - erfasst. Gemeint sind damit alle Kos-
ten, die durch die Nutzung der Wohnung, in welcher
der Haushalt lebt, entstehen.

104 Dieser wird mit einem Indikator gemessen, der sich an der Definition von ,Wiener Wohnen*“ zum Uberbelag als Vormerkgrund fur
den Zugang zu einer Gemeindewohnung orientiert - siehe Glossar.
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Im Mittel betragen die Wohnkosten im Monat 460 EUR
(d.h. die Halfte der Haushalte gibt mehr, die andere
Halfte weniger als diesen Betrag fiir das Wohnen aus).
Haushalte mit niedrigem Haushaltseinkommen zahlen
mit 410 EUR etwa 10% weniger, jene mit hohem Ein-
kommen mit 530 EUR rund 15% mehr. Haushalte mit
hohem Einkommen haben damit etwa 30% hdhere
Wohnkosten als Haushalte mit niedrigem Einkom-
men - ihr aquivalisiertes Haushaltseinkommen ist
allerdings mindestens dreimal so hoch. Haushalte mit
niedrigem Einkommen sind demnach anteilsmafig
wesentlich starker durch Wohnkosten belastet. In der
zeitlichen Entwicklung zeigt sich, dass die gesamten
Wohnkosten seit dem Jahr 2008 um rund 19% gestie-
gen sind, und zwar fir alle Einkommensgruppen im
selben Ausmal3.

Um die WohnungsgroRe bei der Betrachtung der
Wohnkosten mitzubertcksichtigen, kdnnen die Wohn-
kosten pro Quadratmeter berechnet werden. Insge-
samt betragen die Wohnkosten pro Quadratmeter
5,2 EUR. Der Vergleichswert fir Personen in Niedrig-
einkommenshaushalten ist mit 7,2 EUR um mehr als
ein Drittel hoher, die Quadratmeterkosten flr Haus-
halte mit hohem Einkommen mit 4,3 EUR um rund 18%
niedriger. Das hangt einerseits damit zusammen, dass
sich die Rechtsverhaltnisse je nach Einkommensgrup-
pe unterschiedlich zusammensetzen, also etwa der
Anteil an Mietwohnungen bei Personen mit niedrigem
Haushaltseinkommen hoher ist; und andererseits da-
mit, dass die Quadratmeterkosten mit zunehmender
GroRRe der Wohnung kleiner werden.1%

Grafik 12: Mittlere Wohnkosten und Wohnkosten pro Quadratmeter nach Einkommensgruppen
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Quelle: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2015. Einkommensgruppen in % des Medians des Aquivalenzeinkommens - siehe Tabelle 1.

In der zeitlichen Entwicklung seit dem Jahr 2008 zeigt
sich insgesamt ein Anstieg der Wohnkosten pro Qua-

105-\gl. hierzu Statistik Austria (2016¢), S.47.

dratmeter um 18% (von im Mittel 4,5 EUR 2008 auf
5,2 EUR 2015 - siehe Grafik 13). Diese Belastung ist




12. LEBENSBEDINGUNGEN, ARMUT UND EINKOMMEN IN OSTERREICH

jedoch hochst ungleich verteilt: Die Wohnkosten pro
Quadratmeter sind insbesondere fiir armutsgefahrde-
te Haushalte deutlich angestiegen (um 31% von 5,5 auf
7,2 EUR). Dieser Anstieg ergibt sich aus der etwa gleich-
bleibenden durchschnittlichen Nutzflache pro Person
fur diese Haushalte (bei steigender durchschnittlicher

Nutzflache fiir alle anderen Haushalte) und allgemein
steigenden Wohnkosten. Dadurch verteuerte sich Woh-
nen fir armutsgefahrdete Haushalte pro Quadratmeter
Uberproportional. Am geringsten fallt der Wohnkosten-
anstieg pro Quadratmeter seit 2008 deshalb flr Haus-
halte mit hohem Haushaltseinkommen aus (11%).

Grafik 13: Mittlere Wohnkosten pro Quadratmeter nach Einkommensgruppen 2008 bis 2015
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Quelle: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2008 bis 2015. Einkommensgruppen in % des Medians des Aquivalenzeinkommens - siehe

Tabelle 1.

Welchen Anteil am Haushaltseinkommen haben
Wohnkosten?

Der Wohnkostenanteil stellt dar, wieviel Prozent des
Haushaltseinkommens fiir das Wohnen aufgewendet
werden mussen. Der mittlere Wohnkostenanteil von
Privathaushalten in Osterreich betragt 16%. Grole
Unterschiede zeigen sich nach dem Rechtsverhaltnis:
Haushalte in Mietwohnungen wenden im Mittel zwi-
schen 23% (Gemeinde- und Genossenschaftswohnun-
gen) und 28% (sonstige Hauptmietwohnungen) ihres
Haushaltseinkommens fiir das Wohnen auf, der Wohn-
kostenanteil bei Haushalten in Eigentumshausern
und -wohnungen ist nur etwa halb so groR (11% bzw.

14%). Der bereits zuvor aufgezeigte Zusammenhang
zwischen Einkommensgruppen und Rechtsverhaltnis-
sen gestaltet nun auch entsprechend die Verteilung
des Wohnkostenanteils nach Einkommensgruppen:
Bei armutsgefahrdeten Haushalten ist dieser Anteil mit
36% mebhr als doppelt so hoch wie im Mittel, bei Haus-
halten mit hohem Einkommen mit 8% nur halb so hoch.

Energiekosten stellen einen wesentlichen Bestand-
teil der Wohnkosten dar. Im Mittel betragen die Ener-
giekosten 122 EUR im Monat. Fiir Energie miissen die
Privathaushalte in Osterreich rund 4% ihres Haus-
haltseinkommens aufwenden. Die Energiekosten von
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armutsgefahrdeten Haushalten sind mit 100 EUR im
Mittel rund 20% geringer als fur die Gesamtbevdlke-
rung, die von Haushalten mit hohem Einkommen mit
152 EUR um rund 25% hoher. Fiir armutsgefahrdete
Haushalte betragt jedoch der Energiekostenanteil mit
9% mehr als das Doppelte als im Durchschnitt der Be-
volkerung, Haushalte mit hohem Einkommen geben
mit 2% im Mittel nur einen wesentlich geringeren An-
teil ihres Einkommens flr Energie aus.2%

Wer hat (zu) hohe Wohnkosten?

Wohnkosten als notwendige Ausgaben des Haushalts
reduzieren das verflighare Einkommen. Deshalb ist
von Interesse, wie hoch der jeweilige Anteil der Wohn-
kosten am Haushaltseinkommen ist. Wird ein be-
stimmter Schwellwert Giberschritten, wird von hoher
Wohnkostenbelastung gesprochen.

Eine Wohnkostenbelastung von Uber 40% ihres Haus-
haltseinkommens haben insgesamt 6% der Bevolke-

rung, das sind rund 536.000 Personen in 341.000 Haus-
halten. In hdherem Ausmal sind mit 17% Einpersonen-
haushalte betroffen. Personen in armutsgeféahrdeten
Haushalten haben zu mehr als einem Drittel (35%) eine
hohe Wohnkostenbelastung, das sind rund drei Viertel
aller Personen in dieser Lage.

Nicht nur die objektive Wohnkostenbelastung, gemes-
sen Uber das Einkommen und die Kosten, sondern
auch die subjektive Einschatzung der Belastung geben
Auskunft Gber das Wohlergehen und die Lebensbedin-
gungen der Haushalte. Demnach leben 14% der Per-
sonen in Haushalten mit subjektiv stark empfundener
Belastung durch die Wohnkosten, bei armutsgefahr-
deten Personen ist der Anteil mit 29% doppelt so hoch
- damit allerdings etwas geringer als der Anteil der
Personen mit ,,objektiv“ hoher Wohnkostenbelastung.
Insgesamt sind etwas weniger Personen von subjektiv
starker Belastung durch Wohnkosten betroffen als von
objektiv gemessenen hohen Wohnkosten.

Grafik 14: Hohe Wohnkostenbelastung und subjektiv starke Belastung durch Wohnkosten nach

Einkommensgruppen
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Quelle: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2015. Einkommensgruppen in % des Medians des Aquivalenzeinkommens - siehe Tabelle 1.

08 Ausfihrlichere Informationen zu Energiekosten finden sich in Statistik Austria (2016¢), S. 52ff.

7 Fiir den Vergleich unterschiedlicher Konzepte siehe Heuberger/Zucha (2015). Hier wird die europdisch vereinheitlichte Definition her-
angezogen: Von hohem Wohnkostenaufwand wird dann gesprochen, wenn der Wohnkostenanteil tiber 40% betrdgt (siehe Glossar).
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12.3.5 Verschuldung und Zahlungsschwierigkeiten
Dieser Abschnitt beschaftigt sich mit der finanziellen
Situation von Privathaushalten in Osterreich tiber das
laufend bezogene Einkommen hinaus. Erganzend zur
Verteilung des Haushaltseinkommens (siehe Abschnitt
12.1) wird dargestellt, ob und wie Haushalte mit ihrem
Einkommen auskommen und wie sich ihr finanzieller
Spielraum gestaltet. Den Abschnitt Giber das Wohnen
(siehe Abschnitt 12.3.4) fortsetzend wird nun auch die
Finanzierung des Wohnraums liber Kredite analysiert.

Schulden schranken aufgrund der laufenden Rick-
zahlungsverpflichtungen den finanziellen Spielraum
eines Haushalts ein und reduzieren damit das de facto
frei verfugbare Haushaltseinkommen. Gleichzeitig
wird durch Verschuldung oftmals erst ein erwiinsch-
ter materieller Lebensstandard erméglicht (z.B. durch
Wohnkredite, aber auch durch Kredite fir Wohnungs-
ausstattung, andere Konsumguter, PKW, Reisen etc.).
Zwar werden Schulden bzw. Riickzahlungsverpflich-
tungen nicht fir die Berechnung des verfligbaren
Haushaltseinkommens mitberticksichtigt!®®, dennoch
ist das Thema ,Verschuldung® wesentlich fiir die Be-
richterstattung uber Lebensbedingungen: Schulden
stellen nicht per se ein (finanzielles, gesellschaftliches
oder sozialpolitisches) Problem dar, sondern sind zu-
nachst einmal das Ergebnis einer geplanten, rationa-
len Entscheidung der Haushalte. Problematisch sind
Schulden dann, wenn der Haushalt seinen Riickzah-
lungsverpflichtungen nicht mehr nachkommen kann.
Daher ist es wesentlich fiir eine Kreditaufnahme, wie
gut der Haushalt die Chancen einschatzt, den Kredit
auch tatsachlich zurtickzahlen zu kénnen.

Deshalb soll zuerst der Frage nachgegangen werden,
welche Haushalte welche Art von Krediten haben, um

die Grinde zu verstehen, weswegen sich Haushalte
verschulden. Im Folgenden wird untersucht, welche
Haushalte (Rilck-)Zahlungsschwierigkeiten haben. Im
letzten Teil wird dargestellt, welche Haushalte (iber
genligend finanzielle Moglichkeiten verfligen, sich un-
erwartete Ausgaben leisten zu kénnen, und welche
nicht. Im Fokus stehen auch hier die Unterschiede zwi-
schen den Einkommensgruppen.

Wie hangen Einkommenssituation und vorhandene
Kredite zusammen?

Rund 42% der Personen leben in Haushalten, die einen
oder mehrere laufende Kredite haben. Das Vorhan-
densein eines Kredites steht in Zusammenhang mit
dem verfligbaren Haushaltseinkommen: Nur 25% der
Personen der niedrigen Einkommensgruppe haben in
ihrem Haushalt mindestens einen laufenden Kredit,
bei Personen in Haushalten mit mittlerem oder hohem
Einkommen betragt dieser Anteil jeweils 44%. Es zeigt
sich, dass eher die mittleren bzw. héheren Einkom-
mensschichten Kredite aufnehmen.

Im Folgenden wird zwischen Krediten zur Schaffung
von Wohnraum und Konsumkrediten unterschieden.
Erstere dienen zur Errichtung bzw. zum Erwerb von
Wohneigentum oder zur Finanzierung etwa des Ge-
nossenschaftsanteils bei Genossenschaftswohnun-

gen, zweitere fiir alle sonstigen Zwecke.

Die Schaffung von Wohnraum ist der haufigste Grund
flr eine Kreditaufnahme (siehe Grafik 15): 22% der Be-
volkerung haben (ausschlieBlich) einen laufenden Kre-
dit fur das Wohnen in ihrem Haushalt, 14% nur einen
Konsumkredit. In Haushalten mit beiden Kreditarten
leben 6% der Personen. Anders das Bild fiir Personen

in armutsgefahrdeten Haushalten: Hier ist der Anteil

108 Sprich: sie werden nicht abgezogen; anders als in der Erhebung des Household Finance and Consumption Surveys (HFCS) der
Osterreichischer Nationalbank, wo Schulden den Vermdgen gegenibergestellt werden, um das Nettovermdégen zu ermitteln.
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mit nur Wohnkrediten (6%) wesentlich niedriger und
jener mit Wohn- und Konsumkrediten betragt mit
2% nur etwa ein Drittel verglichen mit dem Gesamt-
durchschnitt. Dafiir sind Konsumkredite fir Niedrig-
einkommenshaushalte bedeutender: 17% haben (aus-
schlieBlich) Konsumkredite. Den hochsten Anteil an
Wohnkrediten (30% ausschlieBlich und in Kombina-
tion mit Konsumkrediten) weisen Personen in Haus-
halten mit hohem Einkommen auf; sie wohnen auch
haufiger in Eigentumshdusern bzw. -wohnungen.

Die Entscheidung sich zu verschulden, hangt auch von
bestimmten Lebensphasen ab. Dies zeigt sich etwa

Grafik 15: Kreditarten nach Haushaltstyp

Mehrpersonenhaushalt + 2 Kinder
Mehrpersonenhaushalt + mind. 3 Kinder
Haushalte mit Kindern
Mehrpersonenhaushalt + 1 Kind
Haushalte ohne Pension
Mehrpersonenhaushalte ohne Kinder
Einelternhaushalt

Insgesamt

Alleinlebende Manner

Alleinlebende Frauen
Mehrpersonenhaushalte mit Pension
Alleinlebende Manner mit Pension
Haushalte mit Pension

Alleinlebende Frauen mit Pension

bei der Unterscheidung nach dem Haushaltstyp. Den
hoéchsten Anteil an Krediten weisen Personen in Haus-
halten mit Kindern auf (55%); bei diesen ist auch der
Anteil an Wohnkrediten (entweder alleine oder gemein-
sam mit Konsumkredit) deutlich iber dem Durchschnitt
(39%). Einzige Ausnahme bilden Einelternhaushalte.

Interessant erscheint auch der merklich hohere Anteil
an Haushalten mit nur Konsumkrediten bei mannli-
chen Alleinlebenden ohne Pension - dies kann zum
Teil auf Unterschiede in der Einkommenssituation (mit
hoherem Einkommen lassen sich Kreditverpflichtun-
gen leichter eingehen) zuriickzufiihren sein.

0% 10%

Wohnkredite und Konsumkredite

[ Nur Wohnkredite

20% 30% 40% 50% 60% 70%

Il Nur Konsumkredite

Quelle: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2015. Personen in Haushalten. Einkommensgruppen in % des Medians des Aquivalenzeinkom-

mens - siehe Tabelle 1.

Wen treffen (Riick-)Zahlungsschwierigkeiten?
Zahlungsruckstande verweisen auf Liquiditatspro-
bleme des Haushalts, etwa aufgrund eines niedrigen

Einkommens bzw. Einkommensriickgangs oder -aus-
falls, steigender Ausgaben oder mangelnder finanzi-
eller Reserven. Kénnen Haushalte ihren Zahlungsver-
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pflichtungen nicht mehr nachkommen, hat dies fur
den Haushalt zumeist unmittelbare Konsequenzen,
u.a. die Reaktion der jeweiligen Glaubiger bzw. Kredit-
geber (Mahnungen, Einforderung von Verzugszinsen,
Bonitat).
Zahlungsriickstéande auch als eines der Merkmale fiir

Verschlechterung der Deshalb werden
die EU-Definition erheblicher materieller Deprivation
herangezogen (siehe Abschnitt 12.2).

Insgesamt leben rund 6% der Bevolkerungin Osterreich
in Privathaushalten mit Zahlungsriickstanden. Dieser
Anteil setzt sich zusammen aus Zahlungsruckstanden
bei Wohnkrediten und/oder Miete (3%), bei Betriebs-
kosten (4%) oder bei sonstigen Zahlungen (2%) - diese
konnen natirlich auch mehrfach im gleichen Haushalt

auftreten. Personen in armutsgefahrdeten Haushalten
haben ein héheres Risiko von Zahlungsriickstanden
(18%), wogegen nur etwa 1% der Personen in Haushal-
ten mit hohem Einkommen betroffen sind.

Insgesamt gibt es die meisten Zahlungsrickstande
aufgrund von wohnbezogenen Zahlungen. Der Unter-
schied zu anderen Zahlungsriickstanden ist insbeson-
dere bei armutsgefahrdeten Personen deutlich: 10%
fir Wohnkredite oder Miete bzw. 11% flir Betriebskos-
ten gegeniiber 7% fiir sonstige Zahlungen. Zahlungs-
rickstande in zumindest zwei Bereichen weisen
insgesamt 2% der Bevolkerung auf, bei Personen in

Haushalten mit niedrigem Einkommen sind es 8%.

Grafik 16: Zahlungsriickstande nach Einkommensgruppen

12%
10%

10

8%
6%
4% 3
2%

0% L
Insgesamt

Wohnkredit/Miete

Niedrig (<60%)

[V Betriebskosten

Mittel (60% bis <180%)

M Sonstige Zahlungen

Quelle: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2015. Personen in Haushalten. Gerundete Werte. Einkommensgruppen in % des Medians des
Aquivalenzeinkommens - siehe Tabelle 1. Personen mit hohem Einkommen liegen bei den drei Arten der Zahlungsriicksténde je-

weils unter 1% und werden daher nicht ausgewiesen.

Wer hat die Moglichkeit, unerwartete Ausgaben zu
begleichen oder zu sparen?

Um die finanzielle Situation des Haushalts einzu-
schatzen, wird nicht nur nach aktuellen Zahlungs-
schwierigkeiten gefragt, sondern auch, ob etwaige

unerwartete Zahlungen bestritten werden konnen.
Ebenso wird erfasst, ob die Mitglieder des Haushalts
ab 16 Jahren die Moglichkeit haben, jeweils mindes-
tens 15 EUR im Monat zu sparen.
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Grafik 17: Unerwartete Ausgaben und Sparen nach Einkommensgruppen

60%
50%
40%
30% 23

20% 16
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7

[ .

o L
Niedrig (<60%)

Insgesamt

Unerwartete Ausgaben nicht finanzierbar

Mittel (60% bis <180%) Hoch (>=180%)

[l Niemand (der ab 16-J3hrigen im HH) kann mind. 15 Euro im Monat sparen

Quelle: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2015. Einkommensgruppen in % des Medians des Aquivalenzeinkommens - siehe Tabelle 1.

Personen in Haushalten.

Etwa 23% der Bevolkerung insgesamt leben in Haus-
halten, die nicht Gber die entsprechenden Ressourcen
verfuigen, unerwartete Ausgaben bezahlen zu kénnen.
Der Anteil hat sich in den letzten Jahren wenig ver-
andert. Das Auftreten dieses Problems ist bei Perso-
nen in Haushalten mit niedrigem Einkommen mit 53%
mehr als doppelt so hoch wie in Haushalten mit mittle-
rem Einkommen (19%).

Zusatzlich leben etwa 7% der Bevolkerung in Haushal-
ten, in denen keine Person ab 16 Jahren mindestens
15 EUR sparen kann. In armutsgefahrdeten Haushalten
ist der Anteil mit 16% mehr als doppelt so hoch. Vor
allem Personen in Einpersonenhaushalten und in Ein-
elternhaushalten haben nicht die Méglichkeit zu sparen.

12.3.6 Materielle Lebensbedingungen und
finanzielle Einschrankungen

Wie in Abschnitt 12.2 gezeigt, sind in Summe 302.000

Personen von erheblichen materiellen Einschrankungen'®

199 Sjiehe Glossar.

betroffen, das sind 3,6% der Bevolkerung. Davon sind
165.000 Personen gleichzeitig materiell benachteiligt
und haben niedrige Haushaltseinkommen. Das heift,
dass jene, die den Mindestlebensstandard nach eu-
ropdischer Festlegung nicht erreichen, zu 55% auch
armutsgefahrdet sind.

Welchen Zusammenhang gibt es zwischen Einkom-
men und Lebensstandard?

Die Einkommenssituation von Haushalten hat viel da-
mit zu tun, was sich Familien oder einzelne Haushalts-
mitglieder leisten kdnnen bzw. worauf sie verzichten
mussen. Doch es gibt auch scheinbar widerspruchliche
Situationen, etwa wenn trotz niedrigem Einkommen
die materiellen Lebensbedingungen ,gut® (im Sinne der
Erfullung der Mindesterfordernisse) sind: 1.013.000 Per-
sonen sind armutsgefahrdet, aber nicht materiell de-
priviert. Das Aufbrauchen von Ersparnissen oder das
»Schulden machen kénnen®“ ermdglichen in solchen
Fallen - zumindest Uber einen begrenzten Zeitraum -
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Konsum, der allein durch das laufende Einkommen nicht
gedeckt ware. Vielfach sind auch bestimmte langlebige
Guter bereits im Haushalt verfiigbar, da sie in Perioden
mit hoherem Einkommen angeschafft wurden. Durch
die Betrachtung des laufenden Haushaltseinkommens,
ohne Berucksichtigung von Vermoégen, Ersparnissen
oder Verschuldung (wie sie dem Indikator Armutsge-
fahrdung zu Grunde liegt), kommt es also manchmal
zu einer Nichtibereinstimmung von materieller und
finanzieller Lebenslage. Deshalb ist eine einander er-
ganzende Darstellung - wie sie das Europa 2020-Sozial-
ziel verfolgt - durchaus sinnvoll. Es wurde auch vielfach
nachgewiesen, dass der Faktor ,,Zeit“ eine wesentliche
Rolle spielt: Fiir die von Armutsgefahrdung betroffenen
Haushalte ist vor allem die Verweildauer in diesem Zu-
stand wesentlich.!® Gordon et al. (2000) haben gezeigt,
dass der Lebensstandard eines Haushalts erst allmah-
lich und bei langerfristigem Verbleib auf niedrigem
Einkommensniveau fallt. Wenn es noch die Moglichkeit
gibt, Riicklagen aufzubrauchen oder Kredite aufzuneh-
men, kdnnen Einkommensverluste fiir eine gewisse Zeit
abgefedert werden. Jedoch wurde bereits in Abschnitt
12.3.5 dargestellt, dass gerade Personen in Niedrigein-
kommenshaushalten seltener die Moglichkeit haben,
Ersparnisse zu konsumieren bzw. oft schon verschul-
det sind. Daher stellen zusatzlich notwendige Ausga-
ben vielfach ein unuberwindbares Problem dar. 23%
aller Menschen in Osterreich leben in Haushalten, die
keine unerwarteten Ausgaben in Hohe von 1.100 EUR
finanzieren konnen.' In Niedrigeinkommenshaus-
halten sehen sich gar 53% der Personen nicht in der
Lage, unerwartete Ausgaben zu bestreiten.

Umgekehrt kénnen Einschrankungen sichtbar wer-
den, die man auf Grund des Einkommens nicht ver-
muten wirde: 137.000 Personen sind erheblich ma-
teriell benachteiligt, obwohl sie lber ein mittleres
Haushaltseinkommen verfligen.’*? Hier kdnnen hohe
Ausgaben - etwa fiir das Wohnen, fiir Unterhaltsleis-
tungen, fur Konsumkredite oder auf Grund anderer
Lebensumstande wie Krankheit - die Diskrepanz zwi-
schen hoherem Einkommen und niedrigem Lebens-
standard erklaren.

Im Grofden und Ganzen gilt jedoch, dass die materielle
Lebenslage eines Haushalts eng an dessen Einkom-
men gekoppelt ist. Ergdanzend dazu stellt der Indika-
tor der erheblichen materiellen Deprivation dessen
Wirkung auf den tatsachlichen Lebensstandard in den
Fokus.

Wie sehr sind Niedrigeinkommenshaushalte von
materiellen und finanziellen Einschrankungen
betroffen?

Wahrend 2% der Personen in Haushalten mit mittle-
rem Einkommen als erheblich depriviert gelten, sind
es 14% der Personen in Haushalten mit niedrigem
Einkommen. Von den Gewohnheiten, die zum europai-
schen Mindestlebensstandard gerechnet werden, sind
das Verbringen einer Urlaubswoche pro Jahr (auch,
wenn dies nur bei Verwandten oder durch Zuschus-
se finanziert ist) und eine ausgewogene Erndhrung
jene, bei denen einkommensbezogene Nachteile am
haufigsten sichtbar werden.!** Mehr als ein Drittel der
Personen in Niedrigeinkommenshaushalten konnen

0 Frgebnisse zu dauerhafter Armutsgefdhrdung siehe Statistik Austria 2016b, Tab. 5.6a und b.

1 Dies jst einer der neun Indikatoren fir ,erhebliche materielle Deprivation® (mind. 4 von 9 Deprivationsmerkmalen muissen vorlie-
gen - siehe auch Abschnitt 12.2) und jener, der am hdufigsten bejaht wird.

12 Hingegen gibt es im Bereich des hohen Einkommens praktisch keine Uberschneidung mit erheblicher materieller Deprivation mehr.

13 AuBerdem: unerwartete Ausgaben zu tétigen und Zahlungen rechtzeitiq zu begleichen - siehe bereits Abschnitt 12.2. Eine voll-
sténdige Liste der europdischen sowie ergénzende nationale Indikatoren zur materiellen Lebenslage nach Einkommensgruppen
und anderen Merkmalen siehe Statistik Austria 2016b, Tab. 2.2 und 2.3.
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sich keinen Urlaub leisten. 15% mussen sich bei den
Ausgaben fur ihre Erndhrung einschranken. Bereits im

Bereich des mittleren Einkommens fallen diese Nen-

nungen wesentlich geringer aus.

Grafik 18: Materielle Einschrankungen im Haushalt nach Einkommensgruppen
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Quelle: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2015. Personen in Haushalten. Einkommensgruppen in % des Medians des Aquivalenzeinkom-
mens - siehe Tabelle 1. Sind in der Randverteilung weniger als 50 oder in der Zelle weniger als 20 Féille vorhanden, wird geklammert.
Mit * gekennzeichnete Items zéihlen zu den neun Merkmalen erheblicher materieller Deprivation nach EU-Definition (vgl. Abschnitt
12.2) und berticksichtigen nur finanzielle Griinde und nicht ... .weil der Haushalt es nicht will".

Zusatzlich zu den europaweit einheitlich definierten
Merkmalen des Lebensstandards sind auf der Haus-
haltsebene auch das Vorhandensein von Internet und
PC relevant. Weitet man hier die Betrachtungsweise
auf jene aus, die zusatzlich zur Nichtleistbarkeit Ein-
schrankungen fiir den Haushalt aus anderen Griinden
(,der Haushalt will das nicht“) berichteten, sind jeweils

rund ein Viertel in Haushalten mit niedrigem Einkom-

men betroffen.!4

Welche materiellen Benachteiligungen ergeben

sich fiir Erwachsene?
Wie beim Lebensstandard der Haushalte als Ganzes

sind auch personliche finanzielle Einschrankungen vor-

14 Fine kritische Diskussion dieser - oft schwierigen - Unterscheidung zwischen Nicht-Leistbarkeit und Nicht-Verfiigbarkeit aus
sonstigen Griinden fur die Messung von Deprivation findet sich im Bericht zu EU-SILC 2014 (Lamei et al., 2015, S. 34).




12. LEBENSBEDINGUNGEN, ARMUT UND EINKOMMEN IN OSTERREICH

wiegend fiir Erwachsene in Niedrigeinkommenshaus-
halten gegeben. Personen in Haushalten mit hohen
Einkommen haben selten finanzielle Griinde, auf mate-
rielle Gliter oder Verhaltensweisen, die mit Kosten ver-
bunden sind, zu verzichten.!*> Das Potential, Gber einen
Teil des Haushaltseinkommens individuell zu verfugen,
scheint zum einen deutlich von der absoluten Einkom-
menshoéhe abzuhdngen; zum anderen ist es abhangig
vom Geschlecht (auch innerhalb der Einkommens-
gruppen ergeben sich Unterschiede)'*®; den starkeren
Effekt hat die Einkommenshdhe.

Die Moglichkeit, abgetragene Kleidung durch neue zu
ersetzen, fehlt bei 17% der Frauen und 10% der Man-
ner in Haushalten mit niedrigem Einkommen. 18% der
Frauen in Niedrigeinkommenshaushalten geben an,
nicht jede Woche ein bisschen Geld fiir sich selbst aus-

geben zu kdnnen, bei den Mannern sind es 14%.'*" Bei
mittlerem und hohem Haushaltseinkommen kommt
das nur sehr selten vor. Mit dem Sparen verhalt es sich
auf héherem Niveau insgesamt und zwischen den Ge-
schlechtern ahnlich: Am seltensten sparen kdénnen
Frauen und Manner in Haushalten mit niedrigem Ein-
kommen (31% bzw. 33%).

Als die trennscharfsten Merkmale flr Deprivation, d.h.
was sich Personen in Haushalten mit niedrigem Ein-
kommen im Gegensatz zu den meisten anderen nur
schwer leisten kdnnen, erweisen sich eigenes Sparen
und mit Geld verbundene Freizeitaktivitdten (siehe
Abschnitt 12.3.7). Auch das Treffen mit Freunden ist
- wenn gemeinsam etwas konsumiert wird - einkom-
mensabhangig (siehe ebd.).

Grafik 19: Nicht-Leistbarkeit fiir Frauen und Manner nach Einkommensgruppen
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Quelle: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2015. Personen ab 16 Jahren. Gerundete Werte. Einkommensgruppen in % des Medians des
Aquivalenzeinkommens - siehe Tabelle 1. Personen mit hohem Einkommen liegen bei Nichtleistbarkeit ,abgetragene Kleider zu
ersetzen“ und ,Geld fir eigenen Bedarf auszugeben* jeweils bei 0 bis 1% und bei ,jeden Monat 15 Euro sparen” bei unter 3% und
haben sehr geringe absolute Fallzahlen - sie werden daher nicht ausgewiesen.

15 Die Mdglichkeit fiir persénliche Ausgaben von Erwachsenen soll nicht nur im Hinblick auf ihr eigenes (Erwerbs-)einkommen be-
urteilt werden - auch wenn ein Teil des Haushaltsbudgets fir derartige persénliche Ausgaben verwendet werden kann, gilt die

Ausgabe als leistbar.

16 \gl. dazu ausfihrlicher Lamei et al. (2015) im Bericht zu EU-SILC 2014, S. 37ff.

1 Hier wurden 2014 héhere Quoten fur Nicht-Leistbarkeit gemessen und teilweise gréliere Geschlechterunterschiede festgestellt
(vgl. ebd.,, S. 39) - die Abhdngigkeit von der Einkommensgruppe bleibt aber im Jahresvergleich deutlich.
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Wie sind Kinder von geringem Lebensstandard
betroffen?

Fast ein Viertel der im Jahr 2015 Armuts- und Ausgren-
zungsgefahrdeten sind Kinder und Jugendliche unter
20 Jahren (24% bzw. 380.000 Personen). Das Risiko
sozialer Ausgrenzung liegt fur diese Altersgruppe mit
22% Uber dem der Gesamtbevdlkerung (18,3%). 17%
der unter 20-Jahrigen leben in Haushalten mit nied-
rigem Einkommen, 78% in Haushalten mit mittlerem
Einkommen und 5% in jenen mit hohem Einkommen
- im Vergleich zur Gesamtbevolkerung sind Kinder
und Jugendliche also bei den niedrigen Haushaltsein-
kommen lber- und den hohen Haushaltseinkommen
unterreprasentiert (vgl. Tabelle 1).

Es zeigt sich, dass erhebliche materielle Deprivation
(Europa 2020-Definition) Kinder und Jugendliche ins-
besondere in bestimmten Haushaltskonstellationen
betrifft: Einelternhaushalte (10%) und Haushalte mit
drei und mehr Kindern (6%) haben ein (iberdurch-
schnittliches Risiko materiell benachteiligter Lebens-
lagen - hingegen sind Haushalte mit einem (3%) oder
zwei Kindern (2%) gut gegen diese Form sozialer Be-
nachteiligung abgesichert.

Aus Sicht der Kinder, die in Niedrigeinkommenshaus-
halten aufwachsen, heildt das: Die Moglichkeiten so-
zialer Teilhabe - denselben Freizeitaktivitaten nach-
zugehen wie Gleichaltrige, Feste zu feiern, Freunde
einzuladen und an kostenpflichtigen Schulaktivitaten
teilzunehmen - sind deutlich eingeschrankt (siehe
im Detail Grafik 23). 8% der jungen Menschen unter
20 Jahren, deren Haushalt in die niedrige Einkommens-
kategorie fallt, haben zu Hause keinen PC oder Laptop
(und auch keinen Tablet-PC), 22 % leben in Haushalten
ohne Internet.

Es ist deshalb so wichtig, auf diese Benachteiligungen
hinzuweisen, da nicht nur der momentane Lebens-
standard der Kinder Einschrankungen erfahrt, sondern
auch die indirekten Voraussetzungen fur ihr zukunfti-
ges Wohlergehen betroffen sind (vgl. Guio et al. 2012).
So wurde bereits in Abschnitt 12.3.2 nachgewiesen, wie
sehr in Osterreich Bildungschancen - und damit auch
die spateren Chancen auf existenzsichernd bezahlte
Erwerbsarbeit - vom Haushaltseinkommen des Eltern-
haushalts abhangig sind.

12.3.7 Gesellschaftliche und kulturelle Teilhabe
Das Einbezogensein in soziale Netze und die Teilnahme
an gemeinschaftlichen Aktivitaten starkt den sozialen
Zusammenhalt und gilt allgemein als erstrebenswert.
Lebensqualitdt und sozialer Status werden neben
dem 6konomischen auch von sozialem und kulturel-
lem Kapital beeinflusst (vgl. Bourdieu 1982). Wer tber
stabile Sozialkontakte verfligt, verschafft sich Zugang
zu Informationen, Erfahrungen und anderen potenti-
ellen Unterstltzungsquellen, die fiir das Erreichen von
Lebenszielen und die Bewaltigung von Herausforde-
rungen in verschiedensten Kontexten forderlich sind.
Das Ausmal} an sozialer Teilhabe hadngt jedoch nicht
nur von individuellen Entscheidungen oder der aktu-
ellen Lebenssituation, sondern auch vom Lebensstan-
dard und soziodemographischen Merkmalen ab.

Als Ebenen der sozialen Teilhabe kénnen Beziehun-
gen im Haushalt, in der Familie, im Freundeskreis
oder in der Nachbarschaft, aber auch die Beteiligung
an zivilgesellschaftlichen und politischen Prozessen
genannt werden. Kulturelle Teilhabe umfasst das Aus-
Uben von Freizeitaktivitaten, die zum psychischen und
physischen Wohlbefinden beitragen. In diesem Ab-
schnitt wird untersucht, welche Zusammenhange sich
zwischen den Méglichkeiten der Menschen, soziale
Beziehungen in den oben genannten Bereichen
aufzunehmen und zu pflegen mit der Einkommens-
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verteilung zeigen. Gleiches wird fir die kulturelle Teil-
habe erortert.!'®

Wie wirken sich Haushaltskonstellationen auf den
Lebensstandard aus?

Der Haushalt bildet die primare Ebene sozialer Kon-
takte einer Person: Mit wem man zusammenlebt, hat
besonders starken Einfluss auf die eigenen Lebens-
bedingungen. Laut EU-SILC 2015 leben in Osterreich
hochgerechnet rund vier Flinftel der Bevélkerung ab
16 Jahren (rund 5,74 Millionen Menschen) in Mehr-
personenhaushalten.’® 1,42 Millionen ab 16-Jahrige
leben alleine, das sind 21% der Frauen und 18% der
Manner. Alleine zu leben bedeutet, nicht direkt in eine
Versorgungsgemeinschaft eingebunden zu sein, d.h.
Lebenserhaltungskosten kdnnen nicht geteilt werden
und finanzielle Absicherung oder ein Ausgleich durch
die Einkommen anderer Haushaltsmitglieder ist nicht
moglich. Altere Menschen leben haufig allein - 38%
aller Einpersonenhaushalte bestehen aus Menschen
Uber 64 Jahre. Von den Frauen in dieser Altersgrup-
pe lebt fast die Halfte allein (45%); von den Mannern
nur rund ein Finftel (21%). Neben Pensionistinnen
und Pensionisten (34%) sind auch Arbeitslose (25%)
verglichen mit Erwerbstatigen (15%) haufiger in Ein-
personenhaushalten vertreten.

Zwischen der Haushaltsform und dem Lebensstan-
dard, gemessen am Haushaltseinkommen, zeigt sich
ein eindeutiger Zusammenhang: Mit 22% sind Allein-
lebende in der Gruppe der Niedrigeinkommensbezie-
henden mehr als dreimal so hdufig vertreten wie in

der hochsten Einkommensgruppe (7%). Personen, die
mit einem Partner (ohne Kinder) im Haushalt leben,
missen demgegeniiber mit 8% deutlich seltener mit
niedrigem Haushaltseinkommen auskommen, ebenso
Familien (14%).

Auf Grund geschlechtsspezifischer Unterschiede be-
zuglich des Risikos sozialer Gefdahrdungslagen wer-
den hier Frauen und Manner in Einpersonen- bzw. in
Einelternhaushalten differenziert betrachtet. 22% der
alleinlebenden Frauen gelten als Niedrigeinkommens-
bezieherinnen, 73% fallen in die Gruppe der mittleren
Einkommen und nur 5% in die Gruppe der hohen Ein-
kommen. Alleinlebende Manner sind demgegeniiber
mehr als doppelt so haufig (11%) Bezieher hoher Ein-
kommen, am unteren Ende der Einkommensvertei-
lung sind sie jedoch mit 21% in dhnlichem Male von
Einkommensarmut bedroht wie alleinlebende Frauen.
Noch prekarer ist die Situation in Einelternhaushalten,
wo die Erwerbseinbindung durch potentiell anfallen-
de Kinderbetreuung erschwert wird: 30% der Mutter
mussen mit einem Einkommen ihr Auslangen finden,
das unter 60% des osterreichischen Medianeinkom-
mens liegt. Im hohen Einkommenssegment sind sie
hingegen praktisch tiberhaupt nicht zu finden.!?

Beeinflussen Einkommensunterschiede die Sozial-
kontakte?

Soziale Kontakte auRerhalb des Haushalts, als weite-
re Ebene der gesellschaftlichen Teilhabe, haben das
Potential, emotional, materiell und mental unterstit-
zend zu wirken. Weil aber soziale Beziehungen zeit-

18 Datenquelle hierfiir ist das im Rahmen der Erhebung EU-SILC 2015 erfragte Sondermodul ,Soziale und kulturelle Teilhabe*. Fiir
die Analyse zur Verfiigung standen die Angaben von 10.935 Personen ab 16 Jahren, die auf die Gesamtbevélkerung der Personen
Jener Altersgruppe hochgerechnet wurden. Fiir inhaltliche Details und eine tabellarische Darstellung der Ergebnisse siehe Statis-

tik Austria (2016b), Kapitel 12.

5 Fiir eine detaillierte Darstellung der Zusammensetzung von Mehrpersonenhaushalten siehe Tabellen 12.1 und 12.2 im Tabellen-

band (ebd., S. 140ff).

120 Aufgrund zu geringer Fallzahlen in der Stichprobe kénnen an dieser Stelle keine Aussagen (ber die Situation von Vétern in Ein-

elternhaushalten getroffen werden.
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intensiv sind und sich sowohl organisatorisch als auch
emotional aufwandig gestalten konnen, gehen sie
zu Lasten von Ressourcen in anderen Bereichen und
werden daher in bestimmten Situationen reduziert
oder abgebrochen. So stellen etwa prekare Lebens-
lagen die Pflege von sozialen Kontakten auf die Pro-
be: Einerseits sind die fir die Teilhabe vorhandenen
(finanziellen, zeitlichen, gesundheitlichen oder ande-
ren) Ressourcen eingeschrankt, andererseits kann der
im Vergleich zu anderen als defizitdr wahrgenommene
eigene Lebensstandard einen durch Scham und Resig-
nation bedingten Ruckzug zur Folge haben.

Anhand der Daten des EU-SILC Moduls 2015 kann un-
tersucht werden, ob das MaR sozialer Kontakte nach
Einkommensgruppen variiert.!? Generell zeigt sich
(vgl. Grafik 20), dass Unterschiede in der Kontakthau-
figkeit stark mit dem Geschlecht zusammenhangen,
wahrend Abstufungen in der Intensitdt nach dem Ein-
kommen je nach beobachteter Bezugsgruppe variie-
ren. Uber drei Viertel der Frauen pflegen, unabhangig
von der Einkommensgruppe zu der ihre Haushalte ge-
horen, intensiven Kontakt mit ihrer Verwandtschaft.
Deutlich mehr als bei den Mannern, bei welchen die In-
tensitat des Kontakts mit der Hohe des Haushaltsein-
kommens leicht zunimmt: 64% der Manner mit nied-
rigem Einkommen und 69% mit hohem Einkommen
geben an, wochentlich personlichen oder indirekten
Kontakt zur Verwandtschaft zu haben.

In der Beziehung zum Freundeskreis zeigt sich flr Frau-
en und Manner mit niedrigem Einkommen dasselbe
Muster: 69% geben an, intensiven Kontakt zu Freun-
dinnen und Freunden zu pflegen, 28% haben regelma-
Rigen Kontakt mit ihnen. Mit dem Einkommen steigt
auch die Intensitat des Kontakts: 74% der Frauen und
73% der Manner mit hohem Einkommen haben inten-
siven Kontakt zu ihren Freundinnen und Freunden.

Neben Unterschieden in der Bedeutung von Familie
und Freundeskreis nach dem Geschlecht, sind auch
Alter, Haupttatigkeit und Haushaltsform bestim-
mende Merkmale flr die Kontaktpflege.’* Sie haben
mafgeblichen Einfluss darauf, welche Ressourcen zur
Aufnahme und Erhaltung von Beziehungen zur Ver-
figung stehen oder durch sie zuganglich werden. Dass
alleinlebende Frauen mit Pensionsbezug und solche
in Eineltern-, aber auch in Mehrpersonenhaushalten
mit zwei Kindern tiberdurchschnittlich haufig in inten-
sivem Kontakt zu Verwandten und Freunden stehen,
lasst schlussfolgern, dass sowohl das emotionale Be-
dirfnis nach Kontakt als auch Unterstiitzungsleistun-
gen wie Kinderbetreuung oder Versorgungsleistungen
Bestandteile der Beziehungen sind.

21 Die Intensitdt der Kontakte wird dabei nach ,kein Kontakt/keine Verwandten/ Freundinnen/ Nachbarinnen®, ,regelmdliiger Kon-
takt“ und ,intensiver Kontakt* differenziert. ,Intensiver Kontakt*“ entspricht dabei wéchentlichen personlichen Treffen und/oder
indirekten Kontakten (per Telefon, SMS, Brief, Fax, Internet), ,regelmdBiger Kontakt“ entspricht seltener als wochentlichen per-
sénlichen Treffen und indirekten Kontakten. Fdlle ohne Angabe zur Kontakthdufigkeit wurden ausgeschlossen.

122 Fiir eine detaillierte tabellarische Darstellung der Kontakthdufigkeit nach soziodemographischen Merkmalen siehe Tabellen 12.4
bis 12.6 im Tabellenband zu EU-SILC 2015, S. 150ff (Statistik Austria 2016b). Das hier beschriebene Malfs der Kontakthdufigkeit
(,intensiver Kontakt*“) entspricht dort der Kategorie ,Mindestens wéchentliche persénliche Treffen und indirekter Kontakt* zu Ver-
wandten, Freundeskreis oder Nachbarschaft. Auch eine textliche Darstellung der Ergebnisse des Sondermoduls ist seitens Statis-

tik Austria in Planung.
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Grafik 20: Kontakt zu Verwandten, Freundeskreis und Nachbarschaft nach Einkommensgruppen
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Quelle: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2015. Personen tber 16 Jahren. Einkommensgruppen in % des Medians des Aquivalenzein-
kommens - siehe Tabelle 1. ,Intensiver Kontakt“: wéchentliche persénliche Treffen und/oder indirekte Kontakte; ,regelmdliger
Kontakt*: seltener als wdchentliche persénliche Treffen und indirekte Kontakte. Fdlle ohne Angabe zur Kontakthdufigkeit wurden

ausgeschlossen.

Insgesamt ist der Zusammenhang zwischen der Zu-
gehorigkeit zu einer bestimmten Einkommensgruppe
und sozialen Kontakten eher schwach ausgepragt.
Dieser Befund macht deutlich, dass sich finanzielle
Benachteiligungen nicht in einem zusatzlichen Mangel
an Sozialbeziehungen niederschlagen, bedeutet aber
auch, dass sich soziale Eingebundenheit, zumindest
was die Kontakthadufigkeit angeht, nicht nachweislich
positiv auf den 6konomischen Lebensstandard aus-
wirkt.

Wie wirken sich geringe Einkommen auf Beziehun-
gen und soziale Aktivititen aus?

34% der Frauen und 33% der Manner haben seltener
als einmal pro Woche personlichen Kontakt zu Freun-
den oder Verwandten. Fir Menschen mit niedrigem
Einkommen kann der damit verbundene finanzielle
Aufwand ein Hindernis darstellen, soziale Beziehun-
gen einzugehen und aufrecht zu erhalten: So geben
13% der Frauen und 12% der Manner in der niedrigen
Einkommensgruppe an, es sich nicht leisten zu kon-
nen, einmal pro Monat Freunde oder Verwandte zu
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treffen, um gemeinsam etwas zu essen oder zu trinken
(vgl. Grafik 21).

Die Qualitat sozialer Beziehungen wurde in EU-SILC an-
hand der Moglichkeit gemessen, andere Menschen um
Hilfe bitten zu konnen sowie Ansprechpartnerinnen
oder Ansprechpartner fir vertrauliche Themen zu ha-
ben. So zeigt sich, dass Menschen mit hohem Einkom-
men eher davon ausgehen, sich auf ihr soziales Netz-
werk verlassen zu konnen: 98% der Frauen und 97%
der Manner mit hohem Einkommen kénnen mit Hilfe

von Verwandten, dem Freundeskreis oder der Nach-
barschaft rechnen, unter Personen mit niedrigem Ein-
kommen sind es bei beiden Geschlechtern jeweils nur
93%. Die Unterschiede nach der finanziellen Situation
zeigen sich auch in der Verfligharkeit von Ansprech-
partnerinnen oder Ansprechpartnern fiir vertrauliche,
personliche Angelegenheiten: 99% der Frauen und 97%
der Manner mit hohem Einkommen kdnnen darauf zu-
rickgreifen, wahrend dies mit niedrigem Einkommen
seltener der Fall ist (94% Frauen, 92% Manner).

Grafik 21: Materielle Einschrankungen in der Freizeitgestaltung fiir Frauen und Manner nach

Einkommensgruppen
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Quelle: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2015. Personen ab 16 Jahren. Gerundete Werte. Einkommensgruppen in % des Medians des
Aquivalenzeinkommens - siehe Tabelle 1. Personen mit hohem Einkommen liegen bei Nichtleistbarkeit von ,mit Kosten verbunde-
nen Freizeitaktivitdten“ und ,Treffen mit Freunden/Verwandten* jeweils bei 0 bis 1% - sie werden daher nicht ausgewiesen.

Welche Rolle spielen soziale Beziehungen fiir die
Zufriedenheit mit dem Leben?

Wie zufrieden Menschen mit ihren personlichen Be-
ziehungen sind, zeigt Grafik 22 fur die drei definierten
Einkommensgruppen und stellt eine Verbindung zur
Lebenszufriedenheit insgesamt her. Sowohl die allge-
meine Lebenszufriedenheit, als auch die Zufrieden-
heit mit sozialen Beziehungen wird mit Werten uber 7
auf einer 11-teiligen Skala (0 = Gberhaupt nicht zufrie-
den, 10 = vollkommen zufrieden) generell hoch bewer-

tet. Dennoch ist ein Zusammenhang mit dem Einkom-
men erkennbar: Je hoher dieses ist, desto hoher ist
die durchschnittliche Zufriedenheit mit dem Leben im
Allgemeinen. Und: Wer {iber ein héheres Einkommen
verfugt, ist im Durchschnitt auch etwas zufriedener
mit seinen sozialen Beziehungen. Die angegebenen
Werte fur die Zufriedenheit mit sozialen Beziehun-
gen sind dabei Giber alle Einkommensgruppen hinweg
hoher als jene fir die allgemeine Lebenszufrieden-
heit. Die groRere Diskrepanz zwischen allgemeiner
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Zufriedenheit und der mit den Sozialbeziehungen fiir
Personen mit niedrigen Einkommen legt nahe, dass
die Zufriedenheit mit den sozialen Kontakten nicht

Uber Unzufriedenheit in anderen Lebensbereichen
hinwegtrésten kann.

Grafik 22: Allgemeine Lebenszufriedenheit und Zufriedenheit mit sozialen Beziehungen nach Einkommens-

gruppen
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Quelle: STATISTIK AUSTRIA, EU-SILC 2015. Personen unter 16 Jahren in Haushalten.

Einkommensgruppen in % des Medians des Aquivalenzeinkommens - siehe Tabelle 1.

Hangt gesellschaftliche Beteiligung vom Einkom-
men ab?

Neben den primaren Beziehungen im Haushalt und
sozialen Kontakten zu Verwandten und dem Freundes-
kreis bietet auch das Engagement in Vereinen, Verban-
den oder anderen Non-Profit-Organisationen die Mog-
lichkeit, soziale Kontakte oder soziale Anerkennung

zu erhalten. Die Bandbreite an Funktionen, die diese
Organisationen erfillen, ist groR, dementsprechend
heterogen konnen sowohl die Motive fiir eine Beteili-
gung als auch die von jeder bzw. jedem Einzelnen ein-
gesetzten und daraus gewonnenen Ressourcen sein.
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Erkennbar ist: Der Grad der Beteiligung an zivilgesell-
schaftlichen und politischen Prozessen steigt mit der
Hohe des Einkommens. Wahrend 17% der Personen in
Niedrigeinkommenshaushalten in den vergangenen
zwolf Monaten in Vereinen oder Organisationen aktiv
waren, sind es in der mittleren Einkommensgruppe
29% und in der hohen 32%; Manner weisen jeweils
eine wesentlich hohere Beteiligung auf als Frauen.
Haufiger leisten Niedrigeinkommensbeziehende Frei-
willigenarbeit auflerhalb einer Organisation (22%),
aber auch bei Personen mit hohem Einkommen ist
dieses Engagement starker ausgepragt (37%). Es zeigt
sich, dass Freiwilligenarbeit sowohl in der niedrigsten,
als auch in der hochsten Einkommensgruppe eher
Frauensache ist.

Aktivitaten in politischen Parteien oder Berufsverban-
den sowie die Teilnahme an Demonstrationen kénnen
unter dem Begriff ,,aktive Burgerschaft“ zusammenge-
fasst werden. Auch hier waren Personen mit hohem
Haushaltseinkommen mit 20% mehr als doppelt so
haufig involviert wie jene mit niedrigem (9%), aber
auch Personen in der mittleren Einkommensgruppe
setzten sich hier deutlich seltener ein (11%).

Wirkt sich das Einkommen auf die kulturelle Teil-
habe aus?

Die Gestaltung der Freizeit leistet einen wichtigen Bei-
trag zum Wohlbefinden und zur Lebensqualitat. Viele
Aktivitaten sind aber mit Kosten fiir Anfahrtsweg,
Eintritt, Mitgliedschaft, Ausriistung oder Material ver-
bunden und daher vor allem fir Niedrigeinkommens-
haushalte erschwert zuganglich. So kénnen sich 29
von 100 Personen mit niedrigem Einkommen (Frauen:
32%, Manner: 26%) keine kostenpflichtigen Freizeit-
aktivitaten leisten, wahrend dies fir die mittlere Ein-
kommensgruppe ein viel geringeres Problem darstellt
(8%) und Personen in Haushalten mit hohem Einkom-

men in ihrer Freizeitgestaltung keinerlei Einschrankun-
gen aus finanziellen Griinden erfahren (vgl. Grafik 21).

Zusatzlich zu den oben genannten Kosten kdnnen auch
der Mangel an Informationen lber Angebote oder Ver-
anstaltungen sowie soziale Hirden den Zugang zu ge-
sellschaftsublichen Freizeitaktivitdten einschranken.
So haben mit 60% um rund ein Drittel weniger Men-
schen mit niedrigem Einkommen in den vergangenen
zwolf Monaten kulturelle Ereignisse und Einrichtungen
wie Kino, Sportveranstaltungen, Live-Veranstaltungen
oder Kulturstatten besucht als Personen mit hohem
Einkommen (91%).

Welche Einschrankungen in der sozialen Teilhabe
erfahren Kinder und Jugendliche?

Fur Kinder konnen Freizeitaktivitdten neben dem
Effekt der Erholung auch eine wichtige Funktion in
Bezug auf die Entfaltung von Begabungen und die An-
eignung sozialer Kompetenzen erfillen. lhre Freizeit-
gestaltung ist dabei, wie Grafik 23 zeigt, meist abhan-
gig von der finanziellen Situation des Elternhaushalts.
Fir jedes dritte Kind (33%) aus Niedrigeinkommens-
haushalten sind regelmalige Freizeitaktivitaten nicht
leistbar, wenn sie mit Kosten verbunden sind. Auch
in Haushalten der mittleren Einkommensgruppe sind
18% der Kinder in ihrer Freizeitgestaltung finanziell
eingeschrankt. Die Pflege sozialer Kontakte gestal-
tet sich fur Kinder in armutsgefahrdeten Haushalten
ebenso deutlich schwieriger: 17% kénnen aus finan-
ziellen Griinden ihre Freunde nicht zum Spielen und
Essen einladen und 7% missen auf Feste zu besonde-
ren Anlassen verzichten.
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Grafik 23: Nicht-Verfligbarkeit von sozialer Teilhabe von Kindern nach Einkommensgruppen
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Glossar

Armutsgefahrdung: Als armutsgefahrdet gelten in der
EU jene Haushalte, deren Aquivalenzeinkommen un-
ter 60% des Medians aller Aquivalenzeinkommen des
Landes liegt. Die Armutsgefahrdungsschwelle 2015
betragt fiir Alleinlebende 13.956 EUR pro Jahr bzw.
1.163 Euro pro Monat. Hinzuzurechnen sind 582 Euro
pro Monat flr jede weitere Person ab 14 Jahren und
349 Euro pro Monat fiir jedes Kind unter 14 Jahren im
Haushalt.

Armutsgefahrdungsliicke: Sie ergibt sich aus der Dif-
ferenz zwischen dem Medianeinkommen von Armuts-
gefahrdeten (jene mit einem Einkommen unterhalb
der Armutsgefdahrdungsschwelle) und der Armuts-
gefahrdungsschwelle. Der statistisch relevante Wert
fur die Armutsgefahrdungsliicke wird Gber den Medi-
an der Aquivalenzeinkommen der Armutsgefahrdeten
ermittelt. Dargestellt wird die Llcke in Prozent dieser
Schwelle (Osterreich 2015: 20,5%). Anders gesagt: Vie-
le der armutsgefahrdeten Personen haben erheblich
weniger Einkommen als die statistische Einkommens-
armut ausweist. Der Median zeigt daher die Differenz
zwischen den tatsachlichen Einkommen der Armuts-
gefahrdeten und der statistisch berechneten Armuts-
gefahrdungsschwelle. Ein durchschnittlicher armutsge-
fahrdeter Einpersonenhaushalt in Osterreich benétigte
2015 demnach monatlich 239 EUR mehr Einkommen,
um die Armutsgefahrdungsschwelle zu Gberwinden.

Aquivalenzeinkommen (auch: verfiigbares Pro-Kopf-
Haushaltseinkommen): Um Haushalte unterschied-
licher GroRe und Zusammensetzung vergleichbar
zu machen, wird das aquivalisierte Nettohaushalts-
einkommen berechnet. Dazu wird das verfligbare
Haushaltseinkommen durch die Summe der Konsum-
aquivalente des Haushalts (mittels EU-Skala bestimmt)
dividiert - siehe Abschnitt 12.1.
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Einkommensgruppen: Gemessen am Median des Aqui-

valenzeinkommens (der Wert, der die Verteilung der ge-

samten Bevolkerung in zwei gleich groRe Halften teilt),

das sind flir 2015 23.260 EUR pro Jahr:

= niedrige Einkommen (unter 60% des aquivalisierten
Medianeinkommens - 2015 unter 13.956 EUR pro
Jahr; entspricht der Gruppe der Armutsgefahrdeten)

= mittlere Einkommen (60% bis <180% des aquivali-
sierten Medianeinkommens - 2015 zwischen 13.956
und 41.868 EUR pro Jahr)

= hohe Einkommen (180% und mehr des aquivalisier-
ten Medianeinkommens - 41.868 EUR pro Jahr und
mehr) - siehe Abschnitt 12.1, Tabelle 1

Erhebliche materielle Deprivation, europaischer Min-
destlebensstandard: Uber neun Aussagen Uber die
Leistbarkeit von Gilitern/Bedurfnissen fiir den Haushalt
festgelegt. Bei Nichtleistbarkeit von mindestens vier
dieser neun Merkmale wird eine erhebliche materielle
Benachteiligung bzw. Einschrankung aller Personen
dieses Haushalts angenommen - siehe Abschnitt 12.2.

Erwerbsintensitat des Haushalts: Weist den Anteil

der Erwerbsmonate aller Personen zwischen 18 und

59 (ohne Studierende) an der maximal moglichen Er-

werbszeit im Haushalt im Referenzjahr aus; beriick-

sichtigt werden dabei sowohl die Erwerbsmonate als

auch die Wochenstunden. Ausgewiesen werden drei

Kategorien:

= keine oder sehr niedrige Erwerbsintensitat (maximal
20% Erwerbsintensitat)

= mittlere Erwerbsintensitat (mehr als 20% und weni-
ger als 85% Erwerbsintensitat im Haushalt)

= hohe Erwerbsintensitat (85% bis 100% Erwerbsin-

tensitat im Haushalt).

Europa 2020-Sozialzielgruppe Armuts- oder Aus-
grenzungsgefahrdung: Personen, auf die mindestens
eines der drei folgenden Kriterien zutrifft:

= Armutsgefahrdung oder

= keine/sehr niedrige Erwerbsintensitatim Haushalt oder
= erhebliche materielle Deprivation - siehe Abschnitt 12.2

Hohe Wohnkostenbelastung: Der Anteil der Bevolke-
rung, bei dem sich die Wohnkosten insgesamt auf mehr
als 40% des verfligbaren Nettohaushaltseinkommens
belaufen (EU-Definition). Wohn- oder Mietbeihilfen
werden in dieser Berechnung vom Wohnungsaufwand
abgezogen und auch beim Haushaltseinkommen nicht
beriicksichtigt.

Mehrfach-Ausgrenzungsgeféahrdung: Gefahrdung durch
mindestens zwei von drei Bereichen der Armuts- und
Ausgrenzungsgefahrdung (= nationaler Eingliederungs-
indikator ,manifeste Armut neu®).

Mehrfache Gesundheitseinschrankungen: Es treffen

mindestens zwei der folgenden drei Merkmale zu:

= sehr schlechter allgemeiner Gesundheitszustand in
der subjektiven Einschatzung

= chronische Krankheit

= starke Einschrankung bei der Verrichtung alltag-
licher Arbeiten durch eine gesundheitliche Beein-
trachtigung seit mindestens einem halben Jahr.

Nicht-Inanspruchnahme einer medizinischen Leis-
tung: Dies bedeutet, dass eine Person in den vergan-
genen 12 Monaten fur sich selbst ein- oder mehrmals
eine zahnmedizinische oder sonstige medizinische
Untersuchung oder Behandlung unbedingt bendtigt,
aber trotzdem nicht in Anspruch genommen hat. Dies
kann finanzielle, aber auch andere Griinde haben (z.B.
Angst, zu lange Wartezeiten). Die Fragen werden ge-
trennt fur zahnmedizinische und sonstige medizini-
sche Untersuchungen gestellt.
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Niedriglohnbeschaftigung (nach ILO-Definition): Der
Bruttostundenlohn von unselbstéandig Beschaftigten
(mit einer Normalarbeitszeit von mindestens 12 Stun-
den, ohne Lehrlinge) liegt unter der Niedriglohngrenze
von 2/3 des Bruttomedianlohns (unter 9,20 EUR brutto).

Schulden: (Rick-)Zahlungsverpflichtungen von Perso-
nen, die an Dritte geleistet werden miissen.

Uberbelag: Als liberbelegt zihlt ein Haushalt, wenn die
Wohnflache weniger als 16m?* betragt, durchschnittlich
weniger als 8m? pro Wohnraum zur Verfiigung stehen
oder die Anzahl der Personen die Anzahl der Wohn-
raume um zwei Ubersteigt (Kriterium der Gemeinde
Wien bei der Vergabe von Gemeindewohnungen).

Unerwartete Ausgaben: Die Moglichkeit, nicht vor-
hergesehene Ausgaben bis zu 1.100 EUR aus eigenen
Mitteln zu finanzieren (z.B. flir Reparaturen); der Be-
trag entspricht der gerundeten monatlichen Armuts-
gefahrdungsschwelle aus EU SILC 2013.

Verfiigbares Haushaltseinkommen: Nettojahresein-
kommen als Summe der Erwerbseinkommen, Kapital-
ertrage, Pensionen und allfalligen Sozialtransfers im
Haushalt abzlglich Steuern und Sozialversicherungs-
beitragen und unter Beriicksichtigung von Unterhalts-
leistungen und sonstigen Privattransfers zwischen
Haushalten.

Wohnkosten: Die gesamten Kosten des Haushalts fur
Miete, Betriebskosten, Zinszahlungen fiir Kredite zur
Schaffung von Wohnraum (bei Wohneigentum und
Genossenschaftswohnungen), Heizung, Energie, In-
standhaltung. Fiir Auswertungen auf Personenebene
werden die Wohnkosten nach EU-Skala aquivalisiert.

Wohnkostenanteil: Der Anteil der Wohnkosten am ge-
samten Nettohaushaltseinkommen.

»Working poor“: Personen im Erwerbsalter (18 bis
64 Jahre), die im Verlauf des Referenzjahres sechs Mo-
nate oder langer Vollzeit oder Teilzeit erwerbstatig
waren und trotz Arbeit ein Einkommen unter der
Armutsgefahrdungsschwelle haben.

Zahlungsriickstand: Aus finanziellen Griinden wur-
den regelmalige Zahlungen (Miete, Betriebskosten,
Kreditriickzahlungen, Wohnnebenkosten, Gebiihren
fir Wasser-, Millabfuhr und Kanal, sonstige Ruck-
zahlungsverpflichtungen) in den letzten 12 Monaten
mindestens einmal nicht rechtzeitig beglichen.
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13. ENTWICKLUNG UND VERTEILUNG
DER EINKOMMEN'#

“More generally, the unequal distribution of both
labour and capital income growth that went hand-
in-hand with the decline of the labour share sug-
gests that these trends might endanger social
cohesion.” OECD 2012, 110

13.1 Einleitung

Gemessen am Bruttoinlandsprodukt pro Einwoh-
ner/in zahlt Osterreich zu den wirtschaftlich leistungs-
fahigsten Volkswirtschaften der Welt. So wurden nach
Berechnungen von Statistik Austria im Jahr 2015
Waren und Dienstleistungen im Gesamtwert von circa
339,9 Mrd EUR produziert. Somit liegt Osterreich mit
einem Bruttoinlandsprodukt pro Kopfvon 39.390 EUR
innerhalb der EU nach Luxemburg, Irland und den
Niederlanden an 4. Stelle. Ein verlasslicher Indikator fur
die Lebensbedingungen der Menschen in diesem Land
ist das aber nicht. Spatestens mit der Veroffentlichung
des Berichtes der Stiglitz-Sen-Fitoussi-Kommission
zur Messung von Wohlstand und sozialem Fortschritt
kommt der Frage nach der Verteilung von Ressourcen
wieder starkere Bedeutung zu. Anstelle einer reinen
Durchschnittsbetrachtung soll die Beschreibung der
Unterschiede und Ungleichheiten in der Gesellschaft
einen realitatsnaheren Einblick in die Lebensrealitaten
der Menschen liefern.

Auf Basis dieser Darstellung lasst sich Gber die Frage
bzw. Existenz einer gerechten Einkommensverteilung
wohl trefflich streiten. Dies ist klarerweise immer auch
eine Frage des Standpunktes und der personlichen

Betroffenheit. Auch die Okonomie als Wissenschaft
driickt sich im Gegensatz zur Philosophie (vgl. dazu
Rawls 1979, Dworkin 1981 und Sen 2009) in der Regel
vor dem Urteil, ab welchem Punkt Ungleichheiten als
Ungerechtigkeiten anzusehen sind. Zweierlei kann den
Diskurs jedoch unabhangig vom individuellen Stand-
punkt bereichern: Erstens, den empirischen Befund fir
Osterreich mit der Entwicklung in anderen Landern zu
vergleichen und zweitens, die Entwicklung fir ein Land
(oder auch mehrere Lander) (iber eine gewisse Periode
zu verfolgen. Somit lassen sich Unterschiede zwischen
Landern oder Landergruppen bzw. Veranderungen
Uber die Zeit feststellen und Aussagen treffen, ob die
Einkommensverteilung in einem Land gleicher/unglei-
cher geworden ist bzw. wo ein Land im internationalen
Vergleich liegt. Diese beiden Formen des Vergleichs
werden im vorliegenden Beitrag auch vorgenommen.

Daruber hinaus stellt sich bei einem Einkommensbe-
richt vor allem die Frage, welche Einkommen unter-
sucht werden. Dies ist von der zu untersuchenden
Fragestellung abhangig, dariuber hinaus aber auch von
der Datenverfligbarkeit. Im Bereich der Einkommens-
verteilung stofit man dabei rasch an Grenzen. Die
mangelhafte Datenverfligbarkeit tritt besonders dort
auf, wo ,Macht- und Interessensfaktoren“ beriihrt
werden (Nowotny 1979). Zweifelsohne ist dies auch
heute noch sehr aktuell. Dennoch lassen sich Dank der
Europédischen Zentralbank (EZB) und der Osterreichi-
schen Nationalbank (OeNB), des Hauptverbands der
Sozialversicherungstrager (HV), der Statistik Austria,
des oOsterreichischen Wirtschaftsforschungsinstitutes
(WIFO) u.a. wichtige Verbesserungen im Bereich der
Datenerfassung, -aufbereitung und -interpretation
feststellen, auf die im Folgenden zuriickgegriffen

werden kann.

125 Wir bedanken uns bei Johannes Biricz (Statistik Austria), Beate Schmotzer (HV), Judith Derndorfer und Stefan Kranzinger (INEQ)
fiir die Unterstiitzung im Zuge der Autbereitung der Daten fiir diesen Bericht, und bei Matthias Schnetzer (AK), Christine Mayr-
huber und Alois Guger (beide WIFO) fiir hilfreiche Anrequngen und erhellende Diskussionen.
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Ausgangspunkt unserer Uberlegung ist die in vielen
aktuellen Studien festgestellte Evidenz (siehe u.a.
Alvaredo et al. 2013; Atkinson 2015; Bassanini und
Manfredi 2012; Keeley 2015; OECD 2011; OECD 2012A),
dass sich in den vergangen drei Jahrzehnten die volks-
wirtschaftlichen Wachstumseffekte sehr ungleich auf
einzelne Haushalte bzw. Individuen verteilt haben.
Stellvertretend dafiir steht eine aktuelle Studie von
Emmanuel Saez (2016) flr die USA. Nach seinen Be-
rechnungen ist das gesamte Realeinkommen in der Pe-
riode 1993-2015 im Durchschnitt um 25,7% angestie-
gen. Wahrend jedoch der Einkommensanstieg fiir die
unteren 99% der Haushalte 14,3% ausmachte, stiegen
die Realeinkommen des obersten 1% der US-amerika-
nischen Haushalte um 94,5%. Somit entfiel nur knapp
die Halfte (48%) vom gesamten Einkommenszuwachs
auf die unteren 99%, wahrend die andere Halfte (52%)

dem obersten 1% zu Gute kam.

Dass eine derart asynchrone Entwicklung der Einkom-
menszuwachse zu massiven sozialen Verwerfungen
fuhren kann, wird in zahlreichen Berichten von OECD,
Weltbank und IMF festgehalten. Die internationalen
Organisationen weisen dariiber jlingst verstarkt auf
einen anderen Effekt der zunehmenden Ungleichver-
teilung der Einkommen hin: namlich, dass sie zu einem
Hemmnis fiir wirtschaftliches Wachstum werden kann
(Ostry 2014; Cingano 2014).

Die Thematik der Einkommensverteilung in Oster-
reich wird in diesem Beitrag in folgenden Schritten
aufbereitet. Anfangs wird die Entwicklung der Ein-
kommen auf gesamtgesellschaftlicher Ebene unter
Berticksichtigung internationaler Entwicklungen un-
tersucht. Danach erfolgt die Analyse der Verteilung

der Haushaltseinkommen. Im Anschluss daran wird
die Verteilung der Einkommen und deren Entwick-
lung auf individueller Ebene dargestellt. Abschlieffend
erfolgt die Zusammenfassung unserer Analysen und
eine Diskussion moglicher wirtschaftspolitischer Mal3-
nahmen.

13.2 Die Entwicklung der
osterreichischen Lohnquote im
internationalen Vergleich

13.2.1 Zur Bedeutung von Lohnquoten -
eine kurze Einfiihrung

Die Lohnquote ist nach wie vor eine wichtige Mal-
zahl fir die Verteilung von Arbeits- und Kapitalein-
kommen.

Die Lohnquote ist der Anteil der Lohneinkommen
am gesamten Volkseinkommen und ist seit Beginn
der klassischen Okonomie einer der wichtigsten Ver-
(Sandmo 2015).
David Ricardo hat die Frage der funktionellen Ein-

teilungsindikatoren Insbesondere
kommensverteilung?** auf die verschiedenen Produk-
tionsfaktoren als zentrale Frage der politischen Oko-
nomie gesehen. Im Vorwort zu seinem Meisterwerk
»On the Principles of Political Economy and Taxation®
schrieb Ricardo (1817) dazu folgendes:

,Die Produkte der Erde - alles, was von ihrer Ober-
fliche durch die vereinte Anwendung von Arbeit,
Maschinerie und Kapital gewonnen wird - werden
unter drei Klassen der Gesellschaft verteilt, ndm-
lich die Eigentiimer des Bodens, die Eigentiimer
des Vermégens oder des Kapitals, das zu seiner

124 Die funktionelle Verteilung beschreibt wie das erwirtschaftete Volkseinkommen auf die sogenannten ,Produktionsfaktoren®
(Arbeit, Kapital) aufgeteilt wird. Die Lohnquote bildet dabei die Betrachtung des Faktors Arbeit ab: Wie hoch ist der Anteil der
Léhne am Volkseinkommen? Spiegelbildlich dazu verhdlt sich die Gewinnguote, der Anteil der Betriebs- und Kapitaleinkommen.
Zusammen addieren sich die Lohn- und die Gewinnquote auf 100%.




13. ENTWICKLUNG UND VERTEILUNG DER EINKOMMEN

Bebauung notwendig ist, und die Arbeiter, durch
deren Tdtigkeit er bebaut wird. [...] Das Haupt-
problem der Politischen Okonomie besteht im
Auffinden der Gesetze, welche diese Verteilung
bestimmen.” (Ricardo 1817)

Da die Bedeutung von Grund und Boden als eigen-
standiger Produktionsfaktor seit Mitte des 19. Jahr-
hunderts geringer geworden ist, hat sich die Diskus-
sion Uber die funktionelle Einkommensverteilung
insbesondere auf die Produktionsfaktoren Arbeit und
Kapital konzentriert. Einer der wichtigsten Indikatoren
ist dabei die Lohnquote.

Hinsichtlich der Berechnung der Lohnquote gilt es drei
statistische sowie methodische Aspekte zu beriick-
sichtigen (OECD 2012B; OECD 2016; Glyn 2011):

(1) Die Entwicklung der so genannten ,unbereinigten
Lohnquote wird zundchst auch von Veranderungen
der Beschaftigungsstruktur beeinflusst. Wenn (z.B. auf-
grund der Abwanderung aus der Landwirtschaftin den
industriellen Sektor) der Anteil von unselbststandig
Erwerbstatigen (gegeniiber selbststandig Erwerbstati-
gen) an der Gesamtzahl der Erwerbstatigen zunimmt,
so wird (unter sonst gleichbleibenden Umstanden)
auch die Lohnquote steigen. Es sollten daher bei der
Berechnung einer ,bereinigten“ Lohnquote die Struk-
turverschiebungen zwischen Selbststandigen und Un-
selbststandigen berucksichtigt werden.'®

Bei der Berechnung der Lohnquote sollten drei

Aspekte berticksichtigt werden:

1. die Veranderung der Struktur der Erwerbstatigen
(Selbststandige und Unselbststandige)

2. imputierte Einkommen fiir die Selbststandigen

3. Ausschluss jener Top-Einkommen, welche de
facto keine Arbeits-, sondern Kapitaleinkommen
sind (Gehalter und Boni-Zahlungen von CEOs)

(2) Da Selbststandige nicht nur Einkommen aus Kapi-
tal erzielen, sondern auch Einkommen aufgrund ihrer
selbststandigen Arbeit, haben sie de facto ein gemisch-
tes Einkommen aus Arbeit und Kapital. Im Unterschied
zur bisher tblichen Berechnungsmethode von Statis-
tik Austria und WIFO, rechnet die OECD dies auch in die
Lohnquote mit ein. Es wird daher bei der Berechnung
der Lohnquote ein Einkommen aus Arbeit fiir Selbst-
standige imputiert (statistisch geschatzt), welches
dem Durchschnittseinkommen der Unselbststandigen
entspricht.!?

(3) Wie in der Einleitung kurz erwahnt, hat die Un-
gleichverteilung der Einkommen in den vergangenen
Jahrzehnten insbesondere deshalb zugenommen, weil
die Einkommen am oberen Rand der Verteilung beson-
ders stark gestiegen sind. Dies gilt insbesondere fiir die
angelsachsischen Lander, aber auch - wenngleich in
geringerem Ausmal} - fuir die kontinentaleuropaischen
Lander (vgl. Alvaredo et al. 2013). Ein Grund dafiir ist
u.a. die hohe Vergutung von Vorstandsmitgliedern, Ge-

15 Da in den vergangenen Jahrzehnten die Anzahl der (insbesondere weiblichen) Teilzeitarbeitskrdifte stark gestiegen ist, miissten
fiir die Bereinigung der Lohnquote korrekterweise Vollzeitdquivalente (anstatt der Anzahl der Beschdftigten) verwendet werden.
Derartige Statistiken sind jedoch nur eingeschrénkt verfigbar. In der vorliegenden Studie wird von einer derartigen Korrektur

daher Abstand genommen.

125 Eine korrekte Berlicksichtigung der Arbeitseinkommen von Selbststéndigen wird in jlingster Zeit insofern ein immer komplexeres
Problem, als die Struktur der neuen Selbststéindigen extrem heterogen ist (vgl. dazu Kap. 13.2.3.). Dabei finden sich nicht mehr
nur Anwdltinnen/Anwdlte, Arztinnen/Arzte und andere Bezieher/innen von in der Regel liberdurchschnittlichen Einkommen, son-
dern auch eine zunehmende Anzahl an Personen, welche de facto in einem direkten Dienstverhdltnis zu einer/einem Arbeitgeber/
in stehen, aber aus sozialversicherungsrechtlichen sowie steuerlichen Uberlegungen zur Selbststéndigkeit angehalten werden.
Die Berticksichtigung eines addquat imputierten Arbeitseinkommens fiir diese Selbststdndigen bei der Berechnung der Lohn-

quote ist einstweilen noch nicht zufriedenstellend geldst.
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schaftsfiihrerinnen/Geschaftsfiihrern und anderen un-
selbststandig Beschaftigten im hoheren Management
(vgl. dazu OECD 2011; Rechnungshof 2014, 2015). Auch
wenn die Einkommen dieser Personen -rein statistisch
gesehen - Arbeitseinkommen aus unselbststandiger
Beschaftigung sind, sind sie de facto Einkommen fur
die Verwaltung, Fihrung und Gestaltung von grofien
und zumeist international agierenden Unternehmen,
wodurch sie nur mehr einen geringen Bezug zu Ar-
beitseinkommen im klassischen Sinne aufweisen. Die
OECD (2012A) hat daher eine Studie vorgelegt, die die
Lohnquoten unter Ausschluss der Einkommen der Top
1% errechnet. Dabei zeigt sich, dass der Riickgang der
Lohnquote 1990/2005 fiir die USA (-4,5 Prozentpunkte
(PP) anstatt -2,3 PP) sowie fur Kanada (-6,0 PP anstatt
-3,1 PP) doppelt so hoch ausgefallen ware, wahrend
sich flr Frankreich, Italien, Spanien und den Nieder-
land kaum Anderungen ergeben. Eine aktuelle Studie
fur die USA (Giovannoni 2014) kommt zu dem Ergebnis,
dass eine um die Einkommen der Top-1% bereinigte
Lohnquote aktuell sogar niedriger ist als in den 1930er
Jahren. Unsere Analysen erlauben uns in diesem Zu-
sammenhang auch erstmals Zahlen fiir Osterreich vor-
zulegen (vgl. dazu Abbildung 9).

13.2.2 Die Entwicklung der Lohnquote in der EU-15
Bevor wir uns der Entwicklung der Lohnquote fur
Osterreich widmen, ist es sinnvoll, sich zunachst die
internationale Entwicklung ndher anzusehen. Wir kon-
zentrieren uns dabei aufgrund der besseren Vergleich-
barkeit ausschlieflich auf die EU-15.12" Die Entwicklung
der bereinigten Lohnquote fiir die EU-15 ist in Abbil-
dung 1 fur die Periode 1975-2014 dargestellt. Um die
wesentlichen Anderungen ber diese lange Zeitspan-
ne verfolgen zu kdnnen, wurde die gesamte Periode in
zwei Subperioden unterteilt: jene vor der Finanzkrise
2008 und jene danach.?®

27 Jene Ldnder, welche ab 2004 in die EU aufgenommen wurden, ermdglichen einen Vergleich nur fir einen relativ kurzen Zeitraum.
Zudem sind die Entwicklungen in diesen Lédndern stark durch den sogenannten Transformationsprozess bestimmt, wodurch eine

Vergleichbarkeit nur eingeschrénkt méglich ist.

128 Um jahrliche Schwankungen zu gldtten, wurden dabei jeweils die Mittelwerte (iber drei Jahre berechnet (1975-77, 2005-2007 und

2012-2014).
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Abbildung 1: Bereinigte Lohnquoten der EU-15 (1975-2014)
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Anmerkung: Bereinigt um die Verdnderung des Anteils der unselbststéndig Beschdftigten an den Erwerbstétigen gegentiber dem
Basisjahr 2010 (vgl. dazu Pkt. (1) in Kap. 13.2.1); die Werte entsprechen jeweils dem dreijéhrigen Mittelwert (1975-77, 2005-07, 2012-14).
Die Grafik enthdlt (von links nach rechts) die Ldnder Griechenland, Irland, Italien, Portugal, Luxemburg, Spanien, Vereinigtes Kénig-
reich, Osterreich, Niederlande, Deutschland, Belgien, Finnland, Schweden, Dédnemark und Frankreich.

Dabei zeigt sich, dass in der Periode 1975-2007 die
bereinigte Lohnquote (mit der Ausnahme von Grie-
chenland) in allen Landern der EU-15 deutlich gefallen
ist. Den starksten Rickgang der Lohnquote weisen
dabei neben Osterreich (-13,1 PP) Irland (-14,6 PP),
Finnland (-13,5 PP), die Niederlande (-9,3 PP), Frank-
reich (-8,7 PP) und GroRbritannien (-8,0 PP) auf.!?® Der
deutliche Riickgang der bereinigten Lohnquoten in
den 1980er und 1990er Jahren wird auch in mehreren
anderen internationalen Studien nachgewiesen und
betont (OECD 2012A; Arpaia, Pérez, und Pichelmann

2009; Glyn 2011). Breuss (2007) zeigt in einer empiri-
schen Untersuchung fiir die EU, dass jene Lander, die
aufgrund der ,,Ostoffnung® einen forcierten Struktur-
wandel in ihrer Handelsstruktur aufzuweisen hatten,
auch einen starkeren Riickgang der Lohnquote zu ver-
zeichnen hatten.

In der Periode 1975 - 2007 istin den Landern der EU-
15 die bereinigte Lohnquote um 3 bis 15 Prozent-
punkte gefallen.

125 Fir Deutschland liegen in dieser Statistik aufgrund des Strukturbruchs 1991 keine Vergleichsdaten fiir 1975-77 vor. Die Entwick-
lung der Lohnquote im Deutschland der BRD verlief in dieser gesamten Periode jedoch generell sehr éhnlich jener Osterreichs.
Auch Deutschland weist fiir die Periode 1975-2007 einen Riickgang der Lohnquote um knapp 10% Prozentpunkte (PP) auf. Die
Daten fiir Portugal kénnen nicht interpretiert werden, da die Werte fiir 1975-77 als nicht plausibel erscheinen.
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Allerdings unterscheiden sich die beiden Sub-Perioden
vor und nach der Finanzkrise 2008 deutlich. Wahrend
in der Periode 1975-2007 die Lohnquoten deutlich ge-
fallen sind, stieg in der Nachkrisenperiode 2008-2014
die Lohnquote in zwolf der 15 EU-Lander wieder an.
Lediglich in Portugal, Irland und GroRbritannien
mussten leichte Ruckgange verzeichnet werden.
Den starksten Anstieg der Lohnquote verzeichneten
Finnland (+7,4 PP), Schweden (+5,8 PP), Frankreich
(+5,3 PP), Belgien (+4,3 PP) und Osterreich (+4,2 PP).
Trotz dieses Anstiegs konnte jedoch der drastische
Rickgang der Lohnquote aus der Periode 1975-2007
mit der Ausnahme von Griechenland in keinem ande-
ren Land kompensiert werden. Der Anstieg der Lohn-
quote in dieser Nachkrisenphase 2008-2014 ist in ers-
ter Linie auf den Riuckgang der unternehmerischen
Ertrage zurlickzufiihren und weniger auf ibermafige
Lohnsteigerungen.

Nach der Finanzkrise (2008-2014) ist die Lohnquote
nahezu tberall um zwei bis sechs Prozentpunkte ge-
stiegen. Der starke Ruckgang der Lohnquote aus der
Periode 1975-2007 konnte damit jedoch bei weitem
nicht kompensiert werden.

13.2.3 Die Entwicklung der Lohnquote in
Osterreich

In Abbildung 2 wird die bereinigte und die unbereinigte
Lohnquote fiir Osterreich fiir den Zeitraum 1960-2015
dargestellt. Diese lange Zeitreihe kann vereinfacht in
drei Sub-Perioden unterteilt werden. In der Periode
1960-1980 befand sich die bereinigte Lohnquote rela-
tiv konstant auf sehr hohem Niveau. Charakteristisch
sind fiir diese Periode der starke Riickgang der Zahl
der Selbststandigen in der Landwirtschaft sowie der
damit einhergehende Anstieg der Zahl der unselbst-
standig Beschaftigten in der industriellen Produktion.
Diese Periode der wirtschaftlichen Prosperitat nach
Uberwindung der 6konomischen Probleme der unmit-

telbaren Nachkriegszeit ging einher mit einer starken
Verringerung der Arbeitslosigkeit sowie mit hohen
Wachstumsraten. Generell war diese ,goldene Perio-
de der 60er Jahre eine Ausnahmeperiode, die nur so
erklarbar ist, dass verschiedene giinstige Momente
zusammengetroffen sind.“ (Rothschild 2009).

In Osterreich blieb die bereinigte Lohnquote in den
1960er und 1970er Jahren konstant auf sehr hohem
Niveau.

Die politische Konstellation der Nachkriegswirtschaft
war gepragt durch den breit getragenen Grundkon-
sens der Sozialpartner zum Wiederaufbau der Osterrei-
chischen Wirtschaft in der 2. Republik. Kennzeichnend
fir diese Periode war neben dem Aufbau des Wohl-
fahrtsstaates vor allem eine relativ stabile Einkom-
mensverteilung (vgl. Walterskirchen, 1979). Es muss
hinzugefiigt werden, dass Osterreich in dieser Hinsicht
keine Ausnahme gewesen ist. In allen westlichen In-
dustriestaaten war die Periode 1950-1980 jene Periode
mit der geringsten Ungleichheit in der Einkommens-
verteilung.

Der Ruckgang in der Periode 1975-2007 war in
Osterreich mit 14,5 Prozentpunkten besonders
deutlich.

Die zweite Periode (1980-2007) ist hingegen von
einem kontinuierlichen Rlckgang der bereinigten
Lohnquote gepragt, der begleitet wurde von einem
rasanten Anstieg der Ertrage in der Finanzbranche.
Die Erklarungen fir diese Entwicklung sind vielfaltig:
Neben technologischen Veranderungen hin zu arbeits-
sparendem technischen Fortschritt werden dabei
auch immer die Auswirkungen der Globalisierung auf
die Finanz-, Giter- und Arbeitsmarkte genannt (vgl.
dazu Kap. 13.2.4).
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Die dritte Periode ist jene der Nachkrisenzeit (2008-
2015). Wie bereits erwahnt sind derartige Nach-
krisenphasen zumeist gepragt durch groRe Ge-
winneinbriiche und - zumindest kurzfristig - eine
stabile Lohnentwicklung, welche einen Anstieg der
Lohnquote bedingen. Es zeigt sich fiir diese Periode
sowohl fur Osterreich als auch fir die meisten ande-
ren Lander der EU-15 ein deutlicher Anstieg der Lohn-
quote (vgl. Kap. 13.2.2). Uberraschend ist jedoch, dass

Abbildung 2: Lohnquote Osterreichs (1960-2015)

dieser Anstieg in Osterreich mit der Ausnahme von
2010 und 2011 bis 2013 anhielt und erst 2014/15 wie-
der leicht riicklaufig war. Da aber die Lohne in dieser
Periode nur geringfligige Zuwachsraten aufweisen
(Bilek-Steindl 2016), kann der Anstieg der Lohnquote
in dieser Periode vor allem durch die ricklaufige Er-
tragsentwicklung der Unternehmen (Friesenbichler
2015) erklart werden.
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Anmerkung: Bereinigt um die Verdnderung des Anteils der unselbststdndig Beschdftigten an den Erwerbstdtigen gegeniiber dem

Basisjahr 2010 (vgl. dazu Pkt. (1) in Kap. 13.2.1).

Wie in Abbildung 2 ersichtlich, hat sich in den Jahren
2012-14 auch erstmals das Angebot an Selbststandi-
gen wieder erhoht, wodurch die unbereinigte Lohn-
quote hoher ausfillt als die bereinigte. Es ist daher
auch von Interesse sich die Struktur der selbststandig
Beschaftigten naher anzuschauen (vgl. Abbildung 3).

Wie sich dabei zeigt, hat sich die Anzahl der Selbst-
standigen insgesamt in der Periode 1995-2015 von
467.000 auf 508.0000 gering erhoht. Diese scheinbare
Stabilitat ist jedoch durch einen starken Struktur-
wandel der Selbststandigen gekennzeichnet. So ging
die Anzahl der Selbststandigen in der Landwirtschaft
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von 227.000 auf 135.000 zuriick, womit sich deren
Anteil an allen Selbststandigen von 48,7% auf 26,5%
dramatisch reduzierte. Demgegeniiber ist in der Wirt-
schaftsklasse ,Sonstige wirtschaftliche Dienstleis-
tungen® ein Anstieg von 46.000 auf 106.000 Personen
(oder von 9,9% auf 20,9%) zu verzeichnen. Es ist nicht
unwahrscheinlich, dass sich in dieser Kategorie ein ho-
her Anteil an sogenannten ,Scheinselbststandigen“:3
verbirgt (vgl. dazu auch den Beitrag von Jorg Flecker
et.al. ,Arbeit 4.0 - Auswirkungen technologischer
Veranderungen auf die Arbeitswelt“). Wenngleich
mit dieser Form von Arbeitsverhaltnis eine Unzahl an
sozialversicherungsrechtlichen Problemen verbun-
den ist, welche hier nicht dargelegt werden kdonnen,
soll dennoch darauf hingewiesen werden, dass die
Einkommen dieser de facto unselbststandig Erwerbs-
tatigen (,Scheinselbststandige“) in der Lohnquote

nicht berucksichtigt werden und somit die tatsachli-
che Lohnquote unterschatzt wird. Das Ausmal} dieser
Unterschatzung ist jedoch gering. Selbst unter der
Annahme, dass der gesamte Nettozuwachs an Selbst-
standigen nach 2011 auf ,Scheinselbststandige“ zu-
rickzufihren ist, wirde die Lohnquote fiir 2015 um
weniger als einen Prozentpunkt unterschatzt werden
(vgl. Abbildung 2).

Innerhalb der Selbststandigen vollzog sich in der
Periode 1995 - 2015 ein deutlicher Strukturwan-
del: starker Riickgang in der Landwirtschaft und
ein ebenso starker Anstieg bei den sonstigen wirt-
schaftlichen Dienstleistungen.

Dabei scheint es sich vor allem um eine Zunahme
von ,,Scheinselbststandigen® zu handeln.

Abbildung 3: Struktur des selbststandig Erwerbstatigen (1995-2015)
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150 Unter ,Scheinselbststdndigkeit“ werden Arbeitsverhdiltnisse verstanden, in welchem die Person zwar de facto fiir eine/n unmit-
telbare/n Dienstgeber/in handelt, jedoch ohne Arbeitsvertrag und somit auch ohne sozialversicherungsrechtliche Absicherung.
Diese zu organisieren bleibt der/dem Scheinselbststéndigen selbst tiberlassen. Als Musterbeispiel wird dafiir oft die/der Zeitungs-
kolporteur/in genannt; derartige Dienstverhdltnisse breiten sich inzwischen jedoch in vielerlei Dienstleistungsbereichen aus.
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13.2.4 Die wesentlichsten Bestimmungsgriinde
des Riickgangs der Lohnquote

Die wesentlichsten Griinde fiir den starken Riick-

gang der Lohnquote in der Periode 1975-2007 sind:

= Intensivierung der Kapitalintensitat der Produk-
tion

= Globalisierung, die die Verhandlungsmacht von
Arbeitnehmerinnen/-nehmern sowie Regulierungs-
behorden auf nationaler sowie internationaler
Ebene schwachte und gleichzeitig jene der multi-
national agierenden Unternehmen enorm starkte

Der in nahezu allen entwickelten Industrieldandern zu
beobachtende langfristige Riickgang der Lohnquo-
te seit Ende der 1970er Jahre wurde im vergangenen
Jahrzehnt auch in der internationalen Literatur ver-
starkt diskutiert (OECD 2012a, Atkinson 2008, 2015).
Die Erklarungen fur den Riickgang der Lohnquote sind
dabei vielfaltig, konzentrieren sich aber zumeist auf
Veranderungen in der Technologie sowie auf die Glo-
balisierung. Gleichzeitig ging diese Phase von riick-
l[dufigen Lohnquoten einher mit hohen Renditen in der
Finanzbranche.

Die Auswirkungen der neuen (Informations-)Technolo-
gien auf 6konomische Ungleichheiten stehen dabeiim
Fokus der 6konomischen Analysen. Guellec und Pau-
nov (2016), zwei Okonominnen/Okonomen der OECD,
zeigen flr die USA fir die Periode 1970-2011, dass die
Lohnquote in forschungsintensiven Branchen deutlich
starker zurlickging als in Branchen mit geringer For-
schungs- und Entwicklungsintensitat. Karabarbounis
et al. (2014) zeigen, dass insbesondere jene Lander

und Branchen, in denen eine relative Verbilligung von
Investitionsglitern anzutreffen ist, einen deutlicheren
Rickgang der Lohnquote aufweisen. Auch Arpaia, Pé-
rez, und Pichelmann (2009) weisen darauf hin, dass
sich die Lohnquoten in der Periode 1970-2004 in der
EU-15 insbesondere aufgrund des technischen Fort-
schritts reduziert haben. Der technische Fortschritt
war dabei gekennzeichnet durch eine Intensivierung
der Kapitalintensitat der Produktion sowie durch eine
wechselseitige Erganzung (Komplementaritat) von
technologischem Fortschritt und einer damit verbun-
denen starkeren Nachfrage nach hochqualifizierten
Arbeitskraften.

Somit veranderte sich einerseits die Arbeitsnachfrage
zu Ungunsten von geringer qualifizierten Arbeitskraf-
ten; andererseits veranderte sich aber - aufgrund der
hoheren Kapitalintensitat der Produktion - auch die
generelle Bedeutung von Kapitalbesitz. In mehreren
Studien wird empirisch gezeigt, dass sich das Verhalt-
nis von privatem Kapitalbesitz zum Bruttoinlands-
produkt in den vergangen drei Jahrzehnten in den
meisten Industrienationen verdoppelt hat (Piketty
2014; Roine und Waldenstrom 2015; Bach 2012). Dieser
Bedeutungsgewinn des Produktionsfaktors Kapital
geht sowohl mit einer starkeren Verhandlungsmacht
gegenliber dem Faktor Arbeit einher als auch gegen-
Uber den nationalen und internationalen Institutio-
nen, die die Rahmenbedingungen auf den nationalen
wie globalen Giter- und Finanzmarkten regulieren.’*!
Da es bei diesem Prozess der Globalisierung zu einer
Vielzahl an Verschrankungen und Riickkoppelungen
zwischen Arbeits-, Kapital- und Gltermarkten kommt,
ist eine isolierte Betrachtung einzelner Markte nur ein-

BI Robert Reich, der ehemalige Arbeitsminister unter Président Bill Clinton und derzeit Professor fur Offentliche Politik an der Uni-
versitdt Berkeley, schreibt dazu in seinem jlngsten Beitrag Folgendes: Mittlerweile bin ich jedoch zu der Uberzeugung gelangt,
dass ich bei meiner Erkldrung der Entwicklung (der Weltwirtschaft, Anm. W.A.) ein Phdnomen von kritischer Bedeutung (ber-
sehen habe - die zunehmende Konzentration politischer Macht in den Hénden einer wirtschattlichen und finanziellen Elite, der es
gelungen ist, Einfluss auf die Regeln zu nehmen, nach denen die Wirtschaft ,spielt* (Reich 2016, 53).
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geschrankt zielfihrend. Der Frage der Marktmacht von
multinational agierenden Unternehmen muss somit in
jeder Verteilungsanalyse eine besondere Rolle zukom-
men (Rothschild 2005; Atkinson 2015; OECD 2016).

Der Zuwachs des privaten Nettovermogens in den
vergangenen drei Jahrzehnten und die hohe Kon-
zentration haben die Bedeutung von Kapitalbesitz
weiter erhoht.

Guellec und Paunov (2016) haben gezeigt, dass durch
die Globalisierung nicht nur der Wettbewerb intensi-
viert wurde, sondern dass diese Entwicklung gleich-
zeitig auch die Marktkonzentration forderte. Dies gilt
insbesondere fiir jene Branchen, welche durch hohe
Technologieintensitat gekennzeichnet sind. So lag
2011 der Marktanteil der funf groBten Unternehmen
einer Branche in den USA in technologieintensiven
Branchen mit 20-45% weit Uber dem Durchschnitt.
Die Autorinnen/Autoren argumentieren, dass die hohe
immaterielle Komponente der technologieintensiven
Branchen sowohl zu hoher Innovation als auch zu
hoher Marktmacht (,winner takes all“) fihren kann
und somit auch zu hohen Ertragen. Wahrend jedoch
hohe Ertrage aufgrund von Innovation generell eher
auf Zustimmung stoRen, sind hohe Ertrage aufgrund
von Marktmacht 6konomisch wie sozial unerwiinscht,
da es sich hierbei in der Regel um die Ausnutzung von
unvollstandigen Wettbewerbsbedingungen handelt.
Joseph Stiglitz hat dazu den Begriff ,,rent-seeking® ge-
pragt, worunter er jene 6konomischen Transaktionen
versteht, bei welchen private und soziale Ertrage aus-
einanderklaffen (Stiglitz 2014).

In technologieintensiven Branchen besteht eine
aulerordentlich hohe Marktkonzentration.

Atkinson (2015) widmet sich ebenfalls ausfiihrlich der
Frage der Marktmacht von Unternehmen. Wahrend

Unternehmen aufgrund ihrer Marktposition entspre-
chende Méglichkeiten haben, einen Gewinnaufschlag
(,mark-up®) auf die Verkaufspreise ihrer Produkte zu
setzen, haben Arbeitnehmer/innen aufgrund ihrer je-
weiligen Marktmacht entsprechende Moglichkeiten
fir hohere Lohnforderungen. Die Globalisierung sowie
die in den vergangenen drei Jahrzehnten gestiegene
Arbeitslosigkeit haben jedoch die Verhandlungsposi-
tionen dieser beiden Marktteilnehmer asymmetrisch
- zugunsten der Arbeitgeber/innen - verandert.

Durch die Machtkonzentration gelingt es der wirtschaft-
lichen und finanziellen Elite, starkeren Einfluss auf die
Gestaltung der Rahmenbedingungen zu bekommen.

Zusammenfassend zeigt sich, dass sowohl in Osterreich
als auch in den anderen Landern der EU-15 ein kontinu-
ierlicher Riickgang der bereinigten Lohnquote seit Ende
der 1970er Jahre, dem konjunkturellen und wachstums-
politischen Hohepunkt in der Nachkriegszeit, stattge-
funden hat. Der Tiefpunkt der Lohnquote lag im Jahre
2007, dem Jahr vor der Finanzkrise. In dieser 30-jahrigen
Periode fiel die Lohnquote in allen Landern der EU-15
deutlich, in manchen sogar um zehn Prozentpunk-
te und mehr. Ursachen dieser Entwicklung waren vor
allem technologische Veranderungen hin zu kapital-
intensiveren Produktionsmethoden sowie die negati-
ven Auswirkungen der Globalisierung auf die Verhand-
lungsposition von Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmern.
Insbesondere hat aber in diesen 30 Jahren die Be-
deutung des privaten Nettovermdgens (in Relation zum
Bruttoinlandsprodukt) stark zugenommen, und dies bei
gleichzeitig extrem hoher Konzentration dieses Netto-
vermogens. Dadurch wurde die Verhandlungsposition
des Faktors Kapital gegeniiber den Arbeitnehmerinnen/
Arbeitnehmern als auch gegenuber nationalen und
internationalen Organisationen bedeutend gestarkt.
Auffallend ist der Anstieg der Lohnquote in der Nach-
Krisenzeit 2008, der fiir zwolf Lander der EU-15 festge-

237
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stellt wurde. Diese Periode ist gekennzeichnet durch
ein relativ schwaches Wirtschaftswachstum, anhaltend
hohe und steigende Arbeitslosigkeit und relativ beschei-
dene unternehmerische Ertrage. Die in diesem Kapitel
vorgenommene Untersuchung der Lohneinkommen
hat hinsichtlich der Verteilung der Gesamteinkommen
jedoch einen Faktor noch vollig unberihrt gelassen:
dies ist die Entwicklung der Kapitaleinkommen. Erst
eine Mitberlicksichtigung der Kapitaleinkommen kann
valide Aussagen (iber die Verteilung des Wohlstands
vermitteln. Dieser Frage wollen wir uns in den beiden
folgenden Kapiteln (Kap.13.3 und Kap. 13.4) widmen.

13.3 Arbeits- und Kapitaleinkommen
auf Haushaltsebene

Ent-

wicklung der Lohn- und Gewinnquoten*? gibt einen

Die gesamtwirtschaftliche Betrachtung der

wichtigen Einblick in die Struktur der Einkommen in
Osterreich. Diese makrodkonomischen Zusammen-
hange sowie deren Veranderungen reichen fur die
Erforschung der sozialen und 6konomischen Zusam-
menhange aber nicht aus. Aggregierte Erkenntnisse
aus den volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen,
wie etwa das Volkseinkommen auf Lohne und Gewin-
ne verteilt ist, missen dabei mit mikro6konomischen
Informationen verkniipft werden, um ein detaillierte-
res Verstandnis fir die Zusammensetzung und Vertei-
lung der Einkommen zu erhalten.

Fur die Messung von Ungleichheit ist die Haushalts-
betrachtung zentral:
= Haushalte bilden ,Ressourcengemeinschaften®
= Die Zuordnung von Kapitaleinkommen zu einzel-
nen Personen ist oftmals nicht moglich.

Ein erster Schritt um diese verfeinerte Analyse zu er-
moglichen, ist die Betrachtung der Einkommensver-
teilung auf der Ebene 6sterreichischer Haushalte. Die
Haushaltedefinition eignet sich speziell um die Res-
sourcengemeinschaft von Personen bestmoglich ab-
bilden zu kénnen: Ein Mehrpersonenhaushalt findet
durch die gemeinsame Erzielung von Einkommen und
die gemeinsame Nutzung von Investitionen (speziell
Wohnraum) andere Voraussetzungen vor, als dies fir
Einzelpersonen der Fall ware.

Hinzu kommt, dass eine Vielzahl von Ressourcen nur
mit erheblichen Umstanden einzelnen Haushaltsmit-
gliedern zuzuordnen sind. So profitiert der Haushalt
beispielsweise gemeinsam von einer Eigentumswoh-
nung und es ist oftmals schwierig, die Einkommen aus
Sparbuichern, Aktien oder Mieten einzelnen Personen
zuzurechnen. Unter der Annahme, dass Haushalte
ihre Einnahmen und Ausgaben gemeinsam verwalten
und bestreiten, lasst sich somit fiir Haushalte ein um-
fangreicheres Bild tiber deren 6konomische Situation
zeichnen.

Die Betrachtung der Verteilung der Kapitaleinkommen
nimmt dabei eine zentrale Rolle ein, um Veranderun-
gen in der Lohnquote interpretieren zu konnen: Die
Aufteilung in Kapital- (Gewinn-) und Lohnanteil am
Volkseinkommen lasst namlich keinen direkten Riick-
schluss auf die personelle Verteilung'* zu. Je nachdem
wie Lohn- und Kapitaleinkommen unter der Bevolke-
rung verteilt sind, ergeben sich so unterschiedliche
indirekte Effekte aus einer Verschiebung der Lohnquo-
te. Haben zwei Haushalte, die Maiers und die Grubers,
eine dhnliche Einkommensstruktur (bspw. beziehen
beide 90% ihres Einkommens aus unselbststandiger

B2 Gewinnquote: Der Anteil von Nicht-Lohneinkommen am Volkseinkommen.

135 Dje personelle Einkommensverteilung beschreibt die Verteilung von Einkommen auf verschiedene 6konomische Akteurinnen/
Akteure, etwa Personen oder Haushalte. Sie ist zu unterscheiden von der funktionellen Einkommensverteilung, die die Verteilung
von Einkommen auf Produktionsfaktoren (,Arbeit* oder ,Kapital*) angibt.
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Tatigkeit und 10% aus Zinsen), dann flhrt ein Sinken
der Lohnquote (unter sonst gleichbleibenden Um-
standen) zu keiner relativen Anderung zwischen den
Haushalten: Sowohl die Maiers als auch die Grubers
erhalten nun zwar weniger Lohneinkommen jedoch
mehr Zinsen - die personelle Einkommensverteilung

ist unverandert geblieben.

Die Entwicklung der Lohnquote alleine geniigt nicht,
um Veranderungen in der Einkommensverteilung
von Haushalten oder Personen abzuleiten. Hierfir
ist relevant, welche Haushalte wie stark von einem
Sinken/Steigen der Lohnquote betroffen sind.

Was passiert nun in einem Szenario in dem Lohn- und
Gewinneinkommen unterschiedlich verteilt sind? Neh-
men wir an, Familie Maier ist nun ein Haushalt mit le-
diglich unselbststandigen Einkommen ohne Ersparnis-
se (also auch ohne Kapitaleinkommen). Parallel dazu
haben die Grubers viel geerbt und kénnen ihr Leben
durch die Zinsen auf ihr Erbe bestreiten. Ein Sinken der
Lohnquote flhrt nun (unter sonst gleichbleibenden
Umstanden) dazu, dass das Einkommen der Maiers re-
lativ zu jenem der Grubers sinkt: Durch das Sinken der
Lohnquote haben die Kapitaleinkommen - unter kons-
tant bleibender Verzinsung - insgesamt an relativer Be-
deutung gewonnen. Somit steigt auch das Einkommen
von Familie Gruber relativ zu jenem der Maiers. Eine
Anderung der funktionellen Verteilung fiihrt hier auto-
matisch zu einer Anderung der personellen Verteilung.
Um verstehen zu kdnnen, welches dieser Szenarien fiir
Osterreich ein realistisches ist, wird dieses Kapitel die

personelle Verteilung der Bruttoeinkommen zwischen
den Haushalten im Detail analysieren.

Wie gezeigt wurde, ist die Kenntnis Uber die perso-
nelle Verteilung aller Einkommensbestandteile eine
Grundlage, um Effekte und Wirkungen 6konomischer
Verschiebungen zu analysieren. All dies hangt jedoch
zunachst von der Datenverfiigbarkeit ab. In Oster-
reich gibt es eine lange Historie von Forschung zur
Einkommensungleichheit, die sich jedoch speziell auf
Lohneinkommen (Steindl 1958; Suppanz und Wagner
1981; Gusenleitner et al. 1998; Guger 2005; Rocha-Akis
2016) bezieht und zu einem kleineren Teil auch selbst-
standige Einklnfte (Chaloupek 1977; Altzinger et al.
2012, Guger et al. 2014) erfasst. Die starke Konzentrati-
on der Verteilungsforschung auf diese beiden Einkom-
men ist jedoch ausschlieBlich das Ergebnis der Daten-
verfligbarkeit: Fiir diese, von der Einkommensteuer
erfassten Einkommen gibt es administrative Daten-
quellen, die Analysen zu Armut, Reichtum und Vertei-
lung im Allgemeinen ermdglichen. Dies trifft speziell
auf die sieben Einkunftsarten des Einkommensteuer-
gesetzes'®* zu, die jedoch nur einen Teil der gesamten
Einkommen darstellen und diese nur unzureichend
abdecken.'*

Die Verflugbarkeit von hochqualitativen Einkom-
mensdaten ist eine Voraussetzung fiir die Analyse
von Ungleichheit. In Osterreich wird dies durch die
anonyme Einhebung der Kapitalertragsteuer er-
schwert.

4 Neben den (i) Einktinften aus nichtselbststdndiger Arbeit unterliegen der Einkommensteuer Einkiinfte aus (ii) Land- und Forstwirt-
schatt, (iii) selbststéndiger Arbeit, (iv) Gewerbebetrieb, (v) Kapitalvermdgen, (vi) Vermietung und Verpachtung sowie (vii) sonstige
Einklinfte im Sinne des § 29 EStG. Siehe auch § 2 ESTG. Kapitaleinkommen unterliegen jedoch nur zu einem geringen Teil dem
Einkommensteuertarif (z.B. ein ,Substanzgewinnaus dem Uberschuss von verkauften Aktien), da diese Einkiinfte (wie z.B. Zinsen
aus Sparbtichern und Wertpapieren) in der Regel mit der Kapitalertragsteuer endbesteuert sind und somit nicht in die Einkom-

mensteuererkldrung aufgenommen werden mdissen.

135 So sind die erfassten Betriebseinkommen nur schwer mit Lohneinkommen zu vergleichen, da beim Einkommensbegriff besonde-
re Regelungen fiir Abschreibungen und den Abzug von Sozialversicherungsbeitrdgen gelten.
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Wahrend die Kapitaleinkommen einen nicht zu ver-
nachlassigenden Teil der Gewinnquote ausmachen,
wurde deren Verteilung in der 6konomischen For-
schung bisher kaum bertiicksichtigt. Wie zuvor ist auch
dies durch die (in diesem Fall mangelhafte) Daten-
verfugbarkeit begriindbar: Vor 1992 wurden Kapital-
einkommen als Teil der Einkommensteuer von der
jahrlichen Steuererklarung erfasst und waren somit
Personen eindeutig zurechenbar.’* Durch die Einfiih-
rung der Kapitalertragsteuer 1993 anderte sich dies
insofern, als dass die meisten Kapitalertrage nicht
mehr Giber die (personenbezogene) Einkommensteuer
erfasst wurden, sondern die Steuern seither direkt von
den Finanzinstituten an den Fiskus abgeflihrt werden
(nEndbesteuerung®). Somit wird jedoch seit 1993 auch
keine personenbezogene Statistik mehr zu den Kapi-
taleinkommen erstellt, obwohl dies - rein technisch
- sehr einfach moglich ware. Diese Endbesteuerung
hat somit drei Effekte: Unmittelbar handelt es sich nur
um administrative Implikationen, da die Erhebung
nun uber die Finanzinstitute abgewickelt wird, anstatt
uber die (personliche) Einkommensteuerveranlagung.
Zentral dabei ist jedoch die Anderung der Tarifstruk-
tur. Wahrend vormals auf diese Finanzeinkommen der
progressive Tarif der Einkommensteuer angewendet
wurde, wird seit 1993 mit 25% bzw. 27,5% (flir sonstige
Finanzertrage wie Dividenden) eine Flat Tax angewen-
det. Dadurch ergibt sich eine starke Abflachung der
Steuerprogression, die sich insbesondere bei jenen
Einkommensgruppen mit hohen Kapitaleinkommen
deutlich macht.

Zusatzlich ergab sich durch diese steuerliche Ande-
rung auch eine erhebliche Wissenseinschrankung tiber
die 6konomischen Konsequenzen dieser Besteuerung:
Im Falle der Kapitalertragsteuern hat die wirtschafts-
politische Forschung durch die Anonymitat der End-
besteuerung die Moglichkeit verloren, Regelungen in
diesem Bereich auf deren 6konomische und sozialpo-
litische Sinnhaftigkeit hin zu Gberprifen.

Als Ersatz fir den Mangel an Steuerdaten kdnnen
Befragungsdaten dienen. Fir Osterreich ist ein sol-
cher Datensatz erstmals fur das Jahr 2010 verfiig-
bar: der ,HFCS*.

Diese Situation hat sich in den letzten Jahren inso-
fern verbessert, als dass durch die Erhebung des
Household Finance and Consumption Survey (HFCS)
der EZB/OeNB (vgl. Fessler et al., 2012) nun erstmals
qualitativ hochwertige Daten, nicht nur zum Vermo-
gen, sondern eben auch zu den gesamten Einkommen
von privaten Haushalten verfiigbar sind. Fir die Ana-
lyse der Einkommen waren an dieser Stelle die Brut-
tomarkteinkommen®*” wiinschenswert - diese bilden
das gesamte erwirtschaftete Einkommen eines Haus-
haltes ab, sind aber in dieser Form nicht im HFCS ent-
halten. Einen guten Naherungswert an dieses Konzept
stellen die Bruttoeinkommen dar, die jedoch einige
Einkommensbestandteile nicht beriicksichtigen (etwa
Sozialversicherungsbeitrage der Dienstgeber/innen).
Im Folgenden wird fiir die Haushaltsanalyse immer
dieser Bruttoeinkommensbegriff verwendet.'3®

36 Aber auch bereits vor 1992 bestand das Problem, dass nur ein Teil der tatsdchlichen Kapitaleinkommen in der Einkommensteuer

auch effektiv angegeben wurde.

BT Bruttomarkteinkommen sind alle am Markt erzielten Einkommen eines Haushaltes vor Abzug durch Steuern und Umverteilung

durch Transfers.

135 Fiir eine Analyse der (Gquivalisierten) Bruttomarkteinkommen auf Basis der Daten von EU-SILC siehe auch den Beitrag von Silvia
Rocha-Akis ,Monetdre Einkommensumverteilung durch den Staat 2010 und 2015
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Ein weiterer Nachteil der HFCS-Erhebung ist, dass die-
se durch Untererfassung (non-response) an den Ran-
dern derVerteilung gekennzeichnetist und somitin der
Regel eine deutliche Unterschatzung der Ungleichheit
mit sich bringt. Dies trifft speziell bei Analysen der Ver-
mogensverteilung zu, da besonders Vermodgende un-
gern Auskunft tiber ihre wahren Besitzverhaltnisse ge-
ben. Wahrend diese Untererfassung bei den Vermégen
mit statistischen Methoden teilweise korrigiert werden
kann (vgl. Eckerstorfer, et al., 2015; Vermeulen, 2016),
ist dies bei den Kapitaleinkommen kaum moglich. Da
Kapitaleinkommen in der Regel aus dem Vermogens-
bestand generiert werden, sind bei einer Untererfas-
sung der Vermogen auch die Einkommen daraus am
oberen Rand nur unzureichend abgebildet. Wahrend

Abbildung 4: Bruttojahreseinkommen der Haushalte
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somit die Verfuigbarkeit von administrativen Daten zu
personellen Kapitaleinkommen ein Optimum darstel-
len wiirde, erlauben uns diese neuen Datenquellen,
trotz aller Problematiken der Erhebung, erstmals (wie-
der) einen Blick auf die gemeinsame Verteilung von
Einkommen aus Arbeit und Kapital in Osterreich zu
werfen.

Befragungsdaten sind von groRer Bedeutung fir die
Forschung, da sie detailliertere Informationen als
bspw. Steuerdaten enthalten. Sie haben jedoch den
Nachteil, dass speziell einkommensreiche Personen
nur ungern Auskunft Gber ihre Verhaltnisse geben.
Somit wird die Ungleichheit in der Regel deutlich un-
terschatzt.

Pension
[l Unselbst.
H Selbst.
[ Kapital
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Perzentile

Quelle: HFCS 2010 (Daten), INEQ (Berechnung & lllustration).
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Verwendeter Einkommensbegriff: Bruttoeinkommen, vom Haushalt erzielte Einkommen vor Abzug der Steuern und Dienstnehmer/

innenbeitrdge zur Sozialversicherung.
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Abbildung 4 zeigt die Verteilungsstruktur der Haus-
haltseinkommen fiir Perzentile, das sind alle Haus-
halte eingeteilt in 100 Gruppen nach der Hohe des
Gesamteinkommens. Diese Darstellung ist ein Abbild
der gesamten Bevolkerung und inkludiert somit alle
privaten Haushalte in Osterreich, die eine Art von Er-
werbs-, Kapital- oder Pensionseinkommen beziehen.

Diese Analyse verwendet Bruttoeinkommen zur
Messung von Ungleichheit. Das sind alle Einkommen
aus Arbeit, Pension und Vermégen vor Abzug der
Steuern oder Sozialversicherungsbeitrage.

Aus der absoluten Hohe der Balken lassen sich grob
drei Gruppen identifizieren: Ausgehend von der x-Ach-
se finden sich zu Beginn jene Haushalte im 1.-10. Per-
zentil, die nur ein sehr geringes Einkommen erhalten.
Hierbei handelt es sich schwerpunktmaflig um stu-
dentische Haushalte oder andere, die kein eigenes
Einkommen beziehen, sondern auf private und/oder
offentliche Transfers, wie Mindestsicherung, Arbeits-
losengeld oder Notstandshilfe angewiesen sind. Im
Durchschnitt ergibt sich somit im untersten Dezil ein
sehr geringes Bruttojahreseinkommen. Darauffolgend
zeigt sich ein linearer, kontinuierlicher Anstieg der Ge-
samteinkommen der bis etwa in das 75. Perzentil zu
beobachten ist. An diesem Punkt zeigt sich, dass nur
etwa 25% der Haushalte ein Einkommen von mehr
als 50.000 EUR beziehen. Dieses Viertel der Haushalte
weist jedoch eine deutlich andere Struktur auf, als zu-
vor bei den Haushalten rund um den Median'* (das
50. Perzentil): Mit zunehmendem Einkommen wachst

ab diesem Punkt das Einkommen exponentiell. Im
95. Perzentil liegt das Gesamteinkommen bereits bei
Giber 100.000 EUR und im obersten Prozent dann deut-
lich Gber 300.000 EUR. Es zeigt sich somit eindriicklich,
dass speziell im obersten Bereich eine starke Konzen-
tration von Einkommen stattfindet. Das 95. Perzen-
til der osterreichischen Privathaushalte erhalt aber
immer noch nur ein Drittel vom obersten Prozent.

Die Ungleichheit von Einkommen wird typischerwei-
se mit dem Gini-Koeffizienten'*® gemessen, der den
Abstand der beobachteten Verteilung zu einer (the-
oretischen) Gleichverteilung misst. Fur den Fall der
Gesamteinkommen ist der Gini 0,423. Die Schwach-
stellen dieser MaRzahl treten speziell dann zu Tage,
wenn Veranderungen hauptsachlich an den Randern
der Verteilung auftreten (Cowell 2011). Als Alternative
werden oftmals verschiedene Quantilsratios vorge-
schlagen, das ist das Einkommensverhaltnis zweier
Haushalte an verschiedenen Positionen der Vertei-
lung. So betragt etwa das P80-P20-Ratio'* (Verhaltnis
des 80. Perzentils zum 20. Perzentil) 3,62. Aufgrund
der Extremwerte am oberen Rand der Verteilung bie-
ten sich auch asymmetrische Indikatoren zur besseren
Quantifizierung an. So erhalt das oberste Prozent der
Einkommen etwa 6,1-mal so viel wie ein Haushalt am
Median (P99-P50-Ratio) und immerhin 2,5-mal so viel
wie ein Haushalt an der Grenze zum obersten Dezil
(P99-P90-Ratio).

539 Der Median ist der Wert in der Mitte® der Verteilung: Das Medianeinkommen ist somit so gewdhlt, dass genau 50% der Haushalte

weniger und 50% mehr als diesen Betrag erhalten.

0 Mit dem Gini-Koeffizienten kann die Ungleichheit einer Verteilung gemessen werden. Sein Wert bewegt sich zwischen 0 und 1,
wobei null eine vollstdndige Gleichverteilung und eins die groStmdgliche Ungleichverteilung (ein Haushalt erhdlt das gesamte
Einkommen) darstellt. Typische Werte fiir Einkommensverteilungen liegen zwischen 0,3 und 0,5.

- Das P80-P20 Ratio misst das Verhdltnis der Einkommen zwischen der Person am 80. Perzentil und jener am 20. Perzentil. Betrdgt
das Einkommen am 80. Perzentil 3.000 EUR und am 20. Perzentil 1.000, so wdre das P80-P20-Ratio 3.000/1.000 = 3.
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Abbildung 5: Struktur der Haushaltseinkommen

Untere 99%

Oberstes 1%

Pension [ Kapital

Quelle: HFCS 2010 (Daten), INEQ (Berechnung & lllustration)

Neben der Entwicklung der absoluten Einkommens-
hohe ber die Verteilung hinweg (siehe Abbildung 4),
zeichnen sich auch in der Struktur der Haushaltsein-
kommen einige markante Trends ab. Abbildung 5
illustriert die Zusammensetzung der Einkommen im
Durchschnitt Uber die untersten 99 Perzentile (links)
sowie fiir das oberste Prozent der einkommensreichs-
ten Haushalte (rechts). Dabei zeigt sich ein deutlicher
Unterschied zwischen beiden Gruppen: Im Durch-
schnitt beziehen die unteren 99% ihr Einkommen
fast zur Halfte aus unselbststéandigen Einkommen.
Ein weiteres Drittel besteht aus Pensionseinkommen
der Haushalte, die bereits aus dem aktiven Erwerbs-
leben ausgeschieden sind. Das verbleibende Sechstel
verteilt sich in dhnlichem Ausmalf} auf selbststandige
Einkommen und Kapitaleinkommen. Somit spielen
diese beiden Einkommensquellen fiir einen Grofiteil
dieser 99% der Haushalte keine nennenswerte Rolle -
sie sind deutlich starker auf Lohneinkommen (im Falle
der aktiven Haushalte) bzw. Pensionszahlungen ange-
wiesen.

B Selbstst.

B Unselbstst.

Kapitaleinkommen aus Sparblichern oder Aktien
sind fir die unteren 99% kaum von Relevanz. Nur
das oberste 1% der Haushalte erhalt nennenswerte
Kapitaleinkommen.

Dieses Bild wandelt sich deutlich, betrachtet man
isoliert das oberste 1% der Haushalte mit einem Ein-
kommen von mehr als 300.000 EUR im Jahr. Auch hier
spielen unselbststandige Einklinfte eine wichtige Rol-
le: Sie tragen 45% zum gesamten Einkommen dieser
Haushalte bei. Aus dem geringen Anteil der Pensions-
einkommen zeigt sich, dass in diesem Bereich haupt-
sachlich Erwerbstatige zu finden sind. Im Vergleich zu
den unteren 99% der Haushalte findet sich aber ein
explosionsartiger Anstieg der Selbststandigen- sowie
der Kapitaleinkommen. Die Erstgenannten liegen da-
bei mit 26% Anteil am Gesamteinkommen um 250%
Uber dem Anteil der unteren 99%, bei den Kapitalein-
kommen sind es bei 23% Anteil knapp 340%. Solche
Einkommen aus Vermogen sind daher ein bedeuten-
der Bestandteil des Haushaltseinkommens fiir die ein-
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kommensstarksten Haushalte. Dieser exponentielle
Trend beim Anstieg der Kapitaleinkommen kann gene-
rell bereits ab dem 95. Perzentil beobachtet werden,
doch auch dort ist die Entwicklung dieser Einkommen
nicht annahrend so extrem wie im obersten Perzentil.

An dieser Stelle bietet sich ein Blick zurtick an die ein-
gangs im Kapitel erwdhnte, steuerpolitische Behand-
lungvon unterschiedlichen Einkommen an. Die (anony-
me) Endbesteuerung, also die Versteuerung aufSerhalb
der personlich zuordenbaren Einkommensteuer, ist
durch die Einfiihrung der Kapitalertragsteuer speziell
fur Einkommen aus Vermogensbestanden relevant.
Wie die Analyse gezeigt hat, profitieren von dieser
Sonderbehandlung speziell Haushalte im obersten
Prozent, denn sie sind die einzigen, die wirklich nam-
hafte Kapitaleinkommen beziehen. Viel mehr noch
werden diese Einkommen mit einer 25%-igen Flat Tax
besteuert, wahrend die anderen Einkommen mit dem
progressiven Einkommensteuertarif belastet werden.
Auch hier gilt: Diese steuerliche Bevorzugung von Ka-
pitaleinkommen ist vor allem fiir das oberste Prozent
relevant - Haushalte darunter verfligen nicht tber
substantielle Kapitaleinkommen um von dieser Steu-
erdifferenz zu profitieren.

Bei einer separaten Betrachtung der unterschiedlichen
Einkommensquellen wird schnell ersichtlich, dass die
Ungleichheit stark variiert, je nachdem welche Ein-
kommensart zugrunde gelegt wird. Die im Osterrei-
chischen Diskurs zumeist diskutierten Ungleichheiten
sind jene der unselbststandigen Einkommen sowie
der Pensionseinkommen. Diese sind im internationa-
len Vergleich auch tatsachlich relativ gering. Wahrend
die Erwerbs- und Pensionseinkommen auf der Haus-
haltsebene einen Gini-Index von 0,4 aufweisen, ran-
giert derselbe Wert fiir die Kapitaleinkommen mit 0,93
am oberen Ende der Skala. Der durch die Datenverfiig-
barkeit vorgegebene Einkommensbegriff beeinflusst

somit immer auch die gesamtgesellschaftliche Wahr-
nehmung von (messbarer) Ungleichheit. Anders ge-
sagt: Fehlt uns das Wissen (die notwendigen Daten) zur
Messung von sehr ungleichen Einkommensbestand-
teilen (etwa Kapitaleinkommen), unterschatzen wir
das wahre Ausmal’ der Ungleichheit dramatisch.

Im Zusammenhang mit der funktionellen Verteilung
stellt sich nun noch die Frage, inwiefern aus diesen
Erkenntnissen Veranderungen der funktionellen Ver-
teilung auch relevant fiir die personelle Betrachtung
sind. Zwar finden sich Uber weite Bereiche der Ver-
teilung Erwerbs- und zu einem geringeren Ausmal}
auch Kapitaleinkommen innerhalb ein und desselben
Haushaltes, jedoch zeigt sich auch bei zunehmender
Vermischung beider Einkommensarten, dass die Ver-
teilungen von Kapital- und Gewinneinkommen sowie
Arbeitseinkommen kaum miteinander zu vergleichen
sind. Arbeitseinkommen sind liber die gesamte Breite
der osterreichischen Haushalte zu verorten, wahrend
Kapitaleinkommen sehr konzentriert in den obersten
Einkommensregionen aufzufinden sind. Unter der An-
nahme, dass sich mit der Veranderung der Lohnquo-
te dieses generelle Bild nicht andert, fiihrt ein Sinken
dieser indirekt zu einer hdheren Ungleichheit in den
personellen Einkommen. Dies riihrt daher, dass ana-
log zum Sinken der Lohnquote, die Gewinnquote steigt
und deren Begilinstigte tendenziell in den obersten 5%
der Haushalte zu finden sind.

Inwiefern aber ein Steigen der Lohnquote zu einer
egalitareren Verteilung beitragt, hangt wiederum da-
von ab, wie die steigende Lohnsumme verteilt wird.
Hier zeigt die jungste Forschung, dass speziell auf
Manager/innengehalter Ricksicht genommen werden
muss, deren reale Einkommensentwicklung jene des
Rests der Bevolkerung in 6konomischen Boomphasen
oftmals deutlich abhangen kann (vgl. Alvaredo et al.,
2013).
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13.3.1 Struktur der Haushalte

Wie bereits gezeigt, variiert die Einkommensstruktur
der Haushalte betrachtlich tiber die Verteilung hinweg.
Insofern stellt sich die Frage, welche Eigenschaften und
Spezifika der Haushalte hierfiir eine mafigebliche Rol-
le spielen. Zur Beantwortung dieser Frage ist jedoch
eine zusatzliche Annahme notwendig: Wahrend die
Haushaltsbetrachtung die umfassendste Analyse von
Einkommen erméglicht (speziell in Hinblick auf Kapi-
taleinkommen), sind soziookonomische Charakteristi-
ka in der Regel an Personen gebunden und somit fur
die Haushaltsanalyse nicht verfliighar. Um trotzdem
eine Einteilung von Haushalten vornehmen zu kénnen
ist daher eine Regel notwendig, die einem Haushalt die
passenden soziookonomischen Charakteristika zuord-
net. Es muss eine Person im Haushalt ausgewahlt wer-
den, deren Eigenschaften stellvertretend fiir den Haus-

Tabelle 1: Struktur der Haushalte

halt analysiert werden konnen. Diese Auswahl ist bei
Mehrpersonenhaushalten nicht trivial und eréffnet im-
mer Potential flir Verzerrungen in der Analyse. Gangi-
ge Kriterien zur Auswahl dieser ,,Referenzperson® sind
unter anderem Alter und Einkommen. Man geht hierbei
davon aus, dass bspw. die Person mit dem hochsten
Einkommen reprasentativ fir den gesamten Haushalt
ist, oder dass die alteste Person im Haushalt (im Ge-
gensatz zu Kindern oder anderen Familienmitgliedern)
die beste Naherung darstellt. Fiir die hier vorgestellten
Ergebnisse, werden die Auspragungen jener Person
verwendet, die am besten (iber die Finanzsituation
des Haushaltes Bescheid weil} (financially knowledge-
able person).’? Diese Auswahl ist naheliegend, da die-
se Person als Beantworter/in des HFCS Fragebogens
herangezogen wurde und somit am ehesten eine/n
Haushaltsvorstandin/-vorstand verkoérpert.

P10 P25 Median P75 P90 P99

Erwerbsstatus

Nicht Erwerbstatig 1% 1% 0% 5% 2% 0%

Erwerbstatig 34% 49% 47% 66% 84% 78%

Temporar Abwesend 0% 0% 2% 7% 0% 9%

Arbeitslos 0% 11% 0% 1% 1% 0%

Student/in 17% 0% 3% 0% 1% 4%

Pension 48% 39% 48% 21% 11% 10%
Arbeitsmarktstatus

Angestellt 25% 39% 41% 59% 75% 45%

Selbstst. mit Angestellten 7% 5% 1% 11% 5% 26%

Ein-Personenunternehmen 3% 6% 7% 2% 4% 16%
Geschlecht

Mannlich 17% 44% 45% 43% 55% 53%

Weiblich 83% 56% 55% 57% 45% 47%

2 Fine Analyse der Sensitivitdt dieser Auswahl findet sich in (Humer et al. 2014), wobei keine allzu grolen Variationen durch die Wahl
des Konzeptes auftreten. In vielen Fdllen ist die financially knowledgeable person ident mit jener, die das héchste Einkommen
bezieht. Oftmals ist es auch so, dass diese Person auch die dlteste im Haushalt lebende ist. Ausnahmen gibt es hier bei Mehr-Ge-
nerationen-Haushalten: Hier konnen im Haushalt lebende Kinder ein héheres Einkommen als die (pensionierten) Eltern erwirt-
schaften und somit ergében sich unterschiedliche Referenzpersonen.
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Fortsetzung von Tabelle 1: Struktur der Haushalte

P10 P25 Median P75 P90 P99
Bildung
Mittelschule 23% 26% 16% 10% 2% 4%
Oberstufe 63% 62% 61% 69% 80% 72%
Universitat 14% 12% 23% 21% 18% 24%
J Alter
49,22 52,29 54,45 45,49 48,75 49,22
HaushaltsgroRe
Gesamt 1,32 1,72 1,66 2,63 2,61 1,32
Erwachsene 1,15 1,34 1,46 2,35 2,38 1,15

Quelle: HFCS 2010 (Daten), INEQ (Berechnung & lllustration)

Anmerkungen: ,Tempordr abwesend“ umfasst Personen, die der Gruppe der Aktiven zuzurechnen sind, aber derzeit bspw. karenziert
sind; Arbeitsmarktstatus umfasst weiters die Kategorie ,Mithelfende” (im Familienbetrieb), die aufgrund der geringen Anzahl (unter
1%) ausgeblendet wurde; Die Unterteilung der Bildung erfolgt in maximal Primdrbildung (Volksschule, ausgeblendet), Mittelschule
(Sekundarstufe 1), Oberstufe (Sekundarstufe Il und berufsbildende Schule) sowie Universitéit (Terticirbildung inkl. Meisterpriifung).

In Tabelle 1 sind die zentralsten sozioGkonomischen
Eigenschaften der Haushalte sowie deren Anteilswerte
an unterschiedlichen Positionen der Verteilung dar-
gestellt. Den ersten und wohl zentralsten Analysepa-
rameter bildet hier die Beteiligung am Erwerbsleben
(Erwerbsstatus). Es zeigt sich deutlich, dass Einkom-
menshohe und Erwerbstatigkeit stark aneinander ge-
koppelt sind. Der Anteil der Erwerbstatigen steigt von
34% im untersten Dezil auf knapp 50% beim Median-
einkommen, bis hin zu 84% im obersten Dezil. Diese
gleichformige Entwicklung findet ihren Gegenpart im
Anteil der Personen im Ruhestand: Diese sind vor al-
lem in der unteren Halfte anzutreffen, mit Anteilen von
40% und darlber. Nach obenhin nimmt diese Grup-
pe aufgrund ihres niedrigeren Einkommensniveaus
gegenuber der Erwerbsarbeit deutlich ab. Hervorzu-
heben ist, dass der Anteil der Pensionistinnen/Pensi-
onisten im obersten Dezil deutlich unterdurchschnitt-
lich bei 11% liegt, wahrend dort zur gleichen Zeit ein

Groliteil der Kapitaleinkommen konzentriert ist. Hohe
Kapitaleinkommen kdénnen somit nicht automatisch
als Ergebnis von lebenslanger Kapitalakkumulation
betrachtet werden, denn in diesem Fall missten Per-
sonen beim Pensionsantritt die hochsten Kapitalein-
kommen beziehen, da sie im Erwerbsleben Vermdgen
ansparen konnten. Vielmehr werden die Kapitalein-
kommen aber oftmals von Erbschaften bestimmt, wo-
bei speziell in den obersten Prozenten der Verteilung
umfangreiche Erbschaften relevant werden, die so-
wohl aus dem Hauptwohnsitz als auch aus anderen
Vermogenswerten (Geld, Betriebe, weiteren Immobili-
en etc.) bestehen.'* Dieses Auseinanderklaffen von ho-
hen Kapitaleinkommen und Pensionsantritt zeigt sich
ebenfalls bei der Betrachtung des Durchschnittsalters:
Dieses sinkt bereits im 75. Perzentil ab, liegt im obers-
ten Dezil mit 48,75 Jahren am Tiefpunkt der sechs be-
trachteten Verteilungspositionen und steigt im obers-
ten Prozent nur wieder leicht auf 49 Jahre.

13 Die Daten der OeNB zeigen, dass in den obersten 20% 64,7% aller Haushalte eine Erbschaft erhielten, wéhrend dies in den
untersten 20% nur 9,6% waren. Zudem betrug die Median-Erbschaft fiir das oberste Fiinftel 236.000 EUR, fiir das unterste Flinftel

aber lediglich 14.000 EUR (Fessler et al.,, 2012, 62).
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= Der Anteil der Erwerbstatigen steigt mit dem
durchschnittlichen Einkommen.

= Vor allem Unternehmer/innen sind Uberdurch-
schnittlich an der Spitze der Einkommensvertei-
lung zu finden.

= Ebenso hangen Bildung und Einkommen stark zu-
sammen.

Die restlichen Gruppen des Erwerbsstatus sind deut-
lich kleiner als jene der Erwerbstatigen und Pensionis-
tinnen/Pensionisten. Wie bereits erwahnt, finden sich
im untersten Bereich der Einkommensverteilung vor
allem studentische Haushalte (17%), die nur gerings-
te Einkommen beziehen. Ebenfalls deutlich konzent-
riert sind arbeitslose Personen, die rund um das erste
Quartil'** einen Anteil von fast 11% haben, sonst aber
kaum in Erscheinung treten. Diese Beobachtung zeigt
deutlich, dass Arbeitslosigkeit vor allem ein Problem
von Haushalten mit niedrigen Einkommen ist.

Schlisselt man die Erwerbstatigen weiter auf in Un-
selbststandige und Unternehmer/innen, zeigt sich fur
erstere ein Verlauf sehr dhnlich zu jenem der gesam-
ten Erwerbstatigkeit: Der Anteil der Unselbststandigen
steigt kontinuierlich an und erreicht im 90. Perzentil
sein Maximum. Die Analyse der Einkommensstruktur
(siehe Abbildung 5) hat bereits einen Hinweis gelie-
fert, dass der Anteil der Unselbststandigen am oberen
Rand der Einkommensverteilung absinkt. Im obersten
Perzentil betragt er nur mehr knapp 45%. Das obers-
te Dezil der Verteilung ist somit schwerpunktmalig
Haushalten mit Unternehmenseinkommen vorbehal-
ten, wobei nur wenige Unselbststéandige derart hohe
Einkommen erzielen kdnnen um in diesem Bereich der
Statistik aufzuscheinen.

Abseits des obersten Einkommensbereiches zeigt sich
fir zwei Klassen von Unternehmer/innen ein getrenn-
tes Bild. Einerseits sind dies Ein-Personenunterneh-
men (EPU), die vermehrt auch im untersten Bereich
anzutreffen sind,** Einzelunternehmen mit weiteren
Beschéftigten finden sich erwartungsgemaf deutlich
weiter oben (im 75. Perzentil, 11%). Der zuvor benann-
te Trend im obersten Dezil gilt jedoch fiir beide glei-
chermalien: hr Anteil steigt hier besonders stark und
betragt im obersten Prozent 16% (EPU) bzw. 26% an
den Haushaltsreferenzpersonen.

Das Ausbildungsniveau der Referenzperson nach Haus-
haltseinkommen variiert starker, zeigt jedoch trotz-
dem strukturelle Trends auf. Wahrend in den Daten
kaum Personen mit ausschlieflich Primarbildung vor-
handen sind, kann fiir Personen mit niedriger sekun-
darer Bildung (Neue Mittelschule, Unterstufe, Haupt-
schule) ein fallender Anteil Uber die Verteilung hinweg
beobachtet werden. Deren Anteil betragt im untersten
Viertel noch etwa 25%, ist aber bereits ab dem Medi-
an unterhalb der 10% Marke. Die grofRte Gruppe bildet
jene der Personen mit hoherer Sekundarbildung, das
sind Personen mit Berufsausbildung bzw. abgeschlos-
sener Oberstufe/Matura. Diese sind Uber die gesamte
Verteilung in hohem MaR vertreten. Mit zunehmen-
dem Einkommen steigt auch dieser Anteil und be-
tragt im obersten Viertel zwischen 70-80% der Haus-
halte. Deutlich volatiler ist die Gruppe der Personen
mit Tertiarbildung, diese ist erst im obersten Viertel
mit Anteilen von Uber 10% zu beobachten. Wahrend
ihr Anteil am 90. Perzentil nur knapp 18% ausmacht,
steigt dieser Wert im 99. Perzentil auf 24% an, sodass
sich auch hier ein deutlicher Zusammenhang zwischen
Einkommen und Bildung zeigt.

4 Quartile teilen die Bevélkerung in vier gleiche grolie Gruppen zu je 25% Bevélkerungsanteil.

5 Dabei handelt es sich mit groBer Wahrscheinlichkeit um eine Vielzahl an sogenannten Scheinselbststdndigen (vgl. dazu Kap. 13.2.3).
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Wahrend die Haushaltsgrofie mit steigendem Einkom-
men erwartungsgemal zunimmt, zeigt sich hier ein
weiteres Spezifikum in Abhangigkeit vom Geschlecht
der Referenzperson. Im untersten Dezil liegt die Anzahl
der Erwachsenen im Haushalt bei knapp Uber eins,
gleichzeitig ist die Anzahl der weiblichen Referenz-
personen mit 83% deutlich Gberdurchschnittlich. Mit
zunehmender HaushaltsgroRe - und damit hoherem
Anteil von Paarhaushalten - sinkt der Anteil der weib-
lichen Referenzpersonen. Dies ist ein Indiz dafir, dass
Haushalte mit weiblichen Referenzpersonen starker
im untersten Einkommensbereich vertreten sind.

Zusammenfassend muss festgehalten werden, dass
es bei der Betrachtung nicht ,die (eine) Ungleichheit®
von Einkommen gibt. Dieses Kapitel hat fiir dsterrei-
chische Haushalte gezeigt, dass es einen deutlichen
Unterschied macht, ob man von Lohn-, Selbststandi-
gen- oder Kapitaleinkommen spricht. Wahrend unsere
Wahrnehmung einer relativ egalitdren Einkommens-
verteilung (im internationalen Vergleich) speziell auf
Lohn- und Pensionseinkommen zutrifft, kann dies
nicht auf Betriebs- und andere Kapitaleinkommen um-
gelegt werden. Diese sind deutlich starker am obers-
ten Rand der Einkommensverteilung (99. Perzentil)
konzentriert und weisen eine erheblich héhere Un-
gleichheit auf.

Es konnte gezeigt werden, dass dies speziell aus zwei
Griinden relevant ist: Einerseits handelt es sich hier-
bei um Haushalte mit speziellen Eigenschaften und
Voraussetzungen. Diese Haushalte sind z.B. vermehrt
erwerbstatig und berdurchschnittlich gebildet. Bil-
dung und Arbeitsmarktintegration sind daher wichti-
ge Handlungsfelder fiir die Politik um auf die Einkom-
mensverteilung Einfluss zu nehmen. Als zweiten Punkt
wurde die unterschiedliche steuerliche Behandlung
von Einkommen illustriert. Kapitaleinkommen sind
grofRteils nicht der Einkommensteuer unterworfen,

sondern der niedrigeren und anonymen Kapitaler-
tragsteuer. Aufgrund der Verteilung dieser Zins-, Divi-
denden-und Betriebseinkommen gibt es aber nur sehr
wenige besonders einkommensstarke Haushalte, die
von dieser Zweiteilung im Steuersystem effektiv pro-
fitieren.

13.4 Spreizung bei Lohnen und
Gehiltern

Idealerweise wiirde der nun folgende Abschnitt die
Entwicklung und Verteilung der gesamten Brutto-
einkommen auf individueller Ebene darstellen. Wie
jedoch bereits geschildert wurde, ist eine wirklich
aussagekraftige Statistik dazu in Osterreich nicht ver-
figbar. In diesem Zusammenhang ist es noch deut-
licher als zuvor bei den Haushalten zu beobachten,
welch entscheidenden Einfluss das Steuerrecht auf die
sozialstatistische Beschreibung der gesellschaftlichen
Verhaltnisse auslibt. Am politischen Aushandlungs-
prozess ,Wer zahlt wieviel Steuern auf welches Ein-
kommen?“ hangt daher auch immer die Frage ,Was
wissen wir liber die Entwicklung und Verteilung der
verschiedenen Einkommenskomponenten?“. Demo-
kratiepolitisch ist dies ein nicht uninteressanter Zirkel-
schluss, da genau dieses Wissen meist die notwendige
Voraussetzung fiir eine informierte Diskussion Uber
die Ausgestaltung eines gerechten Steuersystems dar-
stellt.

= Die Verteilung der gesamten Bruttoeinkommen
aufindividueller Ebene ist unbekannt.

= Das Steuerrecht hat groRen Einfluss auf die statis-
tische Erfassung der Einkommen.

= Beschrankung der Analyse auf einen Ausschnitt:
Lohneinkommen.

Konkret sind es folgende steuerrechtliche Rahmen-
bedingungen, die bei der Analyse der administrativen
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Einkommensstatistiken nichtin Vergessenheit geraten
sollten:

Lohn- & Einkommensteuerstatistik sind zwei getrenn-
te Statistiken mit einem sich iberschneidenden Kreis
von Einkommensempfangern. Die Lohnsteuerstatistik
basiert auf den von den auszahlenden Stellen abge-
gebenen Lohnzetteln und beinhaltet alle im entspre-
chenden Kalenderjahr Lohnsteuerpflichtigen, d.h. alle
unselbststandig Erwerbstatigen und Pensionistinnen/
Pensionisten. In der Einkommensteuerstatistik fin-
den sich hingegen jene Personen, die auch oder aus-
schlieBlich Einkommen aus einer der anderen sechs
Einkommensarten des Einkommensteuergesetzes
(EStG)¥® beziehen. Eine Person die sowohl selbst- als
auch unselbststandig tatig war, ist somit in beiden
Statistiken enthalten. Im Rahmen der Integrierten
Lohn- und Einkommensteuerstatistik konsolidiert die
Statistik Austria die beiden Statistiken um Doppelzah-
lungen zu vermeiden. Eine wesentliche Einschrankung
der Vergleichbarkeit der Informationen aus der Lohn-
steuerstatistik und der Einkommensteuerstatistik
kann aber auch dadurch nicht behoben werden: Die
Einkommen der Lohnsteuerstatistik sind prinzipiell vor
Abzug der Werbungskosten (also vor Arbeitnehmer/
innen/veranlagung) angegeben, wahrend in der Ein-
kommensteuerstatistik die Einkiinfte in der Regel nach
Abzug der Betriebsausgaben und Werbungskosten er-
fasst sind.'¥’

Endbesteuerte Kapitalertrage reiflen eine Liicke in
das Konzept einer moglichst vollstandigen administ-
rativen Einkommensstatistik auf individueller Ebene.
Wie zuvor erwahnt sind mit Einflhrung der Kapital-
ertragsteuer nach 1992 die Einkiinfte aus Zinsen und

6 Sjehe Seite 239.

Dividenden nicht mehr im Zuge der Einkommensteu-
ererklarung erfasst, sondern deren Steuerlast wird
direkt von den Banken und Versicherungen an die
Finanzbehorden Ubermittelt. In den Steuerstatistiken
verbleibt nur das aggregierte Aufkommen und das hat
sich dynamisch entwickelt: Die Einnahmen des Staa-
tes aus der Besteuerung von Dividenden im Bereich
der natiirlichen Personen haben sich zwischen 1995
und 2015 von 222 Mio. EUR auf 1,9 Mrd. EUR nahezu
verneunfacht (Statistik Austria 2016c).

Steuerrechtliche Anderungen fiihren nicht selten zu
Strukturbriichen in den Zeitreihen der Einkommen-
sentwicklung, die die Interpretation Giber deren Verlau-
fe erschweren. Zwei Beispiele aus jlingerer Vergangen-
heit seien angeflihrt: Am Beginn des Jahres 2001 trat
eine Neuregelung der betrieblichen Pensionsvorsorge
in Kraft. Aus diesem Grund wurden in dem Zeitraum
davor besonders im obersten Einkommenssegment
einmalig auRerordentlich hohe Vorsorge-Auszahlun-
gen beobachtet. Weiters wurden bis Mitte 2012 Ein-
klnfte aus dem Verkauf von Gesellschaftsanteilen mit
der Halfte des auf das gesamte Einkommen entfallen-
den Durchschnittsteuersatzes belegt und waren im
Rahmen der sonstigen Einkiinfte auch in den Einkom-
mensteuererklarungen und -statistiken enthalten.
Dies wurde von der Regelung abgelost, diese spezi-
ellen Einkiinfte mit dem Kapitalertragsteuersatz von
25% zu besteuern - solche Anteilsverkaufe sind seither
auch nicht mehr statistisch erfasst. Das hat insofern
auch Auswirkungen auf die Analyse der Gesamtein-
kommensentwicklung, da die Hohe dieser Einkommen
nicht vernachlassigbar ist. Im Jahr 2011, dem letzten
Jahr mit vollstandiger Erfassung, summierten sich
diese Einklinfte im obersten Dezil auf 535 Mio. EUR,

1“7 Neben dem potentiell vorhandenen Gestaltungsspielraum bei der Einkommenssteuererkldrung sollte noch festgehalten werden,
dass alle Bestrebungen des Einzelnen zur Steuervermeidung und -hinterziehung tendenziell in der Einkommensteuerstatistik
einen direkteren Einfluss auf die Untererfassung der Einkiinfte haben.
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wobei knapp 90% dieser Summe dem obersten Pro-
mille der Einkommensbezieher/innen zu Gute kam
(Statistik Austria 2016b).

Neuartige Einkommensbestandteile wie zum Beispiel
der Riickkauf der Aktienpakete von Managerinnen/Ma-
nagern durch das eigene Unternehmen, sind weder
in den individuellen Einkommensstatistiken noch in
den volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen erfasst
(OECD 2016). Auch Wertzuwachse oder -verluste von
Vermogensbestanden werden in den administrativen
Statistiken nicht abgebildet.

Aufgrund dieser Einschrankungen ist es schlichtweg
unmoglich eine vollstéandige und aussagekraftige
Statistik der Verteilung der gesamten Bruttoeinkom-
men vorzulegen. Wir konzentrieren uns daher auf die
Gruppe der unselbststandig Beschaftigten und deren
Lohneinkommen, die von Statistik Austria und dem
Hauptverband der Sozialversicherungstrager aufge-
zeichnet werden und belastbare Vergleiche sowohl
zwischen einzelnen Bevoélkerungsgruppen als auch
Uber die Zeit erlauben. Auf Basis der Erfahrung aus
anderen Landern (siehe bspw. Alvaredo 2013, Piketty
und Zucman 2014) kann man darauf schlieRen, dass
die anderen zuvor genannten Einkommenskompo-
nenten stark mit der Einkommensposition korreliert
sind und speziell fiir die Personen an der Spitze der
Einkommensverteilung von Bedeutung sind. Von die-
ser Untererfassung am oberen Rand sind somit auch
unsere Untersuchungen zur Entwicklung der Einkom-
mensverteilung betroffen. Die statistisch gemessene
Realitat bleibt hinter der tatsachlichen Wirklichkeit
zurlck. Die prasentierten Indikatoren und Entwicklun-
gen sind so auch als konservative Schatzer und untere
Grenze zu interpretieren.

13.4.1 Verteilung der Lohneinkommen

Im Jahr 2014 wurden in der Lohnsteuerstatistik insge-
samt 127 Mrd. EUR Bruttoeinkommen®* von 4,1 Mio.
Beschaftigten (exklusive Lehrlinge) erfasst. Davon
waren 53% mannlich, folglich 47% weiblich. 67% ar-
beiten Vollzeit, 31% Teilzeit, bei den ubrigen 2% ist
die Beschaftigungsart unbekannt. 71% waren das ge-
samte Jahr durchgehend in einem Beschaftigungsver-
haltnis, knapp 9% weniger als drei Monate. Vor allem
in Bezug auf Verteilungsfragen ist die Kenntnis tber
die Zusammensetzung der Grundgesamtheit ganz
entscheidend fiir die Interpretation der einschlagigen
MaRzahlen. Ungleichheit ist nicht gleichbedeutend
mit Ungerechtigkeit. Es gibt verschiedenste Griinde,
die uns erklaren kénnen warum Erwerbstatige unter-
schiedliche Loéhne beziehen. Dies sind beispielsweise
die erworbene Qualifikation, die Arbeitserfahrung,
die mit der Tatigkeit verbundene Verantwortung, das
Risiko bei der Berufsauslibung, die individuelle Subs-
tituierbarkeit, die Branche bzw. wirtschaftliche Situa-
tion der Arbeitgeberin/des Arbeitgebers aber auch die
(Jahres)Arbeitszeit. Es sollte wenig verwundern, dass
Jakob, der nur einige Monate oder zehn Stunden in der
Woche arbeitet, am Ende des Jahres einen geringeren
Bezug aufweist als Maria, die ganzjahrig und Vollzeit
erwerbstatigist. Das Einkommen dieser beiden ist also
nur bedingt direkt miteinander vergleichbar, dennoch
ist es ein richtiges Abbild der Realitat und gibt uns einen
Hinweis tber die Lebensrealitaten der Menschen.

Analysiert werden die Bruttomonatseinkommen
der 4,1 Mio. unselbststandig Erwerbstatigen des
Jahres 2014.

1“8 Wie zuvor besteht hier das Bruttoeinkommen aus dem erhaltenen Bruttobezug vor Abzug der Sozialversicherungsbeitrdge und
Steuer, verstehen sich jedoch exklusive der Sozialversicherungsbeitrége der Dienstgeber/innen sowie Lohnnebenkosten.



13. ENTWICKLUNG UND VERTEILUNG DER EINKOMMEN

13.4.1.1 Einkommen nach Beschiftigungsintensitat
Anhand von Abbildung 6 soll die Bedeutung der Wahl
des Einkommenskonzepts und der betrachteten Be-
volkerungsgruppe veranschaulicht werden. Sie zeigt
uns die Haufigkeitsverteilung der auf das Monat he-
runter gerechneten Bruttobeziige inklusive 13. und
14. Gehalt** firr drei unterschiedliche Betrachtungs-
weisen der Einkommensverteilung. Im ersten Teil der
Grafik (Abbildung 6a) sind alle Unselbststandigen ab-
getragen, unerheblich welche Vertragsart und -dauer
sie aufweisen. Auf den ersten Blick stechen zwei Ei-
genschaften ins Auge: Zum einen ist das die allgemein
rechtsschiefe Verteilung. Es gibt viele Menschen mit
geringem oder mittlerem Einkommen, ab 3.000 EUR
Monatseinkommen nehmen die Haufigkeiten stark ab

und ab ca. 8.000 EUR finden wir langsam auslaufend
wenige Hocheinkommensbezieher/innen. Zweitens ist
eine besonders stark ausgepragte Haufung am unte-
ren Ende des Einkommensspektrums sichtbar. Dabei
handelt es sich um geringfiigig Beschaftigte, (Ferial)
Praktikantinnen/Praktikanten und Saisonarbeitende,
die nur wenige Monate gearbeitet haben. Dies ist ein
gangiges Muster, welches in groben Zligen die Einkom-
mensverteilung in den meisten entwickelten Volks-
wirtschaften beschreibt.

Es gibt deutliche Unterschiede zwischen der Ein-
kommensverteilung von Frauen und Mannern.
Unterjahrige Beschaftigung und Teilzeit sind dabei
wichtige Erklarungsfaktoren.

Abbildung 6: Verteilung der Bruttomonatseinkommen 2014

a) Alle Beschaftigte
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b) Bereinigt um unterjahrige Beschéftigung

Relative Haufigkeit
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1“9 Gesamter Bruttobezug inkl. Sonderzahlungen geteilt durch die Anzahl der Wochen in Beschdftigung multipliziert mit der durch-

schnittlichen Anzahl von Wochen pro Monat.
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c) Ganzjahrig & Vollzeit Beschaftigte

P10 P25 Median | P75

Relative Haufigkeit
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insgesamt M Frauen W Manner

N=2.110.391
35.2% Frauen
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Quelle: Lohnsteuerstatistik (Daten), INEQ (Berechnung & lllustration)

Anmerkung: Die Grafik vergleicht die Haufigkeitsverteilung zwischen a) allen Beschdftigten, b) allen Beschdftigten bereinigt um un-
terjéhrige Beschdéftigungsdauer und c) der Untergruppe der ganzjéhrig Vollzeitbeschdftigten fir alle (Gelb) und getrennt fir Frauen
(Rot) und Mdnner (Blau). Je mehr Einkommen sich in einem bestimmten Bereich héufen, desto héher ist der Wert der Dichtefunktion.
Im rechten Teil der Abbildung sind zusdtzlich die jeweilige Anzahl an Personen (N) und der Anteil von Frauen angefiihrt.

Was andert sich an diesem Bild, wenn wir um die
unterjahrige Beschaftigung bereinigen? Konkret wird
dazu mithilfe der in Wochen angegebenen Informati-
onen zur Bezugsdauer ein adaptierter Monatslohn be-
rechnet'®, also ein fiktiver durchschnittlicher Monats-
lohn, der sich ergeben héatte, wenn alle Personen das
ganze Jahr beschaftigt gewesen waren. Die Haufig-
keitsverteilung in Abbildung 6b schiebt sich dadurch
sichtbar nach rechts, in den Bereich von 2.000 EUR
bis 3.000 EUR pro Monat. Alle Quantile’® wandern
ein Stuck weit nach oben, beispielsweise der Medi-
an von 2.195 EUR auf 2.355 EUR. Noch sichtbarer ist
dies in der unteren Halfte der Einkommensverteilung:
Das 10. Perzentil springt in dieser Betrachtung von
200 EUR auf 600 EUR, das 25. Perzentil von 959 EUR auf
1.367 EUR. Auch der Gini-Koeffizient, an sich ein eher
wenig reagibles Mal}, reduziert sich deutlich von 0,448
auf 0,399. Wir sehen also, dass unterjahrige Beschafti-
gungsverhaltnisse einen Teil der in der Lohnsteuersta-
tistik gemessenen Ungleichheit erklaren kdnnen.

%0 Sjehe Seite 250.

Es ist weitgehend bekannt, dass Frauen in den meisten
Bereichen des Erwerbslebens ein niedrigeres Einkom-
men als ihre mannlichen Kollegen beziehen. Dies wird
auch in Abbildung 6b klar ersichtlich, wenn die Haufig-
keiten von Frauen und Mannern Uber das Spektrum
der Bruttobeziige miteinander verglichen werden. Der
untere Teil der Einkommensbeziehenden setzt sich zu
fast zwei Dritteln aus Frauen zusammen. Die Flachen
der weiblichen Unselbststandigen sind hier deutlich
héher als jene der Manner. Knapp unter dem Median,
bei einem Monatsbezug von ca. 2.000 EUR herrscht
annahernde Paritat der beiden Geschlechter. Bei ho-
heren Einkiinften nimmt die Anzahl der angetroffenen
Frauen jedoch rapide ab und sie sind in Folge bis in die
obersten Einkommensbereiche hinein deutlich unter-
reprasentiert. 75% der Mannereinkommen liegen Uber
dem Medianeinkommen der Frauen (1.810 EUR). Dies
gilt mit einer kleinen aber entscheidenden Adaption
ebenso auch umgekehrt: drei Viertel der Frauen ver-
dienen weniger als der Median der Manner (2.830 EUR).

5L Hier sind mit Quantilen verschiedene Positionen in der Verteilung gemeint. Abbildung 6 verwendet exemplarisch das 10. Perzentil
(untere 10%, P10), 25. Perzentil (P25), sowie die Perzentile 50 (Median), 75, 90, 95 und 99.
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Die ausschlieRliche Betrachtung der Einkommensver-
teilung aller Beschaftigten insgesamt wiirde somit eine
wesentliche Dimension der Ungleichheit verschleiern:
Den strukturellen Einkommensunterschied zwischen
Frauen und Mannern.

Eine wesentliche Determinante dieser Ungleichvertei-
lung der Bruttoeinkommen zwischen den Geschlech-
tern ist das signifikant unterschiedliche Ausmaf’ von
bezahlter Arbeitszeit. Uber 75% aller Teilzeitbeschaf-
tigten sind Frauen - dass sich daraus direkt niedrigere
Lohne und ein starkes Ungleichgewicht in der Einkom-
mensverteilung ergeben, liegt auf der Hand. Eine fir
diese Frage hilfreiche Bereinigung der Einklinfte um
die Anzahl der in Beschaftigung geleisteten Arbeits-
stunden ist mit den Daten der Lohnsteuerstatistik
nicht moglich. Eine etwaige Teilzeitbeschaftigung
wird zwar in den Daten ausgewiesen, aber nicht ge-
nau definiert. Somit ist eine Unterscheidung zwischen
einer Anstellung von zehn Wochenstunden und einer
30 Stundenwoche nicht moglich. Ein Ansatz, um den
Effekt der Teilzeitbeschaftigung auf die Einkommens-
verteilung zu quantifizieren, ist die Beschrankung der
betrachteten Bevolkerung auf die ganzjahrig Vollzeit-
beschaftigten.

In der Haufigkeitsverteilung von Abbildung 6c bricht
durch die Einschrankung auf ganzjahrig Vollzeitbe-
schéaftigte das Einkommenssegment unter 1.500 EUR
nahezu vollstandig weg. Die Quantilspunkte verschie-
ben sich durchschnittlich um 1.000 EUR nach oben. So
liegt das 10. Perzentil in dieser Bevolkerungsgruppe
bei 1.870 EUR, der Median bei 3.230 EUR und das 90.
Perzentil bei 6.290 EUR. Die Einkommen sind in die-
ser Gruppe deutlich gleicher verteilt, der Gini betragt
0,289. Doch selbst in dieser relativ homogenen Gruppe
muss man das Einkommen des 90. Perzentils mehr als
verdoppeln um zur unteren Grenze des obersten 1%
zu gelangen (13.000 EUR). Ist dies nun die richtige Be-

trachtung der Einkommensungleichheit der Unselbst-
standigen? In der Regel nein, es kommt sehr stark auf
den Blickwinkel und die Fragestellung an. Fur die Un-
tersuchung der Entwicklungen im Bereich der stabilen
und nicht prekaren Beschaftigungsverhaltnisse ist sie
ohne Frage sehr gut geeignet. Es sollte aber nicht aus
den Augen verloren werden, dass es sich nur um einen
Ausschnitt der Realitat handelt. Es ist eine Untergrup-
pe, die nur die Halfte aller Beschaftigten (50,8%) um-
fasst. Deutlich wird dies auch in dem starken Riickgang
der Flache der Frauen in der Haufigkeitsverteilung, ihr
Anteil geht hier von 47% auf 35% zurtick.

Die Gruppe der stabilen Beschaftigungsverhaltnisse
(ganzjahrig Vollzeit) umfasst nur die Halfte der ins-
gesamt 4 Mio. Beschaftigten.

13.4.1.2 Einkommen nach sozialrechtlicher Stellung

= Verteilung unter allen Arbeitenden relativ homo-
gen, jedoch starke Unterschiede zwischen Frauen
und Mannern.

= Angestellte beziehen im Durchschnitt die héchs-
ten Einkommen, zeigen aber auch die grofte
Streuung.

= Im offentlichen Dienst finden sich die geringsten
geschlechtsspezifischen Unterschiede.

Abbildung 7 vergleicht die Monatseinkommen der
ganzjahrig Vollzeitbeschaftigten nach den in der Lohn-
steuerstatistik ausgewiesenen sozialrechtlichen Stel-
lungen und Geschlecht. Mehr als 1,6 Mio. Menschen
(40%) gehoren der Gruppe der Arbeiter/innen an,
2 Mio. (47%) zu den Angestellten und 532.000 (13%)
zu den offentlich Bediensteten. In der letztgenannten
Gruppe sind die Vertragsbediensteten und Beamtin-
nen/Beamten zusammengefasst.
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Die Einkommen von Arbeiterinnen/Arbeitern liegen
in der Regel unter den durchschnittlichen Beziigen
der Gesamtpopulation. Auffallend ist hierbei, dass in
dieser Gruppe nur vereinzelt monatliche Einkommen
Uber 5.000 EUR erzielt werden. Weiters sticht der mar-
kante Unterschied der Haufigkeitsverteilung nach Ge-
schlecht unter den Arbeiter/innen ins Auge. So liegen
bei Frauen die Einkommen mit der grofiten Haufig-
keiten trotz vergleichbarem Beschaftigungsumfang
circa 1.000 EUR unter jenem der Manner.

Die Einkommen der Angestellten zeigen die grofite
Streuung. In der Grafik ist das durch die langgezoge-
ne Kurve erkennbar. Auch in dieser Gruppe fallen die
Einkommen der Frauen hinter jene der Manner zu-

ruck, jedoch nicht ganz so ausgepragt wie unter den
Arbeiterinnen/Arbeitern. Die Einkommen der Beamtin-
nen/Beamten und Vertragsbediensteten (4.190 EUR)
liegen durchschnittlich tGiber dem Vergleichswert aller
unselbststandig Beschaftigten (3.850 EUR), jedoch
unter jenem der Angestellten (4.520 EUR). Die Vertei-
lung von Frauen und Mannern im o&ffentlichen Dienst
ist nahezu symmetrisch, nur im obersten Segment ab
7.000 EUR sind die Manner deutlich Uberreprasentiert.
Trotz dem ausgepragten Auseinanderklaffen zwischen
den Geschlechtern, sind die Einkommen unter den
Arbeiterinnen/Arbeitern mit einem Gini von 0,183 am
egalitarsten verteilt. Fir die Angestellten ergibt sich
ein Wert von 0,312, unter den o6ffentlich Bediensteten
ister0,219.

Abbildung 7: Verteilung der Bruttomonatseinkommen der ganzjahrig Vollbeschaftigten 2014 nach sozial-

rechtlicher Stellung
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Quelle: Lohnsteuerstatistik (Daten), INEQ (Berechnung & lllustration)

Anmerkung: Die Abbildung stellt die relative Hdufigkeit der Einkommen von Frauen und Mdnnern nach sozialrechtlicher Stellung
gegentiber. Je mehr Personen ein Einkommen in dem jeweiligen Bereich beziehen desto hoher ist die Dichte an diesem Punkt.

Bis hierher kdnnen wir folgende Erkenntnisse aus der
Analyse der Lohnsteuerstatistik 2014 festhalten. Die
nicht unerhebliche Ungleichheit auf Ebene der Brutto-
jahreseinkommen kann zum Teil durch unterschiedli-

che Erwerbsintensitaten erklart werden. Doch auch im
relativ homogenen Sample der ganzjahrig Vollzeitbe-
schaftigten verbleiben signifikante Unterschiede nach
Geschlecht und sozialrechtlicher Stellung.
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13.4.1.3 Entwicklung der Einkommensungleichheit

Fur die Darstellung der Entwicklung der Einkommens-
ungleichheit im letzten Jahrzehnt kehren wir nun wie-
der zu der urspriinglichen Betrachtungsweise mit allen
Unselbststandigen zuriick. Tabelle 2 zeigt wie sich eine
Reihe von Verteilungsmalfien zwischen 2005 und 2014
entwickelt hat. Allgemein lasst sich die bedeutendste
Veranderung im Zeitraum 2005 bis 2008 verorten, in
dieser Periode zeigen alle Indikatoren eine Zunahme
der Einkommenskonzentration an. So steigt der Gini in
den Jahren vor der Weltwirtschaftskrise um 10% von
0,40 auf 0,44. Ein alternatives aber weniger bekanntes
Verteilungsmal ist der Theil-Index. Wie der Gini deutet
auch ein hoherer Wert des Theil eine héhere Ungleich-
heit an. Er reagiert aber sensibler auf Anderungen an
den Randern der Verteilung und steigt bis 2008 sogar
um 20% von 0,29 auf 0,35. Der Einkommensanteil der

unteren 20% reduziert sich um 2 Prozentpunkte, die
wiederum in den obersten 20% aufgeschlagen wer-
den. Am drastischsten wird die Entwicklung vom Ver-
héltnis des 80. und 20. Perzentils angezeigt, es steigt
vom 3,6-fachen auf das fiinffache an. Seit dem Jahr
2009 zeigen die Indizes nur noch einen moderaten An-
stieg, die Einkommensungleichheit blieb mehr oder

weniger konstant.

= Vor 2008 deutliche Zunahme der Einkommens-
konzentration, seither relativ konstant.

= Anteil der Frauen sinkt vom 47% unter allen Be-
schaftigten auf 8% im obersten Promille.

= Das Oberste Tausendstel konnte Anteil an den Ge-
samteinkommen in letzten 10 Jahren um ca. 30%

erhohen.

Tabelle 2: Entwicklung der Einkommensverteilung (2005-2014)

2005 2006 2007 2008 | 2009 2010 2011 2012 2013 2014

Allgemein

Gini 0,40 0,40 0,43 0,44 | 0,44 0,44 0,45 0,45 0,45 0,45

Theil! 0,29 0,30 0,36 0,35 | 0,36 0,35 0,37 0,36 0,37 0,37
Punkt-Ratios

MW/Median? 1,16 1,16 1,16 1,17 | 1,16 1,16 1,17 1,17 1,17 1,16

P80/20 3,63 3,68 472 4,94 | 5,31 5,12 5,52 5,70 5,76 5,67

P99/50 4,52 4,39 4,79 4,80 | 4,90 4,87 4,96 4,89 4,94 4,95
Anteile

1. Quintil® 3,5% 3,45% 2,42% 2,26% | 2,12% 2,20% 2,04% 2,01% 1,95% 1,97%

2. Quintil 11,49% 11,34% 10,22% 10,10% | 9,77% 9,86% 9,66% 9,54% 9,53% 9,54%

3. Quintil 17,28% 17,25% 17,16% 17,15% | 17,13% 17,13% 16,98% 17,03% 17,04% 17,13%

4. Quintil 23,75% 23,97% 24,11% 24,16% | 24,.33% 24,39% 24,42% 24,61% 24,54% 24,58%

5. Quintil 43,96% 43,99% 46,10% 46,32% | 46,65% 46,41% 46,89% 46,81% 46,95% 46,78%

Quelle: Lohnsteuerstatistik (Daten), INEQ (Berechnung & lllustration)

' Der Theil-Index ist ein alternatives Mal8 zum Gini-Index, das sensibler auf Anderungen an den Réndern der Verteilung reagiert. Wie
der Gini deutet auch ein héherer Wert des Theil eine héhere Ungleichheit an.

2 MW/Median - das Mittelwert/Median-Verhdltnis ist ein simples Mals zur Messung von Ungleichheit, indem es die Durchschnitt-
seinkommen ins Verhdltnis zum Einkommen am 50. Perzentil (Median) setzt. Ein hoherer Wert bedeutet, dass mehr Einkommen
in der oberen Hdlfte der Verteilung angesiedelt ist (der Durchschnitt steigt stérker als der Median) und somit, dass die Verteilung
ungleicher ist.

° Quintile teilen die Verteilung in fiinf gleiche grofse Teile zu je 20% Bevélkerungsanteil. Man spricht dann vom ,ersten Quintil* (un-
terste 20%) bis hin zum ,obersten Quintil“ (5. Quintil, die obersten 20%).
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Fur die Entwicklung am obersten Rand der Verteilung
waren Berechnungen auf Basis der 1% Stichproben
der Lohnsteuerstatistik nur bedingt aussagekraftig,
die Fallzahlen in der Stichprobe sind fiir die Analyse
der obersten Einkommensbereiche zu klein. Eine Son-
derauswertung des obersten Dezils von Registerdaten
der Statistik Austria ermoglicht uns, hier belastbarere
Zahlen diskutieren zu kdnnen (Statistik Austria 2016b).
Im Jahr 2014 betrug der Einkommensanteil des obers-
ten Dezils (Top 10%) 30,2% des gesamten Bruttoein-
kommens. Doch auch innerhalb dieser Gruppe ist eine
signifikante Konzentration an der Spitze zu bemerken.
Der Anteil der Top 5% liegt bei 19,3%, jener des Top 1%
bei 6,7% und der des obersten Tausendstels bei 1,7%.
Im Durchschnitt sind die Einkommen im Top 1% somit
ca. sieben-mal so grof® wie unter der Gesamtbevol-
kerung, fiir das Top 0,1% liegt dieser Wert beim 17-fa-
chen.

Die Zahlen beinhalten auch Evidenz firr eine ,,glaserne
Decke®, deren Uberwindung Frauen auch im Jahr 2014

noch alles andere als leicht gemacht wird. Zur Erinne-
rung, der Anteil der Frauen an allen Unselbststandi-
gen liegt bei knapp unter 50%, in der Untergruppe der
ganzjahrig Vollzeitbeschaftigten fallt er auf 35%. An
der Spitze der Einkommensverteilung dinnt sich der
Anteil an Frauen weiter aus. Im obersten Dezil liegt ihr
Anteil bei knapp liber 25%, im Top 1% bei 12% und im
obersten Promille bei nur noch knapp tber 8%.

Tabelle 3 zeigt die Veranderung der Einkommensantei-
le der obersten Einkommensgruppen flr den Zeitraum
1996 bis 2014. Die Anteile der Top 10% und Top 5% sind
bis vor 2004 nahezu konstant, steigen danach bis 2008
leicht an. Der Anteil des obersten Prozents entwickelt
sich dynamischer und erhohte sich in Relation zum Ni-
veau des Jahres 1996 um mehr als 10%. Das oberste
Promille, die Top 0,1%, konnten ihren Einkommensan-
teil im selben Zeitraum um ca. 30% vergrofRern. Seit
2009 zeigen die Einkommensanteile einen leicht riick-
laufigen Trend und liegen nun in etwa beim Niveau des
Jahres 2004.

Tabelle 3: Anteil der Top-Einkommen am Gesamteinkommen in Osterreich (1996-2014)

Jahr Top 10% Top 5% Top 1% Top 0,1%
1996 29,50% 18,72% 6,27% 1,31%
1998 29,69% 18,89% 6,38% 1,38%
2000 30,02% 19,17% 6,58% 1,51%
2002 29,90% 19,06% 6,50% 1,46%
2004 30,37% 19,42% 6,77% 1,65%
2006 30,46% 19,50% 6,87% 1,73%
2008 30,62% 19,67% 7,00% 1,79%
2010 30,41% 19,44% 6,81% 1,67%
2012 30,57% 19,58% 6,89% 1,72%
2014 30,20% 19,30% 6,75% 1,67%
‘l'ggi":i‘:r;o"lg“‘m“ +2,4% +3,1% +7,8% +27,6%

Quelle: Statistik Austria (Daten), INEQ (Berechnung & lllustration)

Anmerkung: Bruttolohneinkommen ohne SV Beitrdge



13. ENTWICKLUNG UND VERTEILUNG DER EINKOMMEN

13.4.2 Entwicklung der Reallohne

Vielleicht noch wichtiger fiir die individuelle Lebens-
realitat als die relative Position innerhalb der Einkom-
mensverteilung ist die Veranderung der Konsummog-
lichkeiten, also die Lohnentwicklung bereinigt um die
Veranderung des Preisniveaus'®?. Gemessen wird dies
gemeinhin durch die von Statistik Austria berechnete
Veranderung des Verbraucherpreisindex (VPI). Wenn
sich allerdings nicht alle Preise im Gleichschritt veran-
dern, hangt es von der Zusammensetzung des Glter-
blindels ab, inwiefern die/der Einzelne in der Gesamt-
betrachtung von den Preisveranderungen betroffen ist
(Fessler und Fritzer 2013; Statistik Austria 2016a).
Wenn in Folge die Einkiinfte mit der durchschnittli-
chen Inflation bereinigt werden, sollte berticksichtigt
werden, dass die tatsachliche Situation wahrschein-
lich noch ein Stiick weit extremer ist als sie hier dar-
gestellt wird. Im letzten Jahrzehnt waren es vor allem
die Preise von Lebensmittel, Energie und Mieten, die
Uberproportional gestiegen sind. Das sind jene Aus-
gabenkategorien, die tendenziell fir untere Einkom-
mensbeziehende eine groRere Rolle spielen (vgl. dazu
auch den Beitrag von Nadja Lamei u.a. ,Lebensbedin-
gungen, Armut und Einkommen in Osterreich®). Die
durchschnittliche Inflationsrate unterschatzt fiir die-
sen Teil des Einkommensspektrums mit grofter Wahr-
scheinlichkeit die Veranderung des Preisniveaus. Die
Reallohnentwicklung wird daher am unteren Ende zu
positiv dargestellt, am oberen Ende hatten die niedri-
geren Inflationsraten sogar noch starkere Zuwachse
der Konsummaglichkeiten zur Folge.

= Bis zur Jahrtausendwende stiegen Reallohne Gber
die Verteilung hinweg mit gleicher Rate an.

= Seit dem Jahr 2000 Stagnation der mittleren Ein-
kommen, real haben niedrige Einkommen ver-
loren, Einkommen uber dem Median jedoch zuge-
legt.

= Unter den Mannern tritt diese Spreizung im Ver-
gleich zu den Frauen erst einige Jahre verzogert
auf.

Auf Basis von Daten aus den Statistischen Handbu-
chern des Hauptverbands der Sozialversicherungstra-
ger (HVSV 1991-2014) ist es moglich, die Entwicklung
der Reallohne an unterschiedlichen Stellen der Ein-
kommensverteilung seit dem Jahr 1991 nachzuzeich-
nen.’>* Eine wesentliche Einschrankung ist jedoch,
dass es im Rahmen dieser Statistik nicht moglich ist,
die durchschnittlich geleistete Arbeitszeit konstant zu
halten. Abbildung 8 zeigt die prozentuelle Verande-
rung seit 1991 sowohl fiir alle Arbeiter/innen und Ange-
stellten, als auch getrennt fiir Frauen und Manner. Bei
den Mannern lasst sich bis zum Jahr 1999 ein stetiger
Anstieg der Reallohne beobachten, im Vergleich zum
Jahr 1991 ergibt sich ein sattes Plus von 9% uber das
gesamte Einkommensspektrum. Bis 2003 stagniert die
Lohnentwicklung, danach spreizt sie sich auf. Am Me-
dian sind die realen Einkommen weiter unverandert,
am 75. Perzentil legen sie jedoch um weitere 5 Prozent-
punkte zu. Im unteren Teil der Einkommensverteilung
geht es hingegen abwarts, ganz Besonders gilt dies
fur die Jahre 2009 und 2010. Seither stagnieren sie auf
dem Niveau von +5% im Vergleich zum Jahr 1991.

2 Im Allgemeinen versteht man darunter die Abweichungen der Preise eines bestimmten Gliterbindels, die nicht durch Verande-

rungen der Qualitdt der Gliter ausgeldst wurde.

53 In den Statistiken des Hauptverbands werden die Einkommen zwar nur bis maximal zur Hochstbeitragsgrundlage (HBGL) er-
fasst, unsere Analyse des 25., 50. und 75. Perzentils aller Beschdftigten ist davon allerdings nicht beeintréchtigt. In der Unter-
gruppe der mdnnlichen Angestellten (ber 40 Jahren liegt hingegen auch das 75. Perzentil (iber der HBGL, eine detailliertere
Darstellung nach sozialrechtlicher Stellung wdére somit nicht ohne Weiteres mdglich.

257
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Abbildung 8: Entwicklung der Realléhne (1991-2014)
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Quelle: Hauptverband (Daten), INEQ (Berechnung & lllustration)

Bei den Frauen tritt die Spreizung entlang der Einkom-
mensverteilung schon frither ein. Wahrend die realen
Lohne am 25. Perzentil ab dem Jahr 1995 mit leich-
ter Variation stagnieren, zeigen der Median und noch
starker das 75. Perzentil einen steigenden Trend. Ob-
wohl die Realldhne am 75. Perzentil der Frauen lber
die letzten beiden Jahrzehnte ein wenig starker stie-
gen als am 75. Perzentil der Manner, sind die nomina-
len Einkommensunterschiede an diesem Punkt der
Verteilung auch im Jahr 2014 immer noch betracht-
lich. Betrachtet man Arbeiter/innen und Angestellte
zusammen, ergibt sich eine monatliche Differenz von
1.152 EUR (Manner: 3.900 EUR vs. Frauen: 2.748 EUR),
unter den Angestellten alleine sogar ein Wert von
1.974 EUR (Manner: 5.094 EUR vs. Frauen: 3.120 EUR).

In Summe bedeutet dies flr die Gesamtbetrachtung
beider Geschlechter seit dem Jahr 2000 eine Stagna-
tion der Realléhne in der Mitte der Einkommensvertei-
lung und einen leichten Anstieg am 75. Perzentil. In der

unteren Halfte der Einkommen sehen wir einen dyna-
mischen Anstieg bis zum Jahr 1996, danach eine Phase
der Stagnation und seit dem Jahrtausendwechsel ei-
nen stetigen Rickgang der realen Konsummaoglichkei-
ten. Der starke Anstieg der Teilzeitbeschaftigung und
befristeten Beschaftigungsverhaltnisse von 13% im
Jahr 1994 auf 28% im Jahr 2014 diirfte ein wichtiger Er-
klarungsfaktor fir diese Entwicklung sein, das genaue
Ausmal’ des Effekts lasst sich auf Basis der Hauptver-
bandsdaten jedoch nicht quantifizieren.

13.4.2.1 Entwicklung der Reallohne nach Alters-
gruppen

Tabelle 4 greift speziell die Gruppe der jungen Erwach-
senen zwischen 20 und 30 Jahren heraus und ver-
gleicht die Entwicklung der Reall6hne an verschiede-
nen Stellen der Einkommensverteilung in den Jahren
1991, 2000 und 2014. In der Mitte der Verteilung hat
sich real zwischen 1991 und 2014 nur wenig verandert,
der Saldo ist leicht positiv. Am Median der 20-24 Jahri-
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gen geht es den Menschen daher heute - gemessen an
ihren Konsummaoglichkeiten - eine kleine Spur besser
als den 20-24-jahrigen vor einer Generation. Bei den
25-29-jahrigen liegen diese Werte ein wenig hoher, real
sind ihre Monatslohne um 4% hoher als bei Gleichalt-
rigen vor einer Generation. Abseits vom Median wird
eine deutliche Spreizung sichtbar. Die Personen am 25.
Perzentil haben deutlich verloren (20 bis 24 Jahrige:
-8%, 25-29 Jahrige: -3%), jenen am 75. Perzentil geht
es heute besser (+5% bzw. +4%) als vor einer Genera-
tion. Auf ein ganzes Jahr hochgerechnet kann man die
Entwicklung wie folgt zusammenfassen: Die 20-24-jah-
rigen am 25. Perzentil haben im Vergleich nahezu ein

ganzes Monatseinkommen verloren, jene am 75. Per-
zentil fast 2/3 eines Monatseinkommens dazugewon-
nen. Die 25-29-jahrigen am 25. Perzentil haben knapp
ein Drittel eines Monatseinkommens verloren, jene am
75. Perzentil ca. die Halfte eines Monatseinkommens
dazubekommen.

= Auchin der Gruppe der jungen Erwachsenen zeigen
sich unterschiedliche Entwicklungen.

= Wahrend die Reallohne der unteren Halfte gesun-
ken sind, haben jene oberhalb des Medians zuge-
legt.

Tabelle 4: Entwicklung der Reall6hne nach Altersgruppen (1991, 2000 & 2014)

Absolute Differenz
pro Monat (in EUR)
im Vergleich zu 2014

Absolute Differenz
pro Jahr im Vergleich
zu Monatslohn 2014

Relative Differenz
im Vergleich zu 2014

Jahr Geschlecht P25 Median P75 P25 Median P75 P25 Median P75
1991 Alle -117,6 27,8 1279 -8,1% 1,4% 5,1% -90% 17% 65%
@ 2000 Alle -207,5 -94,9 -15,4 -143% -4,8% -0,6% -150% -55% -T%
§ 1991 Frauen -133,1 34,1 110,8 -10,4% 1,9% 5,0% -113% 24% 63%
g, 2000 Frauen -223,7 -17,2 -25,4 -17,5% -44% -1,1% -178% -50% -14%
& 1991 Manner -119,3 97,8 143,7 -1,1% 4,4% 5,3% -19% 55% 67%
2000 Manner -220,7 -32,3 10,0 -13,1% -1,4% 0,4% -139% -17% 4%
1991 Alle -43,3 99,7 131,7 -2,6% 4,2% 4,4% -30% 53% 55%
@ 2000 Alle -141,4 -60,0 -30,3 -8,4% -2,6% -1,0% -93% -30% -12%
E 1991 Frauen 38,0 174,3 247,1 2,7% 8,4% 9,1% 33% 110% 120%
g‘? 2000 Frauen -58,4 21,9 19,9 -4,1% 1,1% 0,7% -47% 13% 9%
& 1991 Manner -59,7 80,6 108,8 -3,1% 3,1% 3,4% -36% 39% 43%
2000 Manner -220,3 -98,1 -710,0 -11,3% -3,8% -2,2% -122% -44% -26%

Quelle: Statistische Handblicher - Hauptverband der Sozialversicherungstréger (Daten), INEQ (Berechnung & lllustration)

Diese Entwicklungen werden wesentlich von der Dyna-
mik im Zeitraum 1991 - 2000 gepragt. Nimmt man die
Jahrtausendwende als Ausgangspunkt, so mussten

die Einkommen am Median und auch darunter teils
kraftige Kaufkraftverluste hinnehmen, wahrend die
Reallohne am 75. Perzentil stagnierten.




13. ENTWICKLUNG UND VERTEILUNG DER EINKOMMEN

13.5 Zusammenfassung und Schluss-
folgerungen

Dieser Beitrag hat sich zum Ziel gesetzt, Einkommens-
ungleichheit als Phanomen mit vielschichtigen Fa-
cetten sichtbar und begreifbar zu machen. Dabei
spielen sowohl die zeitliche Perspektive als auch die
grundsatzliche Struktur von Einkommen und deren
Verteilung eine zentrale Rolle. Die Bearbeitung dieses
Vorhabens erfolgte dabei in drei Schritten, die auf-
einander aufbauen und ein zunehmend detaillierteres
und vollstandigeres Bild von Einkommensungleichheit
liefern sollen: Als Fundament der Analyse wurde die
funktionelle Einkommensverteilung betrachtet, die
auf die Ungleichheit zwischen den zwei zentralen Pro-
duktionsfaktoren ,Arbeit“ und ,Kapital“ fokussiert ist.

Sowohl fiir Osterreich, aber auch fiir die anderen Lan-
der der EU-15 zeigt sich dabei ein kontinuierlicher
Ruckgang der bereinigten Lohnquote seit Ende der
1970er Jahre. Ursachen dieser Entwicklung waren vor
allem technologische Veranderungen hin zu kapital-
intensiveren Produktionsmethoden sowie die nega-
tiven Auswirkungen der Globalisierung auf die Ver-
handlungsposition der Arbeitnehmer/innen. Einher
ging diese Entwicklung aber auch mit hohen Ertragen
in der Finanzbranche. Insgesamt hat in diesen drei
Jahrzehnten die Bedeutung des privaten Nettover-
mogens (in Relation zum Bruttoinlandsprodukt) stark
zugenommen - und dies bei gleichzeitig hoher Kon-
zentration dieses Nettovermoégens. Dadurch wurde
die Verhandlungsposition des Faktors Kapital sowohl
gegenliber den Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmern,
aber auch gegeniiber den nationalen sowie inter-
nationalen Organisationen im wirtschaftlichen Be-
reich bedeutend gestarkt.

In der Periode nach der Finanzkrise 2008-2014 konnte
fur zwolf Lander der EU-15 ein Anstieg der Lohnquote

festgestellt werden. Auch fir Osterreich zeigt sich, dass
die bereinigte Lohnquote in der Periode 2008-15 um
4,0 PP auf 68,3% (Durchschnitt der Periode 2013-15)
gestiegen ist. Aber dennoch lag sie 2015 noch immer
9 PP unter dem Wert der Jahre 1975-77. Diese Nach-
krisen-Periode war gekennzeichnet durch ein relativ
schwaches Wirtschaftswachstum, anhaltend hohe
und steigende Arbeitslosigkeit, geringe Produktivi-
tatszuwachse und bescheidenen unternehmerischen
Ertragen, insbesondere im Produktionssektor.

Gegeben den Entwicklungen in dieser gesamtwirt-
schaftlichen Betrachtung, stellt sich die zentrale Frage,
welche Auswirkungen diese Verschiebungen der Lohn-
quote auf die Verteilung von Einkommen auf Haus-
halte und Personen, also die personelle Verteilung,
haben. Wie gezeigt wurde, bedarf die Beantwortung
der Frage, ob eine Anderung in der funktionellen Ver-
teilung Auswirkung auf die 6konomischen Verhaltnisse
zwischen Haushalten und Personen hat, einem detail-
lierteren Verstandnis fur die Einkommensverteilung.
Dieses zu ermoglichen ist die Aufgabe von Kapitel 13.3,
das untersuchte, wie Arbeits- und Kapitaleinkommen
zwischen Haushalten verteilt sind.

Fur die osterreichischen Haushalte wurde dabei ge-
zeigt, dass es einen wesentlichen Unterschied aus-
macht, ob Lohneinkommen, Einkommen von Selbst-
standigen oder Kapitaleinkommen betrachtet werden.
Hier musste in der Analyse speziell zwischen zwei
Gruppen unterschieden werden, deren Verteilung sich
deutlich voneinander unterscheidet. Zum einen sind
dies Lohn-und Pensionseinkommen, die fiir Osterreich
umfangreich erforscht wurden. Es besteht zwar eine
merkbare Ungleichheit, im internationalen Vergleich
ist die Verteilung aber immer noch relativ egalitar.
Auf der anderen Seite sind es Gewinn- (Betriebs-) und
Kapitaleinkommen, die deutlich von diesem Bild ab-
weichen. Sie sind extrem am obersten Rand der Ver-
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teilung konzentriert, sodass de facto nur das oberste
1% signifikant von hoheren Kapitaleinkommen profi-
tieren kann.

Zudem variiert die soziookonomische Struktur von
Haushalten merklich Gber die Verteilung hinweg: Ar-
beitslosigkeit und (aktive) Erwerbsbeteiligung sind
zentrale Faktoren fir die eigene Position in der Vertei-
lung, aber speziell auch Bildung fiihrt dazu, dass Haus-
halte tendenziell in der oberen Halfte der Verteilung
aufzufinden sind. In Summe konnte so also gezeigt
werden, dass Veranderungen in der funktionellen Ver-
teilung hochst relevant fiir diese personelle Verteilung
sind: Die Faktoren , Arbeit“ und ,Kapital®, sowie die
daraus resultierenden Einkommen sind stark unter-
schiedlich verteilt, sodass eine gesamtwirtschaftliche
Verschiebung vom einen zum anderen Faktor in der
Regel Auswirkungen auf die Ungleichheit zwischen
Haushalten unterschiedlicher Einkommenshdhen und
sozialer Zusammensetzung hat.

Noch einen tiefergehenden Schritt in die Analyse der
Einkommen wagt Kapitel 13.4, in dem einzelne Ein-
kommenskomponenten auf Personenebene und tber
die Zeit hinweg betrachtet werden. Dabei wurde ge-
zeigt, dass die beobachtbare Ungleichheit eine Viel-
zahl von Bestimmungsgriinden hat. Einerseits ist die
Erwerbsbevélkerung sehr heterogen, speziell hinsicht-
lich der geleisteten Arbeitszeiten als auch der Erwerbs-
dauer: Sowohl unterjahrig Beschaftigte als auch der
grofle Anteil an Teilzeitbeschaftigten fiihren zu einer
deutlichen Spreizung der Erwerbseinkommen. Doch
auch fir die relativ einheitliche Gruppe der ganzjahrig
Vollzeitbeschaftigten konnte immer noch eine bemer-
kenswerte Ungleichverteilung von Lohneinkommen
festgestellt werden. Eine besonders zentrale Rolle
nehmen in dieser Analyse Frauen ein, die nicht nur of-
ter von Teilzeitbeschaftigung betroffen sind, sondern
auch nach sozialer Stellung deutliche Unterschiede zu

den Mannern aufweisen. Speziell Arbeiterinnen finden
sich deutlich haufiger in schlechter bezahlten Jobs als
ihre mannlichen Kollegen, selbiges gilt in geringerem
Ausmal’ auch fiir Angestellte. Lediglich im 6ffentlichen
Dienst sind die Unterschiede zwischen den Geschlech-
tern einigermalen vernachldssigbar.

Die personelle Betrachtung lasst zudem eine Analy-
se zu, die im Falle der Haushalte aufgrund mangeln-
der Daten (noch) nicht moglich ist: Die Beobachtung
der Ungleichheit Gber die Zeit hinweg. Hier konnte
gezeigt werden, dass die Verteilung der Lohneinkom-
men speziell von 2005-2008 deutlich ungleicher gewor-
den ist, danach jedoch eher konstant blieb. Im selben
Zeitraum haben sich speziell die Einkommensantei-
le der Top-Einkommen erhoht, eine Tendenz die mit
steigendem Einkommen immer dramatischere Werte
annimmt: Der Einkommensanteil des Top 0,1% stieg
im Laufe des letzten Jahrzehnts um circa 30% an. Dies
istinsofern bemerkenswert, als dass die Frauenanteile
in diesen Einkommensgruppen stark abfallen, sodass
diese Einkommenszugewinne nicht nur die Verteilung
zwischen arm und reich beeinflussen, sondern speziell
auch zwischen Mannern und Frauen.

Diese Ergebnisse bringen somit deutlich zum Ausdruck,
dass die Verteilung der Einkommen eine sehr komple-
xe Materie ist. Insbesondere wurde offensichtlich, dass
die Entwicklung der Arbeitseinkommen alleine keine
ausreichende Einschatzung der Wohlstandentwicklung
von Individuen und Haushalten ermdglicht. Nur durch
die Miteinbeziehung der Kapitaleinkommen werden
entsprechend valide Aussagen uber die gesamte Ein-
kommensverteilung und damit verbunden auch (liber
Wohlstandseffekte moglich. Bei allen Analysen wird
dabei deutlich, dass die Datenverfligbarkeit im Bereich
von Kapitaleinkommen unzureichend ist. Insbesondere
die Unmoglichkeit der personellen Zuordnung von end-
besteuerten Kapitaleinkommen erschwert die Analyse.
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Daruiber hinaus sind jedoch auch Einschrankungen
bei der Erfassung von Vermogensbestanden und den
daraus erzielten Kapitaleinkommen - insbesondere
im Top-Vermoégensbereich - von grofRer Bedeutung.*>*
Obwohl sich in dieser Hinsicht in den vergangen Jah-
ren - sowohl international als auch in Osterreich - Ver-
besserungen gezeigt haben, wird deutlich, dass bei der
Datenverfligbarkeit ,Macht- und Interessensfaktoren®
mitwirken, welche jedoch sowohl fiir die wissenschaft-
liche Analyse als auch bei der Erarbeitung von effizien-
ten wirtschaftspolitischen MaRnahmen aufierst hin-
derlich sind (vgl. dazu Nowotny 1979).

Hierbei spielt eine wichtige Rolle, dass die Einkommen
der Top-1% zu einem grofden Teil Einkommen von Spit-
zenmanagerinnen/-managern und leitenden Ange-
stellten sind, aber auch Medien- und Sportstars. Da ein

Grofteil dieser Personen einen Aufgabenbereich tiber-
nimmt, der unmittelbar der Verwaltung von Vermo-
gensbesitz zuordenbar ist, miissten diese Einkommen
eigentlich eher die Kategorie Gewinneinkommen als
jener der Arbeitseinkommen zugeordnet werden. Aus
diesem Grunde hat auch die OECD (2012) ,bereinigte
Lohnquoten® berechnet, die die Einkommen der Top-
1% exkludierten. Wir wollen daher abschlieflend eine
derart ,bereinigte Lohnquote“ auch fiir Osterreich
fur die Periode 1996-2014 berechnen und verwenden
dafiir die Lohnsteuerstatistik. Wie aus Abbildung 9 er-
sichtlich wird, reduziert sich die so errechnete Lohn-
quote Uber den gesamten Zeitraum um ganze 5 PP.
Der hohe Wert dieser Art von ,bereinigter Lohnquote®
resultiert ausschlief8lich aus der enorm hohen Einkom-
menskonzentration am oberen Rand: 2014 erzielte das
oberste 1% einen Einkommensanteil von 6,75%.

Abbildung 9: Bereinigte Lohnquoten fiir Osterreich ohne Top 1% (1996-2014)

70.0% -
&
o 67.5% -
=
o
c
= 65.0% -
-
S 625% -
oo
S
S 60.0% A
©
@
E 1996 1998 2000 2002
— Bereinigt

2004

2006 2008 2010 2012 2014

Jahr

= Bereinigt, ohne Top 1%

Quelle: Eurostat & Statistik Austria (Daten), INEQ (Berechnung & Illustration)

Anmerkung: Bereinigt um die Verdnderung des Anteils der unselbststéndig Beschdftigten an den Erwerbstétigen gegentiber dem

Basisjahr 2010 (vgl. dazu Pkt. (1) in Kap.13.2.1).

¥ So weisen die Daten der Vermdgenserhebung der OeNB ihren Top-Vermdgenshaushalt mit 17 Mio. EUR aus. Vergleicht man
dazu die TREND-Liste (http://www.trendtop500.at/die-reichsten-oesterreicher/) der 100 reichsten Osterreicher und Oster-
reicherinnen, wird dort der Haushalt auf Rang 100 mit einem Vermdgen von 100 bis 300 Mio. EUR ausgewiesen. Die Top-0,0001%
der Haushalte fehlen somit in der Erhebung der OeNB vollstdndig. Deren Vermdgen alleine macht jedoch rund 10% des dsterrei-

chischen Gesamtvermdgens aus.


http://www.trendtop500.at/die-reichsten-oesterreicher/
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Welche wirtschaftspolitischen Empfehlungen lassen
sich nun aus dieser Analyse ableiten? Zunachst muss
der Appell an die politischen Entscheidungstrager/in-
nen ergehen, dass es fiir Osterreich hdchst an der Zeit
ist, Daten liber die Arbeits- und Kapitaleinkommen ad-
ministrativ einheitlich und jahrlich fir alle Individuen
sowie auf Haushaltsebene gemeinsam zu erfassen.
Rein technisch ware dies kein Problem. Erst wenn der
Forschung langfristige, standardisierte Zeitreihen zur
Verfligung stehen, konnen detailliertere Untersuchun-
gen uber die Entwicklung der gesamten Einkommen
und deren makrodkonomischen Konsequenzen ange-
stellt werden.

Zumeist werden als Ursachen steigender Einkom-
mensungleichheit sowie fallender Lohnquoten sowohl
der technologische Wandel als auch die Globalisierung
genannt. Um technologisch bedingte Einkommens-
ungleichheit zu reduzieren, wird ublicherweise emp-
fohlen das Qualifikationsniveau der gering qualifizier-
ten Beschaftigten zu verbessern. Diese Forderung ist
sicherlich angebracht, kann die Grundsatzproblema-
tik der ungleichen Einkommensverteilung aber nicht
[6sen. Diese wird vor allem durch die extremen Ein-
kommenszuwachse an der Spitze der Einkommenspy-
ramide verursacht, eine Entwicklung der durch Qualifi-
kation alleine sicherlich nicht entgegengewirkt werden
kann. Um der hohen Kapitalkonzentration oder der
exorbitanten Entlohnung von Spitzenmanagerinnen/-
managern entgegenzuwirken, bedarf es somit wohl
noch anderer MaRnahmen als einer Verbesserung der
Bildung.

Wenn uber Bildungspolitik und Ungleichheit gespro-
chen wird, dann sollte vor allem die grofe Bedeutung
der vorschulischen Bildung hervorgehoben werden.
In keiner Lebensphase werden die Wege zur Un-
gleichheit so drastisch gelegt bzw. entscharft wie im
Vorschulalter; und in keiner Lebensphase kann der

Staat so stark, so effizient und so kostengtinstig zum
Ausgleich der (familiar bedingten) Ungleichheiten bei-
tragen wie in dieser Phase (Altzinger et al. 2013; Heck-
man 2012).

Daruber hinaus gilt esinsbesondere steuerliche Fragen
neu zu regeln. Wenn - wie gezeigt wurde - ein Grof3teil
der Ungleichheiten ,kapital-bedingt” sind, missen
steuerliche MaRnahmen insbesondere dort ansetzen.
Dies bedeutet in erster Linie eine Steuer bei der Ver-
mogensubertragung. Die Daten der OeNB lassen er-
warten, dass der Vermogenstransfer iber Erbschaften
in den nachsten zwei Jahrzehnten von jahrlich 12 Mrd.
EUR (2015) auf tGiber 20 Mrd. EUR (2035) ansteigen wird
(Humer 2014). Es ist einfach vorherzusagen, dass die-
se bevorstehenden enormen Vermdégenstransfers von
zentraler Bedeutung fiir die zukinftige Erzielung und
Verteilung von Kapitaleinkommen sein werden (vgl.
dazu auch den Beitrag von Pirmin Fessler und Martin
Schiirz,,,Zur Mitte in Osterreich*). Die Wiedereinfihrung
einer Erbschaftsteuer ist daher dringlicher denn je.

Doch auch die direkten Steuern auf Einkommen be-
dirfen einer grundlegenden Reform. In Osterreich
herrscht eine ausgepragte Schieflage zwischen Steu-
ern auf Arbeit und Kapital. Dies driickt sich nicht zu-
letzt in der unterschiedlichen Besteuerung durch die
Einkommensteuer, mit ihrem progressiven Tarif, sowie
der Kapitalertragsteuer, mit ihrer niedrigeren Flat Tax
Rate aus. Speziell unter dem Gesichtspunkt, dass ein
Groldteil der Bevolkerung fast ausschliefilich auf Er-
werbseinkommen angewiesen ist und nur eine kleine
Elite signifikante Kapitaleinkommen erwirtschaften
kann, muss die anonyme Einhebung der Kapitalertrag-
steuer uberdacht werden und deren Niveau korrigiert
werden. Dies konnte die Grundlage fir eine Entlastung
der Arbeitseinkommen bieten und somit den Konsum
einer breiten Mehrheit der Bevolkerung starken.
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Last but not least muss aufgrund der weitreichenden
technologischen Anderungen auch iber die zentra-
le Frage ,Who owns the robot?“ gesprochen werden.
Diese Frage wurde von der US-amerikanischen Oko-
nomin Laura Tyson aufgeworfen (McKinsey Global In-
stitute 2014) und bezieht sich auf die Thematik, dass
die Kapitalintensitat bei der Erstellung von Giitern und
Dienstleistungen permanent zunimmt und somit auch
die Rolle des Faktors Kapital an Bedeutung gewinnt.
Zugleich wird jedoch eine Vielzahl an technischen
Innovationen unter sehr aktiver Beteiligung und Unter-
stiitzung durch den o6ffentlichen Sektor im Bereich
der Grundlagenforschung erst ermdglicht (Mazzucato
2013). Insofern erscheint es konsequent und logisch zu
sein, dass dem offentlichen Sektor auch ein starkeres
Mitwirkungsrecht bei der Gestaltung des technischen
Fortschrittes eingeraumt wird (Atkinson 2015).

Wie Atkinson (2015) in seinem Buch ,Inequality - What
can be done?“ deutlich macht, kommt es nicht nur
darauf an lber Ungleichheit zu sprechen, die zentrale
Frage ist welche politischen Ansatzpunkte es gegen
ihren weiteren Anstieg und das damit verbundene
politische Risiko gibt. Generell gilt fiir die Realisierung
aller Vorschlage immer, dass dies eine Frage der Macht-
und Krafteverhaltnisse ist.
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14.ZUR MITTE IN OSTERREICH

Die Mitte der Gesellschaft ist eine zentrale Grofie im
gesellschafts- und wirtschaftspolitischen Diskurs. Was
unter Mitte der Gesellschaft verstanden wird, ist aber
oft nicht dasselbe. Einerseits sieht sich eine grofie
Mehrheit der Menschen in der Mitte verortet. Anderer-
seits wird darunter hochst Unterschiedliches, etwa die
Mittelschicht, die Mittelklasse, der Mittelstand, eine
Wertegemeinschaft, ein bestimmtes Milieu oder ein
bestimmtes Konsumverhalten verstanden.

Ausgehend von gangigen Definitionen in der sozialwis-
senschaftlichen Literatur, vertiefen wir das Verstandnis
von der Mitte in Osterreich. Wir zeigen, dass die Mitte
nach tblichen Definitionen sehr heterogen zusammen-
gesetzt ist und Menschen mit unterschiedlichen Be-
rufen, Qualifikationen, Einkommen und Vermogen
umfasst. Eine besonders wichtige Unterscheidung in-
nerhalb der Mitte besteht zwischen einer Gber Vermo-
gen abgesicherten Mitte und einer Gruppe, die auf eine
Absicherung durch den Wohlfahrtsstaat angewiesen
ist. Die eine Gruppe wird durch Erbschaften begiins-
tigt, die andere Gruppe kann durch eigene Sparleis-
tungen kaum Vermdogen aufbauen.

14.1 Einleitung

Die Diskussion tiibersoziale Ungleichheit hatin den letz-
ten Jahren an Schwung gewonnen. In der gesellschaft-
lichen Zeitdiagnostik spielt der Begriff der Mitte eine
grofle Rolle. Debatten entziinden sich an der Frage,
wie es der Mitte geht, ob sie wachst oder schrumpft
und welche Angste sie plagen (siehe Grabka 2016, PEW
Research Center 2015). Damit einher geht eine Sorge
um die soziale Stabilitat der Gesellschaft. Das Deut-
sche Institut fiir Wirtschaftsforschung (DIW) sieht die
,Mitte als sensibles Zentrum der Gesellschaft“.
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Die vormals drastischen Unterschiede der Lebens-
realitdten der eigentumslosen Arbeiter/innen und
der Besitzenden im 19. Jahrhundert naherten sich
im 20. Jahrhundert immer mehr an und es entstand
eine breite ,Mittelschicht” in den europadischen Wohl-
fahrtsstaaten. Ein sicheres Beschaftigungsverhaltnis,
ein Eigenheim - insbesondere am Land - in der Stadt
eine leistbare Mietwohnung, ein Urlaub im Jahr, ein
Auto und ein Fernseher und hin und wieder der Besuch
von Gaststatten waren Kennzeichen dieser Mitte. Ein-
gebettet war dieser individuelle materielle Wohlstand
in einem sozialstaatlichen Absicherungsrahmen hin-
sichtlich Gesundheit, Bildung und Alter. Gleichzeitig
ging der Aufstieg der westlichen Mittelschicht einher
mit einem Anstieg der Ungleichheit zwischen den
Landern. Ende des 20. Jahrhunderts waren 80% der
Einkommensungleichheit zwischen Haushalten durch
deren Wohnsitz in einem bestimmten Land statistisch
erklarbar (Milanovic 2011).

Wer Uiber Reichtum spricht bezieht sich gewohnlich
auf Vermogen, wer Giber Armut spricht hingegen meist
auf Einkommen. Doch wie soll die Mitte beschrieben
werden? Meist wird das Einkommen herangezogen,
doch oft wird auch das Eigenheim als Kennzeichen der
Mitte genommen.

In Kapitel 14.2 untersuchen wir die Mitte in Osterreich.
Wir verwenden zur Charakterisierung gangige Defini-
tionen aus der Wissenschaft und zeigen potentielle
Nachteile dieser methodischen Zugange. In Kapitel
14.3 prasentieren wir ausgehend von den Empfeh-
lungen der Stiglitz/Sen/Fitoussi Kommission (Stig-
litz et al. 2009) einen dreidimensionalen Ansatz, um
die Mitte in Osterreich Uber Einkommen, Konsum
und Vermoégen zu charakterisieren. Dabei teilen wir
die Mitte nach Einkommen und Konsum in eine ver-
mogendere und eine weniger vermogende Mitte auf.
In Kapitel 14.4 diskutieren wir die Ergebnisse und
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ziehen Schlussfolgerungen fiir die Diskussion um die
Mitte.

14.2 Die Mitte in Osterreich

Die Rede von der Mitte ist normativ aufgeladen. Mit
dem Bild zur Mitte in der Gesellschaft werden positive
Assoziationen geweckt und es wird eine Abgrenzung
zu Unten und zu Oben vorgenommen. Doch Mitte ist
mehr als eine soziale Ortsangabe. lhr Platz zwischen
Unten und Oben ist ein besonderer. Der Mitte wird eine
tragende und stabilisierende Rolle zugeschrieben. In
ihr werden der soziale Ausgleich, die gesellschaftliche
Integration und die Teilhabechancen verwirklicht und
auch das Versprechen von Aufstiegsmoglichkeiten
und sozialer Sicherheit und Statusgewinn wird durch
die Mitte verkorpert. Vogel konstatiert: ,Die Mittel-
schicht ist als soziale und wirtschaftliche Existenzform
nicht zuletzt ein Produkt moderner Wohlfahrtsstaat-
lichkeit“ (Vogel 2011, S. 508). Gegeben der gangigen
Definitionen der Okonomie ist die mittlere Lage heute
wichtiger als jene an den Randern. Oben und Unten
sind zahlenmaRig weniger Menschen vertreten als in
der Mitte.

14.2.1 Definitionen der Mitte

In der sozialwissenschaftlichen Literatur lassen sich
zwei Konzepte der Mitte unterscheiden: ein einkom-
mensfokussiertes Konzept in der Okonomie und ein
breites soziologisches Konzept zur sozialen Schichtung.

Die in der 6konomischen Diskussion Ublichen Defini-
tionen der Mitte orientieren sich eng am Einkommen.
Vorrangig aus Messbarkeitsgriinden ist in der Oko-
nomie demnach ein eingeschranktes Verstandnis von
Mittelschicht anzutreffen. Es werden Einkommens-
gruppen festgelegt und es wird deren Veranderung
Uber die Zeit beschrieben. Durch die Bestimmung der
unteren und oberen Einkommensgrenzen werden un-

ausgesprochen auch Verstandnisse von Armut und
Reichtum vermittelt.

In der Soziologie hingegen wird ein breites Konzept
beflirwortet, welches neben dem Einkommen die be-
rufliche Stellung und die Qualifikation einbezieht.
Auch die Kultur der Mitte spielt eine Rolle. So speist
sich historisch die Kultur der Mittelschicht aus bur-
gerlichen Werten der Familie, Pflicht und Ordnung.
Auch Leistungsorientierung und Sparsamkeit wer-
den der Mitte zugeordnet. Doch weder gibt es klare
Berufe der Mitte noch ein eindeutiges Oben und Un-
ten bei den Berufen. Innerhalb der Mitte finden sich
schichtinterne Unterschiede aber auch schichtiber-
greifende Gemeinsamkeiten. Typische Denkweisen
zur Abgrenzung der Mitte von Oben und Unten sind
nicht vorhanden. Studien, die sich neuerdings wieder
am Begriff der Klasse orientieren, nehmen sich noch
Anspruchsvolleres vor (siehe The Great British Class
Survey http://www.bbc.co.uk/science/0/21970879). An-
dererseits gibt es auch rezente Beispiele die lediglich
die Bildungsabschlisse zur Charakterisierung der
Mitte heranziehen (Putnam 2015, Murray 2012).

Auchin Osterreich wird die Diskussion zur Mitte vonden
ublichen Definitionen gepragt. Diese orientieren sich
meist am Median des Nettoaquivalenzhaushaltsein-
kommens. Der Fokus auf das mit der OECD-Skala
aquivalenzskalierte Einkommen stellt einen indirek-
ten Bezug zum potentiellen Konsum her. Nach der
OECD-Skala (OECD-modified scale, die in diesem Be-
richt auch als EU-Skala bezeichnet wird) geht der/die
Hauptbezieher/in des Einkommens mit dem Faktor
1,0 in die Gewichtung ein, alle anderen Mitglieder des
Haushaltes im Alter von 14 und mehr Jahren mit 0,5
und alle anderen mit 0,3. Zugrunde liegen zwei Annah-
men. Erstens, dass Skaleneffekte bestehen, also dass
pro Person weniger Einkommen bendtigt wird, um
denselben Lebensstandard zu haben, wenn es mehr
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Personen im Haushalt gibt. Zweitens, dass Kinder

unter 14 Jahren weniger bendtigen als Erwachsene.

Tabelle 1 gibt einen Uberblick zu ausgewéhlten Defini-

tionen der Mitte, wie sie in der Okonomie Ublich sind.

Fir Entwicklungslander werden auch Festlegungen

verwendet, die sich an verfuigbaren US-Dollarbetragen

(etwa 2-13 USD) pro Tag orientieren (Ravallion 2010
oder Banerjee und Duflo 2008).

Tabelle 1: Ausgewahlte 6konomische Definitionen der ,,Mitte“

Quelle Institut Variable Bezeichnung Definition
Goebel et al. 2010 Deutsches Institut ~ Einkommen  Mittelschicht 70-150% des Median Netto-
flr Wirtschafts- aquivalenzeinkommens; Bedarfs-
forschung gewichtet nach OECD-Skala
Grabka et al. 2016 Deutsches Institut  Einkommen  Mittelschicht 67-200% des Median Brutto-
fur Wirtschafts- einkommens; Bedarfsgewichtet
forschung mit der Quadratwurzel der Haus-
haltsgrofie
Ravallion 2010 Weltbank Einkommen middleclass 75-125% des Median Netto-
aquivalenzeinkommens
Atkinson und Oxford, Banca Einkommen middleclass 75-125% des Median Netto-
Brandolini 2011 d'ltalia aquivalenzeinkommens
OECD 2014 OECD Einkommen  middleclass P20-P80 der Verteilung der Netto-
aquivalenzeinkommen
Piketty 2013 Paris School of Vermogen middle class  P50-P90 der Verteilung der Netto-
Economics vermaogen
Sozialbericht 2016  Statistik Austria Einkommen  mittlere Ein-  60-180% des Median Netto-
kommen aquivalenzeinkommens ; Bedarfs-

gewichtet nach OECD-Skala

Quelle: Eigene Darstellung. OeNB.

Auch in diesem Sozialbericht werden im Kapitel ,Ver-

teilung der Haushaltseinkommen und Lebensbedin-

gungen in Osterreich®, die ,mittleren Einkommen® von
60% bis 180% des Median des Nettoaquivalenzein-

kommens definiert. Dies erschwert aber einen inter-

nationalen Vergleich, da in anderen Landern meist auf

symmetrische Definitionen zurtickgegriffen wird, die

entweder direkt an Perzentilen'*® orientiert sind und

so die Mitte Uber die Zeit per Definition stabil halten,

oder symmetrisch am Median ausgerichtet sind.

Vorab ist klar, dass jede Abgrenzung der Mitte auf so-
zialstatistischer Willkiir beruht und Zweifel nach sich
ziehen kann. In Folge einer Festlegung auf 75-175%
oder 70-150% des Nettoaquivalenzeinkommens be-
ginnt etwa die Oberschicht bereits bei relativ niedri-
gen Einkommen. Ein Lehrerehepaar mittleren Alters
wirde dann zur Oberschicht zahlen. Im Verstandnis
der Bevolkerung sind Lehrer aber oft eine typische Be-
rufsgruppe der Mittelschicht.

6 Perzentile sind die Grenzwerte einer nach der Grél3e sortierten Verteilung in 100 gleich grofRe Teile. Das 50. Perzentil ist der Medi-
an, der die Verteilung in zwei gleich grolRe Segmente teilt und an dem 50% der Fdlle unterhalb und 50% der Féille oberhalb liegen.
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Ein indirekter Zugang bei der Frage der Schicht-
zugehorigkeit kann bei den Interviewerinnen/Inter-
viewern einer Erhebung ansetzen. Interviewer/innen
konnen gefragt werden, zu welcher Schicht sie ihre
Interviewpartner/in zahlen. Die Interviewer/innen
im HFCS 2014 etwa nehmen Einschatzungen zur
Schichtzugehorigkeit der von ihnen befragten Haus-
halte vor. Der Vorteil dieser Fragevariante besteht
darin, dass die Interviewer/innen ihre Einschatzung
auf Basis ihrer Interaktion mit den Befragten treffen
kénnen, also nicht nur die Informationen aus dem
Interview einflieRen sondern auch der Eindruck von
Lage und Wohnung, das Aussehen, die Mimik und die
Korpersprache, aber auch das sprachliche Ausdrucks-
vermogen der/des Befragten. Ergebnis unserer Be-
fragung ist, dass die Interviewer/innen sehr nahe an
eine klassische 20%-60%-20% Einschatzung fiir die
Groflenordnungen von Unterschicht-Mittelschicht-
Oberschicht kommen, wie sie etwa die OECD nach
Nettodquivalenzeinkommensquintilen verwendet.

Tabelle 2 zeigt das Ergebnis dieser Interviewer/inne-
neinschatzung zur Schichtzugehdrigkeit der Befragten
und stellt sie der einkommensbasierten OECD-Defi-
nition der Mitte gegenlber. Rund 44% der von den
Interviewerinnen/Interviewern als Unterschicht ein-
geschatzten Haushalte finden sich im untersten Ein-
kommensquintil wieder, etwas tiber 50% sind aber tat-
sachlich im mittleren Einkommensbereich zu finden
und rund 4% die als Unterschicht eingeschatzt werden,
sind sogar im obersten Einkommensquintil. Die als
Mittelschicht eingeschatzten rund 60% der Haushalte
finden sich zu beinahe 70% auch in den drei mittleren
Einkommensquintilen (= Mitte nach OECD-Definition ).
Mit rund 15% bzw. 16% finden sich ahnliche GroRen-
ordnung im unteren bzw. oberen Einkommensbereich
wieder. Die von den Interviewerinnen/Interviewern als
Oberschicht eingeschatzten Haushalte sind zu rund
der Halfte im oberen Einkommensquintil und zu rund
der Halfte in der Mitte zu finden.

Tabelle 2: Einschatzung der Interviewer/innen und einkommensbasierte OECD-Definition der Mitte

Aquivalenzeinkommensgruppen

P1-P20 P21-P80 P81-P100
Anteile in % der Haushalte 20,0 60,0 20,0
Unterschicht 23,1 443 51,3 4.4
Mittelschicht 59,4 15,2 68,5 16,2
Oberschicht 17,5 4.4 48,2 47,4

Quelle: HFCS Austria 2014. OeNB.

International durchgesetzt haben sich folgende zwei
Ansatze zur Definition der Mitte:

1) Die Mitte wird Giber 75-125% des Nettoaquivalenz-
einkommens festlegt (siehe Ravallion 2010 und Atkin-
son und Brandolini 2011). Die Begrindung fir die
Wahl der unteren Grenze von 75% des Median lautet,
dass ein Abstand zur Armutsschwelle, die bei 60% des

Median liegt, notwendig ist. Warum dies aber 15 Pro-
zentpunkte und nicht 10 oder 20 sind, bleibt offen.
Meist wird jedenfalls auf die quantitative Veranderung
der Grofe der Mitte fokussiert. Schrumpft oder wachst
die Mitte oder bleibt sie stabil, ist dann die Forschungs-
frage.
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2) Der zweite international Ubliche Ansatz ist jener, der
die Mitte vom 20. Perzentil bis zum 80. Perzentil der
Nettodquivalenzeinkommen definiert (OECD 2014).
Durch die so fixierte GrofRe steht der Anteil der Mitte
an den gesamten Einkommen im Mittelpunkt. Nach
beiden Definitionen ist in Osterreich die Mitte seit
den 80er Jahren bis 2004 deutlich geschrumpft bzw.
die Mitte hat deutlich an Einkommensanteil verloren
(siehe Atkinson und Brandolini 2011).

In den USA (siehe PEW Research Center 2015) und auch
in Deutschland (Grabka et al. 2016) wurden in den
letzten Jahren auch Definitionen die auf die Brutto-
aquivalenzeinkommen fokussieren, verwendet.

Ublicherweise wird aber bei Definitionen der Mitte auf
das Nettoaquivalenzeinkommen Bezug genommen,
denn damit sind potentielle Konsummoglichkeiten der
Haushalte umfasst. Eine Definition der Mitte allein Gber
den Konsumi istin der 6konomischen Literatur uniiblich.
Die fur Entwicklungsléander (iblichen Definitionen von
Armut Gber bestimmte Absolutbetrage pro Tag in USD
kommen einer Konsumorientierung aber sehr nahe.

Neben Einkommen und Konsummédglichkeiten exis-
tieren auch Definitionen, die auf das Vermogen abzie-
len. So fokussiert Piketty (2013) auf die vermdgende
Mittelschicht, jene 40% der Haushalte in der Netto-
vermogensverteilung die in einer Vermoégensbe-
trachtung direkt Gber dem Median liegen (P50-P90).
Diese Gruppe kann ihr Vermdgen zur Absicherung
verwenden und ihre Kinder finanziell unterstitzen. Pi-
ketty argumentiert, dass der Vermégensaufbau kenn-
zeichnend war fiir die in der 2. Halfte des 20. Jahrhun-
dert entstandene Mittelschicht. Gab es zuvor nur sehr

reiche Haushalte und Haushalte mit kaum Vermdogen,
kam es durch die Weltwirtschaftskrise und die Zersto-
rungen von Vermoégen im zweiten Weltkrieg zu einer
relativen materiellen Nivellierung. Nachfolgend wur-
de durch eine starke Gewerkschaftsbewegung, eine
progressive Besteuerung von Einkommen, einen be-
deutsamen staatlichen Sektor und Vollbeschaftigung
das Entstehen einer Mittelschicht ermdglicht.

Eine Gemeinsamkeit aller vorhandenen Definitionen
zur Mitte besteht darin, dass sie auf bestimmte
Lebensbedingungen abzielen. Eine realitdtsnahe und
gesellschaftlich relevante Definition von Mitte muss-
te zusatzliche auch Habitus, Mentalitdt und Status
beachten, da der Mitte oft ein bestimmter Lebensstil
zugeschrieben wird.

Die Commission on the Measurement of Economic
Performance and Social Progress (CMEPSP) (Stiglitz
et al. 2009) hat in ihrem Report**” dargelegt, dass bei
Fragen nach den Lebensbedingungen ein multidimen-
sionaler Zugang wichtig ist. Diese Multidimensionali-
tat bedingt eine Vielzahl von Kombinationen zwischen
Einkommen, Vermdgen und Ausgaben fiir die privaten
Haushalte der Mitte.

Ein hohes Einkommen kann mit hohem Vermégen und
hohem Konsum zusammengehen. Ein Beispiel ware
ein/e Selbststandige/r mittleren Alters. Aber auch ein
niedriges Einkommen in Verbindung mit einem hohen
Vermégen und einem niedrigen Konsum ist denkbar.
Beispiel ware ein/e Student/in, der eine Immobili-
enerbschaft antritt. lhr/Sein geringes Einkommen
und niedriges Konsumniveau ist temporar flr die Le-
bensphase der Ausbildung. Meist wird das Einkommen

7 Dje Commission on the Measurement of Economic Performance and Social Progress (CMEPSP) war eine Kommission von Ex-
pertinnen/Experten, die im Auftrag der franzésischen Regierung untersuchte, mit welchen Mitteln sich Wohlstand und sozialer
Fortschritt messen lassen, ohne sich einseitig auf Einkommensgrélsen wie das Bruttosozialprodukt zu stiitzen.
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Uber den Lebenszyklus schwanken und in der Mitte
sollten eher Menschen mittleren Alters vertreten sein.
Doch auch hochverschuldete Haushalte mit mittlerem
Einkommen und niedrigem Konsum sind denkbar. Die-
se Vielzahl an Moglichkeiten in der Wirklichkeit zeigt
von vornherein die Schwachen abstrakter eindimensi-
onaler Zugange zur Bestimmung der Mitte.

Zentrale Empfehlung der CMEPSP von Stiglitz, Sen
und Fitoussi, die mittlerweile in die Arbeit fast aller
nationalen Statistikinstitute und vieler staatlicher und
privater Organisationen einflief3t, ist daher, Einkom-
men, Konsum und Vermodgen auf Haushaltsebene zu
betrachten. Zudem sollen die Verteilungen dieser drei
Groflen berlcksichtigt werden, und insofern moglich,
auch ihre gemeinsame Verteilung auf Haushaltsebene
analysiert werden. Ein solches konzeptuelles Anliegen
von Multidimensionalitat der Mitte ist praktisch schwer
umzusetzen, weil kaum entsprechende Datensatze zur
Verfligung stehen. EU-SILC ist etwa auf Einkommen
und Konsum konzentriert und in der Konsumerhebung
fehlen Angaben zum Vermdogen.

2006, zwei Jahre vor Ausbruch der globalen Finanz-
und Wirtschaftskrise, initiierte die Europaische Zen-
tralbank (EZB) mit dem Household Finance and
Consumption Network (HFCN) einen Zusammen-
schluss von Statistikerinnen/Statistikern, Notenban-
kexpertinnen/-experten und ausgewahlten Okono-
minnen/Okonomen. Zentrale Aufgabe des HFCN war
es, harmonisierte Daten zu den Haushaltsbilanzen der
privaten Haushalte im Euroraum zu erheben. Bis zu
diesem Zeitpunkt waren keine Mikrodaten auf Haus-
haltsebene zu Vermoégen und Verschuldung im Euro-
raum verfiigbar.

Wenngleich EU-SILC fur Einkommen und die Konsu-
merhebung fir Konsum deutlich detailliertere Daten
beinhalten erlaubt der HFCS (www.hfcs.at) es erst-
mals, alle in Tabelle 1 dargestellten und besprochenen
Definitionen gemeinsam anzuwenden.

Wenn wir in dieser Studie von Einkommen sprechen
meinen wir das mit der OECD-Skala'*® gewichtete
Als
verwenden wir die typischen monatlichen Ausgaben

Nettodquivalenzeinkommen. Konsumvariable
flr Guter und Dienstleistungen, exklusive Mieten und
Kreditriickzahlungen und exklusive langlebiger Kon-
sumgtter. Auch den Konsum gewichten wir mit der
OECD-Skala zum Aquivalenzkonsum. Wir verwenden
diese Konsumdefinition weil sie am ehesten von de-
nenim HFCS verfligbaren Variablen die Lebensverhalt-
nisse der in den Haushalten lebenden Personen wider-
spiegelt. Das Nettovermdgen setzt sich zusammen aus
Sach- und Finanzvermdégen weniger Verschuldung.
Beim Sachvermdogen sind fiir die Mitte insbesondere
Immobilien und Autos von Bedeutung. Beim Finanz-
vermodgen hauptsachlich Giro- und Sparkonten sowie
Bausparvertrage und Lebensversicherungen (siehe
Anhang fur detaillierte Definitionen).

Wird die Vielfalt der wissenschaftlichen Moglichkeiten
von Definitionen zur Mitte in Osterreich angewandt,
zeigt sich, dass nur 19,2% der Haushalte auf Basis der
HFCS Daten in allen Definitionen der Mitte vertreten
sind. Tabelle A1 im Anhang zeigt diese Uberlappungen,
wobei 1 eine Zugehorigkeit zur Mitte und 0 keine Zuge-
horigkeit nach der jeweiligen Definition bedeutet. Zei-
le 2 zeigt jene 19,2% der Haushalte an, die nach allen
Definitionen zur Mitte gehoren. Das bedeutet, dass je
nachdem welche Definition der Mitte verwendet wird,

B8 Finillustratives Beispiel: Hat ein 3-Personen-Haushalt mit 2 Erwachsenen und einem Kind ein Nettoeinkommen von 1800 EUR ist
das Nettodquivalenzeinkommen 1800/(1+0,5+0,3)=1000 EUR, das Einkommensniveau dieser Familie entspricht dem eines Einper-

sonenhaushalts mit 1000 EUR Nettoeinkommen (1000/1=1000).
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Uber ganz unterschiedliche Haushalte geredet wird.
Wir kénnen schlussfolgern, dass die groRe Mehrheit
(91%) in einer bestimmten Abgrenzung zur Mitte ge-
zahlt werden kann, da nur 8,7% der Haushalte nach
keiner der Ublichen Definitionen zur Mitte gehdren
(siehe Tabelle Al im Anhang, Zeile 3) Demnach gabe
es nur wenige Haushalte, die Unten oder Oben in der
gesellschaftlichen Hierarchie stehen. Dies entspricht
auch medialen Debatten, wo nur besonders prekari-
sierte oder elitare gesellschaftlichen Gruppen nicht
zur Mitte gezahlt werden. Eine Mitte, zu der fast alle
zahlen, verliert aber viel an Aussagekraft, weil ihr die
Trennscharfe fehlt.

Zudem wird die Mitte in sozialwissenschaftlichen
Analysen oft isoliert betrachtet. Damit einhergehend
werden die Begriffe Oberschicht und Unterschicht
in Debatten weitgehend vermieden. Oberschicht ist
in der offentlichen Wahrnehmung zu sehr mit Privi-
legien konnotiert und Unterschicht wird mit Diskrimi-
nierungen verbunden. Die isolierte Betrachtung der
Forschungseinheit Mitte vermeidet implizite Wertun-
gen aber nicht, sondern versteckt diese nur besser.
Wer etwa die Werte der Mitte begriRt, kritisiert impli-
zit die Haltung der Unter- und/oder Oberschicht.
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Eine statistische Klassifikation von Unten, Mitte und
Oben der Gesellschaft ist nur ein methodischer Zu-
gang zur Frage nach der gesellschaftlichen Mitte. Eine
Alternative ist zur sozialen Ortsbestimmung in der
Gesellschaft Menschen direkt zu befragen. Wie neh-
men sie selbst ihre Stellung in der Gesellschaft wahr?
Eine Frage im HFCS zielt auf die Wahrnehmung der
eigenen Position in der Vermdgensverteilung, woraus
sich Riickschliisse lber Vorstellungen zur Mitte in Be-
zug auf das Vermogen ableiten lassen: ,Wenn Sie das
gesamte Nettovermogen lhres Haushalts in Betracht
ziehen, was denken Sie, in welchem Bereich der Ver-
teilung Sie sich befinden? Bitte ordnen Sie sich einer
der Kategorien von 1 bis 10 zu, wobei sich die 1 auf
die niedrigsten 10% und 10 auf die héchsten 10% der
Haushaltsvermégen in Osterreich beziehen.“ Einer-
seits zeigt sich ein geringes Wissen liber die Verteilung
der Vermdgen in Osterreich. Es ist fiir Menschen offen-
kundig schwierig, sich mit dem eigenen Vermodgen
richtig in der Vermdgensverteilung einzuordnen. Und
andererseits sinkt die Wahrscheinlichkeit einer richti-
gen Positionierung von Unten nach Oben in der Ver-
teilung betrachtlich. Im 7. Dezil treffen nur mehr 3,2%
Personen eine richtige Zuordnung. Und im obersten
Dezil schatzt dann niemand mehr, die eigene Vermo-
gensposition richtig ein und alle drangen Richtung
Vermogensmitte (siehe Grafik 1 sowie Fessler, Lindner
und Schiirz 2016).
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Grafik 1: Selbsteinschatzung in Nettovermogensdezile, in % der Haushalte
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Quelle: HFCS Austria 2014, OeNB.

In den Selbstwahrnehmungen der Bevolkerung ver-
orten sich demnach viele falschlich in der Mitte. Die
wahrgenommene Vermoégensungleichheit in Oster-
reich liegt folglich weit unter der gemessenen Un-
gleichheit. Und dies obwohl die im HFCS gemessene
Vermogensungleichheit die tatsachliche Ungleichheit
bereits betrachtlich unterschatzt (Vermeulen 2016).
Wird aber die ungleiche Wirklichkeit gleicher wahrge-
nommen als sie tatsachlich ist, so verfalscht dies auch
die Praferenzen der Bevélkerung in der Wirtschaftspo-
litik und insbesondere in der Fiskalpolitik bei Fragen
der Vermoégensbesteuerung.

Neben einer relativen Positionierung des Haushalts-
vermogens in der Vermdgensverteilung kann auch
nach den GréRenordnungen in EUR gefragt werden.
In der 2. Welle des HFCS findet sich die Frage: ,,Ab
welchem Haushaltsvermdgen wiirden Sie personlich
einen Haushalt als reich bezeichnen?”. Bis zu dieser
Grenze sehen die Menschen folglich nur arme Haushal-
te oder der Mitte zugehdrige Haushalte. Die subjektive
Reichtumsschwelle steigt mit dem Vermdégen konti-
nuierlich an (siehe Grafik 2). Wird Reichtum im ersten
Dezil noch mit einem Wert von rund 320.000 EUR fest-
gelegt, so sind es im obersten Dezil rund 1,6 Mio. EUR.
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Grafik 2: Ab wann beginnt Reichtum?
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Quelle: HFCS Austria 2014. OeNB.

Je vermogender jemand ist, desto hoher setzt siefer
die subjektive Grenze von Reichtum an. Als reich sehen
sich sogar im Top-Dezil nur ganz wenige vermoégende
Haushalte. Reichtum vermuten Reiche bei jenen, wel-
che noch ein wenig mehr an Ressourcen als sie selbst
haben. Aus Sicht der Vermogenden ist die Mitte folg-
lich viel breiter als aus Sicht der Armeren. Aus Sicht des
untersten Dezils wiirden fast 1 Mio. Haushalte zu den
Reichen (1/4 der gesamten 3,9 Mio. Haushalte) zahlen,
aus der Perspektive des obersten Dezils sind es hinge-
gen nur rund 55.000 Haushalte (siehe Tabelle 3). Laut
der im HFCS beobachteten Verteilung halten die Ver-
mogendsten 1% in Osterreich rund ein Viertel des ge-
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samten Nettovermdgens. Dabei handelt es sich jedoch
um eine starke Unterschatzung, da es in Vermdgen-
serhebungen aus verschiedenen Griinden zu einem
starken Mittelschichtsbias kommt'*® (siehe Fessler,
Lindner und Schiirz 2016). Aktuelle Schatzungen ge-
hen tatsachlich von bis zu 34% Anteil des tatsachlich

vermogendsten 1% aus (Vermeulen 2016).

Folglich laufen die Wahrnehmungen in der Bevdlke-
rung zur Mitte weit auseinander. Und diese Wahr-
nehmungen sind nicht zufallig verteilt iber die Allge-
meinheit. Auch ist es nicht fehlendes Wissen, welches
Bilder zur Mitte pragt, sondern die Hohe des eigenen

9 Das liegt einerseits daran, dass vor allem sehr vermégende Haushalte nur schwer tiber freiwillige Erhebungen zu erreichen sind
bzw. die Teilnahme verweigern. Andererseits ist es darin begriindet, dass tendenziell Vermdgende eher dazu neigen Vermdgen
zu vergessen® oder nicht anzugeben. Auch besonders arme Haushalte sind schwerer zu erreichen bzw. (iberschétzen ihre Vermd-

genswerte.
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Vermogens bestimmt die Wahrnehmung der Mitte.
Und auch wer erbt, sieht Reichtum erst bei substantiell
héheren Werten beginnen. Folglich wird eine zahlen-
malig grolRere Mitte wahrgenommen und die Gruppe
von Reichen macht dann gerade mal nur 3,3% aus.
Aus den Angaben der Haushalte im obersten Nettover-
mogensdezil zu Reichtum ergibt sich sogar eine Grup-
pe von nur 1,4% Reicher.

Fur offentliche wirtschaftspolitische Debatten zur
Ungleichheit, die von medialen Interventionen von
vergleichsweise einkommens- und vermogensstarke-
ren Personen gepragt sind, bedeutet dies, dass die

privaten Vermogenshintergrinde von Politikerinnen/
Politikern und Journalistinnen/Journalisten, von Re-
levanz sind, weil diese subjektiv die Mitte weit nach
oben reichen lassen. Journalistinnen/Journalisten be-
schreiben Immobilien im Wert von mehreren hundert
tausend Euros als Eigenheime der Mitte, obwohl es
de facto die Immobilien der Oberschicht sind. Und
in der Wirtschaftspolitik werden bei etwaigen Vor-
schlagen zu einer Erbschafts- oder Vermogenssteuer
sehr hohe Freibetrage gewahlt mit dem Argument,
man wolle nicht die Mitte treffen. In Wirklichkeit waren
nur Personen aus den obersten Perzentilen der Ver-
mogensverteilung betroffen.

Tabelle 3: Ab welchem Haushaltsvermégen wiirden Sie persénlich einen Haushalt als reich bezeichnen?

Median als reich wahrgenommene Haushalte

in Tsd. EUR in % Anzahlin Tsd.
Insgesamt 800 5,0 192,5
Erben 1.000 3,3 129,3
Nicht Erben 500 10,8 416,9
Eigentiimer des Hauptwohnsitz 1.000 3,3 129,3
Mieter 500 10,8 416,9
Unterstes Nettovermogensdezil 321 23,6 911,8
Oberstes Nettovermogensdezil 1.618 14 55,4

Quelle: HFCS Austria 2014. OeNB.

14.2.2 Einkommen, Konsum und Vermégen

Die Vielfalt in der Mitte lasst sich bereits allein anhand
der drei Variablen Einkommen, Konsum und Vermaogen
erkennen. Werden analog zur OECD-Definition'®® je-
weils die mittleren 60% als Mitte definiert zahlen nur
27% in allen drei Dimensionen zur Mitte und uber ein
Viertel (9,7% + 8,6% + 7,0%) zahlen nach jeweils nur

einem Kriterium zur Mitte (siehe Tabelle A2 im Anhang):

so sind 9,7% nur dem Konsum nach nach den mittle-
ren 60% in Osterreich zugehérig. Weitere 8,6% zahlen
dem Vermogen nach zur Mitte, aber nicht nach Konsum
und Einkommen. Und 7% sind zwar in Bezug auf ihr Ein-
kommen in der Mitte aber nicht ihrem Vermoégen und
Konsum nach. Die Schlussfolgerung lautet: je nachdem
welche Variable betrachtet wird, Einkommen, Konsum
oder Vermogen, wird die Mitte anders aussehen.

190 Fiir Finkommen und Konsum verwenden wir dabei die OECD-Aquivalenzskalierung. Fr Vermdgen gibt es keine etablierte Vor-
gangsweise. Aus diesem Grund definieren wir die Mitte zuerst anhand von Einkommen und Konsum und analysieren dann ent-
lang des Vermdgens bezugnehmend auf Unterschiede in der Haushaltsstruktur.
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Ausgehend von Einkommen und Konsum sollen nun
die Unterschiede bei der Vermodgensausstattung be-
trachtet werden.

Der grin unterlegte Bereich bildet in Tabelle 4 die
Mitte. Dabei handelt es sich nun um die Gruppe jener
Haushalte die sowohl in Bezug auf ihr Einkommen als
auch in Bezug auf ihren Konsum jeweils zu den mittle-
ren 60% gehoren.

Dieser Bereich umfasst anndahernd 40% der Haushalte.
Der mittlere dieser Haushalte hat ein Nettovermo-
gen von 71,5 Tsd. EUR. Rund 10% haben weniger als
2.500 EUR und 10% haben mehrals 451,9 Tsd. EUR. D.h.
sogar eine Einengung auf diese Gruppe in der Mitte, die
sowohlin Hinblick auf Einkommen als auch in Hinblick
auf Konsum zu den mittleren 60% zahlt, zeigt noch
betrachtliche Unterschiede in der Vermdgensposition.
Die Haushalte der Mitte sind demnach keineswegs eine
homogene Gruppe wenn es um ihre Vermdgensaus-
stattung geht. Blau markiert sind jene rund 31% der
Haushalte die beziiglich Einkommen und/oder Kon-

Tabelle 4: Mitte nach Einkommen und Konsum

sum zu den unteren 20% gehdren, es demnach nicht
in die Mitte schaffen, sondern einkommens- und/oder
konsummaRig darunter liegen.

Die dritte, rot markierte Gruppe, in der rund 29 % der
Haushalte liegen, umfasst jene Haushalte, die in Be-
zug auf Einkommen und Konsum mindestens zur Mit-
te jedoch in mindestens einer der beiden oder beiden
Grofien zu den oberen 20% gehoren.

Wahrend die Mitte bei einer Definition nach Einkom-
men und Konsum rund 40% der Haushalte in Oster-
reich ausmacht, bleiben je etwa 30% im unteren bzw.
oberen Bereich. In den Randbereichen, also den Kom-
binationen mit sehr niedrigem Einkommen und sehr
hohem Konsum (0,7%) und sehr hohem Einkommen
aber niedrigem Konsum (1,0%) finden sich nur sehr
wenige Haushalte. Das zeigt, dass der Konsum im All-
gemeinen hauptsachlich aus laufendem Einkommen
bestritten wird, und daher der Zusammenhang Ein-
kommen und Konsum relativ stark ist.

Aquivalenzkonsum

Untere 20% Mittlere 60% Obere 20%

Anteil der Haushalte in dieser Gruppe in %

10,6

s Untere 10 % haben weniger als ... an Nettovermogen _—_
E 20% der mittlere Haushalt hat ... an Nettovermdgen
g 10 % haben mehr als ... Nettovermogen _—_
,g Anteil der Haushalte in dieser Gruppe in % 39,7 10,9
&  Mittlere 10 % haben weniger als ... an Nettovermogen _
% 60% der mittlere Haushalt hat ... an Nettovermdgen 127,4 71,5 94,9
% 10 % haben mehr als ... Nettovermdgen _
=§ Anteil der Haushalte in dieser Gruppe in %
Obere 10% haben wenigerals ... an Nettovermégen _
< 20% der mittlere Haushalt hat ... an Nettovermdgen 398,2 283,0 303,1

10 % haben mehr als ... Nettovermdégen 752,4 | 1.043,2

Quelle: HFCS Austria 2014. OeNB.

Anmerkungen: Nettovermdgenswerte sind in Tsd. EUR angegeben
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Grafik 3 zeigt jeweils die gesamte Nettovermdgensver-
teilung der drei Gruppen. Zwei Sachverhalte sind dabei
besonders interessant:

Einerseits zeigt sich, dass in jeder der drei nach Ein-
kommen und Konsum definierten Gruppen jeweils
eine betrachtliche Anzahl an Haushalten relativ wenig
Vermogen und eine andere Gruppe von Haushalten
relativ viel Vermdgen hat. Selbst in der in Bezug auf
Einkommen und Konsum oberen Gruppe (rot) haben
noch rund 10% aller Haushalte weniger als 10.000 EUR
an Nettovermdgen. In der unteren Gruppe (blau) sind

Grafik 3: Verteilung der Nettovermogen, in Tsd. EUR
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das rund 42% und in der mittleren (griin) rund 21%.
Umgekehrt haben immerhin noch 10% der unteren
Gruppe (blau) mehr als 400.000 EUR Nettovermdogen
und gehdren damit auch in Bezug auf die gesamte Ver-
teilung bereits zum vermoégensreichsten Quintil. Doch
nur die obere Gruppe kann sich in Bezug auf Vermogen
deutlich von der unteren Gruppe absetzen, die mittle-
re Gruppe hingegen bleibt liber die gesamte Verteilung
hinweg vergleichsweise nah an der unteren. Mit ande-
ren Worten: Unten und Mitte sind einander in Bezug
auf Vermogen naher als Mitte und Oben.

P5 P10 P15 P20 P25 P30 P35 P40 P45 P50 P55 P60 P65 P70 P75 P80 P85 P90 P95

nicht Untere 20 (28,9 % der Haushalte)

Quelle: HFCS Austria 2014. OeNB.

Aquivalenzeinkommen oder Aquivalenzkonsum Untere 20 (31,5% der Haushalte)
Aquivalenzeinkommen und Aquivalenzkonsum Mittlere 60 (39,7% der Haushalte)
Aquivalenzeinkommen oder Aquivalenzkonsum mindestens Obere 20 und
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14.3 Charakterisierung einer
gefahrdeten Mitte

Im Folgenden wollen wir uns nun nur auf die mittlere
Gruppe konzentrieren. lhr Vermoégensmedian liegt mit
rund 72.000 EUR recht nahe am Median der gesam-
ten Vermogensverteilung von 86.000 EUR, wahrend
jener der unteren Gruppe mit rund 20.000 EUR und
jener der oberen Gruppe mit rund 210.000 EUR deut-
lich davon abweichen. Auch der Knick, ab welchem die
Vermogensverteilung der Mitte steiler ansteigt befin-
det sich nahe dem Median (siehe Grafik 3). Wir kdnnen
demnach eine vermégendere Mitte von einer weniger
vermoégenden Mitte unterscheiden.

Wir unterteilen die in Tabelle 4 identifizierte Einkom-
mens- und Konsummitte, deren Vermogen wir in Gra-
fik 3 jenen der Einkommens- und Konsum-Armeren
bzw. Einkommens- und Konsum-Reicheren gegen-
Ubergestellt haben, im nachsten Schritt in Tabelle 5
in eine Gruppe deren Nettovermodgen uber dem Me-
dian der Gesamtverteilung (rund 86.000 EUR) liegt
und eine Gruppe, fiir die das Nettovermdgen darunter
liegt. Nach Thomas Pikettys Definition (siehe Tabel-
le 1) wiirde jene Gruppe die darunter liegt, aufgrund
fehlenden Vermogens nicht zur Mitte gehoren, nach
den klassischen einkommensbasierten Definitionen
hingegen schon. Thomas Piketty begriindet seine De-
finition von Mitte damit, dass Menschen ein gewisses
Vermogen zur Absicherung (etwa fiir Notfalle, Alter
und Krankheit) benétigen, um der Mitte zuzugehoren.
Wir argumentieren, dass dies fiir die USA, auf die sich
seine Analyse vorrangig bezieht und fir Lander mit
vergleichsweise wenig ausgebautem Wohlfahrtsstaat

zutreffen mag. In Landern mit einem gut ausgebautem
Wohlfahrtsstaat, in denen der GroRteil der Absiche-
rung vom Staat organisiert wird und nicht iber private
Vermoégensakkumulation, halten wir private Vermo-
gensbestande als Zugehorigkeitsmerkmal der Mitte
fir weniger bedeutsam.

In Tabelle 5 ist zu erkennen, dass es fiir diese beiden
ahnlich groRen Gruppen der Mitte kaum Unterschiede
beim Einkommen und beim Konsum gibt. Beide ge-
horen aufgrund unserer Definition zu den mittleren
60% in Bezug auf Konsum und Einkommen. Dieser
Befund ist bemerkenswert, da eine starkere positi-
ve Korrelation zwischen Einkommen, Konsum und
Vermogen erwartet hatte werden konnen. So kénnte
gemutmalt werden, dass jene Haushalte mit hohe-
ren Einkommen, auch einen héheren Konsum und
hohere Vermogen aufweisen, oder das bei gleichem
Einkommen jene mit einem niedrigeren Konsum ein
hoheres Vermdgen haben, weil sie mehr sparen. Davon
ist bei dieser Aufteilung aber nichts zu sehen.

Das durchschnittliche monatliche Nettoaquivalenzein-
kommen betragt in beiden Gruppen rund 1.500 EUR.
Doch die Unterschiede beim Vermogen sind betracht-
lich: der Median und auch der Durchschnitt des Netto-
vermogens ist mehr als 20-mal so hoch bei der oberen
Gruppe der Mitte wie bei der unteren Gruppe der Mitte.
Die Unterschiede im Vermogen gehen nicht mit unter-
schiedlichen Einkommen einher. Auch ihr Konsum ist
ahnlich hoch. Worin sind diese groRen Unterschiede in
der Mitte dann begriindet?
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Tabelle 5: Einkommens- und Konsummitte nach Vermégen aufgegliedert, in Tsd. EUR

Mitte: Einkommen und Konsum zwichen P20 und P80
(39,7% der Haushalte, rund 1,5 Mio. Haushalte)

Nettovermégen < Median
der Gesamtpopulation

Nettovermogen > Median
der Gesamtpopulation

Anteile in % 51,9 48,1
Nettovermogen
P10 0,1 1231
Median 13,2 273,1
Mittelwert 18,4 374,9
P90 54,5 607,9
Monatliches Aquivalenzbruttoeinkommen
P10 1,4 1,4
Median 2,0 2,1
Mittelwert 2,1 2,3
P90 3,0 3,3
Monatliches Aquivalenznettoeinkommen
P10 1,2 1,2
Median 1,4 1,5
Mittelwert 1,5 1,5
P90 1,9 1,9
Monatlicher Aquivalenzkonsum
P10 0,5 0,5
Median 0,6 0,6
Mittelwert 0,6 0,6
P90 0,8 0,8

Quelle: HFCS Austria 2014. OeNB.

Tabelle 6 enthalt Hinweise zur Beantwortung dieser
Frage. Einerseits sind Unterschiede in der Haushalts-
grofle maRgeblich. In dervermogenschwacheren Grup-
pe der Mitte sind deutlich mehr Einpersonenhaushalte
vertreten. Die HaushaltsgroRe ist in der vermogens-
reicheren Gruppe hoher (1,8 versus 2,5 durchschnittli-
che HaushaltsgroRe). Doch dies erklart die massiven
Vermoégensunterschiede von 1:20 bei weitem nicht.

Es finden sich in der vermdgensarmeren Gruppe auch
mehr jungere Personen (das durchschnittliche Alter
liegt bei rund 49 Jahren versus rund 56 Jahren), die noch
nicht so viel Zeit hatten ein Vermoégen aufzubauen. Aber
auch diese 7 Jahre an Unterschied bieten keine hinrei-
chende Erklarung fiir die Differenzen beim Vermdogen. Es
wird kaum jemand aus der vermégensarmeren Gruppe
der Mitte gelingen, nahezu 360.000 EUR (Unterschied im
durchschnittlichen Vermogen zwischen beiden Grup-
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pen) in nur 7 Jahren aus dem Einkommen anzusparen.
Fir solche Sparleistungen reichen die Einkommen der
Mitte nicht, egal ob es sich um die vermdgensarmere
oder die vermogensreichere Mitte handelt.

Drittens, auch die Berufe und Qualifikationen zwi-
schen den beiden Gruppen sind unterschiedlich. Es
gibt mehr Arbeiter/innen, Angestellte und Arbeitslose
in der Gruppe der Vermoégensschwacheren und mehr
Beamtinnen/Beamte in der vermégenderen Gruppe.
Das deutet darauf hin, dass Beschaftigungssicherheit
und langfristige Einkommenssicherheit eine wichtige
Rolle fir die Vermogensbildung spielen. Doch auch
mehr Landwirtinnen/Landwirte finden sich in der
vermoégenderen Gruppe. Die spezifische Rolle des Ge-
brauchsvermoégens in der Landwirtschaft muss beach-
tet werden. Fur den Vermogensaufbau bietet dies aber
keine Erklarung, hier sind Erbschaftshaufigkeiten und
Erbschaftshdhen zu beachten.

Unter den aktuellen Rahmenbedingungen von niedri-
gerem Wirtschaftswachstum, hoher Arbeitslosenquo-
te, insbesondere hoher Jugendarbeitslosigkeit und
geringerer Verzinsung von relativ sicher veranlagtem
Vermoégen kann der Vermodgensaufbau jlingerer Men-
schen nicht in gleicher Weise wie bei der vorhergehen-
den Generation erfolgen. Da die jlingeren Menschen
heute erst spater ins Berufsleben starten, prekarere
Jobs haben, einen haufigeren Jobwechsel erfahren
und eine hohere Einkommensunsicherheit hinnehmen
missen, wird die Unsicherheit in vielen sozialen Di-
mensionen immer grofter und die Frage nach dem pri-
vaten Vermogen wichtiger. Wenn die Politik Menschen
entsprechend ihrer Fahigkeit zur Selbstsicherung un-
terscheiden will, kommt sie an der Bezugnahme auf

Vermdgen nicht vorbei.

Denn die entscheidende Kluft in der Mitte wird durch
den Immobilienbesitz markiert. Die vermogensstar-
kere Gruppe lebt im Eigentum, die andere Gruppe
der Mitte in Miete. Das Uberrascht zwar nicht, da das
Eigentum am Hauptwohnsitz einen Vermdgensbe-
standteil darstellt. Doch das Merkmal Miete versus
Eigentum besitzt eine hohe Trennschérfe, da es zeigt,
dass ein Teil der Mitte unter bestimmten gesellschaft-
lichen Entwicklungen gefahrdet ist. Fiir die Mieter/in-
nen kann soziale Sicherheit und Statussicherheit aus
dem Beschaftigungsverhaltnis, der Qualifikation oder
dem Wohlfahrtssaat resultieren. Gerade dort drohen
Abstiegsrisiken (Nachtwey 2016). Arbeitsplatzverlust,
Schwachung von sozialen Sicherheitsmechanismen,
erhohte Konkurrenz im Bildungssektor markieren
Einfallstore steigender Unsicherheit. Einschnitte im
Lebenslauf wie Scheidung, Krankheit, Arbeitslosigkeit,
etc. sind mit den privaten Vermogensreserven schwer
aufzufangen. Und gerade solche Krisen finden sich
auch deutlich haufiger in der gefahrdeten Mitte.

Geht es darum die Mitte vor einem Abrutschen in die
Prekarisierung zu bewahren und die Mitte als zent-
ralen Bestandteil unserer Gesellschaft in ihrer Breite
moglichst abzusichern, mussen die Haushalte, die im
Hauptwohnsitz in Miete leben, wohlfahrtsstaatlich
abgesichert werden. lhr Konsumniveau koénnen sie
nur solange halten, solange sie vom Wohlfahrtsstaat
hinreichend geschiitzt werden und nicht gezwun-
gen werden, Vermogen fir Alter, Bildung, Krankheit
und Arbeitslosigkeit anzusparen. Dieser Gruppe ist
Wohneigentum nicht durch Erbe direkt oder indirekt
zugefallen und auf Basis ihres Einkommens ist ihnen
ein schuldenfinanziertes Immobilieneigentum ver-
wehrt. Da ein Markt fir Subprime Kredite!** allein aus

Uberlegungen der Finanzstabilitat nicht gangbar ist

1 Als Subprime Kredite werden Hypothekarkredite an private Haushalte bezeichnet, die eine besonders niedrige Bonitdit und ein
hohes Austallsrisiko haben, weil sich die Haushalte diese Kredite aufgrund ihres Einkommens oder Vermdgens nicht leisten kén-
nen bzw. nur unter besonders glinstigen zukinftigen Entwicklungen leisten kénnten.
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und das bereits angesparte Vermogen im familidren  wird der familidre Hintergrund fir die Lebenschancen
Kontext von den Alteren an die Jiingeren vererbt wird, immer wichtiger.

Tabelle 6: Sozio6konomische Charakteristika der Mitte

Mitte Einkommen und Konsum zwichen P20 und P80
(39,7% der Haushalte, rund 1,5 Mio. Haushalte)

Nettovermoégen < Median Nettovermogen > Median
der Gesamtpopulation der Gesamtpopulation
Anteile in % 51,9 48,1
Eigentumsverhaltnis am Hauptwohnsitz
(Teil-)Eigentum 7,3 89,6
Miete 83,4 8,5
Unentgeltlich 9,3 2,0
HaushaltsgroRRe
1 Person 50,9 20,6
2 Personen 29,3 43,0
3 Personen 10,0 14,1
4 Personen 6,7 15,0
5 und mehr Personen 3,1 7,3
Alter der Referenzperson
16 bis 29 Jahre 19,6 51
30 bis 39 Jahre 18,3 10,7
40 bis 49 Jahre 15,4 19,8
50 bis 64 Jahre 22,3 33,1
65 bis 74 Jahre 14,1 19,8
75 Jahre und alter 10,3 114
Geschlecht der Referenzperson
Frau 58,0 51,6
Beruf der Referenzperson
Selbststandig 2,1 4,7
(Fach)Arbeiter/in 22,9 8,6
Angestellte/r 32,8 29,2
Beamte/r 1,9 41
Landwirt/in 0,0 2,5
Pension 34,2 43,3
Arbeitslos 2,3 1,5
Sonstige 3,9 6,1

Fortsetzung Tabelle 6 siehe nachste Seite
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Fortsetzung von Tabelle 6:

Mitte Einkommen und Konsum zwichen P20 und P80
(39,7% der Haushalte, rund 1,5 Mio. Haushalte)

Nettovermégen < Median
der Gesamtpopulation

Nettovermogen > Median
der Gesamtpopulation

Anteile in % 51,9 48,1
Bildung der Referenzperson
Maximal Pflichtschule 17,6 11,9
Lehre, Berufschule 47,9 38,7
Mittelschule, Matura 26,8 34,3
Universitat, Fachhochschule 1,7 15,0

Quelle: HFCS Austria 2014. OeNB.

Tabelle 7 zeigt, dass nahezu ein Drittel der vermogen-
den Mitte den Hauptwohnsitz, in dem sie leben, geerbt
haben. Mehr als die Halfte von ihnen hat liberhaupt
schon geerbt. Bei der weniger vermdgenden Mitte hin-
gegen sind es nur 2%, die ihr Eigenheim geerbt haben,
und lediglich 20% mit bereits angefallenen Erbschaf-
ten und mit deutlich niedrigeren Erbsummen insge-
samt. Auch der Unterschied beim Anteil der Haushalte
in denen bereits etwas geerbt wurde lasst sich nicht
aus dem Altersunterschied der Referenzpersonen (49
versus 56 Jahre im Durchschnitt) erklaren. Erbschaf-
ten kommt eine entscheidende Rolle zu (siehe Piketty
2013, Fessler und Schiirz 2015). Das bedeutet, dass die

Tabelle 7: Erbe und Vermogen der Mitte

schablonenartige Figur des ,kleinen Hauselbauers®,
der im wirtschaftspolitischen Diskurs oft eine wichtige
Rolle spielt, in der Wirklichkeit selten anzutreffen ist
(siehe auch Fessler und Schiirz 2010). Selbst erarbeite-
te Eigenheime sind maximal bei einem Viertel der Mit-
te zu finden. Denn mehr als die Halfte lebt in Miete. Von
der anderen Halfte wurde zu fast einem Drittel das Ei-
genheim direkt geerbt und zu mehr als der Halfte wur-
de schon geerbt, was einem direkten oder indirekten
Beitrag zum Eigenheim gleichkommt. Das Erben spal-
tet die Mitte und verscharft die Chancenungleichheitin
der Gesellschaft.

Mitte
Nettovermoégen < Median Nettovermoégen > Median
der Gesamtpopulation der Gesamtpopulation
Anteile in % 51,9 48,1
Erben
Insgesamt 20,9 54,7
Hauptwohnsitz 1,6 28,1

Quelle: HFCS Austria 2014. OeNB.
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14.4 Diskussion und Schlussfolgerungen

Die Bezeichnung ,Die Mitte“ hat den Vorteil von un-
scharfen Begriffen: Es kann ziemlich viel darunter ver-
standen werden. Dies ist aber auch der Nachteil von
vagen Begriffen. Die Mitte in Osterreich ist jedenfalls
keine homogene Schicht, sondern sie besteht aus
einem relativ vermogenden und einem relativ ver-
mogensarmen Segment. Wichtiger als die Vermessung
der Einkommensmitte ist ihre Erweiterung um die
Vermogenskomponente. Wird Vermogen in die Analyse
der Mitte einbezogen, zeigt sich dass der Wohlfahrts-
staat es erlaubt, dass in der Mitte relativ unabhangig
vom Vermdgen konsumiert werden kann. Einkommen
ist relevanter fur die Mitte als privates Vermogen, so-
lange letzteres angesichts einer 6ffentlichen Pensions-
versicherung, Kranken- und Arbeitslosenversicherung,
und eines umfassenden und teils subventionierten
Mietmarktes nicht bendtigt wird.

Mario Draghi erkannte diese Problematik bereits 2007
(Luxembourg Wealth Study Conference in Rome, July
2007):

»In a society where employment tends to be permanent
and where the welfare state generously supplies edu-
cation, health and housing benefits, covers against the
risk of unemployment and protects old-age income lev-
els, the regularity of actual and expected income flows
ensures living standards are maintained and holdings of
wealth are less important. When these conditions cease
to hold, on account of greater job insecurity or reduced
social expenditure, wealth takes on a new significance
for household prosperity.“

Ein geschwachter Staat bietet in einem 6konomisch
schwachen Umfeld aber immer weniger an Sicherheit
fur die Bevolkerung. Fur die vermogensarmere Mit-
te bedeutet dies steigende Unsicherheit. Diese Sorge

der Mitte vor einem Abrutschen nach unten verstarkt
Tendenzen einer gesellschaftlichen Polarisierung.
Wenn aus Zukunftssorge aber weniger konsumiert
wird, wird sich das negativ auf das Wirtschaftswachs-
tum auswirken. Es wird auch gesellschaftlich proble-
matisch sein, wenn aus Sorge um hinreichende zu-
klnftige Absicherung etwa auf aktuell notwendige
Bildungsausgaben fir die Kinder verzichtet wird. Dann
ist ein Abrutschen in der nachsten Generation noch
wahrscheinlicher.

Die entscheidende Trennlinie bei den materiellen
Ressourcen in der Mitte markiert die Erbschaft. Die
Abschaffung der Erbschaftssteuer in Osterreich 2008
hat ein entscheidendes Privileg der Vermodgenden
noch verstarkt. Wer erbt, hat Vermogensreserven fir
Krisenzeiten. Die anderen Menschen bendtigen fir
ihren Lebensstandard neben dem Arbeitseinkommen
dringend den Wohlfahrtsstaat. Dieser muss nicht nur
fur die Armen sondern auch fir grofRe Teile der Mitte
gestarkt werden.

Die gefahrdete Mitte ist dadurch charakterisiert, dass
ihnen Wohneigentum nicht direkt oder indirekt vererbt
wurde. Auf Basis ihres relativ niedrigen Einkommens
und der fehlenden Eigenmittel ist ihnen ein schulden-
finanziertes Immobilieneigentum verwehrt. Da ein
Markt fiir Subprime Kredite, allein aus Uberlegungen
der Finanzstabilitat, unerwiinscht ist und bereits an-
gespartes Vermoégen im familidren Kontext von den Al-
teren an die Jiingeren vereerbt wird, wird der familiare
Hintergrund fiir die Lebenschancen immer wichtiger.
Dies verstarkt die gesellschaftlichen Ungleichheitsten-
denzen.

287
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Anhang
Definitionen:

Konsum

Der HFCS beinhaltet nur wenige Fragen zum Konsum.
Das liegt daran, dass der Fragebogen aufgrund der Er-
hebung der Haushaltsbilanz sehr umfangreich ist. Wir
verwenden den aquivalenzgewichteten Konsum von
Konsumgiitern und Dienstleistungen um unsere Mitte
in Bezug auf Konsum zu definieren. Diese Grofe sollte
am ehesten etwas Uber die Lebensverhaltnisse aus-
sagen. Miete und Kreditriickzahlungen werden dabei
nicht berlicksichtigt und auch groRere Anschaffungen
nicht. Aufgrund der Definition spielt nur der Rang der
Konsumhohe in der Verteilung, nicht aber die genaue
Hohe des Konsums selbst eine Rolle.

Frage im HFCS-Fragebogen zu Konsum:

= Wie viel (geben Sie / gibt Ihr Haushalt) typischer-
weise pro Monat ungefahr fir alle Konsumgtiter und
Dienstleistungen aus?
Hierzu zadhlen Ausgaben flr Speisen und Getranke
fir zu Hause und aulter Haus, Betriebskosten, Ge-
buhren, Freizeitgestaltung, wie Kino oder Konzerte,
Kleidung etc.
Bitte lassen Sie Miete, Steuern, finanzielle Zahlungen
(z.B. Kreditriickzahlungen, Versicherungspramien,
Pensionseinzahlungen, etc.) und Einmalzahlungen
(z.B. Wertsachen, Autos, groftere Haushaltsgerate,
Mobel, etc.) unberticksichtigt.

Einkommen
Der HFCS erfasst das Bruttoeinkommen im Detail.

Grundlage fir das in diesem Artikel verwendete
Aquivalenzeinkommen ist aber die Frage nach dem
gesamten monatlichen Nettoeinkommen des Haus-
halts. Diese Einkommensinformation ist wahrschein-

lich mit starkeren Messungenauigkeiten behaftet, als
das detailliert erhobene Bruttoeinkommen im HFCS.
Fur unsere Definition der Mitte ist aber ein Nettoein-
kommenskonzept besser geeignet. Zudem spielen bei
der Definition nach Perzentilen die Werte selbst keine
Rolle sondern lediglich ihr Rang in der Verteilung, was
Messungenauigkeiten weniger bedeutsam macht.

Frage im HFCS-Fragebogen zu Einkommen:

= Wie hoch schatzen Sie, ist Ihr monatlich verfliigbares
Nettoeinkommen / das monatlich verfligbare Netto-
einkommen lhres Haushalts insgesamt?
Ich meine dabei die Summe, die sich aus Lohn, Ge-
halt, Einkommen aus selbstandiger Tatigkeit, Rente
oder Pensionen ergibt. Rechnen Sie bitte auch die
Einklnfte aus 6ffentlichen Beihilfen, Einkommen aus
Vermietung, Verpachtung, Wohngeld, Kindergeld
und sonstige Einkiinfte hinzu und ziehen Sie dann
Steuern und Sozialversicherungsbeitrage ab.

Vermogen

Das Vermogen der Haushalte ist der Kern der Erhebung
im HFCS. Es wird (iber eine Vielzahl von einzelnen
Fragen erhoben. Grafik Al zeigt einen Uberblick Gber
die Zusammensetzung des Vermdgens. Eine (konsum-
basierte) Aquivalenzskalierung wird beim Vermégen
nicht verwendet. Vermogen erfillt eine Vielzahl von
Funktionen. Bei der Interpretation muss berlicksich-
tigt werden, dass es sich um Vermogen auf Haushalts-
und nicht Personenebene handelt (siehe Fessler, Lind-
ner und Segalla 2014 zu diesem Thema).
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- Haushalsbitanz

v v

- owrovewoeen ([ vensehutouNe )
-

~ BRUTTOVERMOGEN minus VERSCHULDUNG = NETTOVERMOGEN

Grafik Al: Vermogensbilanz der privaten Haushalte nach HFCS

Quelle: Eigene Darstellung. OeNB..
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Tabelle Al: Zugehorigkeit zur Mittelschicht nach verschiedenen Definitionen

PEW2015 / Goebel Ravallion 2010 / Atkinson OECD  Piketty Sozialbericht2016 Anteil in %

Grabka 2016 2010 und Brandolini 2011 2014 2013 (Statistik Austria) aller Haushalte
1 1 1 1 0 1 24,0
1 1 1 1 1 1 19,2
0 0 0 0 0 0 8,7
0 0 0 0 0 1 6,4
1 1 0 1 0 1 5,2
1 1 0 1 1 1 4.5
0 1 1 1 0 1 4,2
1 0 0 0 0 1 4,1
1 0 0 0 1 1 4,0
0 0 0 0 1 0 3,2
1 1 0 0 1 1 2,7
1 1 0 0 0 1 2,5
0 0 0 0 1 1 2,1
1 0 0 0 0 0 2,0
0 1 1 1 1 1 1,8
0 1 0 1 0 1 1,5
0 1 0 0 0 1 1,4
1 0 0 0 1 0 1,4
0 1 0 1 1 1 0,6
0 1 0 0 1 1 0,6

Quelle: HFCS Austria 2014. OeNB.

Anmerkung: 0 bedeutet eine Definition trifft nicht zu, 1 bedeutet eine Definition trifft zu.

Tabelle A2: Zugehorigkeit zur Mitte bei Einkommen, Konsum und Vermégen

Mittlere 60%

Anteil in % aller

Nettoaquivalenzeinkommen Aquivalenzkonsum Nettovermégen Haushalte
1 1 1 26,6
1 0 1 14,3
1 1 0 13,2
0 1 1 10,5
0 0 0 10,1
0 1 0 9,7
0 0 1 8,6
1 0 0 7,0

Quelle: HFCS Austria 2014. OeNB.

Anmerkung: 0 bedeutet eine Definition trifft nicht zu, 1 bedeutet eine Definition trifft zu.
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15. MONETARE EINKOMMENS-
UMVERTEILUNG DURCH DEN
STAAT 2010 UND 2015

15.1 Einleitung

In Osterreich ist die Verteilung der Markteinkommen
zwischen 2000 und 2010 deutlich ungleicher gewor-
den®2, Wie in den jiingsten WIFO-Umverteilungsstudi-
en'®® ausfuhrlich dargelegt, ist auch die Ungleichheit
nach Umverteilung durch Steuern, Sozialabgaben und
offentliche Geld- und Sachleistungen - die in der ersten
Halfte des Jahrzehnts stabil geblieben war - zwischen
2005 und 2010 erheblich gestiegen. In der vorliegen-
den Studie wird ausgehend von den Markteinkommen
die Umverteilungswirkung des Steuer- und Transfer-
systems im Jahr 2015 auf der Grundlage der Daten
des EU-SILC und des WIFO-Mikrosimulationsmodells
untersucht und mit den Ergebnissen fiir das Jahr 2010
verglichen. Der Beitrag sollin erster Linie folgende Fra-
gen beantworten: (1) Wie hat sich die Markteinkom-
mensverteilung zwischen 2010 und 2015 entwickelt?
(2) Wie verteilen sich die offentlichen monetéren So-
zialleistungen auf die privaten Haushalte? (3) Ist das
Abgabensystem progressiver geworden? (4) Hat sich
die Umverteilungswirkung des Abgaben- und Trans-
fersystems in den Krisenjahren 2010-2015 verstarkt
oder abgeschwacht? (5) Inwiefern sind von der Steuer-
reform 2015/16 Anderungen im Umverteilungsprozess
zu erwarten?

2 \gl. Guger - Rocha-Akis (2016).
13 \gl. Guger et al. (2009) und Rocha-Akis et al. (2016).

Die Ausgangsbasis der Untersuchung bilden die Brut-
tomarkteinkommen der privaten Haushalte in Oster-
reich. Diese setzen sich aus den Erwerbs- und Ver-
mogenseinkommen zusammen und schliefen wie
in den oben genannten Studien auch die imputier-
ten Mieten, also den Mietwert des selbstgenutzten
Eigentums, ein. Um die Wirkungen des Abgaben- und
Transfersystems auf die Einkommensverteilung zu
analysieren, wird zunachst die Verteilung der Markt-
einkommen, dann jene der Gesamteinkommen
(Markteinkommen einschliefilich monetéare 6ffentliche
Sozialleistungen) und schlief3lich jene der verfligbaren
Einkommen (Gesamteinkommen abziiglich Sozialab-
gaben und Einkommensteuer) nach Einkommens-
quantilen (Dezile und Terzile) des Haushaltsbruttoge-

samteinkommens!®* dargestellt (Abbildung 1).

Wie in den oben genannten Umverteilungsstudien
handelt es sich auch in diesem Beitrag um die Analyse
der vertikalen Umverteilungswirkung innerhalb eines
Jahres, also die Veréanderung der Einkommenssituati-
on der privaten Haushalte zwischen den Einkommens-
schichten durch monetare Sozialleistungen auf der
einen und durch Steuern und Abgaben auf der ande-
ren Seite'®. Indem die Anteile des jeweiligen Einkom-
mens (Markt-, Gesamteinkommen und verfugbares
Einkommen), die auf die Haushalte in den einzelnen
Einkommensquantilen entfallen, verglichen werden,
kénnen Aussagen Uber die Umverteilungsstrome ge-
macht und die Verteilungs- und Umverteilungswirkun-
gen untersucht werden.

%4 Fine Beschreibung der verwendeten Datenbasis und des methodischen Vorgehens istim Anhang zu finden.

5 Davon zu unterscheiden sind Analysen der horizontalen Umverteilung, die den Einfluss von Steuern und/oder Transfers auf die
relative Einkommensposition von Haushalten mit unterschiedlichen Merkmalen (etwa mit und ohne Kinder) aber gleichem Ein-

kommen untersucht.
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Abbildung 1: Vom Markteinkommen zum verfiigbaren Haushaltseinkommen

Markt- Offentliche
einkommen monetére Sozial-

leistungen

Arbeitnehmer/in- Pensionen,

Familien-, Arbeits-
losen-, Kranken-
leistungen, aus-

bildungsbezogene

Leistungen,

nenentgelte und

Selbstandigen-
einkommen,
EinkUlnfte aus

Vermietung und

=t

Verpachtung Wohnkosten-
bzw. Wohnen im zuschisse und
Eigentum, Leistungen gegen
Zinsen und soziale Aus-
Dividenden grenzung (be-

darfsorientierte
Mindestsicherung,
Sozialhilfe)

GESAMTEINKOMMEN
Q: WIFO.

15.2 Ausgangsbasis fiir den
Umverteilungsprozess:
Die Bruttomarkteinkommen

Der Ausgangspunkt fiir die Umverteilungsanalyse sind
die Markteinkommen der im Inland ansdassigen priva-
ten Haushalte. Abbildung 2 stellt die relativen Anteile
der einzelnen Komponenten des Markteinkommens?é®
- Arbeitnehmer/innenentgelte, Selbstandigeneinkom-
men'®” und Vermdgenseinkommen®® (einschlieflich
imputierter Mieten) - fiir das Jahr 2015 dar.

6 Alle Einkommen sind dquivalenzgewichtet (s. Anhang).

Abgaben

Einkommen- und
Lohnsteuer,
arbeitnehmer-
und arbeitgeber-
seitige Sozialab-
gaben

Verfiigbares
Haushalts-

einkommen

Die Arbeitnehmer/innenentgelte machen rund 80%
der Markteinkommen aus, wobei zu beriicksichtigen
ist, dass die Vermogenseinkommen trotz Matching mit
den HFCS-Daten nur etwa 62% des entsprechenden
Aggregats in der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nung (VGR) erfassen und damit deutlich unterschatzt
werden'®. Wie Ubersicht 1 zeigt, sind die Marktein-
kommen auferst ungleich verteilt: Die 10% einkom-
mensreichsten Haushalte verfligten im Jahr 2015 im
Durchschnitt iber einen Markteinkommensanteil, der
32 Mal hoher war als jener, der auf die 10% einkom-

7 Hierzu zdhlen die Einkommen aus Land- und Forstwirtschaft, Handels- und Gewerbebetrieb, freiberuflicher Tdtigkeit, Werkver-
trag, freiem Dienstvertrag und sonstige selbsténdige Einkommen.

168 Finkinfte aus Zinsen, Dividenden, Vermietung und Verpachtung.

19 \gl. Rocha-Akis - Steiner — Zulehner (2016).
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mensarmsten Haushalte entfiel. Auffallig ist auch,
dass diese Relation seit 2010 relativ stabil geblieben
ist. Die stark gestiegene Spreizung zwischen hohen
und niedrigen Markteinkommen in den Vorkrisenjah-
ren (Rocha-Akis et al., 2016) verharrt damit seit 2010
auf hohem Niveau. Diese Bestandigkeit ist in erster
Linie auf die Verteilung der Arbeitnehmer/innenent-
gelte zurickzufihren, die sich zwischen 2010 und 2015

kaum verandert hat. Hingegen sind die Anteile der
Vermogenseinkommen im obersten Dezil zugunsten
jener der Haushalte zwischen dem 5. und dem 9. Dezil
gefallen'™, wahrend die Anteile des Selbstandigenein-
kommens im oberen Einkommensdrittel deutlich und
im unteren Einkommensdrittel leicht auf Kosten der
mittleren Einkommensgruppen gestiegen sind.

Abbildung 2: Zusammensetzung des Bruttomarkteinkommens 2015

Arbeitnehmer/innenentgelte
[ Selbsstandigeneinkommen
B Vermégenseinkommen und imputierte Mieten

Q: EU-SILC, HFCS, WIFO-Berechnungen.

79,8 %

Die Berechnung basiert auf absoluten (nicht dquivalenzgewichteten) Euro-Betrdgen.

1 Diese Entwicklung ist auch im Vergleich zwischen 2010 und 2013 (auf Basis nicht hochgerechneter Daten) zu verzeichnen. Ein um-
fassender Vergleich der Vermdgensverteilung zwischen 2010 und 2014 auf der Grundlage der entsprechenden Wellen des HFCS

findet sich in Fessler - Lindner — Schdirz (2016).
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Ubersicht 1: Verteilung der Komponenten des Bruttomarkteinkommens

Bruttomarkteinkommen

Vermogens-
einkommen und Insgesamt
imputierte Mieten

Haushaltsbrutto- Arbeitnehmer/in- Selbstandigen-
gesamteinkommen nenentgelte einkommen

2010 2015 2010 2015 2010 2015 2010 2015

Dezil Anteile in % (aquivalenzgewichtet)
0,7 0,7 1,0 1,7 2,7 2,7 1,0 1,0
2. 1,5 1,5 2,6 3,7 5,2 5,2 2,0 2,1
3. 2,5 2,6 5,4 4.0 5,9 5,8 3,2 3,1
4, 3,9 4,1 6,5 5,0 6,9 7,1 4.5 4.6
5. 6,0 6,0 8,3 5,0 71 7,5 6,3 6,1
6. 8,3 8,5 7,4 8,1 8,3 9,0 8,2 8,5
1. 11,4 11,3 71,2 8,3 8,8 9,1 10,7 10,8
8. 15,1 14,7 10,2 8,4 9,4 10,2 13,9 13,6
9. 19,9 19,3 12,8 14,1 124 12,5 18,3 18,0
10. 30,8 31,3 38,6 41,7 33,3 31,0 31,9 32,3
Terzil
1. 5,9 6,0 10,9 11,0 16,0 16,0 7,6 7,6
2. 24,2 24,6 25,1 22,0 25,8 27,2 24,4 24,6
3. 70,0 69,4 64,0 67,1 58,3 56,9 67,9 67,8
Insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0

in Mrd. EUR (nicht dquivalenzgewichtet)
Insgesamt 130,4 155,7 17,5 18,2 19,6 21,2 167,6 195,1

VerteilungsmaRe (aquivalenzgewichtet)

Gini 0,42 0,41 0,57 0,66 0,58 0,57 0,52 0,53
Perzentilrelationen
P90/P10 17,43 14,67 62,00 115,82 118,78 96,23 31,13 33,73
P90/P50 2,24 2,25 3,84 5,23 2,33 2,27 2,88 2,86
P10/P50 0,13 0,15 0,06 0,05 0,02 0,02 0,09 0,09

Q: EU-SILC, HFCS, WIFO-Berechnungen.

Aquivalenzgewichtung nach der EU-Skala (s. Anhang).
Dezile und Terzile des Bruttodquivalenzgesamteinkommens der privaten Haushalte (Summe aus Markteinkommen und staatlichen
und privaten Transfers).

Getrieben wurde diese Entwicklung durch eine kraftige  (s. Ubersicht A im Anhang). In Summe haben sich die
Zunahme im Anteil der Personen mit Selbstdndigen- Anderungen in der Verteilung der Selbstandigen- und
einkommen in den unteren Einkommensdezilen und Vermoégenseinkommen gegenseitig grofiteils aufge-
einem leichten Rickgang im oberen Einkommensdezil hoben, sodass die Verteilung der Markteinkommen
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zwischen 2010 und 2015 praktisch unverandert geblie-
ben ist. Auf das untere Einkommensdrittel entfielen
2015 7,6% (+/- 0,0 Prozentpunkte (PP)), auf das mittle-
re 24,6% (+0,2 PP) und auf das obere 67,8% (-0,1 PP)
(Abbildung 3). Der Gini-Koeffizient, der vor allem auf
Veranderungen in der Mitte der Verteilung reagiert,
deutet insbesondere aufgrund der ungleicheren Ver-
teilung der Selbstandigeneinkommen tendenziell auf
einen leichten Anstieg der Ungleichheit in der Vertei-
lung der Markteinkommen zwischen 2010 und 2015 hin
(2010: 0,52; 2015: 0,53). Werden als UngleichheitsmaRe
die Dezilverhaltnisse, die die Relation zwischen zwei
Punkten in der Einkommensverteilung darstellen, her-
angezogen, zeigt sich ein etwas differenzierteres Bild:

Wahrend sich die Ungleichheit der Markteinkommen
sowohl in der oberen als auch in der unteren Einkom-
menshalfte (laut der Malte P90/P50 und P10/P50) auch

hier relativ stabil darstellt, deutet das Verhaltnis P90/
P10 - der obere Grenzwert des Einkommens im 9. Dezil
relativ zu jenem im 1. Dezil - auf eine gestiegene Sprei-
zung der Einkommen an den Randern der Verteilung
hin. Konkret erhohte sich diese Relation von 31,1 auf
33,7 (Ubersicht 1). Dies entspricht einem Anstieg von
etwa 8%. Verantwortlich dafiir sind auch hier die
deutlich ausgepragten Veranderungen im Bereich der
Selbstandigeneinkommen: Das Verhaltnis P90/P10
stieg zwischen 2010 und 2015 in diesem Fall von 62,0
auf 115,8 (+86,8%). Hingegen reduzierte sich dieses
Verhaltnis fir die Vermdgenseinkommen (einschlief3-
lich imputierter Mieten) von 118,8 auf 96,2 (-19% und
fir die Arbeitnehmer/innenentgelte von 17,4 auf 14,7
(-15,5%) (Ubersicht 1). Uber die Entwicklung in der
Verteilung der jeweiligen Einkommensquellen jenseits
des 9. Dezils lassen die verwendeten Daten keine ein-
deutigen Schlisse zu'™.

Abbildung 3: Verteilung der Komponenten des Bruttomarkteinkommens nach Terzilen 2015, in %

80,0
70,0
60,0
50,0
40,0
30,0
20,0
10,0

0,0

69,4 67,1

24,6

Arbeitnehmer/innen-
entgelte

Selbstandigen-
einkommen

Unteres Terzil

Q: EU-SILC, HFCS, WIFO-Berechnungen.

[ Mittleres Terzil

67,8
56,9

27,2 246

Vermogenseinkommen
und imputierte Mieten

Insgesamt

B Oberes Terzil

Die Berechnung basiert auf nach der EU-Skala dquivalenzgewichteten Werten.
Terzile des Bruttodquivalenzgesamteinkommens der privaten Haushalte (Summe aus Markteinkommen und staatlichen und

privaten Transfers).

Vgl Eckerstorfer et al. (2013) und Humer et al. (2014). Zudem sind die Dezilrelationen aufgrund der Untererfassung der Ver-

madgenseinkommen als Untergrenze anzusehen.
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15.3 Monetare Sozialleistungen

Der Grofdteil der staatlichen Umverteilung findet
durch monetare und reale Sozialleistungen statt'.
Diese Transfers tragen dazu bei, dass sich das Brut-
toeinkommen deutlich gleichmaRiger verteilt als
das Markteinkommen. Im Gegensatz zu den grofien
WIFO-Umverteilungsstudien'® werden im vorliegen-
den Beitrag ausschlieflich die monetaren Sozialleis-
tungen beriicksichtigt, da die Quantifizierung und
Zurechnung der 6ffentlichen Sachleistungen wie etwa
der Besuch einer Schule oder die Versorgung wahrend
eines Krankenhausaufenthalts auf die privaten Haus-
halte mit erheblichem Mehraufwand verbunden ware
und daher den Rahmen dieser Arbeit sprengen wiirde.
Die offentlichen Sachleistungen verbessern tendenzi-
ell die Lage der markteinkommensschwachen Haus-
halte. In Rocha-Akis et al. (2016) macht das Volumen
der berlcksichtigten monetaren Sozialleistungen fur
das Jahr 2010 etwa die Halfte des Volumens der gesam-
ten berticksichtigten sozial- und wohlfahrtsstaatlichen

Leistungen aus. Besonders im Bereich Gesundheit und
Bildung spielen universelle Sachleistungen (wie etwa
der Besuch offentlich finanzierter Schulen und ande-
rer Bildungseinrichtungen, Krankenhausleistungen
und sonstige ambulante und stationdre Leistungen)
eine wichtige Rolle, da alle Haushalte diese unabhan-
gig von ihrem Einkommen gleichermalen in Anspruch
nehmen kénnen und demnach ihre relative Bedeutung
fur Haushalte mit niedrigem Einkommen wesentlich

hoher ist als fir einkommensstarkere Haushalte.

Die in diesem Beitrag berticksichtigten Transfers um-
fassen im Wesentlichen die monetaren Alters-, Fami-
lien-, Arbeitslosen-, Kranken-, Ausbildungsleistungen
sowie die Leistungen gegen soziale Ausgrenzung (Be-
darfsorientierte Mindestsicherung und andere mone-
tare Leistungen der Sozialhilfe) und die Wohnbeihilfe.
Das fir das Jahr 2015 hochgerechnete Gesamtvolu-
men dieser Transfers betragt rund 64,7 Mrd. EUR und
liegt damit um 18,4% hoher als 2010 (54,7 Mrd. EUR).

Abbildung 4: Zusammensetzung der monetéren 6ffentlichen Sozialleistungen 2015

Familienleistungen
11,4 %

5,6 %

Pensionen
79,2 %

Q: EU-SILC, WIFO-Berechnungen.

Arbeitslosenleistungen

Sonstige 3,7 %

Krankenleistungen
(Krankengeld) 1,4 %

Leistungen gegen soziale
Ausgrenzung (BMS, monetéare
Leistungen der Sozialhilfe) 1,3 %

Ausbildungsleistungen' 0,6 %

Wohnbeihilfe 0,4 %

Berechnungen basieren auf absoluten (nicht-dquivalenzgewichteten) Euro-Betrdgen.
" Ausbildungsleistungen enthalten Stipendien sowie Schiilerbeihilfen. BMS steht fiir Bedarfsorientierte Mindestsicherung.

2 \gl. Guger et al. (2009) und Rocha-Akis et al. (2016).

3 Guger (1987, 1996), Guger et al.(2009), Rocha-Akis et al. (2016).
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Die Altersleistungen, in denen die Alters-, Hinterbliebe-
nen- und Invaliditatspensionen der gesetzlichen Pen-
sionsversicherung und der Beamtensysteme zusam-
mengefasst werden, machten 2015 mit rund 79% den
groRten Anteil der gesamten beriicksichtigten mone-
taren Sozialleistungen aus'™ (Abbildung 4). Das erfass-
te Volumen erhdhte sich zwischen 2010 und 2015 um
rund 22%. Die Mindestpension (Aufstockung von ge-
ringen Pensionen auf den Ausgleichszulagenrichtsatz
von 872,31 EUR monatlich) und die Hochstpension
(3.226,51 EUR brutto monatlich, ausgenommen ist der
Beamtenbereich) tragen dazu bei, dass diese Einkom-
men gleichmaRiger liber die Quantile des Gesamtein-
kommens verteilt sind als die Arbeitnehmer/innenent-
gelte. Die Verteilung der Altersleistungen ist zwischen
2010 und 2015, so wie die Verteilung der Pensionsbe-
ziehenden zwischen 2010 und 2013 (s. Ubersicht A im
Anhang), recht stabil geblieben. Auf das untere Ein-
kommensdrittel entfielen 2015 26,2% (2010: 26,6%),
auf das mittlere 39,8% (2010: 39,8%) und auf das obere
34,0% (2010: 33,6%) des gesamten Pensionseinkom-
mens (Ubersicht 2). Auf Basis der bisherigen Befunde
kann bereits jetzt vorweggenommen werden, dass
ausgehend von den Markteinkommen die Pensionen
allein aufgrund ihres Volumens und ihrer Verteilung
malfdgeblich zu einer gleichmaligeren Verteilung der
Einkommen beitragt.

Die zweitgrofte Gruppe der berlicksichtigten mone-
taren Sozialleistungen bilden die Familienleistungen.
Zu ihnen zahlen die Familienbeihilfe, der Kinderab-

setzbetrag, der Mehrkindzuschlag, das Wochen-, das
Kinderbetreuungs- und Schulgeld sowie der staatliche
Unterhaltsvorschuss'™. lhr Anteil belief sich 2015 auf
rund 11% aller 6ffentlichen Geldleistungen. Im Gegen-
satz zu den anderen Sozialleistungen ist die Summe
der erfassten monetaren Familienleistungen zwischen
2010 und 2015 trotz Anhebung der Familienbeihilfe
seit 2014 leicht gesunken (-0,7%), wahrend die Anzahl
der Kinder in etwa gleich geblieben ist. Auch der Anteil
der monetaren Familienleistungen an den gesamten
monetaren Sozialleistungen ist laut den Daten des EU-
SILC gesunken (2010:14%; 2013:12%; 2015:11%). Dies
dirfte v.a. eine Folge der Anderungen in den Regelun-
gen fur den Anspruch auf die Familienbeihilfe im Jahr
2011 sein (Wegfall der Familienbeihilfe fiir Kinder, die
sich in Ausbildung befinden und den 24. Geburtstag
erreicht haben; Ersatz der 13. Familienbeihilfe durch
das Schulstartgeld fur 6-15-Jahrige Kinder)'’®. Wie das
BMASK (2016) zeigt, sind allerdings die hier nicht be-
ricksichtigten staatlichen Ausgaben fiir Kinderbetreu-
ungseinrichtungen, die sich 2015 auf knapp 20% der
gesamten (monetdren und nicht-monetaren) Sozial-
leistungen flr Familien und Kinder beliefen, in den ver-
gangenen Jahren deutlich gestiegen'. Insofern fiihrt
die Nicht-Bertcksichtigung der 6ffentlichen Sachleis-
tungen wie eingangs erwahnt zu einer verzerrten Dar-
stellung des Umverteilungsprozesses. Da der Groliteil
der monetaren Familienleistungen einkommensun-
abhangig gewahrt wird, wird die Verteilung der Mittel
auf die privaten Haushalte im Wesentlichen durch das
Vorhandensein und das Alter der Kinder bestimmt. Der

1 Wie bereits einleitend festgehalten, werden die vertikalen Umverteilungsstrome zwischen den Haushalten innerhalb eines Jahres

berechnet.

1 Steuerverglnstigungen fir Familien wie der Alleinverdiener/innen-, Alleinerzieher/Innen- und Unterhaltsabsetzbetrag, der Kin-
derfreibetrag und die Absetzbarkeit der Kinderbetreuungskosten werden im Zuge der Simulation der Einkommensteuer (s. Kapi-

tel 4) mit dem WIFO-Mikrosimulationsmodell berticksichtigt.

176 S, Schratzenstaller (20154) fiir eine detaillierte Beschreibung der familienpolitischen Leistungen in Osterreich.

1" Eine umfassende Darstellung der familienpolitischen Ausgaben der éffentlichen Hand sowie deren Verteilung auf die privaten

Haushalte im Jahr 2010 findet sich in Rocha-Akis et al. (2016).
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leichte Riickgang im Anteil der Familienleistungen im
oberen Einkommensdrittel und der entsprechende
Anstieg im mittleren und unteren Einkommensdrittel
lassen sich dementsprechend in erster Linie durch den
verringerten Anteil an Kindern im oberen Terzil erkla-
ren (s. Ubersicht Aim Anhang).

Markante Veranderungen in der Verteilung der mone-
taren Sozialleistungen zwischen 2010 und 2015 sind
im Bereich der Leistungen im Zusammenhang mit
Arbeitslosigkeit, die 2015 knapp 6% der monetaren
Sozialleistungen ausmachten (Abbildung 4), zu ver-
zeichnen. Die Leistungen umfassen im Wesentlichen
das Arbeitslosengeld, die Notstandshilfe und die Bei-
hilfen zur Deckung des Lebensunterhalts wahrend der
Teilnahme an einer Weiterbildung. Waren die Arbeits-
losenleistungen bereits 2010 in einem hohen Ausmaf’
im unteren Drittel der Gesamteinkommensverteilung
konzentriert (60,4%), so stieg dieser Anteil zwischen
2010 und 2015 um rund 3 Prozentpunkte (63,3%) bzw.
im untersten Einkommensdezil um 6 Prozentpunkte
von 22,6% auf 28,7% (Ubersicht 2). Dies ist auf den hé-
heren Anteil an Notstandshilfebeziehenden im unte-
ren Terzil zuriickzufiihren (s. Ubersicht A im Anhang).
Diese Dynamik dirfte in erster Linie mit der Verfesti-
gung der Arbeitslosigkeit in Zusammenhang stehen,
denn die Lohnersatzleistungen, die fiir die Haushalte
im unteren Einkommensbereich eine wichtige Einkom-
mensquelle darstellen'™, fallen mit zunehmender Dau-
er der Arbeitslosigkeit geringer aus und reduzieren das
Haushaltseinkommen, sodass die betroffenen Haus-
halte ihre Position in der Einkommenshierarchie nicht
halten kdnnen. In Bezug auf das Volumen der erfassten
Arbeitslosenleistungen ist zwischen 2010 und 2015 in
Relation zu den gesamten monetdren Leistungen ein
unterdurchschnittlicher Anstieg von 11% festzustel-
len. Die Arbeitslosenquote erhohte sich in dieser Zeit-

% \/gl. Rocha-Akis et al., 2016.

periode von 6,9% auf 9,1%, wahrend sich der Anteil der
Langzeitarbeitslosen an den gesamten Arbeitslosen
von 2,7% auf 9,8% mehr als verdreifachte (laut AMS).

Eine noch starkere Verschiebung in den Anteilen der
bezogenen Sozialleistungen zwischen 2010 und 2015
istin der Kategorie ,,Sonstige Sozialleistungen® auf der
Ebene der Terzile zu erkennen. Diese Leistungskatego-
rie setzt sich aus den monetaren Krankenleistungen
(Krankengeld, Unfallrente), der Bedarfsorientierten
Mindestsicherung bzw. Geldleistungen der Sozialhil-
fe, den monetaren ausbildungsbezogenen Leistun-
gen (Stipendien) und Wohnbeihilfen zusammen und
machte in Summe lediglich rund 3,7% (2010: 3,3%) der
gesamten monetdren Leistungen aus (Abbildung 4).
Der Anteil dieser Leistungen, der auf die Haushalte im
unteren Einkommensdrittel entfiel, erhdhte sich zwi-
schen 2010 und 2015 von 60,6% auf 65,2% um knapp
5 Prozentpunkte und ging im oberen Einkommensdrit-
tel entsprechend zuriick (2010: 17,9%; 2015: 13,7%);
Ubersicht 2). Obwohl unter der Rubrik ,,Sonstige Leis-
tungen® die Leistungen gegen soziale Ausgrenzung die
starkste Dynamik aufwiesen (das erfasste Volumen
stieg zwischen 2010 und 2015 von 0,34 Mrd. EUR auf
0,85 Mrd. EUR), gehen die Anteilsverschiebungen aus-
schlieRlich auf die ausbildungsbezogenen Leistungen
und die Wohnbeihilfe zurlick, die sich 2015 starker im
unteren Terzil konzentrierten als 2010.

Sowohl 2010 als auch 2015 kommen rund 30% aller
monetaren Sozialleistungen den Haushalten im unte-
ren Terzil zugute, rund 38% entfallen auf die Haushalte
im mittleren Terzil und knapp 32% auf jene im oberen
Terzil (Ubersicht 2). Im Vergleich dazu zeigt sich in den
Ergebnissen der jlingsten WIFO-Umverteilungsstudie
far das Jahr 2010, die auch die 6ffentlichen Sachleis-

tungen berticksichtigt, dass ein deutlich groRerer An-
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teil der offentlichen Sozialleistungen auf das untere  Transfers betragen fiir die Haushalte im unteren, mitt-
Terzil entfallt. Die Anteile der monetaren und realen leren und oberen Terzil jeweils 42%, 32% und 26%.

Ubersicht 2: Verteilung von monetiren Sozialleistungen

Monetare Sozialleistungen

Haushalts- - . Insgesamt
. Familien-  Arbeitslosen- .
bruttogesamt- Pensionen . . Sonstige ohne Insgesamt
. leistungen leistungen .
einkommen Pensionen

2010 2015 2010 2015 2010 2015 2010 2015 2010 2015 2010 2015

Dezil Anteile in % (aquivalenzgewichtet)
1. 3,3 3,1 8,5 9,0 226 28,7 28,6 283 16,6 19,6 5,7 5,8
2. 8,4 8,1 8,5 89 214 17,7 17,1 199 14,1 14,1 9,4 91
3. 11,1 11,1 9,9 99 120 139 125 128 11,0 11,8 11,1 11,2
4, 122 126 10,4 111 9,3 7,2 8,2 8,7 9,6 93 11,7 12,0
5. 11,7 12,8 12,8 13,2 91 91 7,2 6,3 10,6 10,3 115 124
6. 12,1 11,0 119 115 7,0 8,2 5,8 6,5 9,3 9,3 11,6 10,7
T. 11,2 10,7 11,3 11,2 6,1 5,4 5,4 45 8,6 7,9 10,7 10,2
8. 10,2 10,6 9,7 10,1 6,2 3,5 6,4 51 8,0 6,9 9,8 10,0
9. 9,8 9,8 9,8 9,4 3,8 3,3 45 4,7 6,9 6,4 9,3 9,3
10. 10,0 10,4 7,3 5,6 2,3 3,1 4,3 3,2 5,2 4,3 9,2 9,4

Terzil
1. 26,6 26,2 304 31,8 604 633 60,6 652 454 494 299 299
2. 398 398 387 395 253 246 215 21,1 31,3 30,6 383 383
3. 336 340 309 286 143 12,1 179 13,7 233 20,0 31,8 31,8

Insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0

in Mrd. EUR (nicht dquivalenzgewichtet)
Insgesamt 421 513 74 714 33 3,7 18 2,4 125 13,4 547 64,7
VerteilungsmaRe (dquivalenzgewichtet)
Gini 0,36 0,37 0,33 0,33 0,52 0,50 0,63 0,65 0,43 0,44 0,51 0,52

Q: EU-SILC, HFCS, WIFO-Berechnungen.

Aquivalenzgewichtung nach der EU-Skala (s. Anhang).
Dezile und Terzile des Bruttodquivalenzgesamteinkommens der privaten Haushalte (Summe aus Markteinkommen und staatlichen
und privaten Transfers).
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15.4 Sozialabgaben und
Einkommensteuer

In Osterreich wird der Faktor Arbeit - iber Einkom-

mensteuern, Lohnsummen- und Sozialversiche-
rungsabgaben - im internationalen Vergleich Uber-
durchschnittlich hoch belastet. Insbesondere auf die
lohnabhdngigen Sozialversicherungsbeitrage legt
Osterreich ein sehr hohes Gewicht: Die Beitrdge zur

gesetzlichen Sozialversicherung und die Lohnsum-

menabgaben machten hier im Jahr 2014 rund 41%
des Abgabenaufkommens aus; im Schnitt der EU 15
und der OECD lag der entsprechende Anteil bei rund
29% bzw. 27%. Vermogensbezogene Steuern spielen
hingegen in Osterreich eine weitaus geringere Rolle
als im EU- und OECD-Schnitt: Wahrend im Jahr 2014
in Osterreich nur 1,4% des Abgabenaufkommens aus
vermogensbezogenen Steuern stammten, betrug der
Anteil im Durchschnitt der EU 15 bzw. der OECD 6%
bzw. 5,5% (2013) (Abbildung 5).

Abbildung 5: Steuern und Sozialabgaben im internationalen Vergleich 2014
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Q: OECD, Revenue Statistics. WIFO-Berechnungen.

Die Differenz auf Hundert beruht auf zwei Positionen, die geringe Anteile haben (Other Taxes and Costum duties collected for the EU).

" Ungewichteter Durchschnitt.
? 2013er-Werte.
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Aufgrund ihrer Abgabenstruktur™ wirken die Sozial-
abgaben bezogen auf das Einkommen, auf das sie an-
fallen, regressiv. So wurden 2010 die Arbeitnehmer/innen-
entgelte der Haushalte im oberen Einkommensdrittel
mit einem effektiven Sozialabgabensatz von rund
31% weniger stark belastet als die Haushalte im un-
teren und mittleren Einkommensdrittel bei einem
entsprechenden Abgabensatz von rund 35% (Guger
- Rocha-Akis, 2016). Die Einkommensteuer weist hin-
gegen eine progressive Struktur auf, tragt aber erheb-
lich weniger zum Abgabenaufkommen bei. Bezogen
auf die Arbeitnehmer/innenentgelte lag der effekti-
ve Lohnsteuersatz fir die Haushalte im unteren Ein-
kommensdrittel bei 3%, im mittleren bei 7% und im
oberen bei 14%. Wahrend der effektive Abgabensatz
aufUnselbstandigeneinkommen 2010 im Durchschnitt
aller Haushalte gut 43% (effektive durchschnittliche
Lohnsteuerleistung 11%, effektiver Sozialabgaben-
satz 32%) betrug, lag der durchschnittliche effektive
Steuersatz auf Einkilinfte aus Zinsen und Dividenden
bei 25% und jener auf die Ertrage aus Vermietung und
Verpachtung bei 21% (ebenda).

Aus Ubersicht 3 geht hervor, dass die Haushalte im
unteren und mittleren Einkommensdrittel 2015 einen
héheren anteilsmaRigen Beitrag zum Gesamtauf-
kommen der Einkommensteuer leisteten als 2010%°,
Dies, obwohl sich die Verteilung der Arbeitnehmer/in-

nenentgelte zwischen 2010 und 2015 nur unwesentlich
verandert hat und im Jahr 2013 die Solidarabgabe'®!
eingefiihrt wurde. Konkret stieg der Anteil am Einkom-
mensteueraufkommen im unteren Terzil, in dem viele
Haushalte Uber kein oder ein nur geringes Erwerbs-
oder Pensionseinkommen verfiigen, von 2,4% auf 3,5%
und im mittleren Terzil von 20,0% auf 21,8%. Dement-
sprechend fiel der Anteil im oberen Terzil um knapp
3 Prozentpunkte und betrug 2015 74,7%. Auch die An-
teile am Sozialbeitragsaufkommen sind im unteren und
mittleren Terzil trotz der auRertourlichen Erhéhung der
Hochstbeitragsgrundlage zur Sozialversicherung® ten-
denziell gestiegen. Erklaren lasst sich dies zum einen
dadurch, dass sich der Anteil der Personen mit einem
zu versteuernden jahrlichen Einkommen Uber dem
Grundfreibetrag von 11.000 EUR im unteren Einkom-
mensdrittel von 16,5% auf 19% erhéht hat (s. Uber-
sicht A im Anhang)'®3. Auch innerhalb dieser Haushal-
te ist der Anteil der Personen, die Einkommensteuer
zahlen, gestiegen. Ein weiterer Grund fiir den héheren
Aufkommensbeitrag der Haushalte im unteren und
mittleren Terzil konnte die kalte Progression sein, die
an den Ubergangsstellen des Einkommensteuertarifs
besonders hoch ist und vorwiegend Personen mit mitt-
lerem Einkommen betrifft (Steiner - Wakolbinger, 2015).
Die Progressionsmalfie von Kakwani (1977) und Suits
(1977), deren Werte sich zwischen 2010 und 2015 redu-
zierten, bestatigen, dass die Progressivitat (Haushalte

1 Beim Uberschreiten der Geringfugigkeitsgrenze (2010: monatlich 366,33 EUR; 2015: monatlich 405,98 EUR) unterliegt der gesam-
te Monatslohn einem weitgehend proportionalen Abgabensatz. Fiir Einkommensteile tiber der Hochstbeitragsgrundlage (2010:
monatlich 4.110,00 EUR; 2015: monatlich 4.650,00 EUR) fallen keine Beitrdge an.

80 Informationen zur Simulation der Abgaben mit dem WIFO-Mikrosimulationsmodell befinden sich im Anhang.

1 Bjs 2013 wurden Sonderzahlungen (wie der Urlaubszuschuss, die Weihnachtsremuneration und Jubildumsgelder) mit 6 % be-
glinstigt besteuert. Seitdem wird die beglinstigte Besteuerung durch das Stabilitétsgesetz 2012 fiir Besserverdiener einge-
schrdnkt und es gilt ein eigener progressiver Steuertarif fiir die sonstigen Beztige. Korrespondierend dazu wird der Gewinnfreibe-
trag fur die Selbsténdigen an die Anderung der Besteuerung sonstiger Beziige angepasst (Schratzenstaller, 2015B).

82 Im Jahr 2013 wurde die Hochstbeitragsgrundlage in der Sozialversicherung um 90,00 EUR monatlich aulsertourlich (d.h. tber die

Ubliche jahrliche Aufwertung hinaus) erhoht (ASVG 108 Abs. 3).

183 Die Verteilung der Personen mit einem sozialversicherungspflichtigen Einkommen (ber der Geringflgigkeitsgrenze hat sich hin-

gegen zwischen 2010 und 2015 nicht verdndert.
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Ubersicht 3: Verteilung und Progressionswirkung von Sozialbeitragen und Einkommensteuer

Haushaltsbrutto- T . Sozialbeitrage und Ein-
gesamteinkommen SSRa S es A kommensteuer insgesamt
2010 2015 2010 2015 2010 2015
Dezil Anteile in % (aquivalenzgewichtet)
1. 0,6 0,6 -0,2 -0,1 0,3 0,3
2. 1,7 1,7 0,1 0,3 1,1 1,2
3. 3,0 3,2 1,6 2,1 2,5 2,8
4. 45 4.6 3,1 4,0 4,0 4,3
5. 6,6 6,7 5,0 5,8 6,0 6,3
6. 8,8 91 71 7,2 8,1 8,3
1. 12,2 12,0 9,0 9,2 11,0 10,9
8. 15,9 15,6 12,5 12,7 14,7 14,4
9. 20,1 20,1 18,8 17,5 19,6 19,1
10. 26,6 26,3 43,0 41,2 32,7 32,4
Terzil
1. 6,7 7,0 2,4 3,5 51 55
2. 26,3 26,5 20,0 21,8 23,9 246
3. 67,1 66,5 77,6 74,7 71,0 69,9
Insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0
in Mrd. EUR (nicht dquivalenzgewichtet)
Insgesamt 43,7 51,8 24,6 33,8 68,3 85,6
VerteilungsmaRe (dquivalenzgewichtet)
Gini 0,52 0,52 0,54 0,52 0,51 0,50
Progressionsmalie (dquivalenzgewichtet)
Kakwani 0,095 0,094 0,214 0,193 0,131 0,123
Suits 0,080 0,079 0,246 0,222 0,135 0,127

Q: EU-SILC, HFCS, WIFO-Berechnungen.

Aquivalenzgewichtung nach der EU-Skala (s. Anhang).

Sozialbeitrige setzen sich aus Arbeitnehmer/innen- und Arbeitgeber/innenanteil zusammen.

Dezile und Terzile des Bruttodquivalenzgesamteinkommens der privaten Haushalte (Summe aus Markteinkommen und staatlichen
und privaten Transfers).
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mit zunehmenden Einkommen flihren einen hoheren
prozentualen Anteil ihres Einkommens als Abgabe ab)
von Einkommensteuer und Sozialabgaben im betrach-
teten Zeitraum nachgelassen hat'®*. Dies ist ausschlief3-
lich auf die schwachere Progressionswirkung der
Einkommensteuer zuriickzufiihren; jene der Sozialab-
gaben blieb nahezu unverandert (Ubersicht 3).

An dieser Stelle sei noch einmal explizit darauf hinge-
wiesen, dass die Konsumsteuern, die zu den aufkom-
mensstarksten Steuern zahlen, und sich durch ihre
regressive Abgabenstruktur auszeichnen, aufgrund
der fehlenden Verfiigbarkeit rezenter Konsumerhe-
bungsdaten aus der Betrachtung ausgeklammert
werden mussten. Wie Rocha-Akis - Steiner - Zulehner
(2016) zeigen, fiel 2010 die Belastung durch indirekte
Steuern fiir die Haushalte im 1. Dezil mit rund 21% des
Bruttogesamteinkommens am hdchsten aus und sank
zwischen dem 2. und 10. Dezil kontinuierlich auf rund
5% des Bruttogesamteinkommens.

15.5 Monetare Einkommens-
umverteilung

Wie in Kapitel 2 bereits erwahnt, ist die Konzentrati-
on des Bruttomarkteinkommens betrachtlich. Auf die
10% der einkommensschwachsten Haushalte entfiel
im Jahr 2015 1% wahrend auf die 10% der einkom-
mensstarksten Haushalte 32% des gesamten Brutto-
markteinkommens entfielen. Die Einkommensanteile
im unteren, mittleren und oberen Einkommensdrittel
betrugen jeweils rund 8%, 25% und 68%. Der Gini-
Koeffizient der Markteinkommen lag bei 0,53.

Werden die Bruttopensionen zu den Bruttomarktein-
kommen addiert, steigen die Einkommensanteile im
unteren und mittleren Einkommensdrittel um 4,5 bzw.
3,7 Prozentpunkte; der Gini-Koeffizient fallt deutlich um
0,16 Punkte auf das gleiche Niveau wie 2010 (0,37). Bis
zum 7. Dezil steigen die Einkommensanteile der Haus-
halte durch die Hinzurechnung der Pensionen relativ zu
jenen des Bruttomarkteinkommens (Ubersicht 4).

Durch die zusatzliche Beriicksichtigung der Ubrigen
monetaren Sozialleistungen steigen die Einkommens-
anteile im unteren Einkommensdrittel 2015 noch einmal
um 2,5 Prozentpunkte auf 14,6%. Grund dafr sind vor-
wiegend die Umverteilungswirkungen durch die Arbeits-
losenversicherungsleistungen, von denen insbesondere
die Haushalte in den unteren drei Dezilen betroffen sind.
Von den quantitativ wesentlich gewichtigeren moneta-
ren Universalleistungen im Rahmen der Familienpolitik
profitieren hingegen alle Haushalte mit Kindern in ahn-
lichem Ausmal, sodass ausschlielich die Haushalte im
oberen Einkommensdrittel, die in der aquivalisierten
Darstellung 2015 einen geringeren Anteil an Kindern auf-
weisen als 2010, Einkommensanteile verlieren (-2,4 Pro-
zentpunkte). Die bedarfsgepriiften Leistungen wirken
zwar stark von oben nach unten umverteilend, haben
aber aufgrund ihres geringen Volumens nur einen ge-
ringen Effekt auf die Ungleichheitsreduktion. In Summe
fallt der Gini-Koeffizientvom Ubergang des Bruttomarkt-
einkommens einschliefllich Pensionen (Primareinkom-
men) zum Primareinkommen einschlieBlich aller mone-
taren Sozialleistungen (Bruttogesamteinkommen) nur
um 0,02 Punkte auf 0,35 (Ubersicht 4).

81 Der Kakwani-Index ist definiert als Differenz zwischen dem Konzentrationskoeffizienten der Abgabe bezogen auf das Bruttoein-
kommen und dem Gini-Koeffizienten des Bruttoeinkommens. Fiir ein progressives Abgabensystem ist der Kakwani-Index grélSer
als 0, fir ein regressives System kleiner als 0. Ein Wert von 0 impliziert ein proportionales Abgabensystem. Der Suits-Index misst
unmittelbar die Konzentration der Abgabenlast bezogen auf die Konzentration der Bruttoeinkommen. Dadurch ist sein Wertebe-
reich normiert auf +1 bei vollstdndiger Abgabenprogression und 1 bei vollstindiger Regression.
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Ubersicht 4: Monetére Einkommensumverteilung

Bruttogesamt- Verfiigbare Ein-
Bruttomarkt- einkommen kommen (Brutto-
Haushaltsbrutto- Bruttomarkt- . (Bruttomarkt- gesamteinkommen
. . einkommen und . A
gesamteinkommen einkommen Pensionen einkommen abziiglich Einkom-

einschl. monetare mensteuer, KESt
Sozialleistungen) und Sozialbeitrage)

2010 2015 2010 2015 2010 2015 2010 2015

Dezil Anteile in % (aquivalenzgewichtet)
1. 1,0 1,0 1,5 1,5 2,5 2,6 3,3 3,5
2, 2,0 2,1 3,6 3,5 4.3 4.3 55 5,6
3. 3,2 31 5,1 51 5,6 5,6 6,7 6,9
4. 4,5 4,6 6,3 6,5 6,6 6,7 1,7 7,8
5. 6,3 6,1 7,6 1,7 7,8 7,9 8,6 8,7
6. 8,2 8,5 91 91 91 9,0 9,6 9,6
1. 10,7 10,8 10,8 10,8 10,4 10,4 10,7 10,7
8. 13,9 13,6 13,0 12,8 12,4 12,1 12,1 11,9
9. 18,3 18,0 16,2 16,0 15,3 15,1 14,1 13,9
10. 31,9 32,3 26,7 27,0 26,1 26,3 21,7 21,6

Terzil
1. 7,6 7,6 12,1 12,1 14,5 14,6 16,4 18,4
2. 24,4 24,6 28,1 28,3 28,2 28,2 31,1 30,6
3. 67,9 67,8 59,8 59,6 57,4 57,2 52,5 51,0

Insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0

in Mrd. EUR (nicht aquivalenzgewichtet)
Insgesamt 167,6 195,1 209,7 246,4 223,9 261,5 147,9 168,1

VerteilungsmaRe (dquivalenzgewichtet)

Gini 0,52 0,53 0,37 0,37 0,35 0,35 0,28 0,27
Perzentilrelationen
P90/P10 31,128 33,727 6,128 6,206 5,090 5,160 3,486 3,301
P90/P50 2,878 2,856 2,193 2,184 2,118 2,122 1,769 1,732
P10/P50 0,092 0,085 0,358 0,352 0,416 0,411 0,508 0,525

Q: EU-SILC, HFCS, WIFO-Berechnungen.

Aquivalenzgewichtung nach der EU-Skala (s. Anhang).

Sozialbeitrige setzen sich aus Arbeitnehmer/innen- und Arbeitgeber/innenanteil zusammen.

Dezile und Terzile des Bruttodquivalenzgesamteinkommens der privaten Haushalte (Summe aus Markteinkommen (Erwerbs- und
Vermdgenseinkommen) und staatlichen und privaten Transfers).
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SchlieRlich stellen die letzten beiden Spalten in Uber-
sicht 4 den Umverteilungseffekt durch Sozialbeitrage
und Einkommensteuer dar. Obwohl es zwischen 2010
und 2015 keine nennenswerten Reformen im Bereich
der Einkommensteuer und der Sozialabgaben gegeben
hat und die Verteilung der Arbeitnehmer/innenentgelte
relativ stabil geblieben ist, stieg der Anteil des Einkom-
mens nach Sozialabgaben und Einkommensteuer im
unteren Terzil zwischen 2010 und 2015 von 16,4% auf
18,4%. Das mittlere und obere Terzil verloren entspre-
chend Anteile. Der Gini-Koeffizient sank beim Ubergang
vom Bruttogesamteinkommen zum verfligbaren Ein-
kommen 2015 um 0,08 Punkte auf 0,27. Gleichzeitig deu-
ten Progressionsmalf3e flir 2015 auf eine weniger progres-
sive Wirkung der Einkommensteuer als 2010 hin (Kapitel
4). Interessanterweise geht diese Entwicklung mit einem
hoheren Beitrag zum Abgabenaufkommen bzw. einem
héheren Anteil an Personen mit einem zu versteuernden
Einkommen Uber dem Grundfreibetrag im unteren und
mittleren Einkommensdrittel einher (s. Kapitel 4). Der
Anteil am Abgabenaufkommen der Haushalte im oberen
Einkommensdrittel ist hingegen gefallen.

Abbildung 6 fasst den Umverteilungseffekt nach Ter-
zilen des Gesamteinkommens bildhaft zusammen. Die
Haushalte im unteren Einkommensdrittel erhielten
2015 8% des Markteinkommens und 18% des verfiig-
baren Einkommens; auf das mittlere Einkommensdrit-
tel entfielen 25% des Markteinkommens und 31% des
verfigbaren Einkommens; die Haushalte im oberen
Einkommensdrittel verfligten liber 68% der Marktein-
kommen und 51% des verfligbaren Einkommens. Im
Vergleich zu den Ergebnissen der jiingsten WIFO-Um-
verteilungsstudie fiir das Jahr 2010, die auch die Um-
verteilung durch offentliche Sachleistungen berick-
sichtigt, sind die offentlichen Transfers, wenn nur die
monetaren Sozialleistungen in Betracht gezogen wer-
den, deutlich gleichmaRiger auf die Terzile verteilt. Auf
die Haushalte im mittleren Terzil entfiel mit 38% der
groRte Anteil der monetaren Sozialleistungen, gefolgt
von den Haushalten im oberen Terzil (32%) und im un-
teren Terzil (30%). Der Anteil der Sozialabgaben und
Einkommensteuer ist hingegen in den einzelnen Terzi-
len weitgehend proportional zum Anteil der Marktein-
kommen (1. Terzil: 6%; 2. Terzil: 25%; 3. Terzil: 70%).
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Abbildung 6: Gesamteffekt der monetaren Umverteilung nach Terzilen 2015
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Q: EU-SILC, HFCS, WIFO-Berechnungen.

Berechnungen basieren auf nach der EU-Skala dquivalenzgewichteten Werten.
Terzile des Bruttodquivalenzgesamteinkommens der privaten Haushalte (Summe aus Markteinkommen (Erwerbs- und Vermdgen-
seinkommen) und staatlichen und privaten Transfers.

Ubersicht 5 stellt abschlieRend die Entwicklung der  zeichnet, dass deren Ungleichheit nicht gestiegen ist.
Ungleichheit Osterreichs im internationalen Vergleich  Im Gegenteil gehort Osterreich gemeinsam mit GroR-
dar. Ersichtlich ist, dass sich Osterreich hinsichtlich  britannien, Belgien und Finnland zu jenen Landern,
der Entwicklung der Verteilung der verfligbaren Haus-  in denen der Gini-Koeffizient zwischen 2010 und 2015
haltseinkommen (gemessen anhand des Gini-Koeffizi-  gefallen ist.

enten) in den Krisenjahren 2010 bis 2015 dadurch aus-
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Ubersicht 5: Vergleich der Gini-Koeffizienten des verfiigbaren Aquivalenzeinkommens der EU-15

Veranderun
2010 2011 2012 2013 2014 2015 :02 oflzeors‘g
in % in PP

EU-15 30,6 30,9 30,4 30,5 30,9 n.v. +0,3
EU-28 30,5 30,8 30,4 30,5 30,9 n.v. +0,4
Belgien 26,6 26,3 26,5 25,9 25,9 26,2 -0,4
Danemark 26,9 26,6 26,5 26,8 27,7 27,4 +0,5
Deutschland 29,3 29,0 28,3 29,7 30,7 n.v. +1,4
Finnland 25,4 25,8 25,9 25,4 25,6 25,2 -0,2
Frankreich 29,8 30,8 30,5 30,1 29,2 n.v. -0,6
Griechenland 32,9 33,5 34,3 34,4 34,5 34,2 +1,3
GroRbritannien 32,9 33,0 31,3 30,2 31,6 32,4 -0,5
Italien 31,7 32,5 32,4 32,8 32,4 n.v. +0,7
Irland 30,7 29,8 29,9 30,0 30,8 n.v. +0,1
Luxemburg 27,9 27,2 28,0 30,4 28,7 n.v. +0,8
Niederlande 25,5 25,8 25,4 25,1 26,2 26,4 +0,9
Osterreich 28,3 27,4 27,6 27,0 27,6 27,2 -1,1
Portugal 33,7 34,2 34,5 34,2 34,5 34,0 +0,3
Schweden 24,1 24,4 24,8 249 25,4 n.v. +1,3
Spanien 33,5 34,0 34,2 33,7 34,7 34,6 +1,1

Q: Eurostat.

PP steht fir Prozentpunkte.

n.v. steht fir nicht vorhanden.

" bzw. letztverfiigbares Jahr

15.6 Steuerreform 2015/16 Die in der Simulation beriicksichtigten Anderungen in

den steuer- und sozialversicherungsrechtlichen Rege-
Am 7. Juli 2015 wurde das Steuerreformgesetz 2015/16  lungen werden in Ubersicht 6 dargestellt, in dem die
mit dem Ziel beschlossen, Lohn- und Einkommensteu-  Regelungen vor (Basisszenario) und nach (Reform-
erpflichtige splrbar zu entlasten®®. Das WIFO hat auf  szenario) Einfihrung der Steuerreform gegeniiberge-
Basis seines Mikrosimulationsmodells eine Ex-ante stellt werden.
Evaluierung der Verteilungs- und Aufkommenswirkun-
gen dieser Reform vorgenommen (Rocha-Akis, 2015).

85 Eine Auflistung der beschlossenen Malsnahmen und deren Volumen findet sich in Schratzenstaller (20158).
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Ubersicht 6: In der Simulation beriicksichtigte Verdnderungen der steuerrechtlichen Regelungen durch die

Steuerreform 2015/16
2016
Basisszenario Reformszenario
Zu versteuernde Zu versteuernde
Einkommensteile Nomineller Einkommensteile Nomineller
(Jahreseinkommen)  Steuersatzin%  (Jahreseinkommen) Steuersatzin %
in EUR in EUR
Einkommens- 0 bis 11.000 0,0 0 bis 11.000 0,0
steuertarif’ 11.001 bis 25.000 36,5 11.001 bis 18.000 25,0
25.001 bis 60.000 43,214 18.001 bis 31.000 35,0
Ab 60.001 50,0 31.001 bis 60.000 42.0
60.001 bis 90.000 48.0
90.001 bis 1,000.000 50,0
Ab 1,000.001 55,0

Negativsteuer: Riickerstattung eines Teiles der Arbeitnehmer/innenbeitrage zur gesetzlichen
Sozialversicherung®

Unselbstandig

o b o I
Beschiftigte 10%, hochstens 110 EUR p. a. 50%, hochstens 400 EUR p. a.

Pensionistinnen

. o b
und Pensionisten Kein Anspruch 50%, hochstens 110 EUR p. a.

in EUR

Summe aus Arbeit-
nehmer- und Ver- 345 400
kehrsabsetzbetrag

Kinderfreibetrag

Von einem
Elternteil 220 440
beansprucht

Von beiden
Elternteilen 132 300°
beansprucht

Hochstbeitrags-
gundlage zur 4.740 4.840
Sozialversicherung

Q: Rocha-Akis (2015).

" Eine genaue Aufschliisselung des Einkommensteuertarifs einschliefSlich Solidarbeitrag ist Schratzenstaller (20158) zu entnehmen.

2 Der Pendlerzuschlag wird nicht simuliert.

* Annahme zum Zeitpunkt der Erstellung der Simulation: 263 EUR. Die Anderung des Einkommensteuergesetzes $ 106a, Erhéhung
des Kinderfreibetrages auf 300 EUR jéhrlich pro Elternteil, trat mit 15.08.2015 in Kraft.
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Die Ergebnisse dieser Analyse werden hier zusammen-
gefasst:

Unter der Annahme einer vollstéandigen Inanspruch-
nahme der Negativsteuer ist nach den Simulations-
ergebnissen durch die Anpassung des Lohn- und Ein-
kommensteuertarifs, die Anhebung und Ausweitung
der Negativsteuer, die Anhebung des Kinderfreibetra-
ges, die Integration des Arbeitnehmer/innenabsetz-
betrages in den Verkehrsabsetzbetrag (und dessen
Erhéhung) sowie die Anhebung der Hochstbeitrags-
grundlage in der Sozialversicherung in Summe mit
einem Einnahmenausfall von 4,94 Mrd. EUR zu rech-
nen. Zu mehr als der Halfte des Einnahmenausfalles
(rund 56%) werden dadurch die Haushalte im oberen
Drittel der aquivalenten Nettohaushaltseinkommen
entlastet. 32% entfallen auf das mittlere Drittel und

12% auf das untere.

Die Nettoeinkommen steigen absolut und relativ zum
Nettoeinkommen im Basisszenario sowohl mit der
Hohe des Nettoindividualeinkommens als auch mit
der Hohe des verfligbaren dquivalenten Haushaltsein-
kommens. Die relativ hochsten Nettoeinkommens-
zuwachse verzeichnen Haushalte im siebenten bis
neunten Dezil der Verteilung der Nettohaushaltsein-
kommen. Wahrend in den unteren zwei Dezilen nur
wenige Haushalte begiinstigt sind, da sie Uber ein zu
geringes Einkommen verfligen, profitieren in der obe-
ren Halfte der Verteilung nahezu alle Haushalte von
dieser Reform?®,

In Rocha-Akis - Steiner - Zulehner (2016) wird unter-
sucht, inwiefern sich der Progressions- und Umver-
teilungsgrad des 6sterreichischen Steuer- und Sozial-
abgabensystems zwischen 2007 und 2016 geandert

hat. Um die Auswirkungen von Reformen zu isolieren,
wird die Bevolkerungs-, Erwerbs- und Konsumstruk-
tur der privaten Haushalte als konstant angenom-
men (Referenzjahr ist das Jahr 2010). Demnach fiihrt
die Steuerreform 2015/16 zu einem hoheren Progres-
sions- und Umverteilungsgrad der Einkommensteuer.
Allerdings erhoht sich die Belastung durch Sozialbei-
trage in den unteren Dezilen, wahrend sie in den obe-
ren Dezilen sinkt. Zudem bewirkt der starke Anstieg
der Miet- und Lebensmittelpreise fiir die niedrigen
Einkommen eine zunehmende Belastung durch indi-
rekte Steuern. Insgesamt bleibt die Umverteilungs-
wirkung des Abgabensystems nahezu konstant, da
die reforminduzierte starkere Progressionswirkung
der Einkommensteuer durch die Abschwachung der
Umverteilungswirkung durch die weitaus gewichtige-
ren Sozialbeitrage und indirekten Steuern aufgeho-

ben wird.

In welchem AusmalR sich die Umverteilungswirkung
des Abgabensystems mit Einflhrung der Steuerre-
form tatsachlich geandert hat, hangt in einem nicht
unwesentlichen MaR von den Anderungen in der Be-
vOlkerungsstruktur (Alterung, Migration, Fertilitat),
der Erwerbsstruktur (Partizipation, Arbeitszeit) und
Konsumstruktur ab. Insofern lassen sich endgiiltige
Aussagen Uber die Verteilung und Umverteilung der
Einkommen durch den Staat im Jahr 2016 erst in einer
ex-post Evaluierung bzw. auf Basis rezenterer Daten
ausmachen. Die zwischen 2010 und 2015 festgestell-
te schwachere Progressionswirkung der Einkommen-
steuer (Kapitel 4) durfte sich durch die veranderten
(und
durch den modifizierten Einkommensteuertarif) im

steuerrechtlichen Regelungen insbesondere

Zuge der Steuerreform jedenfalls umgekehrt haben.

186 Ahnliche Ergebnisse lieferten die Untersuchungen vom Osterreichischen Parlament, Budgetdienst (2016).
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15.7 Zusammenfassung und
Schlussfolgerungen

Die Verteilung der Bruttomarkteinkommen der priva-
ten Haushalte in Osterreich, die zwischen 2005 und
2010 deutlich ungleicher geworden ist, verharrt seit-
dem auf einem hohen Niveau: Die 10% einkommens-
starksten Haushalte verfugten im Jahr 2015 im Durch-
schnitt Uber einen Markteinkommensanteil, der 32
Mal hoher war als jener, der auf die 10% einkommens-
schwachsten Haushalte entfiel. Wahrend die Sprei-
zung der Arbeitnehmer/innenentgelte und der Vermo-
genseinkommen (einschliellich imputierter Mieten)
zwischen 2010 und 2015 leicht zurlickging, nahm die
Ungleichheit im Bereich der Selbstandigeneinkom-
men deutlich zu. Getragen war diese Entwicklung
durch eine Zunahme der Konzentration an Selbstandi-
gen im unteren Drittel der Verteilung der Haushaltsein-
kommen.

Die monetare Einkommensumverteilung durch Steu-
ern, Sozialabgaben und Transfers fiihrt dazu, dass die
verfugbaren Einkommen der privaten Haushalte deut-
lich gleichmaRiger verteilt sind als die Bruttomarkt-
einkommen. Der Gini-Koeffizient betrug 2015 fiir die
Bruttomarkteinkommen 0,53 und reduzierte sich nach
der monetaren Umverteilung auf 0,27'¢". Uber 60% der
monetaren Ungleichheitsreduktion erfolgte lGber die
Pensionsversicherungsleistungen. Die Umverteilungs-
wirkungen der monetdren Familien-, Arbeitslosen-,
Kranken-, Ausbildungsleistungen sowie der Leistun-
gen gegen soziale Ausgrenzung und die Wohnbeihil-
fe trugen hingegen nur zu etwa 8% der Verringerung
des Gini-Koeffizienten bei. Die bedarfsgepruften Lei-
stungen wie die Bedarfsorientierte Mindestsicherung
[6sen zwar eine starke Umverteilungswirkung von

oben nach unten aus, haben aufgrund ihres geringen
Volumens aber einen untergeordneten Einfluss auf die
Gesamteinkommensverteilung. Zwischen 2010 und
2015 ist im Bereich der Arbeitslosenversicherungs-,
der ausbildungsbezogenen Leistungen und der Wohn-
beihilfe eine etwas starkere Konzentration auf die un-
teren Dezile zu verzeichnen. Auffallend ist der deutlich
hohere Anteil an Notstandshilfebeziehenden in den
Haushalten im unteren Einkommensdrittel, der mit
der Verfestigung der Arbeitslosigkeit in Zusammen-
hang steht.

Das Osterreichische Abgabensystem hangt im interna-
tionalen Vergleich in einem sehr hohen Ausmafd von an
den Faktor Arbeit gekoppelten Sozialabgaben ab. Ein-
kommensteuern und vermdégensbezogene Steuern,
die deutlich zur Progressivitat des Abgabensystems
beitragen, spielen hingegen eine weitaus geringere
Rolle. Zwischen 2010 und 2015 hat sich die Progressi-
onswirkung der Einkommensteuer verringert. Gleich-
zeitig hat sich der Beitrag zum Sozialbeitrags- und Ein-
kommensteueraufkommen der Haushalte im unteren
und mittleren Einkommensdrittel erh6ht. Etwa 30%
der Ungleichheitsreduktion ist auf die Umverteilung
uber das Einkommensteuer- und Sozialabgabensys-
tem zurickzufihren. Allerdings konnten die stark re-
gressiven indirekten Steuern, die einen hohen Anteil
am Abgabenaufkommen ausmachen, in diesem Bei-
trag nicht berlcksichtigt werden, da keine rezenten
Konsumerhebungsdaten verfligbar sind. Die Umver-
teilungswirkung durch das Abgabensystem wird in
dieser Hinsicht folglich liberschatzt.

Neuere Untersuchungen zeigen, dass das Einkom-
mensteuersystem durch die Tarifanderungen im Zuge
der jlingsten Steuerreform deutlich progressiver ge-

87 Wirden neben den monetdren Transfers auch die sozial- und wohlfahrtsstaatlichen Sachleistungen (wie die Gesundheits- und
Bildungsleistungen) in die Analyse einbezogen, wiirde das Ausmals der gemessenen Umverteilung héher ausfallen.
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worden ist’®. Die Umverteilungswirkung durch die
gewichtigeren Sozialbeitrage hat sich hingegen in den
letzten Jahren abgeschwacht, wahrend die Belastung
durch indirekte Steuernin den einkommensschwache-
ren Haushalten gestiegen ist. Diese Ergebnisse basie-
ren auf der Annahme einer konstanten Bevoélkerungs-,
Erwerbs- und Konsumstruktur (Basisjahr 2010). Da die
tatsachliche Belastung durch Abgaben maRgeblich
von den Veranderungen in diesen Strukturen abhangt,
ist der Einfluss der Reform auf die tatsachliche Vertei-
lung der Steuerlast eine empirische Frage, die sich nur
auf der Grundlage aktueller Daten beantworten lasst.
Die zwischen 2010 und 2015 festgestellte schwachere
Progressionswirkung der Einkommensteuer (Kapitel 4)
dirfte sich durch die veranderten steuerrechtlichen
Regelungen (und insbesondere durch den modifizier-
ten Einkommensteuertarif) im Zuge der Steuerreform
jedenfalls umgekehrt haben.

Insgesamt zeigen die Auswertungen, dass die Vertei-
lung der Bruttomarkteinkommen der privaten Haus-
halte im Jahr 2015 tendenziell etwas ungleicher, die
verfliigbaren Einkommen hingegen etwas gleichmaRi-
ger verteilt waren als im Jahr 2010. Auch im internatio-
nalen Vergleich sticht Osterreich dadurch hervor, dass
die Verteilung der verfiigbaren Haushaltseinkommen
in den Krisenjahren 2010-2015 nicht ungleicher gewor-
den ist. Im Gegenteil gehort Osterreich gemeinsam
mit Grofbritannien, Belgien und Finnland zu jenen
Landern, in denen der Gini-Koeffizient der verfligba-
ren Haushaltseinkommen zwischen 2010 und 2015
gefallen ist. Der Befund einer relativ stabilen Vertei-
lung der verfligbaren Haushaltseinkommen erlaubt
allerdings keine Aussagen liber die Veranderung der
relativen Wohlstandssituation aus Sicht der privaten

88 Rocha-Akis-Steiner-Zulehner (2016).

Haushalte. Neuere Untersuchungen zeigen, dass sich
die Verbraucherpreise fiir Haushalte mit unterschied-
lichen Merkmalen unterschiedlich entwickeln'®® und
Preissteigerungen in wichtigen Ausgabenkategorien
wie etwa Wohnungsmieten und Nahrungsmittel ein-
kommensschwachere Haushalte uberdurchschnittlich
stark belasten'®. Insofern nimmt die individuelle Kauf-
kraft einen grofRen Stellenwert fiir die wahrgenomme-
ne relative Wohlstandssituation der Haushalte ein und
sollte in weiteren Studien komplementar aufgegriffen
werden.
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Anhang - Methode und Datengrundlage

Der Analyse liegen die Verwaltungsdatensatze des EU-
SILC (European Union Survey on Income and Living
Conditions) der Wellen 2011 und 2014 zugrunde. Diese
enthalten neben Informationen Uber die Zusammen-
setzung der Haushalte sowie soziodemographische
Merkmale auch monatsbezogene Daten des Vorjah-
res zu der Hauptaktivitat (unselbstandige und selb-
standige Erwerbstatigkeit, Pension, Arbeitslosigkeit,
Elternkarenz, etc.) und den Vorjahreseinkommen aus
unterschiedlichen Quellen einschlieflich o6ffentlicher
Geldleistungen der einzelnen Haushaltsmitglieder
bzw. des Haushalts (Statistik Austria, 2014). Die Ab-
gaben werden mitdem WIFO-Mikrosimulationsmodell,
das die wichtigsten Bestandteile des dsterreichischen
Steuer-, Sozialversicherungs- und Transfersystems
umfasst, fir die jeweiligen Jahre berechnet. Neben
den Sozialabgaben fiir unterschiedliche Berufs- und
Altersgruppen wird auf dieser Basis fiir jede Person
im Datensatz die Lohn- und Einkommensteuerschuld
auf der Grundlage der relevanten steuer- und sozial-
rechtlichen Regelungen simuliert'®’. Im vorliegenden
Beitrag wird der Grofteil der monetdren Sozialtrans-
fers aus EU-SILC entnommen?*®, Die Einkiinfte aus Zin-
sen und Dividenden werden durch Matching mit den

letztverfligbaren Daten des HFCS (Household Finance
and Consumption Survey) in den Datensatz integriert.

Das verfligbare Nettoeinkommen der einzelnen Perso-
nen wird somit flir jede Beobachtung in der Stichprobe
unter Berlicksichtigung des individuellen Haushalts-
kontexts (Partnereinkommen, Zahl und Alter der Kin-
der usw.) berechnet'. Im Allgemeinen beziehen sich
die verwendeten Einkommensdaten jeweils auf das
Vorjahr, also auf die Jahre 2010 und 2013. Fiir die Un-
tersuchung des Jahres 2015 werden die Einkommen
und die Sozialleistungen fortgeschrieben®*. Auf dieser
Basis werden die Abgaben fiir das Jahr 2015 mit dem
WIFO-Mikrosimulationsmodell berechnet.

Im Hinblick auf die Abgabenbelastung wird angenom-
men, dass die Einkommensteuer und die Arbeitneh-
mer/innenbeitrage zur Sozialversicherung von den
Unselbstandigen, denen sie zugerechnet werden,
getragen werden. Auch hinsichtlich der Arbeitgeber/
innenbeitrage zur Sozialversicherung wird, wie in
der VGR (blich, eine Uberwilzung auf die Arbeitsein-
kommen unterstellt. Empirische Untersuchungen zur
tatsachlichen 6konomischen Inzidenz von Sozialver-
sicherungsbeitragen liefern keine eindeutigen Ergeb-
nisse'®.

¥ Unter die Sozialbeitrdge fallen die arbeitnehmer/innen- und arbeitgeber/innenseitige Pensions-, Kranken-, Arbeitslosen- und Un-
fallversicherung, der Wohnbauférderungsbeitrag, die Arbeiterkammerumlage, der IESG-Zuschlag (Insolvenz-Entgeltsicherungs-
gesetz), der Dienstgeber- und Dienstgeberinnenbeitrag zum Familienlastenausgleichsfonds, der Zuschlag zum Dienstgeber- und
Dienstgeberinnenbeitrag, die Kommunalsteuer und der Beitrag zur betrieblichen Mitarbeitervorsorgekasse. Fir die Simulation
der Einkommensteuer werden neben dem Einkommensteuertarif und den diversen Steuerabsetz- und -freibetrdgen die Nega-
tivsteuer, die Solidarabgabe, die Werbekostenpauschale, die Sonderausgabenpauschale sowie die steuerliche Absetzbarkeit der
Kinderbetreuungskosten beriicksichtigt. Die Steuer auf Kapitalertrdge (Kapitalertragsteuer) geht ebenfalls in die Simulation ein.

192 [ ediglich die Familienbeihilfe wird simuliert.

193 Geringfligige Abweichungen zwischen den hier dargestellten Auswertungen fiir das Jahr 2010 und jenen in der letzten WIFO-Um-
verteilungsstudie (Rocha-Akis et al., 2016A) gehen auf methodische Unterschiede zurtick (s. Rocha-Akis-Steiner-Zulehner (2016B).

94 Hierzu werden die nach Dezilen verfiigbaren Daten aus dem Einkommensbericht von Statistik Austria, die VGR, die Nichtfinanzi-
ellen Sektorkonten von Statistik Austria, EU-SILC und die WIFO-Konjunkturprognose als Quellen herangezogen.

% In einer Meta-Analyse aus 52 empirischen Untersuchungen kommen Melguizo und Gonzalez-Pdramo (2013) zu dem Schluss, dass
die Arbeitgeber/innen in OECD-Léndern langfristig zwischen 66% und 90% der lohnbezogenen Abgaben in Form geringerer Léh-

ne auf die Arbeitnehmer/innen tiberwdlzen.
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Fur die Einteilung der Haushalte in Einkommensgrup-
pen wird, ahnlich wie in Rocha-Akis et al. (2016) und
Rocha-Akis - Steiner - Zulehner (2016), ein breites
Einkommenskonzept, namlich das des Bruttogesam-
teinkommens, verwendet. Dieses setzt sich fiir jeden
Haushalt aus der Summe der Bruttomarkteinkom-
men (Arbeitnehmer/innenentgelte einschliellich des
Arbeitgeber/innenanteils zur Sozialversicherung,
Einkommen aus selbstandiger Erwerbstatigkeit, Ver-
mogenseinkommen einschliefilich des Mietwerts des
selbstgenutzten Eigentums (imputierte Mieten), den
offentlichen monetaren Transfers sowie den Renten
aus privaten Systemen und den privaten Transfers
zwischen privaten Haushalten zusammen. Zu den o6f-
fentlichen monetaren Transfers zahlen, neben den Al-
terssicherungsleistungen, die Familien-, Arbeitslosen-,
Kranken-, Ausbildungs-, Invaliditats- und Hinterblie-
benenleistungen, sowie die Leistungen gegen soziale
Ausgrenzung und die Wohnungsbeihilfe. Die Transfers
zwischen privaten Haushalten setzen sich aus Unter-
haltszahlungen und sonstigen privaten Transfers zu-
sammen. Um Haushalte unterschiedlicher GroRe und
Zusammensetzung vergleichbar zu machen, werden
diese Haushaltseinkommen mit der international ub-
lichen EU-Skala (oder neuen OECD-Skala) gewich-
tet!®® bzw. aquivalisiert und als bedarfsgewichtetes
Pro-Kopf-Einkommen interpretiert. Im Folgenden
werden die Verteilungen nach Dezilen und Terzilen des
Bruttogesamtaquivalenzeinkommens der privaten

Haushalte ausgewiesen®®.

Die Umverteilungsanalyse unterscheidet sich von den
groflen bisherigen Umverteilungsstudien des WIFO
(Guger, 1987, 1996, Guger et al., 2009, Rocha-Akis et al.,
2016) - abgesehen von dem deutlich geringeren De-

tailgrad - auch dahingehend, dass die indirekten Steu-
ern ausgeblendet werden, da die letzten verflugbaren
Daten der Konsumerhebung aus dem Jahr 2009/10
stammen und daher keine neuere Information Uber
das Konsumverhalten der privaten Haushalte vor-
liegt. Zudem wird die staatliche Umverteilung durch
nicht-monetare Sozialleistungen nicht bertcksichtigt.
Da die Konsumsteuern zu den aufkommensstarksten
Steuern zahlen, und die Haushalte mit geringen Ein-
kommen (berproportional belasten, wird die Umver-
teilungswirkung entsprechend unterschatzt. Anderer-
seits entfallt der Grofteil der sozialen Sachleistungen
auf die Bereiche Gesundheit (z.B. stationare und am-
bulante Gesundheitsversorgung), Bildung (z.B. Besuch
einer Bildungseinrichtung) und Familie (z.B. instituti-
onelle Kinderbetreuung) und kommt allen Haushal-
ten unabhangig von ihren Einkommen zugute, sodass
deren relative Bedeutung fiir Haushalte mit niedrigen
Einkommen deutlich héher ist als fiir Haushalte mit
hohen Einkommen (ebenda).

An dieser Stelle sei darauf hingewiesen, dass bei der
Interpretation von geringen Anteilsverschiebungen
zwischen den Quantilen Vorsicht geboten ist, da es
sich zum einen bei den EU-SILC Daten um freiwilli-
ge Haushaltsbefragungen und zum anderen bei den
Auswertungen fiir 2015 um hochgerechnete Daten auf
Basis des Einkommensjahres 2013 handelt, denen die
Annahme einer zwischen 2013 und 2015 konstanten
Bevolkerungs- und Erwerbsstruktur zugrunde liegt.
Im vorliegenden Beitrag werden insbesondere die Un-
terschiede zwischen 2010 und 2015 hervorgehoben.
Detaillierte Beschreibungen der diversen Verteilungen
fir das Jahr 2010 finden sich in Rocha-Akis et al. (2016)
und Rocha-Akis - Steiner - Zulehner (2016).

1% Demnach erhdlt die erste Person im Haushalt ein Gewicht von eins, weitere Personen im Alter von 14 Jahren oder dariiber 0,5 und

Personen unter 14 Jahren ein Gewicht von 0,3.

57 Die Haushalte werden nach der Héhe ihrer Bruttogesamtdquivalenzeinkommen aufsteigend sortiert und in zehn (Dezile) bzw.

drei (Terzile) gleich groe Gruppen geteilt.
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Ubersicht A: Verteilung der Personen nach Einkommensart

Personen mit Bezug von ...

Einkommen-

Unselbstandigen- Selbstandigen- . Arbeitslosen-
. . steuerpflichtigem .
einkommen einkommen . leistungen
Einkommen
Insgesamt

2010 2013 Diff. 2010 2013 Diff. 2010 2013 Diff. 2010 2013 Diff.

Dezil in % in PP in % in PP in % in PP in % in PP
1. 4.6 3,8 -0,7 3,7 6,8 +3,2 0,4 10 +0,6 158 17,0 +1,1
2. 50 51 +0,2 59 64 +05 3,7 49 +13 156 143 -1,3
3. 60 56 -04 82 85 +03 89 97 +0,8 11,8 11,5 -0,3
4. 7,6 81 +0,5 10,3 95 -0,8 11,1 111 +0,0 11,1 11,0 -0
5. 9,6 95 -0,1 112 95 -16 112 111 -0,1 10,3 11,1 +0,8
6. 11,2 110 -0,2 110 101 -09 11,8 12,0 +0,1 10,1 11,0 +1,0
1. 12,8 139 +1,0 10,7 114 +0,7 12,6 12,0 -0,6 8,7 9,7 +1,0
8. 142 13,7 -0,4 1:04 10,5 +0,0 132 12,7 -0,5 7,9 6,0 -19
9. 145 15,1 +0,6 11,7 11,7 +0,0 134 129 -0,5 5,0 47 -04
10. 146 141 -0,5 17,0 156 -14 13,7 12,7 -1,1 3,6 3,6 +0,0

Insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0

Terzil
1. 18,0 17,2 -0,7 21,2 249 +3,7 165 190 +2,5 47,2 47,6 +0,4
2. 345 353 +0,8 365 339 -26 389 385 -04 342 350 +0,8
3. 475 475 -0,0 423 413 -1,1 445 425 -2,1 186 174 -1,2

Insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0

Q: EU-SILC, WIFO-Berechnungen.

BMS steht fiir Bedarfsorientierte Mindestsicherung.

Diff. in PP steht fur Differenz zwischen 2010 und 2013 in Prozentpunkten.

- ... hiedrige Fallzahl in der Stichprobe.

Dezile und Terzile des Bruttodquivalenzgesamteinkommens der privaten Haushalte (Summe aus Markteinkommen (Erwerbs- und
Vermégenseinkommen) und staatlichen und privaten Transfers.

Einkommensteuerpflichtige Einkommen sind jdhrliche zu versteuernde Einkommen tiber dem Grundfreibetrag von 11.000 EUR.
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Kinder, fiir die Familienbeihilfe

Personen mit Bezug von ... .
bezogen wird

Arbeitslosenleistungen BMS und Pensions- Kinder bis Kinder bis
(Fortsetzung) Sozialhilfe leistungen 18 Jahre 23 Jahre
Davon Arbeits- Davon Not-
losengeld standhilfe

2010 2013 Diff. 2010 2013 Diff. 2010 2013 Diff. 2010 2013 Diff. 2010 2013 Diff. 2010 2013 Diff.

in % in PP in % in PP in % in PP in % in PP in % in PP in % in PP
12,0 12,5 +0,5 30,8 35,1 +4,3 384 363 21 6,0 7,7 +16 94 89 -05 80 7,8 -02
13,8 129 -0,9 243 21,2 -3,1 31,7 268 -49 124 115 -09 98 104 +0,6 8,3 9,3 +1,0
11,6 10,6 -1,0 11,2 153 +4,1 12,5 16,1 +3,6 14,4 148 +0,5 9,9 10,6 +0,8 9,2 9,6 +0,3

12,2 12,3 +0,1 8,3 8,3 -0,0 . . 13,8 13,8 -0,0 11,1 11,8 +0,7 10,9 11,6 +0,7
11,0 11,2 +0,1 89 73 -16 . 5 12,0 13,2 +1,2 13,4 13,1 -0,3 12,6 12,1 -0,5
10,4 129 +24 69 50 -1,9 . . 11,7 10,2 -1,5 12,8 13,0 +0,2 12,5 12,3 -0,2
10,0 11,0 +1,0 . . . . 92 94 +0,2 10,4 10,5 +0,2 11,2 12,0 +0,8
92 66 -2,6 . . . . 7w 179 +0,3 8,7 95 +0,9 10,4 10,4 +0,0
53 5,6 +0,3 : : : 5 70 57 -12 82 71 -1,1 90 92 +0,2
43 44 +0,1 . . . . 58 57 -0,2 64 50 -14 78 57 -21
100,0 100,0 90,3 92,1 82,6 79,2 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0

41,8 412 -0,6 68,9 76,0 +7,1 84,6 82,3 2,3 37,2 382 +1,0 32,6 344 +1,8 28,9 30,8 +1,9
37,1 38,8 +1,7 243 18,8 -55 92 114 +22 397 39,8 +0,0 40,7 40,3 -0,4 40,1 40,1 +0,0
21,1 200 -1,1 68 52 -6 62 63 +01 23,1 221 -1,0 26,7 253 -1,4 31,0 291 -1,9
100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0
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16. VERTEILUNG DER ARBEITSZEIT
Die Erwerbsarbeitszeitlandschaft hat sich in den
letzten Jahren nachhaltig verandert. Um sich ein
umfassendes Bild von der Erwerbsintegration unter-
schiedlicher Gruppen am Arbeitsmarkt zu machen,
reicht der Blick auf die Entwicklung der Beschafti-
gungszahlen bzw. der Beschaftigungsquote nicht mehr
aus - denn diese Kennzahlen basieren auf der Zahlung
von Kopfen oder Beschaftigungsverhaltnissen. So im-
plizieren steigende Beschaftigungszahlen nicht mehr
automatisch, dass gesamtgesellschaftlich mehr be-
zahlte Erwerbsarbeit geleistet wird. Genauso ist es
moglich, dass das Arbeitsvolumen sinkt oder gleich
bleibt und von mehr Personen mit einer geringeren
Erwerbsarbeitszeit geleistet wird.

16.1 Entwicklung des Arbeitsvolumens

Die Zahl der aktiv unselbstandig Beschaftigten'®® ist
in den letzten Jahren - mit Ausnahme des Krisen-
jahres 2009 - stetig gestiegen!*®: Laut Arbeitskrafte-
erhebung (AKE) wuchs sie von 3,192 Mio. im Jahr 2005
auf 3,532 Mio. im Jahr 2015, das entspricht einer Zu-
nahme von 10,7%. Die Beschaftigung der Frauen er-
hohte sich mit 15,1% starker als jene der Manner mit
6,9%; der Frauenanteil unter den aktiv unselbstandig
Beschaftigten kletterte auf 47,5%. Das Arbeitsvolumen
(einschliefSlich Zweittatigkeit) wuchs im Vergleichs-
zeitraum mit insgesamt 1,7% deutlich schwacher als
die Beschaftigung - und zwar von 5.584,3 Mio. Stunden
(2005) auf 5.677,3 Mio. (2015). Damit liegt es nach wie
vor unter dem Vorkrisenniveau von 2008 (5.895,4 Mio.

Stunden). Getragen wird der relativ schwache Anstieg
der gesamtwirtschaftlich geleisteten Arbeitsstunden
ausschliefRlich vom Arbeitsvolumenzuwachs der ak-
tiv unselbstandigen Frauen (+6,8%), wahrend das
Arbeitsvolumen der aktiv unselbstdandig beschaftig-
ten Manner zuriick ging und im Jahr 2015 unter dem
Niveau von 2005 lag (-1,7%).

Das Arbeitsvolumen in der VGR und der AKE

Zahlen zum Arbeitsvolumen liefern die Volkswirt-
schaftliche Gesamtrechnung (VGR) und die Mikro-
zensus-Arbeitskrafteerhebung (AKE), mit vonein-
ander abweichenden Ergebnissen. Hintergrund daftir
sind definitorische und methodische Unterschiede.
Ein wesentlicher Unterschied besteht in der Grundge-
samtheit: Die AKE folgt dem Inlander/innenkonzept,
die VGR dem Inlandskonzept. Damit enthalt die AKE
all jene Beschaftigten, die ihren Wohnsitz in Oster-
reich haben. Dies inkludiert Erwerbstatige, die im
Inland wohnen, aber im Ausland einer Erwerbsar-
beit nachgehen (Auspendler/innen) und schlieRt
Erwerbstatige aus, die im Ausland wohnen aber zu
Erwerbszwecken nach Osterreich kommen (Ein-
pendler/innen). Genau umgekehrt verhalt es sich bei
der VGR, die die Produktion und Erwerbstatigkeit
innerhalb der geografischen Grenzen Osterreichs
erfasst: Die Grundgesamtheit in der VGR enthalt Be-
schaftigte aus dem Ausland, die fiir Erwerbszwecke
nach Osterreich einpendeln und schlieRt umgekehrt
in Osterreich wohnhafte Personen aus, die im Aus-
land einer Beschaftigung nachgehen. Gerade die
Zahl der Einpendler/innen ist in den letzten Jahren
markant gestiegen, wodurch die Erwerbstatigkeit in

1% Definition der Beschdftigung nach Labour Force Konzept. Erwerbstdtig ist, wer in der Referenzwoche mind. eine Stunde gearbei-
tet hat. Karenz- und Kindergeldbeziehende bleiben bei den aktiv unselbstéindig Erwerbstdtigen unberlicksichtigt.

199 Nach Geschlecht betrachtet sank die aktive unselbsténdige Beschdftigung der Mdnner laut AKE nicht nur 2009, sondern auch
2014. Bei den Frauen stieg dagegen die Zahl der aktiv unselbstéindig beschdftigten laut AKE kontinuierlich, auch im Krisenjahr
2009.
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der AKE unterschatzt wird. Bei den unselbstandig
Beschaftigten gilt dies insbesondere ab 2011, dem
Jahr der Arbeitsmarktoffnung flr die EU-Beitritts-
lander des Jahres 2004. Dies diirfte auch der Grund
dafiir sein, dass das Arbeitsvolumen der Unselb-
standigen laut VGR seit 2014 hoher ausfallt als laut
AKE (zwischen 2005 und 2013 lag das Arbeitsvolu-
men der Unselbstandigen laut VGR stets unter je-
nem laut AKE).2°

Ungeachtet der tendenziellen Untererfassung des
in Osterreich erbrachten Arbeitsvolumens und da-
mit der Beschaftigung in der Arbeitskrafteerhebung
basieren die folgenden Arbeitszeitbefunde auf der
Arbeitskrafteerhebung, da diese detailliertere An-
gaben zur Arbeitszeit liefert. Die Auswertungen er-
folgen fiir die aktiv unselbstandig Beschaftigten,
Personen in Elternkarenz bleiben somit unberiick-
sichtigt.

Abbildung 1: Entwicklung des Arbeitsvolumens (AV) der aktiv unselbstandigen Beschaftigung (USB) von

Mannern, Index 2005=100
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Quelle: AKE-Mikrozensus, WIFO-Berechnungen. Bevidlkerung in Privathaushalten ohne Présenz- und Zivildiener, ohne Personen in
Elternkarenz (mit aufrechtem Dienstverhdltnis). Erwerbstdtige nach dem ILO-Konzept.

20 2005 betrug das geleistete Arbeitsvolumen der unselbsténdig Beschdéftigten laut VGR 5.448,2 Mio. Stunden, das sind um 136,1 Mio.
Stunden weniger als laut AKE (5.584,3 Mio. Stunden). 2011 lagen die Vergleichszahlen laut VGR bei 5.651,3 Mio. Stunden und damit
um 101,3 Mio. Stunden unter dem AKE Arbeitsvolumen (5.752,6 Mio. Stunden). Zwischen 2012 und 2015 stieg das Arbeitsvolumen
laut VGR von 5.688,4 Mio. Stunden auf 5.696,4 Mio. Stunden (insgesamt +0,19%); in der AKE sank es kontinuierlich von 5.746,5 Mio.

Stunden auf 5.677,3 Mio. Stunden (insgesamt -1,2%).
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Die im Vergleich zur Beschaftigungsdynamik schwa- Der Riickgang der geleisteten Uberstunden spiegelt
che Zunahme des Arbeitsvolumens?®* der aktiv unselb- sich auch in der durchschnittlich tatsachlich ge-
standig Beschaftigten geht auf mehrere Entwicklun- leisteten Arbeitszeit von Vollzeitkraften wider: Sie
gen zuriick: sank zwischen 2005 und 2015 um 2 Stunden von 37,2
= Erstens steigt insbesondere die Zahl der Angestell- auf 35,2 Stunden pro Woche.?® Trotz zunehmender

ten, deren - im Vergleich zu den Arbeiter/innen und Zahl an Vollzeitbeschaftigten (+1,7%)*¢ ging damit

offentlich Bediensteten - héhere Teilzeitquote die das im Rahmen von Vollzeitjobs erbrachte Arbeits-
durchschnittlich tatsachliche geleistete Arbeitszeit volumen zurtick (siehe Abbildung 1 und Abbildung 2).
driickt (Famira - Mihlberger - Fuchs, 2013).
= Zweitens nimmt - insgesamt und pro Kopf - die Zahl leistete Summe an Arbeitsstunden rapide (siehe

Drittens steigt die im Rahmen von Teilzeitjobs ge-

der geleisteten Uberstunden und Mehrarbeitsstun- Abbildung 1 und Abbildung 2), bei in etwa gleich
den?*? ab (siehe Abbildung 1 und Abbildung 2). Wurde bleibender durchschnittlicher Wochenarbeitszeit von
2005 noch 6,4% des Arbeitsvolumens (in der Haupt- Teilzeitkraften (18,1 Stunden). Infolgedessen steigt
tatigkeit) im Rahmen von Uberstunden erbracht, die Zahl der Teilzeitbeschaftigten stark an (+43,4%).
sank der Anteil bis 2015 auf 4,5%.2°® Das abnehmen-

de Volumen an Uberstunden geht auf die kleiner

werdende Zahl an Uberstundenleistenden (-9,6%)

und den Ruickgang in der durchschnittlichen Zahl an

Uberstunden pro Uberstundenleistenden (von 9,2

auf 7,2 Stunden pro Woche) zuriick.2*

21 In der AKE wird zwischen dem Arbeitsvolumen in der Haupt- und Nebentditigkeit unterschieden. Beim Arbeitsvolumen in der
Haupttdtigkeit wird zwischen Voll- und Teilzeitjobs (Zuordnung aufgrund einer Selbsteinschdtzung) differenziert. Dartiber hinaus
wird das Uberstunden- bzw. Mehrarbeitsvolumen in der Haupttétigkeit ausgewiesen. Dem Arbeitsvolumen in der Zweittéitigkeit
kommt, gemessen am gesamten geleisteten Arbeitsvolumen (2015: Frauen 1,3%, Mdnner 1,5%), nur eine geringe Bedeutung zu.
Im Betrachtungszeitraum sank es bei den Mdnnern und blieb bei den Frauen in etwa stabil.

292 Im Folgenden wird die Bezeichnung ,Uberstunden® synonym fur Uberstunden und Mehrarbeitsstunden verwendet.

203 Bei den Mdnnern sank der Anteil der Uber- oder Mehrarbeitsstunden, gemessen an den geleisteten Arbeitsstunden in der Haupt-
tdtigkeit, von 7,7% auf 5,4%. Bei den Frauen von 4,5% auf 3,3%.

204 Bei den Mdnnern sank die Zahl der Uberstundenleistenden um 11,3%, bei den Frauen um 6,1%. Die Zahl der geleisteten Uber-
stunden sank um 2,2 Stunden auf 7,7 bei den Mdnnern, und um 1,3 Stunden auf 6,4 Stunden bei Frauen.

2% Bej den Frauen um 1,6 Stunden auf 33,9 Stunden pro Woche. Bei den Ménner um 2,2 Stunden auf 35,9.
2% Die Zahl der vollzeiterwerbstdtigen Frauen stieq zwischen 2005 und 2015 um 0,7% (Mdnner +2,3%).
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Abbildung 2: Entwicklung des Arbeitsvolumens (AV) der aktiv unselbstandigen Beschaftigung (USB) von
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Quelle: Mikrozensus - Arbeitskréfteerhebung, WIFO-Berechnungen. Bevélkerung in Privathaushalten ohne Présenz- und Zivildiener,
ohne Personen in Elternkarenz (mit aufrechtem Dienstverhdltnis). Erwerbstdtige nach dem ILO-Konzept.

Gesamtwirtschaftlich betrachtet konnte der Zuwachs
im Arbeitsvolumen Teilzeitbeschéftigter (+43,2%) den
Rickgang im Arbeitsvolumen Vollzeitbeschaftigter
(-3,7%) mehr als kompensieren. Es zeigen sich jedoch
geschlechtsspezifische Unterschiede: Das in Teilzeit
erbrachte Arbeitsvolumen der unselbstandig beschaf-
tigten Mannern erhéhte sich zwischen 2005 und 2015,
ausgehend von einem geringen Niveau, um 83,4%
(70,9 Mio. Stunden) auf 155,8 Mio. Stunden, bei den
Frauen um 37,1% (209,3 Mio. Stunden) auf 773,1 Mio.
Stunden. Anders als bei den Frauen (Abbildung 2)
reichte bei den Mannern (Abbildung 1) der starke Zu-
wachs jedoch nicht aus, um die Verluste im Arbeits-
volumen Vollzeitbeschaftigter (Manner -3,6% bzw.
-118,4 Mio. Stunden und Frauen -3,8% bzw. -61,3 Mio.
Stunden zwischen 2005 und 2015) zu kompensieren.

Insgesamt impliziert das Auseinanderdriften von Be-
schaftigung und Arbeitsvolumen in den letzten Jahren
einen Riickgang der durchschnittlichen tatsachlich ge-
leisteten Arbeitszeit pro Woche; sie sank im Zeitraum
2005 bis 2015 von 33,7 auf 30,9 Wochenstunden.?* Bei
den Frauen sank die durchschnittliche tatsachlich ge-
leistete Arbeitszeit um 2,1 Stunden auf 26,9 Stunden
pro Woche, bei den Mannern um 3,0 Stunden pro Wo-
che auf 34,6. Damit hat eine ,individuelle“ Arbeitszeit-
verklrzung und damit Arbeitsumverteilung stattge-
funden (Seifert, 2014).

27 Durchschnittliche Arbeitszeit bezogen auf das Arbeitsvolumen in der Haupt- und Nebentdtigkeit. Wird das Arbeitsvolumen in
der Haupttdtigkeit auf die Zahl der Erwerbstditigen verteilt, sank die durchschnittliche Arbeitszeit von 33,1 auf 30,5 Stunden pro

Woche.
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16.2 Die Arbeitszeitlandschaft unselb-
standig Beschaftigter

Die skizzierte durchschnittliche Wochenarbeitszeit
ist nicht zwangslaufig gleichmaRig tber alle Erwerbs-
tatigen verteilt. Vielmehr zeigt sich eine deutliche He-
terogenisierung der Arbeitszeit: So ist ein Teil der Er-
werbspersonen von langen Wochenarbeitsstunden
betroffen, die potenziell die Vereinbarkeit von Berufs-
und Privatleben erschweren und sich auf die Gesund-
heit?®® auswirken, wahrend andere - teilweise auch
unfreiwillig - gar nicht oder in deutlich geringerem Um-
fang erwerbstétig sind.

Wie stark unterscheiden sich die Arbeitszeiten von
Mannern und Frauen und warum? Gibt es Unter-
schiede nach verschiedenen Gruppen am Arbeits-
markt? Sind die Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer mit ihrem Arbeitszeitarrangement zufrieden? Und
stellt die derzeitige Osterreichische Arbeitszeitland-
schaft ein Spezifikum innerhalb der Europaischen Uni-
on dar? Diese Fragen werden im Folgenden auf Basis
der wochentlichen Normalarbeitszeit*® beantwor-
tet. Sie gibt die Ublicherweise geleisteten Wochenar-
beitsstunden, inklusive regelméaRig geleisteter Uber-
stunden und exklusive Mittagspausen von liber einer
halben Stunde an und hat - anders als die tatsachlich
geleistete Arbeitszeit - keinen Bezug zur Referenzwo-
che, auf die sich die Befragung bezieht. Die tatsachlich
geleistete Arbeitszeit, auf deren Basis das Arbeits-
volumen berechnet wird, bezieht sich demgegenuber
auf die jeweilige Referenzwoche der Befragung. Sie
liegt aufgrund von arbeitszeitverkiirzenden Faktoren

wie Urlaubstagen, Krankenstanden oder Feiertagen
im Durchschnitt deutlich unter der wdchentlichen
Normalarbeitszeit.

16.2.1 Entwicklung der Normalarbeitszeit

Die durchschnittliche wochentliche Normalarbeitszeit
aktiv unselbstandiger Beschaftigter lag 2015 in Oster-
reich bei 35,9 Stunden. Frauen gehen durchschnitt-
lich 31,6 Stunden einer Erwerbsarbeit nach, Manner
- angesichts einer deutlich niedrigeren Teilzeitquote
- im Schnitt 39,8 Stunden pro Woche. Daraus ergibt
sich eine geschlechtsspezifische Arbeitszeitliicke von
durchschnittlich 8,3 Stunden pro Woche fir das Jahr
2015. Die Durchschnittsbetrachtung von Arbeitszeiten
verdeckt allerdings, dass sich die Arbeitszeitprofile
verschiedener Gruppen am Arbeitsmarkt unterschei-
den. Anhand von sechs Arbeitszeitkategorien soll das
Phanomen der zunehmenden Heterogenitat der Ar-
beitszeitlandschaft abgebildet werden: Kurze Teilzeit
mit bis zu 11 Wochenarbeitsstunden, Teilzeitarrange-
ments mit 12 bis 24 Stunden und lange Teilzeit mit 25
bis 35 Wochenarbeitsstunden, Vollzeitarrangements
mit 36 bis 40 Stunden pro Woche sowie Gberlange Voll-
zeitarrangements mit 41 bis 59 Stunden bzw. 60 Stun-
den und mehr.?°

Gemal den jlingsten Zahlen (2015) erweist sich bei
den aktiv unselbstandig beschéftigten Mannern die
Vollzeitbeschaftigung mit mindestens 36 Wochenstun-
den nach wie vor als der Arbeitszeitstandard (siehe
Ubersicht 1): 61,3% der Manner arbeiten Ublicherwei-
se zwischen 36 und 40 Stunden pro Woche (im Durch-
schnitt 39,3 Stunden), weitere 25,2% zwischen 41 bis

2% Fir einen Literaturtiberblick zu den Folgekosten langer Arbeitszeiten siehe Keil - Leoni (2011).

22 Dje Normalarbeitszeit ist nicht zu verwechseln mit der gesetzlichen oder kollektivvertraglichen Arbeitszeit. In Osterreich betrégt
die gesetzliche Normalarbeitszeit 40 Stunden pro Woche und 8 Stunden pro Tag. Zahlreiche kollektivvertragliche Regelungen
sehen jedoch kiirzere Wochenarbeitszeiten vor (Eichmann et al., 2010).

210 Die Verteilung der Beschdftigung zeigt starke Haufungspunkte bei 20, 25 und 30 Stunden pro Woche sowie bei 39 bzw. 40 Wochen-

stunden.
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59 Stunden (im Durchschnitt 46,5 Stunden) und 3,0%
60 Stunden und mehr. Im Gegensatz dazu liegt der

Prozentsatz der aktiv teilzeitbeschaftigten Manner mit
35 oder weniger Wochenstunden bei lediglich 10,3%.

Ubersicht 1: Entwicklung der Arbeitszeitprofile von Mdnnern, 2005-2015

Stundenkategorie

Verteilung in %

2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015
0-11 Stunden 1,5 1,7 1,7 2,0 2,2 2,3 2,3 2,4 2,6 2,9 3,0
12-24 Stunden 2,2 2,2 2,1 2,5 2,6 2,6 2,7 2,7 3,0 3,0 3,3
25-35 Stunden 2,4 2,5 2,5 2,6 3,1 3,2 3,0 3,2 3,6 3,7 3,9
36-40 Stunden 59,6 60,0 60,1 60,1 599 614 620 61,3 61,7 62,1 613
41-59 Stunden 26,8 26,8 27,3 27,0 27,0 25,5 25,6 26,3 25,2 24,8 25,2
60+ Stunden 6,2 6,1 5,8 5,4 4,8 4,8 4,2 3,9 3,6 3,3 3,0
stark schwankend 1,3 0,7 0,4 0,4 0,3 0,2 0,2 0,2 0,1 0,2 0,2

100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0

Quelle: AKE - Mikrozensus, WIFO-Berechnungen. - Aktiv unselbsténdig beschdftigte Ménner. Normalarbeitszeit in der Haupttdétig-
keit. Werte fiir ,stark schwankend“ ab 2009 stark zufallsbehaftet bzw. statistisch nicht interpretierbar.

Im Vergleich zu den Mannern gibt es bei den aktiv
unselbstandig beschaftigten Frauen deutlich mehr
Variation in den Arbeitszeitprofilen (siehe Ubersicht 2):
Zwar ist auch bei den Frauen die Arbeitszeitkategorie
mit 36 bis 40 Stunden Erwerbsarbeit pro Woche rela-
tiv am haufigsten verbreitet, allerdings mit einem An-
teil von 40,3% deutlich seltener als bei Mannern. Und
auch der Anteil der Frauen, die von iberlangen Arbeits-
zeiten betroffen sind, fallt mit 10,2% markant niedri-
ger aus. Gleichzeitig kommt den Teilzeitarrangements
wesentlich mehr Bedeutung zu: 7,8% der Frauen gehen
einer Erwerbsarbeit in kurzer Teilzeit nach (im Schnitt
7,5 Stunden wochentlich), 19,2% sind zwischen 12 und
24 Stunden tatig (im Schnitt 19,0 Stunden pro Woche)
und 22,4% Uben einen Job mit langer Teilzeit aus (im
Durchschnitt 29,4 Stunden pro Woche). Insgesamt ist
damit bei den aktiv unselbstandig beschaftigten Frauen
- anders als bei den Mannern - das Verhaltnis zwischen

Vollzeit- und Teilzeitbeschaftigungsarrangements mitt-
lerweile beinahe ausgewogen.?! Dies ist das Ergebnis
einer Entwicklung, die mit Beginn der 1990er Jahre
ihren Anfang genommen hat (Baierl - Kapella, 2014).%2

Zeitverzogert und von einem deutlich geringeren Ni-
veau ausgehend ist auch bei den Mannern die Teilzeit-
quote gestiegen. Bei den Frauen ging der kontinuier-
liche Anstieg der Teilzeitbeschaftigung Hand in Hand
mit einem Anstieg der Erwerbstatigkeit. Das bedeutet,
dass die steigende Teilzeitbeschaftigung der Frauen
weniger auf eine Verdrangung von Vollzeitbeschafti-
gung durch Teilzeitbeschaftigung zurlickzufihren ist
als vielmehr auf zusatzliche weibliche Arbeitskrafte
am Arbeitsmarkt. Bei den Mannern trifft dagegen die
steigende Teilzeitquote auf eine stagnierende Be-
schaftigungsquote; somit kommt es tendenziell zu ei-
ner Substitution von Vollzeit durch Teilzeit.

211.49,4% der aktiv unselbstdndig beschdftigten Frauen gaben 2015 an, weniger als 36 Stunden pro Woche zu arbeiten (Teilzeit). Auf
Basis der Selbsteinschéitzung lag die Teilzeitquote mit 47,9% geringfligig niedriger.

212 Bis zum Ende der 1980er Jahre lag die Teilzeitquote der Frauen stabil bei rund 15% (Baierl - Kapella, 2014).

327
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Ubersicht 2: Entwicklung der Arbeitszeitprofile von Frauen, 2005-2015

Stundenkategorie

Verteilung in %

2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015
0-11 Stunden 6,6 6,7 6,7 7,2 7,5 7,5 7,5 7,5 7,4 77 7,8
12-24 Stunden 17,6 18,7 18,5 17,9 18,5 18,6 18,9 18,8 18,6 19,7 19,2
25-35 Stunden 17,6 17,7 17,9 18,8 19,1 19,7 19,7 20,7 214 21,6 22,4
36-40 Stunden 446 444 442 43,6 42,9 42,4 42,8 41,6 41,8 40,6 40,3
41-59 Stunden 11,1 10,3 10,7 10,7 10,6 10,3 9,9 10,1 9,6 9,3 9,4
60+ Stunden 1,6 14 16 15 12 1,2 1,1 1,2 09 1,0 0,8
stark schwankend 0,9 0,7 0,5 0,4 0,3 0,2 0,1 0,2 0,1 0,1 0,1

100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0

Quelle: AKE - Mikrozensus, WIFO-Berechnungen. - Aktiv unselbsténdig beschdftigte Frauen. Normalarbeitszeit in der Haupttdtig-
keit. Werte fir ,stark schwankend“ ab 2008 stark zufallsbehaftet, ab 2011 statistisch nicht interpretierbar.

Insgesamt hat die Teilzeitbeschaftigung in den letzten
zehn Jahren in allen drei Teilzeitkategorien relativ an
Bedeutung gewonnen, und zwar sowohl bei den Man-
nern als auch bei den Frauen. Besonders dynamisch
haben sich lange Teilzeitarrangements von Frauen
entwickelt (+4,8 Prozentpunkte). Gleichzeitig blieb die
durchschnittliche Arbeitszeit in den drei Teilzeitkate-
gorien in etwa konstant.??

16.2.2 Arbeitszeitprofile nach Branche, Berufe
und Ausbildung

Die Arbeitszeitprofile der aktiv unselbstandig Beschaf-
tigten unterscheiden sich auch nach Sektoren (vgl.
Abbildung 3). Dabei ist eine Polarisierung der Arbeits-
zeiten zu beobachten: Branchen mit einem hohen An-
teil an Beschaftigten mit kurzen Arbeitszeiten stehen
Branchen mit einem hohen Anteil an Beschaftigten
mit Uberlangen Arbeitszeiten gegeniiber. Zu den Bran-
chen mit einem uberdurchschnittlich hohen Anteil an
Beschaftigten in kurzen Teilzeitarrangements von ma-

ximal 11 Stunden Normalarbeitszeit pro Woche (Ge-
samtwirtschaft 4,6%) zahlen etwa das Beherbergungs-
und Gaststattenwesen (12,2%) sowie die Erbringung
von sonstigen wirtschaftlichen Dienstleistungen
(11,2%). Uberlange Normalarbeitszeiten von 41 und
mehr Stunden pro Woche (Gesamtwirtschaft 19,9%)
sind vor allem im Informations- und Kommunikations-
wesen (32,7%), im Verkehrs- und Lagereiwesen (28,6%)
sowie im Finanz- und Versicherungswesen (27,9%)

stark verbreitet.

213 Die durchschnittliche Normalarbeitszeit auf Arbeitspldtzen mit kurzer Teilzeit (bis 11 Stunde pro Woche) lag 2015 bei 7,4 Stunden.
Lange Teilzeitarrangements weisen im Durchschnitt eine Normalarbeitszeit von 29,6 Stunden pro Woche auf und bei Teilzeit-
arrangements mit 12 bis 24 Stunden sind es im Durchschnitt 18,9 Stunden pro Woche.
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Abbildung 3: Arbeitszeitprofile aktiv unselbstandig Beschaftigter nach Branchen (in%), 2015
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Quelle: AKE - Mikrozensus, WIFO-Berechnungen. Verteilung der aktiv unselbsténdigen Beschdftigung nach der wéchentlichen Nor-
malarbeitszeit. Frauen 15 bis 59 Jahre, Ménner 15 bis 64 Jahre. - Werte mit *: stark zufallsbehaftet. x: statistisch nicht interpretierbar;

Werte fiir ,stark schwankend* statistisch nicht interpretierbar.

1 AufGrund der fehlenden Interpretierbarkeit werden die Branchen T Private Haushalte* und U Exterritoriale Kérperschaften® nicht
gesondert dargestellt - in den Werten der Gesamtwirtschaft sind T und U enthalten.

Arbeitszeitverhaltnisse mit 36 bis 40 Stunden pro Wo-
che stellen einzig im Produktionsbereich den Arbeits-
zeitstandard dar: Rund zwei Drittel bis knapp drei
Viertel der Beschaftigten im Bergbau, der Sachgiter-
produktion, der Energieversorgung und dem Bauwe-
sen fallen in diese Arbeitszeitkategorie, wahrend in
der Gesamtwirtschaft der Anteil bei 51,8% liegt. Da-
bei handelt es sich um typische Mannerbranchen mit
einem geringen Frauenanteil. Im Dienstleistungssek-

tor sind die Arbeitszeitprofile dagegen heterogener.
Der Grofteil der Dienstleistungsbranchen weist tber-
durchschnittlich hohe Teilzeitquoten auf (gesamtwirt-
schaftlicher Durchschnitt 27,2%), und zwar sowohl bei
den Frauen als auch den Mannern.

Die Teilzeitquote differiert zudem stark nach der
beruflichen Tatigkeit. Auf Ebene der Berufshaupt-
gruppen (ISCO-08) findet sich eine tiberdurchschnitt-
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lich hohe Konzentration an teilzeitbeschaftigten
Frauen in Hilfs- und Dienstleistungsberufen: Knapp
zwei Drittel der weiblichen Hilfsarbeitskrafte liben
ihre Tatigkeit im Rahmen eines Teilzeitjobs aus, in
den Dienstleistungsberufen haben rund 58% eine
Teilzeitanstellung. Die geringste Teilzeitquote gibt es
unter weiblichen Fiihrungskraften und in den techni-
schen Berufen des mittleren Qualifikationssegments
(Handwerksberufe, Bedienerinnen von Anlagen und
Maschinen bzw. Montageberufe) - jenen Berufshaupt-
gruppen, in denen auch Manner die geringsten Teil-
zeitquoten aufweisen.

Interessant ist zudem der Blick auf die Berufsstruktur
teilzeitbeschaftigter und vollzeitbeschaftigter Manner
bzw. Frauen. Sie zeigt, dass die berufliche Segregati-
on** zwischen Mannern und Frauen geringer ausfallt,
wenn sie den Job in Teilzeit anstelle von Vollzeit aus-
Uben - je hoher die Wochenarbeitszeit, umso starker
ausgepragt ist demnach die berufliche Segregation
(Sparreboom, 2014). Die geringere geschlechtsspezi-
fische berufliche Segregation innerhalb von Teilzeit-
arrangements deutet laut Sparreboom (2014) darauf
hin, dass sich die beruflichen Moéglichkeiten auch von
Mannern reduzieren, sobald sie anstelle von Vollzeit
Teilzeit arbeiten wollen. Mit anderen Worten sind die
Moglichkeiten in Teilzeit zu arbeiten nicht gleich tuber
alle Berufe verteilt. Zu diesem Befund kommen auch
Connolly - Gregory (2009) fiir GroRbritannien; sie
zeigen, dass ein grofder Teil der Frauen, die von einer
Vollzeitanstellung auf einen Teilzeitjob wechseln,
einen beruflichen Abstieg in Kauf nehmen mussen.

Teilzeitbeschaftigte sind Vollzeitbeschaftigten im Hin-
blick auf den Zugang zu bestimmten Arbeitsplatzen
also nicht gleichgestellt. Eindriicklich zeigt sich dies
am Beispiel von Fihrungspositionen, in denen sich
kaum Teilzeitbeschaftigte finden (Klenner - Kohaut,
2010, zitiert nach Absenger et al., 2014). Abgesehen
von organisatorischen Hiirden nennen Baierl - Kapella
(2014) die Betriebskultur als Erklarungsfaktor. Dem-
nach missen Arbeitskrafte, um keine Karrierenachteile
beflirchten zu mdussen, flexibel verfugbar sein und
ihre privaten Verpflichtungen den betrieblichen un-
terordnen (Lott, 2015). Doch selbst wenn die Arbeits-
zeitreduktion nur temporar ist, bleibt der Zugang zu
bestimmten Arbeitsplatzen schwierig. Zum einen
Uberschneidet sich die ,Phase der Familiengriindung
mit der karriereintensiven [Phase der] beruflichen
Entwicklung® (Wanger, 2015), zum anderen haufen
teilzeitbeschaftigte Frauen weniger Erfahrungswissen
an als vollzeitbeschaftigte Manner. Die Folge sind ein-
geschrankte Aufstiegschancen, die damit letztlich der
Segregation am Arbeitsmarkt Vorschub leisten. Seg-
regation mindert die Chancengleichheit von Mannern
und Frauen, wenn sie mit Ausschluss- oder Abschot-
tungsprozessen einher geht und festigt ,geschlechts-
hierarchische Strukturen“?** (Leitner - Dibiasi, 2015).

24 Unter beruflicher Segregation versteht man die ungleiche Présenz von Gruppen - hier von Mdnnern und Frauen - in Berufen.

215 Ftwa Unterschiede im Einkommen oder der beruflichen Position von Mdnnern und Frauen. So zeigen Geisberger - Glaser (2014),
dass 24,4% des Gender Pay Gap in Osterreich auf sektorale und berufliche Segregation zurtickzufihren ist.
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Ubersicht 3: Teilzeitquote und Berufsstruktur (ISCO-08) von teilzeit- und vollzeitbeschaftigten Mannern und

Frauen, 2015
L Arbeitsstunden Verteilung nach Berufen
Teilzeitquote o .
pro Woche Teilzeit Vollzeit
in % in %

Mann Frau Mann Frau Mann Frau Mann Frau
(1) Fihrungskrafte 40 216 457 39,9 2,7 1,3 6,5 4,1
(2) Akademische und vergleichbare Berufe 12,8* 38,2 40,3 348 19,6 13,7 13,6 20,0
(3) I::::I'Sl‘cer:/e'glfzé SR ES e 82 41,9 405 334 181 176 20,5 22,0
(4) Blirokrafte und verwandte Berufe 11,5 44,6 38,6 31,9 74 16,4 59 184
(5) Dienstleistungsberufe und Verkaufer/innen 22,4 57,6 37,1 29,5 25,0 31,7 8,9 211
(6) Fachkrafte in Land- und Forstwirtschaft (x) 41,9 411 32,8* 1,1 0,4 1,2 0,5
(7) Handwerks- und verwandte Berufe 3,3 276 39,7 34,6 8,9 1,5 26,3 3,7
(8) II\S/Iicrl‘lteangeerl/DlenrrLiz von Anlagen/Maschinen, 68 295 407 346 76 12 107 2,5
(9) Hilfsarbeitskrafte 14,0 65,5 37,3 26,5 9,3 16,2 5,9 1,7
Insgesamt inkl. (0) Soldatinnen/Soldaten 9,3 47,4 40,0 31,8 100,0 100,0 100,0 100,0

Quelle: AKE - Mikrozensus, WIFO-Berechnungen. — Aktiv unselbsténdig beschdftigte Frauen (15 bis 59 Jahre) und Mdnner (15 bis
64 Jahre). Unterscheidung zwischen Voll- und Teilzeit auf Basis der Selbsteinschdtzung der Befragten. Berufsgliederung gemdf
ISCO-08; Rest auf 100%: Berufshauptgruppe 0 ,Angehdrige der requldren Streifkréifte. — mit * gekennzeichnete Werte sind stark

zufallsbehaftet. (x): statistisch nicht interpretierbar.

Lesebeispiel zur beruflichen Segregation (ungleiche Verteilung von Mdnnern und Frauen auf Berufe): 26,3% der Mdnner in Vollzeit
liben einen Handwerks- oder verwandten Beruf aus, aber nur 3,7% der vollzeitbeschdftigten Frauen. Die ungleiche Prdsenz von
Mdnnern und Frauen reduziert sich deutlich, wenn teilzeitbeschéftigte Mdnner und Frauen betrachtet werden - 8,9% der Mdnner
und 1,5% der Frauen tiben einen Handwerks- oder verwandten Beruf aus.

Das Ausmal der Erwerbsintegration differiert mit der
Ausbildung: je hoher der Ausbildungsabschluss, des-
to hoher die durchschnittliche wochentliche Arbeits-
zeit. In der Altersgruppe der 30- bis 64-Jahrigen?'¢ sind
hoch qualifizierte Manner (Uni- oder FH-Abschluss)
im Durchschnitt um 3,6 Stunden langer pro Woche
erwerbstatig als gering qualifizierte Manner (maximal
Pflichtschulabschluss). Vor allem Uberlange Arbeits-
zeiten (41 und mehr Stunden pro Woche) gewinnen
mit zunehmendem Bildungsgrad auf Kosten der Voll-

zeitarrangements mit 36 bis 40 Stunden an Gewicht.
Hat unter den mannlichen Beschaftigten mit maximal
Pflichtschulabschluss nur knapp jeder Flinfte (18,3%)
eine Uberlange Wochenarbeitszeit, so ist es bei den
Universitats- oder Fachhochschulabsolventen jeder
Zweite (50,5%). Bei den Pflichtschulabsolventen sind
dagegen Arbeitszeiten von 36 bis 40 Stunden pro Wo-
che der Arbeitszeitstandard.

216 15- bis 29-Jdhrige bleiben von der Betrachtung ausgeschlossen, da sie sich noch in Ausbildung befinden kénnen. Ab dem Alter

von 30 Jahren sollte die Ausbildungsphase abgeschlossen sein.
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Abbildung 4: Arbeitszeitprofile von aktiv unselbstandig beschaftigten Mannern nach Ausbildungsabschluss, 2015
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Quelle: AKE - Mikrozensus, WIFO-Berechnungen. Mdnner 30 bis 64 Jahre. ,Stark schwankend* statistisch nicht interpretierbar. Anteile
fiir Teilzeitkategorien in den Ausbildungsniveaus Max. Pflichtschule (1.-3. Kat.,), AHS/BHS (1.+2. Kat.), Uni/FH (1. Kat.) stark zufallsbehaftet.

Anders als bei den Frauen weisen allerdings hoch qua-
lifizierte Manner auch eine Gberdurchschnittlich hohe
Teilzeitquote auf (10,6% auf Basis der Selbsteinschat-
zung der Befragten); hoher ist sie nur bei den gering
Qualifizierten (11,1%). Bei den Frauen sinkt mit zu-
nehmendem Bildungsgrad die Teilzeitquote: Unter den

Frauen (30 bis 59 Jahre) mit Uni- oder FH-Abschluss
Uben 38,8% ein Teilzeitbeschaftigungsverhaltnis aus,
unter den Frauen mit maximal Pflichtschulabschluss
57,1%. Gleichzeitig steigt bei den Frauen - ebenso wie
bei den Mannern - mit dem Bildungsabschluss die Be-
deutung uberlanger Wochenarbeitszeiten.

Abbildung 5: Arbeitszeitprofile von aktiv unselbstandig beschaftigten Frauen nach Ausbildungsabschluss, 2015
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Quelle: AKE - Mikrozensus, WIFO-Berechnungen. Frauen 30 bis 59 Jahre. ,Stark schwankend* statistisch nicht interpretierbar. Anteile
fiir ,60+ Stunden*in den Ausbildungsniveaus Max. Pflichtschule und AHS/BHS statistisch nicht interpretierbar, fiir Lehre/BMS sowie
Uni/FH stark zufallsbehaftet.
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Umgerechnet auf die durchschnittliche Wochen-
arbeitszeit bedeutet das, dass hoch qualifizierte Frau-
en 34,9 Stunden pro Woche und damit im Schnitt um
5,5 Stunden mehr arbeiten als gering qualifizierte
Frauen. Mit zunehmendem Bildungsabschluss steigt
bei den Frauen demnach nicht nur die Erwerbsbe-
teiligung und angesichts eines geringeren Arbeits-
losigkeitsrisikos die Beschaftigungsquote, sondern
auch das Ausmal® der Erwerbsintegration (sprich die
Erwerbsarbeitszeit).

16.2.3 Arbeitszeitprofile im Erwerbs- und Lebens-
zyklus

Die Arbeitszeitprofile variieren nicht nur nach dem Ge-

schlecht, sondern auch im Laufe des Erwerbslebens:

Bei den aktiv unselbstandig beschaftigten Manner

dominieren in allen Altersgruppen Vollzeitarrange-
ments die Erwerbstatigkeit - Teilzeit spielt nur in jun-
gen Jahren und kurz vor dem Regelpensionsalter eine
nennenswerte Rolle. Bei den Frauen sind demgegen-
Uber Teilzeitarrangements in allen Altersgruppen weit
verbreitet. Am niedrigsten ist der Anteil der teilzeit-
beschaftigten Frauen am Beginn der Erwerbsbio-
graphie - entsprechend klein ist die durchschnittliche
Arbeitszeitliicke zwischen Mannern und Frauen in die-
ser Lebensphase. Die Bedeutung der Teilzeitbeschaf-
tigung steigt jedoch bei den Frauen relativ rasch mit
dem Alter an und mit ihr nimmt die Arbeitszeitlucke
zwischen Mannern und Frauen zu. Sie ist im Haupt-
erwerbsalter am grofiten, parallel zur Familienphase,
und verringert sich etwas gegen Ende des Erwerbs-
lebens, ohne sich jedoch zu schlief3en.

Abbildung 6: Vollzeitquote aktiv unselbstandig Beschaftigter, nach Alter und Geschlecht, 2015
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Quelle: AKE - Mikrozensus, WIFO - eigene Berechnung. Teilzeitabgrenzung auf Basis der Selbsteinschétzung der Befragten. Aktiv

unselbstdndige Beschdftigung zwischen 20 und 64 Jahren.

Ob und in welchem Umfang Frauen einer Erwerbsta-
tigkeit nachgehen, hangt stark von der familiaren Si-
tuation ob. In diesem Sinne ist die grof’e Verbreitung
von Teilzeitjobs Ausdruck der geschlechtsspezifischen
Arbeitsteilung, in der sich Frauen viel starker als Man-

ner in Betreuungs- und Hausarbeit engagieren. Die
Familiengriindung stellt mithin eine Zasur im Erwerbs-
verhalten der Frauen dar. Manner dagegen passen ihr
Erwerbsverhalten kaum an; durchgangige Vollzeit-Er-
werbsbiographien bleiben die Norm.
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Ubersicht 4: Erwerbsmuster von Paaren (in %), 2015

(Ehe-)Paare
ohne Kinder

(Ehe-)Paare mit Kindern,

nach Anzahl der Kinder unter 15 Jahre

1 Kind unter 2 Kinder unter 3 oder mehr Kind(er) 15 Jahre
15 Jahren 15 Jahren Kinder unter 15 oder dlter
Vollzeit / Vollzeit 48,1 24,8 13,7 9,2 34,5
Vollzeit / Teilzeit 22,5 45,9 56,1 38,6 42,9
Vollzeit / NET 11,4 15,0 17,8 31,0 11,6
Teilzeit / Vollzeit 3,3 2,4 1,3* (x) 1,8*
Teilzeit / Teilzeit 3,4 2,7 3,1 (x) 1,6*
Teilzeit / NET 1,1* 1,2* (x) (x) (x)
NET / Vollzeit 4,2 1,9* (x) (x) 2,7
NET / Teilzeit 2,9 2,9 2,7 (x) 2,5
NET / NET 3,0 3,2 3,3 11,2 2,1
Insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0

Quelle: AKE Mikrozensus, WIFO-Berechnungen; Auswertung in Anlehnung an Wanger (2015). - NET steht fiir Nicht-Erwerbstdtig. Aus-
geschlossen sind Paarhaushalte, in denen mindestens eine Person im Ruhestand ist. Paare sind Personen zwischen 15 und 64 Jahre,
die im selben Haushalt leben. Unterscheidung zwischen Voll- und Teilzeit auf Basis der Selbsteinschdtzung der Befragten.

* Werte mit weniger als 6.000 Personen (hochgerechnet) sind sehr stark zufallsbehaftet. (x) Werte mit weniger als 3.000 Personen

sind statistisch nicht interpretierbar.

In knapp der Halfte aller Paarhaushalte ohne Kin-
der sind sowohl der Mann als auch die Frau Vollzeit
erwerbstatig (48,1%). Sobald jedoch ein Kind unter
15 Jahren im gemeinsamen Haushalt lebt, halbiert
sich der Anteil der Paarhaushalte, in denen beide
Partner einer Vollzeiterwerbstatigkeit nachgehen
(24,8%). Mit zunehmender Zahl an Kindern unter
15 Jahren schwindet zudem die Bedeutung dieser
Stattdessen
Paarhaushalten mit mindestens einem Kind unter

Erwerbskonstellation. dominiert in
15 Jahren das Zuverdienermodell, bei dem der Mann
vollzeit- und die Frau teilzeitbeschaftigt ist. Das impli-
ziert, dass der Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt von
Frauen zumeist Uber Teilzeitarrangements erfolgt.
Angesichts der hohen Teilzeitquoten bei Frauen tber
40 Jahre handelt es sich aber oftmals nicht um eine
vorlibergehende, sondern eine dauerhafte individu-
elle Arbeitszeitverkiirzung (siehe Abbildung 6). Dies
durfte auch einen relativ hohen Anteil an vollzeitbe-

schaftigten Mannern und teilzeitbeschaftigten Frauen
in Paarhaushalten ohne Kinder erklaren (22,5%), da
hierunter auch Paare fallen, deren Kinder bereits aus
dem gemeinsamen Haushalt ausgezogen sind. Eine
andere Erklarung dafir, dass das Zuverdienermodell
fur einen nicht unerheblichen Teil der Paarhaushalte
ohne Kinder die realisierte Erwerbskonstellation dar-
stellt, liefert Kimmerling (2015): Ihre Analyse zeigt,
dass ,[...] die Phase des Auseinanderdriftens der
Arbeitszeit von Mannern und Frauen nicht erst zu dem
Zeitpunkt beginnt, in dem Kinder im Haushalt leben,
sondern schon vorher, in der Phase der festen Paar-
bildung und [des] Zusammenlebens®. Damit werden
die Weichen fir eine traditionelle Rollenverteilung be-
reits sehr friih gestellt.

Traditionelle Strukturen der Arbeitsteilung sind in bei-
den Haushaltstypen verbreitet - in 11,4% der Paar-
haushalte ohne Kind(er) arbeitet der Mann Vollzeit
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und die Frau geht keiner Beschaftigung nach. Etwas
hoher liegt der Anteil in Paarhaushalten mit einem
Kind (15,0%) oder 2 Kindern (17,8%) unter 15 Jahren.
Sprunghaft steigt die Bedeutung des Alleinverdie-
ner/innenmodells in Paarhaushalten mit 3 oder mehr
Kindern unter 15 Jahren (31,0%) - offenbar diirfte die
Vereinbarkeit von Familie und Beruf ab 3 Kindern deut-
lich schwieriger zu bewerkstelligen sein.

16.2.4 Griinde fiir die Teilzeitbeschaftigung

Die Arbeitszeitmuster von Paaren machen die Bedeu-
tung der Teilzeitarbeit als Instrument zur Vereinbar-
keit von Familie und Beruf deutlich; allerdings kaum
fir Manner, sondern fast ausschliefilich fir Frauen.
Die individuellen Griinde fir Teilzeitarbeit unterstrei-
chen dieses Bild (siehe Ubersicht 5). 15- bis 59-jah-
rige Frauen nennen als haufigsten Grund fir eine re-
duzierte Arbeitszeit die Betreuung von Kindern oder
pflegebediirftigen Erwachsenen (38,0%). An zweiter
Stelle folgen andere personliche oder familidre Griin-
de (18,6%). Bei den 15- bis 64-jahrigen Mannern ge-
ben nur 5,0% die Betreuung von Kindern oder pfle-
gebedurftigen Erwachsenen als Beweggrund an. Viel
mehr Gewicht haben Bildungsambitionen: 28,8%
der Manner (ben einen Teilzeitjob aus, weil sie eine
schulische oder berufliche Aus- oder Fortbildung ab-
solvieren. Jeweils knapp 1/5 der Manner (18,2%) und
Frauen (17,6%) wollen keine Vollzeitbeschaftigung. Bei
den Mannern gibt ein dhnlich hoher Anteil (19,7%) an,
keine Vollzeitstelle zu finden und damit unfreiwillig
teilzeitbeschaftigt zu sein. Bei den Frauen ist der An-
teil mit 11,4% etwas geringer. Die Griinde fir die Teil-
zeitbeschaftigung andern sich auch im Lebenszyklus:

Am Beginn des Erwerbslebens (20 bis 24 Jahre) nen-
nen auch Frauen liberwiegend Ausbildungsmotive als
Grund fir Teilzeitarbeit. Im Haupterwerbsalter (30 bis
44 Jahre) dominiert?"’ die Betreuung von Kindern oder
pflegebediirftigen Erwachsenen und bei den 45- bis
59-Jahrigen stehen andere personliche oder familiare
Beweggriinde bzw. der fehlende Wunsch nach einer
Vollzeitstelle klar im Vordergrund.2:®

Fur die Beurteilung von Teilzeitbeschaftigung ist die
Frage der Freiwilligkeit zentral. Sie fallt unterschied-
lich aus, je nachdem ob Teilzeitarrangements aus
Mangel an Vollzeitbeschaftigungsmoglichkeiten rea-
lisiert werden oder der individuellen Praferenz nach
einer Arbeitszeitverkirzung entsprechen. EUROSTAT
definiert unfreiwillige Teilzeitbeschaftigung sehr eng
- sie wird, gefragt nach den Griinden fir Teilzeit, auf
die Antwortmoglichkeit ,weil Sie keine Vollzeitstelle
finden konnten® reduziert. Nach dieser Definition ubt
die Mehrzahl der aktiv Unselbstandigen in Osterreich
freiwillig eine Teilzeitbeschaftigung aus. Doch selbst
nach dieser engen Definition von Freiwilligkeit konnen
Arbeitskrafte mit ihrer Wochenarbeitszeit unzufrieden
sein und etwa eine ldngere oder aber auch kiirzere Wo-
chenarbeitszeit im Rahmen der Teilzeitbeschaftigung
praferieren.

16.2.5 Zwischen Wunsch und Wirklichkeit

Werden Teilzeitbeschaftigte nach ihrer praferierten
Wochenarbeitszeit?!® gefragt, zeigen sich, je nach Be-
weggrund fur Teilzeitbeschaftigung, unterschiedlich
hohe unerfillte Arbeitszeitwiinsche. Im Durchschnitt

wollen teilzeitbeschaftigte Frauen anstelle von

27 Je nach Altersgruppe schwankt der Anteil zwischen 55,1% (40-44 Jahre) und 72,1% (35-39 Jahre).

28 Jeweils rund 30% der teilzeitbeschdftigten Frauen zwischen 45 und 59 Jahren geben, an keine Vollzeitstelle zu wollen oder aber
aus sonstigen persénlichen oder familiéren Griinden eine Teilzeitbeschdftigung auszudiben.

2% Im Rahmen der Arbeitskrdfteerhebung wird nach den gewtinschten Gesamtarbeitsstunden pro Woche gefragt. Dieser gewtinsch-
ten wochentlichen Gesamtarbeitszeit wird die normalerweise geleistete Arbeitszeit gegentibergestellt. Fir eine Vergleichbarkeit
muss sowohl auf die Normalarbeitszeit in der Haupt- als auch Nebentdtigkeit zurtickgegriffen (und die Summe gebildet) werden.
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22,5 Stunden pro Woche 24,9 Stunden pro Woche einer  wochentliche Gesamtarbeitszeit von 27,0 Stunden,
Erwerbsarbeit nachgehen (+2,4 Stunden); teilzeitbe- das entspricht einer Erhéhung um 5,4 Stunden.
schaftigte Manner wiinschen sich im Durchschnitt eine

Ubersicht 5: Normalarbeitszeit und Arbeitszeitwiinsche pro Woche nach Voll- und Teilzeit, Geschlecht und
dem Grund fiir Teilzeitarbeit, 2015

Anteil Arbeitszeit in Stunden
in % Normal Praferenz Liicke
Frauen
Teilzeitbeschaftigung nach Grund fir Teilzeit
Betreuung von Kindern/pflegebedurftigen Erwachsenen 38,0 21,7 23,9 2,1
Kein Wunsch nach Vollzeitjob 17,6 24,7 24,7 0,0
Andere personliche oder familiare Griinde 18,6 23,8 24,9 1,1
Vollzeittatigkeit ist nicht zu finden 11,4 24,5 32,5 8,0
Schulische oder berufliche Aus- oder Fortbildung 9,1 15,4 18,8 3,4
Wegen Krankheit 2,5 21,0 23,7 2,7
Aus sonstigen Grinden 2,8 25,0 29,3 43
Teilzeit 100,0 22,5 24,9 2,4
Vollzeit 40,9 38,9 -2,0
Insgesamt 32,2 32,2 0,1
Manner
Teilzeitbeschaftigung nach Grund fir Teilzeit
Betreuung von Kindern/pflegebeddrftigen Erwachsenen 5,0 26,7 28,6 1,9
Kein Wunsch nach Vollzeitjob 18,2 26,1 27,3 1,2
Andere personliche oder familidre Griinde 14,6 25,9 28,1 2,2
Vollzeittatigkeit ist nicht zu finden 19,7 21,0 35,5 14,5
Schulische oder berufliche Aus- oder Fortbildung 28,8 15,2 19,1 4,0
Wegen Krankheit 5,5 18,1 23,3 5,2
Aus sonstigen Grunden 8,1 27,2 32,3 51
Teilzeit 100,0 21,6 27,0 5,4
Vollzeit 42,5 40,7 -1,7
Insgesamt 40,5 39,5 -1,1

Quelle: AKE - Mikrozensus, WIFO-Berechnungen, Berechnungen der Arbeitszeitllicke auf Basis ungerundeter Werte. Auswertung
in Anlehnung an Wanger (2015). - Grundgesamtheit sind aktiv unselbsténdig beschdftigte Frauen (15 bis 59 Jahre) und Mdnner (15
bis 64 Jahre). Die Normalarbeitszeit bezieht sich auf die Summe der (iblicherweise geleisteten Wochenarbeitszeit in der Haupt- und
Nebentdtigkeit, ohne Personen mit stark schwankenden Arbeitszeiten. Die Arbeitszeitprdferenz bezieht sich auf die gesamte ge-
wiinschte Wochenarbeitszeit. Beriicksichtigt wurden alle aktiv unselbsténdig Erwerbstdtigen, auch jene ohne Anderungswiinsche.
Unterteilung in Vollzeit und Teilzeit auf Basis einer Selbsteinschdtzung der Befragten.
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Differenziert nach den Motiven fiir die Teilzeitbeschaf-
tigung ist erwartungsgemaly das Ausmald der uner-
fullten Arbeitszeitwiinsche bei jenen am groften, die
angeben, keine Vollzeittatigkeit zu finden und somit
unfreiwillig teilzeitbeschaftigt zu sein: Die Betroffe-
nen wirden gerne im Durchschnitt um wdchentlich
8,0 Stunden (Frauen) bzw. 14,5 Stunden (Manner)
mehr erwerbstatig sein. Aber auch freiwillig teilzeit-
beschaftigte Manner und Frauen wirden eine langere
Wochenarbeitszeit im Rahmen der Teilzeitbeschaf-
tigung bevorzugen (vgl. Ubersicht 5). Dabei gilt: Je
kiirzer die wochentliche Normalarbeitszeit ist, desto
hoher ist im Durchschnitt das Ausmaf’ der gewlinsch-
ten Arbeitszeiterhohung. Und umgekehrt - je langer
die wochentliche Normalarbeitszeit ausfallt, desto
hoher ist im Durchschnitt das AusmaR der gewlinsch-
ten Arbeitszeitreduktion. Das bedeutet, dass es auch
bei Vollzeitbeschaftigten Veranderungspotenzial gibt;
sie wiinschen sich im Durchschnitt kirzere Wochen-
arbeitszeiten: Aktiv unselbstandig beschaftigte Frau-
en wirden gerne ihre Vollzeiterwerbstatigkeit um
2 Stunden pro Woche reduzieren, aktiv unselbstandig
beschéftigte Manner um 1,7 Wochenstunden.? Uber
alle Arbeitszeitkategorien betrachtet wollen aktiv
unselbstandig beschaftigte Manner (15-64 Jahre) im
Durchschnitt 39,5 Stunden pro Wochen und aktiv un-
selbstandig beschéftigte Frauen (15-59 Jahre) durch-
schnittlich 32,2 Stunden erwerbstatig sein.

Eine im Durchschnitt gewiinschte kiirzere oder langere
Gesamtarbeitszeit bedeutet jedoch nicht, dass alle Er-
werbstatigen ihre Wochenarbeitszeit gerne anpassen

wirden. Das Gegenteil ist der Fall: Etwa drei Viertel
der aktiv unselbstandig Beschaftigten aufern keinen
Veranderungswunsch.??* Die individuelle Arbeitszeit-
praferenz ist allerdings keine fixe GroRe, sondern von
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Rahmenbe-
dingungen abhangig und somit letztlich politisch ge-
staltbar (Eurofound, 2001).

16.2.6 Osterreich im europiischen Vergleich

In allen Landern der Europadischen Union arbeiten
Frauen im Durchschnitt weniger Stunden pro Woche
(Normalarbeitszeit) als Manner. Die geschlechtsspezi-
fische Arbeitszeitllicke bei unselbstandig Erwerbstati-
gen betragtim EU-28-Durchschnitt 5,8 Stunden, wobei
sie in den alten Mitgliedslandern (EU-15: 6,7 Stunden)
hoher und in den neuen Mitgliedsstaaten niedriger
ausfallt. Hintergrund sind die unterschiedliche Ver-
breitung und das unterschiedliche Stundenausmaf}
von Teilzeitarrangements: Im europaischen Durch-
schnitt arbeitet fast jede dritte Frau Teilzeit (Teilzeit-
quote EU-28: 32,6%)**? und knapp jeder zehnte Mann
(EU-28: 8,5%). Dabei zeigen sich enorme landerspezifi-
sche Unterschiede.

Die Niederlande fiihren die Teilzeitstatistik sowohl bei
den Mannern als auch den Frauen an: Fir niederlan-
dische Frauen stellt die Teilzeitbeschaftigung bereits
die Norm dar (Teilzeitquote 78,7%). Sie blicken auf
eine lange Tradition von Teilzeitarrangements zurtick,
die in den 1950er Jahren ihren Anfang nahm (Baierl -
Kapella, 2014). Mit deutlichem Abstand folgen Oster-
reich und Deutschland (jeweils 47,7%), Belgien (44,3%)

2 Frauen mit (berlangen Wochenarbeitszeiten (60 Stunden und mehr) wollen im Schnitt um 14,3 Stunden pro Woche weniger
Erwerbsarbeit leisten (Gesamtarbeitszeitwunsch im Durchschnitt 51,6 Stunden), Mdnner mit (iberlangen Wochenarbeitszeiten
wollen im Schnitt um 12,6 Stunden pro Woche weniger Erwerbsarbeit leisten (Gesamtarbeitszeitwunsch im Durchschnitt 52,1
Stunden). In der Arbeitszeitkategorie 41 bis 59 Stunden wollen Frauen im Durchschnitt ihre Erwerbsarbeitszeit um 4,7 Stunden
(auf durchschnittlich 41,3 Stunden pro Woche) reduzieren, Médnner um 3,5 Stunden (auf durchschnittlich 43,3).

21 Bej 70,1% der Teilzeitbeschdttigten und 74,4% der Vollzeitbeschdttigten decken sich die realisierte und prdferierte Wochenarbeitszeit.
222 Selbsteinschdtzung der aktiv unselbstdndig Erwerbstditigen im Alter zwischen 15 und 64 Jahren. Zahlen beziehen sich auf das Jahr 2015.

337
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und Grof3britannien (40,0%) mit ebenfalls Uberdurch- des Spektrums finden sich Rumanien (0,9%), Bulgari-
schnittlich hohen Teilzeitquoten. Am anderen Ende en (2,2%) und Kroatien (4,2%).

Abbildung 7: Teilzeitquoten aktiv unselbstandig Beschaftigter im EU-Vergleich, 2015, nach Geschlecht
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Quelle: EUROSTAT (LFS-Sonderauswertung), WIFO-Berechnungen. Unselbsténdig Erwerbstdtige (15 bis 64 Jahre) exklusive Personen
in Mutterschutz oder Elternkarenz. Teilzeit nach Selbsteinschdtzung der Befragten. Reihung analog nachfolgender Abbildung.

Unter Mannern ist die Teilzeitbeschaftigung allgemein  schen 0,6% in Rumanien und 27,0% in den Niederlan-
weniger stark verbreitet; die Teilzeitquote liegt zwi- den. Nach den Niederlanden folgt auf Platz zwei Da-
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nemark mit 16,4%. Osterreich nimmt im europdischen  terschied in den geschlechtsspezifischen Teilzeitquo-
Landergefiige mit einer leicht tiberdurchschnittlichen  ten ist in Osterreich jedoch betrachtlich und wird nur
Teilzeitquote der Madnner (9,3%) Rang 10 ein. Der Un-  von den Niederlanden tibertroffen.

Abbildung 8: Durchschnittliche normale Wochenarbeitszeit im EU-Vergleich, 2015, nach Geschlecht
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Quelle: EUROSTAT. Durchschnittliche Normalarbeitszeit der Erwerbstdtigen (Unselbstdndige). Gereiht nach der Arbeitszeitliicke.

Lénder gereiht nach dem Ausmals der Arbeitszeitliicke zwischen Mdnnern und Frauen. Unselbsténdig Erwerbstdtige inklusive Per-
sonen in Elternkarenz (15 bis 64 Jahre).
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Die Arbeitszeitprofile in der Europadischen Union sind
insgesamt alles andere als einheitlich. MaRgeblich ge-
staltet werden sie von den institutionellen Regeln zur
Arbeitszeitregulierung in den jeweiligen Landern, die
auf nationaler Ebene durch gesetzliche Arbeitszeit-
standards, auf Branchenebene im Rahmen von Kollek-
tivvertragen, auf Betriebsebene oder auf individueller
Ebene angesiedelt sein kdnnen (Anxo - O’Reilly, 2000).
Geschlechtsspezifische Unterschiede in den lander-
spezifischen Arbeitszeitprofilen werden dagegen stark
von anderen Faktoren determiniert. Fiir die Vollzeiter-
werbstatigkeit von Frauen spielen gesellschaftliche
Normvorstellungen ebenso eine Rolle wie 6konomische
Notwendigkeiten oder die Verfligbarkeit von Kinderbe-
treuung - entweder formal in 6ffentlichen Einrichtungen
oder informell etwa durch Grofeltern (Eurofound, 2012).

In den meisten osteuropaischen Landern?® ist Euro-
found (2012)** zufolge die Arbeitszeit zwischen Man-
nern und Frauen relativ gleichverteilt, mit einer hohen
Konzentration auf eine 40-Stunden-Woche. Angesichts
der niedrigen Teilzeitquote erfolgt der Arbeitsmarkt-
zugang in diesen Landern, Uberspitzt formuliert, ent-
weder in Vollzeit oder gar nicht. In den nordischen
Landern®* wiederum sind Vollzeitarrangements mit
36 bis 39 Wochenstunden die am haufigsten realisierte
Arbeitszeitkategorie von Mannern und Frauen, gefolgt
von der 40-Stunden-Woche bei Mannern bzw. der 30-
bis 35-Stunden-Woche bei Frauen. In den kontinen-
tal- und stideuropaischen Landern??, zu denen Oster-

reich zahlt, sind die Geschlechterunterschiede in den
Arbeitszeitprofilen stark ausgepragt, mit einer hohen
Konzentration auf Teilzeitarrangements bei Frauen
und auf Vollzeitarrangements bei Mannern. Anders als
bei den nordischen Landern, bei denen laut Eurofound
(2012) eine Anndherung der Arbeitszeitprofile zwi-
schen Mannern und Frauen beobachtet werden kann,
sehen sie fur die kontinental- und stdeuropdischen
Lander eher ein Auseinanderdriften.

Positiv mit der Teilzeitquote der Frauen korreliert ist
die Beschaftigungsquote der Frauen (Eurofound,
2012). Das bedeutet, dass Lander mit einer hoheren
Teilzeitquote tendenziell eine hohere Beschaftigungs-
quote aufweisen. Negativ ist, von wenigen Ausnahmen
abgesehen, der Zusammenhang mit der durchschnitt-
lichen Arbeitszeit - je hoher die Beschaftigungsquote,
desto geringer ist tendenziell die durchschnittliche
Wochenarbeitszeit (Kimmerling, 2013).

16.3 Zusammenfassung

Die wochentliche Erwerbsarbeitszeit ist in Osterreich
in vielerlei Hinsicht ungleich verteilt. Sie differiert nach
Geschlecht, ausgelbter Tatigkeit und Branche und
stellt ein Abbild von Arbeitsplatz- und personenspezi-
fischen Gegebenheiten dar. Vor allem die geschlechts-
spezifische Dimension zieht sich wie ein roter Faden
durch die Osterreichische Arbeitszeitlandschaft. Be-
einflusst wird sie in hohem MaRe von der ungleichen

2% | ettland, Zypern, Tschechien, Litauen, Slowakei, Bulgarien, Polen und Ungarn (mittel- und osteuropdische Landercluster in der

EUROFOUND-Studie).

2 Dje Clusterbildung in der EUROFOUND (2012) Studie erfolgt auf Basis des Arbeitsstandard-Index (LRS - Labour Rights Standard In-
dex) und des Gender Empowerment Measurements (GEM). Damit werden einerseits die nationalen Systeme der Arbeitsbeziehungen
abgebildet (LRS), andererseits wird die Iénderspezifische Ungleichheit von Mdnnern und Frauen in der politischen und ékonomi-
schen Partizipation gemessen (GEM). Die Clusterbildung dient nicht der Etablierung einer neuen Wohlfahrtsstaattypologie, sondern
ist auf die Fragestellung der Studie zugeschnitten: Erklért werden sollen die geschlechtsspezifische Unterschiede in der Arbeitszeit-
verteilung (Erwerbsarbeit einerseits und unbezahlter Arbeit andererseits) und der Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben.

2% Norwegen, Schweden, Ddnemark, Finnland und die Niederlande (nordische Cluster in der EUROFOUND-Studie).
2% Belgien, Osterreich, Deutschland, Frankreich, Portugal, Spanien, Slowenien, Luxemburg, Italien, Griechenland (kontinental- und

stideuropdische Cluster in der EUROFOUND-Studie).
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Verteilung von Betreuungspflichten und damit der
Aufteilung zwischen bezahlter Erwerbsarbeit und un-
bezahlter Familienarbeit.

In Osterreich ist fast jede zweite Frau teilzeitbeschaf-
tigt, aber nur knapp jeder zehnte Mann. Die Teilzeit-
quote der Frauen ist auch im europaischen Vergleich
hoch und senkt die durchschnittliche wochentliche
Normalarbeitszeit: Sie betragt 32,7 Stunden pro
Woche - das liegt um 8,8 Stunden unter der durch-
schnittlichen wochentlichen Arbeitszeit von Mannern.
Vollzeitbeschaftigte Frauen sind im Durchschnitt jiin-
ger, hoher gebildet und finden sich haufiger in héher
qualifizierten Tatigkeiten als teilzeitbeschaftigte Frau-
en. Teilzeitbeschaftigte Frauen arbeiten haufiger im
Handel sowie in Dienstleistungsberufen und leben
haufiger in einer Partnerschaft mit mindestens einem
Kind unter 15 Jahren als vollzeitbeschaftigte Frauen.
Vollzeitbeschaftigte Manner sind demgegenlber im
Durchschnitt alter als teilzeitbeschaftigte Manner und
arbeiten haufiger in der Sachgitererzeugung. Teil-
zeitbeschaftigte Manner arbeiten haufiger im Handel,
dem Unterrichts- und dem Gesundheitswesen und
Uben haufiger Dienstleistungsberufe oder héher qua-
lifizierte Tatigkeiten aus. Anders als bei den Frauen
sind teilzeitbeschaftigte Manner haufiger hoher gebil-
det als vollzeitbeschaftigte. Frauen reduzieren haufig
ihre Arbeitszeit, weil sie Kinder oder pflegebediirftige
Erwachsene betreuen, Manner, weil sie sich aus- oder
weiterbilden.

12,5% der Teilzeitbeschaftigten geben an, keine Voll-
zeitstelle zu finden - sie sind nach der Definition von
EUROSTAT unfreiwillig teilzeitbeschaftigt und wdr-

den gerne mehr Stunden pro Woche Erwerbsarbeit
leisten. Unerfiillte Arbeitszeitpraferenzen hegen aber
auch freiwillig Teilzeitbeschaftigte; das Ausmal® dif-
feriert dabei je nach Grund fir die Teilzeitbeschafti-
gung. Insgesamt wirden teilzeitbeschaftigte Frauen
im Durchschnitt gerne 2,4 Stunden pro Woche und
teilzeitbeschaftigte Manner 5,4 Stunden pro Woche
mehr arbeiten. Generell gilt dabei: Je kirzer die wo-
chentliche Normalarbeitszeit ausfallt, desto hoher ist
im Durchschnitt die gewiinschte Arbeitszeiterhdhung.
Und umgekehrt. Beschaftige mit langen Arbeitszeiten
wiinschen sich im Durchschnitt kirzere Arbeitszeiten.
Das Veranderungspotenzial bei vollzeitbeschaftigten
Mannern betragt im Durchschnitt 1,7 Stunden pro Wo-
che, bei den Frauen 2,0 Stunden.

Kontrovers wird die Teilzeitbeschaftigung in der Li-
teratur bewertet. Teilzeitarrangements kdnnen eine
Moglichkeit darstellen, unterschiedliche Gruppen mit
einer geringen Erwerbsneigung flr den Arbeitsmarkt
zu mobilisieren, wie etwa Mitter mit kleinen Kindern,
Personen mit gesundheitlichen Einschrankungen oder
Altere (OECD, 2010, Garnero, 2016). In puncto Arbeits-
zufriedenheit kann die individuelle Arbeitszeitredukti-
on einen positiven Beitrag zur Vereinbarkeit von Beruf
und Privatleben leisten und sich positiv auf die Ge-
sundheit auswirken (OECD, 2010).

Gleichzeitig sind Teilzeitjobs im Vergleich zu Vollzeit-
jobs mit einer Reihe von Nachteilen behaftet (OECD,
2010, Schulze - Buschoff, 1999). Diese betreffen die
Bezahlung?”, die Arbeitsplatzsicherheit sowie die be-
ruflichen Weiterbildungs- und Karriereméglichkeiten.
Hinzu kommt die im erwerbszentrierten Osterreichi-

2" Aufgrund des geringeren Wochenstundenausmales liegt der Bruttomonatslohn von teilzeitbeschéftigten Frauen im Durch-
schnitt unter jenem von vollzeitbeschdftigten Frauen. In Hinblick auf den Bruttostundenlohn deuten rezente Studien darauf hin,
dass es in Osterreich keinen Teilzeitabschlag fir Frauen gibt (BGheim et al,, 2013). Das bedeutet, dass der Bruttostundenlohn von
vollzeitbeschdftigten und teilzeitbeschdftigten Frauen in etwa gleich hoch ist. Die Nettoléhne von teilzeitbeschdftigten Frauen
sind aufgrund des progressiven Steuertarifs sogar héher als jene von vollzeitbeschdftigten Frauen.
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schen sozialen Sicherungssystem mitunter prekare
soziale Absicherung bei Arbeitslosigkeit und im Alter,
da die eingesetzte Erwerbsarbeitszeit und das damit
erzielte Entgelt die Basis fiir das Arbeitslosengeld und
die Pensionshohe sind. Dies flhrt in Paarhaushalten
zu finanzieller Abhangigkeit vom Partner, die innerfa-
milidren Machtverhaltnisse verschieben sich zuguns-
ten des Mannes. Bricht der Familienverbund ausei-
nander, steigt das (Alters-)Armutsrisiko von Frauen.
Die ungleiche Inanspruchnahme von Teilzeitarrange-
ments zwischen Mannern und Frauen und die damit
einhergehende groRe Arbeitszeitliicke zwischen den
Geschlechtern ist zudem mit einem ,,Gleichstellungs-
problem“ (Klenner, 2015) verbunden, da Teilzeitbe-
schéaftigte in puncto Arbeitsplatzzugang, Arbeitsbedin-
gungen und Aufstiegschancen Vollzeitbeschaftigten
gegenuber benachteiligt sind (Nicolaisen, 2011, zitiert
nach Klenner, 2015).
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17. VERTEILUNG DER SOZIALEN
KRISENFOLGEN:
VERSCHIEBUNGEN SEIT 2008

17.1 Rahmenbedingungen und Krisen-
abfolgen

Eine schwerwiegende Auswirkung der weltweiten
Finanz- und Wirtschaftskrise zeigte sich bereits wahrend
des drohenden Zusammenbruchs der internationalen
Finanzmarkte 2008: Die Komplexitat der Ereignisse fiihr-
te zu einer breiten gesellschaftlichen Verunsicherung,
nicht zuletzt auch in Bezug auf den Lebensstandard und
die soziale Sicherheit. Die konkreten Auswirkungen die-
ser Entwicklungen auf die Gesellschaft waren zunachst
kaum abschatzbar und viele Veranderungen zeigten bzw.
zeigen ihre tatsachliche Dimension erst nach Jahren.

Der vorliegende Beitrag soll krisenbedingte Ver-
schiebungen im Bereich des sozialen Zusammenhalts
in Osterreich beleuchten und darstellen, wo sich Chan-
cen und Risiken in den letzten acht Jahren neu verteilt
haben - sowie auch auf sozialstaatliche Abfederungen
und Kontinuitaten hinweisen. Ein zeitlicher Vergleich
zum Vorkrisenjahr 2008 in ausgewahlten Bereichen
soll einen Uberblick bieten und insbesondere jene
Bevolkerungsgruppen hervorheben, welche die Ver-
lierer/innen dieser Entwicklungen waren bzw. sind. Da
in den letzten acht Jahren verschiedene krisenbeding-
te Wirkungszusammenhange aufgetreten sind, soll
am Beginn ein kurzer Abriss der (europadischen) Krisen
stehen, welchen in der Folge auch entsprechende po-
litische MaRnahmen in Osterreich zugeordnet werden.

Diese Vorgangsweise soll einen Beitrag dazu leisten,
die Beschreibung sozialer Entwicklungen nicht auf die
gelaufigen wirtschafts- und arbeitsmarktpolitischen
Kennzahlen zu beschranken.??® Dariuiber hinaus kann
diese Perspektive eine lbersichtliche Darstellung der
sozialen Brennpunkte erméglichen und Hinweise ge-
ben, welche Teile der 6sterreichischen Bevolkerung
die hochsten gesellschaftlichen Kosten der Finanz-
krise tragen - und wo sich die akuten und zukunftigen
sozialpolitischen Herausforderungen zeigen (werden).

17.1.1 Wirtschaftseinbruch, kurze Erholung und
Flaute

Ende 2008 konnte die bevorstehende ,Wucht des
Aufpralls“ der internationalen finanzékonomischen
Verwerfungen in Osterreich noch kaum eingeschatzt
werden: Die etablierten 6sterreichischen Wirtschafts-
forschungsinstitute IHS und WIFO rechneten zu die-
sem Zeitpunkt fiir 2009 zwar mit einer Rezession oder
Stagnation?®, der zu erwartende reale BIP-Rlckgang
wurde damals mit hochstens 0,1% bis 0,5% geradezu
optimistisch beziffert.*° Der reale Wirtschaftseinbruch
2009 lag letztendlich bei 3,8%, wobei dieser ohne die
umfassenden nationalen und internationalen kon-
junkturstiitzenden MaRnahmen weitaus drastischer
ausgefallen ware. Die internationale Verflechtung der
Wirtschaftskrise zeigte sich nicht zuletzt im erhebli-
chen Riickgang bei den Exporten: 2009 kam es bei den
gesamten Warenausfuhren im Vergleich zum Vorjahr
zu EinbuRen von rd. 20% (im Wert von insgesamt deut-
lich Giber 23 Mrd. EUR); aber auch die Einfuhren ver-
ringerten sich schlagartig um ca. 18%.%**

2% siehe auch Initiative ,Beyond GDP*: http://ec.europa.eu/environment/beyond_gdp

223 ygl. Wifo/IHS: 2009 erreicht Rezession Osterreich; in: Die Presse vom 19.12.2008:
http://diepresse.com/home/wirtschaft/finanzkrise/439034/WifolHS_2009-erreicht-Rezession-Osterreich

20 vgl. Scheiblecker, Marcus (WIFO): Prognose fiir 2009 und 2010: Europas Wirtschaft in der Rezession — heimische Wirtschaftspolitik

démpft den Abschwung; Wien, Dezember 2008, S.1.

#1ygl. Wohlmuth, Stefan: AuRenhandel im Jahr 2009; in: Statistik Austria (Hrsg.): Statistische Nachrichten 8/2010, S. 708-710


http://ec.europa.eu/environment/beyond_gdp
http://diepresse.com/home/wirtschaft/finanzkrise/439034/WifoIHS_2009-erreicht-Rezession-Osterreich
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Zwei Konjunkturpakete sowie eine auf das Jahr 2009
vorgezogene Steuerreform umfassten insgesamt ein
Wirkungsvolumen von rd. 12 Mrd. EUR; gemessen am
Bruttoinlandsprodukt zeigte sich, dass diese stabili-
sierenden KrisenmafRnahmen in Osterreich (mit ca. 4%
des BIP) zu den groRten im OECD-Vergleich gehorten.
Ohne diese Mallnahmen - und jener wichtiger Export-

[ander - ware flir 2010 ein um etwa 2% geringeres Wirt-
schaftswachstum zu erwarten gewesen.?*

Tatsachlich bewirkten die antyzyklischen MaRnah-
men, dass sich die Wirtschaftslage von 2010 bis 2012
deutlich verbesserte.

Grafik 1: BIP-Veranderung gegeniiber dem Vorjahr in %, real

+5,0
+4,0
+3,0
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+1,0 \
+O’O \/
-1,0
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-5,0
2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015
Osterreich +3,6 +1,5 -3,8 +1,9 +2,8 +0,7 +0,1 +0,6 +1,0
Euroraum +3,1 +0,5 -4,5 +2,1 +1,6 -0,9 -0,3 +0,9 +1,7
USA +1,8 -0,3 -2,8 +2,5 +1,6 +2,2 +1,5 +2,4 +2,4

Quelle: Eurostat, World Bank

Die letzten Jahre waren in Osterreich hingegen wie-
der von bescheidenem Wirtschaftswachstum gepragt.
Nachdem die expansive Konjunkturpolitik vor allem
im Euroraum auch mit teils massiven Anstiegen der
Staatsschulden einherging (v.a. in Irland, Griechenland
und Portugal), verloren in der Folge die am starksten
betroffenen EU-Mitgliedstaaten das Vertrauen der in-

ternationalen Finanzmarkte und Rating-Agenturen;
entschlossene gemeinsame Euro-Rettungsmalinah-
men wurden notwendig. In diesem Zusammenhang
wird die multiple Krisenbelastung in Europa deut-
lich: Bereits ab dem Jahr 2010 setzte diese als ,,Euro-
krise“ bezeichnete Staatsschuldenkrise ein und wirkte
sich in der Folge wiederum deutlich negativ auf das

22 vgl. Breuss, fritz/Kaniovski, Serqguei/Schratzenstaller, Margit: Gesamtwirtschaftliche Effekte der Konjunkturbelebungsmalnah-

men; in: WIFO Monatsberichte 9/2009, S. 675

347
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Wirtschaftswachstum (v.a. im Euroraum) aus - nicht
zuletzt aufgrund der EU-weit forcierten nationalen
Austeritatsprogramme (,EU-Sparpolitik®).

Osterreich musste zwischen 2012 und 2014 mit einem
realen BIP-Wachstum von unter einem Prozent kamp-
fen, im Euroraum insgesamt kam es sogar zu einem
BIP-Riickgang. Im Vergleich dazu konnte sich bei-
spielsweise die US-Wirtschaft relativ konstant erholen
und erreichte ab 2014 wieder Wachstumsraten von
deutlich liber 2 Prozentpunkte (siehe Grafik 1).

17.1.2 Angespannte Arbeitsmarktlage neben
Beschaftigungszuwachsen

Die Einflussfaktoren auf die sozialen Entwicklungen
in Osterreich gestalteten sich daher bereits seit 2008
sehr unglinstig und die wirtschaftlichen Verwerfungen
machten sich unmittelbar am Arbeitsmarkt bemerk-
bar: Bereits im Marz 2009 hat sich die Zahl der beim
AMS?3 registrierten Arbeitslosen gegeniliber Marz 2008
von 210.000 auf 271.000 (d.h. um +29%)?34 erhoht. Wah-
rend es in den folgenden zwei Jahren v.a. aufgrund der
verstarkten aktiven Arbeitsmarktpolitik und der ein-
setzenden Wirkung der Konjunkturpakete zu einem
leichten Ruckgang der Arbeitslosigkeit gekommen
ist, zeigte sich in den Folgejahren bis zuletzt eine fort-
gesetzte Verscharfung der Arbeitsmarktprobleme in
Osterreich: Zwischen 2011 und 2015 kam es insgesamt
zu einer Zunahme um rd. 107.600 auf 354.300 Arbeits-
lose.

Auch im europdischen Vergleich hat sich die weithin
glinstigere Arbeitsmarktlage in Osterreich etwas relati-

23 Arbeitsmarktservice: www.ams.at > Arbeitsmarktdaten

viert: Nahm die 6sterreichische Arbeitslosenquote von
Juni 2011 bis zum selben Monat im Jahr 2013 EU-weit
den niedrigsten Platz ein, liegt diese derzeit im guten
Mittelfeld mit 5,9% an 8. Stelle.?*® Ein EU-Vergleich der
Arbeitslosenquoten bzw. deren Entwicklung seit 2008
zeichnet ein vielschichtiges Bild der Problemlagen -
trotz krisenbedingtem Negativtrend erweist sich die
Osterreichische Arbeitsmarktlage jedoch weiterhin als
vergleichsweise giinstig (siehe Grafik 2).

Die europaweit ungleiche Verteilung der sozialen Kri-
senfolgen zeigt sich gerade im Bereich der Arbeitslo-
sigkeit: Wahrend in stark betroffenen EU-Staaten seit
2008 Anstiege von bis zu 17 Prozentpunkte stattge-
funden haben und tber 20% der Bevolkerung arbeits-
los sind (Griechenland und Spanien), liegt der EU-28-
Durchschnitt der Zunahme bei 2,4 Prozentpunkten
und das Niveau der Arbeitslosigkeit zuletzt bei 8,8%.

In Osterreich erfolgte im selben Zeitraum mit +1,6 Pro-
zentpunkten eine unterdurchschnittliche Zunahme
und auch das Niveau der Arbeitslosigkeit lag zuletzt im
2. Quartal 2016 mit 6,1% deutlich unter dem EU-Durch-
schnitt.

Dennoch haben die Osterreicher/innen derzeit mit
der hochsten Arbeitslosigkeit seit 60 Jahren zu kamp-
fen. In diesem Zusammenhang ist relevant, dass
auch die Zahl der Beschaftigten seit 2008 um fast
150.000 Personen zugenommen hat - allerdings ist
hier ausschlaggebend, in welcher Qualitat diese Be-
schaftigungszunahme erfolgt ist. Konnen die zusatz-
lichen Beschaftigungsverhaltnisse die gestiegene Ar-

21 ygl. Monitoring Uber Sozialdaten (04/2009): www. sozialministerium.at > Service | Medien > Downloads (Suchbegriff: ,Sozial-

datenmonitoring®)

25 gktuelle Arbeitsmarktdaten: www.sozialministerium.at > Arbeit | Behinderung > Arbeitsmarkt > Arbeitsmarktdaten (Anm.: Eine
Ursache fiir das hohere Niveau der ésterreichischen Arbeitlosenquote ab 2014 besteht auch in von Statistik Austria umgesetzten

Verbesserungen bei der Berechnungsmethode.)


https://www.sozialministerium.at/site/Arbeit_Behinderung/Arbeitsmarkt/Arbeitsmarktdaten/
www.ams.at 
https://www.sozialministerium.at/site/Service_Medien/Infomaterial/Downloads/?method=searchPublicationAndDownloads&category1=&query=Sozialdatenmonitoring&button1id=Downloads+suchen
https://www.sozialministerium.at/site/Service_Medien/Infomaterial/Downloads/?method=searchPublicationAndDownloads&category1=&query=Sozialdatenmonitoring&button1id=Downloads+suchen
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beitslosigkeit zumindest teilweise entscharfen, oder verfligbare Arbeitszeit oder in Hinblick auf das Rechts-
kennzeichnet diese steigende Beschaftigung hierfur  verhaltnis)?
unzureichende Eigenschaften (z.B. in Bezug auf die

Grafik 2: Arbeitslosigkeit - Vergleich ausgewahlter EU-Mitgliedstaaten seit 2008 und Stand 2016

. 23,1
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Deutschland 12
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2. Quartal 2016 (in %) [ Veranderung 2008-2015 (in %-Pkten.)
Quelle: Eurostat (letzte Aktualisierung 6.10.2016)

Eine weitere wichtige Frage, die in diesem Beitrag ge- 17.1.3 Stabile Konsumquote und riicklaufige

klart werden soll, ist die Gefahrdungsverteilung in Be- Sparquote

zug auf die zunehmende Arbeitslosigkeit: Fir welche  An der Schwelle des Ubertritts der Krise auf die dster-
Bevolkerungsgruppen kam es verstarkt zu krisenbe-  reichische Realwirtschaft Ende 2008 war die Besorgnis
dingten Briichen oder Nachteilen im Erwerbsleben, groR, dass sich die Zukunftséangste der Bevdlkerung in
wer sind die grofiten Verlierer/innen der Krise? einem massiven Einbruch der Einzelhandelsumsatze
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niederschlagen wurden. Ein drastischer Riickgang des
Konsums hatte die Rezession verstarkt und den posi-
tiven Effekten der KonjunkturmalRnahmen entgegen-
gewirkt. Doch bereits das Weihnachtsgeschaft 2008

sorgte fiir eine erste Entwarnung®® und auch in den
nachsten Jahren starkte eine stabile Konsumquote die
osterreichische Wirtschaft.

Grafik 3: Konsum-, Spar- und Investitionsquote (in %) 2008-2015
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Quelle: OeNB, Statistik Austria, WIFO

I Konsumgquote: Anteil des privaten Konsums am Bruttoinlandsprodukt
2 Sparquote (netto): Anteil des Sparens der privaten Haushalte am ges. verfiigbaren Einkommen
* Investitionsquote: Anteil der Unternehmensinvestitionen am Bruttoinlandsprodukt

Daneben weist indessen eine deutlich sinkende Spar-
quote darauf hin, dass dieser Konsum zunehmend
nicht mehr nur aus laufenden Einkommen gedeckt wur-
de bzw. werden kann (siehe Grafik 3); dartiber hinaus
bestehen auch verminderte Sparanreize infolge des
Absinkens der Einlagezinsen?*. Demgegeniiber ist die

Investitionsquote der Osterreichischen Unternehmen
zwar (v.a. zwischen 2012 und 2015) insgesamt um etwa
2 Prozentpunkte gesunken, ein ausgepragter Rulck-
gang wie bei der Sparquote der privaten Haushalte seit
2008 um 5 Prozentpunkte ist jedoch nicht feststellbar.
Diese relativ stabile Investitionstatigkeit vor allem seit

2 vgl. Meldung der Austria Presse Agentur vom 22. Dezember 2008: ,Christkind trotzt Krise: Weihnachtsgeschdéft wie Vorjahr®

27 vgl. Interview mit Rechts- und Staatswissenschafter Dr. Wolfgang Hetzer: ,Der Sparer wird schleichend enteignet*; in: Der Standard

vom 17.3.2016, S. 13.
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Beginn der Krise stellt keine Selbstverstandlichkeit
dar, das zeigen beispielsweise Riickgange im selben
Zeitraum von (ber 11 Prozentpunkten in Portugal
oder von rd. 4 Prozentpunkten in Italien.2%

Dass die Investitionsfreudigkeit der sterreichischen
Unternehmen im Krisenverlauf keinen substanziel-
len Einbruch erlitten hat, liegt nicht zuletzt auch an
den konjunkturstiitzenden Mallnahmen der oOsterrei-
chischen Bundesregierung, die u.a. im nachsten Ab-

17.1.4 Krisenabfolgen und politische Gegen-
strategien

Seit 2008 wirkten unterschiedliche Auspragungen
krisenhafter Entwicklungen in Europa auf Osterreich
ein. Diese bewirkten wiederum spezifische politische
Mallnahmen. Folgende Tabelle 1 gibt hiervon einen
komprimierten Uberblick. Darlber hinaus kann diese
Darstellung behilflich sein, in der Folge auch vertei-
lungswirksame Entwicklungen besser einordnen zu
kénnen:

schnitt Gberblickshaft dargestellt werden.

Tabelle 1: Krisenabfolgen und MalRnahmen der 6sterreichischen Bundesregierung

Wirtschafts- und Finanzkrise

= Beginn: Platzen der US-Immobilienblase im Sommer 2007
= Krise erfasst 6sterreichische Realwirtschaft im Herbst 2008
= einschneidendes Krisenjahr in Osterreich: 2009

Zeitraum

US-Immobilien- und Spekulationskrise 2007: Haufung von uneinbringlichen (,faulen®)
Krediten; Eskalation aufgrund des Zusammenbruchs derInvestmentbank,,Lehman Brothers*
im September 2008; massive Kursverluste an den Borsen; weltweit massive Einbriiche bei
der Industrieproduktion und ein stark angeschlagenes internationales Bankensystem
fuhrte zu stockender Kreditvergabe an die Realwirtschaft » daher staatliche Garantien und
Bankenrettungen (Verhinderung einer langerfristigen ,Kreditklemme®) » Entwicklungen
fihrten zu einem starken Riickgang des Bruttoinlandsprodukts (v.a. 2009) und zur Wirt-
schaftskrise

Verlauf

= Vorziehen der fiir 2010 geplanten Steuerreform auf 2009 (Entlastung v.a. fiir Personen
mit geringem/mittlerem Jahreseinkommen; Ausweitung der Spendenabsetzbarkeit;
Besteuerung von Aktienoptionen fiir Manager/innen; hohere Freibetrage fiir Selbststandige
inkl. Ein-Personen-Unternehmen; Familienpaket); Volumen (Abgaben-Minderaufkommen):
ca.3 Mrd. EUR/Jahr

= Arbeitsmarktpakete I und Il (rd. 570 Mio EUR 2009/2010)

= Konjunkturpaket | (Beschluss Oktober 2008): Investitionen in Infrastruktur, Finanzierungs-
kostensenkung fir Unternehmen (Ausweitung staatlicher Haftungen und Garantien so-
wie Ermoglichung giinstiger Kreditkonditionen zur Abwendung der befiirchteten ,Kredit-
klemme®), Erh6hung der Einkommen privater Haushalte, Unterstiitzung Osterreichischer
Export-Unternehmen und Investoren; Volumen: insg. ca. 2,2 Mrd. EUR fiir 2009 und 2010

= Konjunkturpaket Il (Beschluss Dezember 2008): regionale Beschaftigungsoffensive,
kostenloses Kindergartenjahr, Forschungsforderung, Investitionen in Infrastruktur
(v.a. Bauwirtschaft); Volumen: insg. ca. 1,6 Mrd. EUR fiir 2009 und 2010

MaRnahmen der
osterreichischen
Bundesregierung

28 Bruttoinvestitionsquoten - Eurostat-Abfrage vom 31.8.2016 (http://appsso.eurostat.ec.europa.eu/nui/submitViewTableAction.do)
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Fortsetzung Tabelle 1:

Staatsschulden- bzw. Eurokrise

Beginn ab 2010, nachdem Griechenlands Kreditwirdigkeit von der Ratingagentur
»Standard&Poor‘s“ im Oktober des Vorjahres herabgesetzt wurde; sukzessives ,,Down-

Zeitraum grading®“ Griechenlands und weiterer Staaten der Eurozone (v.a. Italien, Spanien, Portugal
und Zypern) sowie negative Trendeinschatzungen fiir fast alle Mitgliedstaaten der Eurozone;
tendenzielle Entspannung ab 2014

Staatsschuldenkrisen von Euro-Mitgliedstaaten: unterschiedliche Auspragungen je nach
Eurozonen-Mitglied; im Mittelpunkt standen jeweils Herabstufungen der Kreditwiirdigkeit
(durch Ratingagenturen) aufgrund hoher Staatsverschuldungen, die sich u.a. im Zuge der
Konjunkturprogramme nach Eintritt der Wirtschafts- und Finanzkrise verscharften (be-
troffen waren insbesondere Griechenland, Spanien, Portugal, Italien, Irland, Zypern und
Slowenien); die betroffenen Euro-Mitgliedsstaaten erhielten auf den internationalen Finanz-

Verlauf markten keine leistbaren Refinanzierungen mehr » EU-Lander mit ausreichender Bonitat
stellten Darlehen bereit (,,Euro-Rettungsschirm®, ESM?); gleichzeitig setzte die EU Initiativen
zur Haushaltsdisziplin v.a. der Eurozonen-Mitgliedstaaten (,Schuldenbremse* = EU-Fiskal-
pakt, ,Sixpack“?) » die gesamte Eurozone wurde wirtschaftlich geschwacht (die in vielen
Staaten umfangreichen KonsolidierungsmafRnahmen erschwerten zusatzlich die konjunk-
turelle Erholung; in vielen Krisenlandern kam es zu Kiirzungen im Sozialsystem und Kauf-
kraftverlusten)

Budgetkonsolidierung in Osterreich ab 2010 > ,,Sparpaket“-Einigung 2012:

= sturkturelles gesamtstaatliches Defizit soll nach den MalRnahmen den Zielen der
Osterreichischen ,Schuldenbremse“? entsprechen (2017 max. 0,45% des BIP); Volumen
insgesamt: 26,5 Mrd. EUR (2012 bis 2016)

MaRnahmen-Beispiele:

= Anhebung der Hochstbeitragsgrundlage (Arbeitslosen- und Pensionsversicherung)
= Aufnahmestopp fiir den 6ffentlichen Dienst bis 2014

= Verwaltungsreformen (Einsparungen u. Effizienzsteigerungen)

= Streichung der Spekulationsfrist beim Immobilien-Verkauf

= bis 2016 befristeter Solidarbeitrag (Angestellte ab 184.000 EUR brutto/Jahr)

= Abgeltungsabgabe fiir unversteuerte Gelder auf schweizerischen Konten

= Befiirwortung der Einflihrung einer Finanztransaktionssteuer nach EU-Modell

= Halbierung der staatlichen Pramie fiir die Privatvorsorge und das Bausparen

MaRnahmen der
osterreichischen
Bundesregierung

In bestimmten Bereichen aber auch zusatzliche Investitionen (2012-2016):

= Schulen (1,6 Mrd. EUR), Universitaten (Uni-Milliarde ab 2013), Gesundheit, Infrastruktur,
Sicherheit, Arbeitsmarkt (750 Mio. EUR Arbeitsmarktoffensive fir Altere), Pflege
(Verlangerung des Pflegefonds); bestehende ,,Offensivmittel” blieben unangetastet

= keine Anhebung von Massensteuern

Quellen: Bundeskanzleramt, BMF, IHS, WIFO

I ESM = Europdischer Stabilitétsmechanismus (www.esm.europa.eu)
2 Information des Europdischen Parlaments: www.europarl.europa.eu > Informieren > Kurzdarstellungen zur Europdischen Union
>Wirtschafts- und Wahrungsunion > Kapitel 4.2.1 ,Ein neuer Rahmen fir die Fiskalpolitik*


www.esm.europa.eu
www.europarl.europa.eu
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Diese Ubersicht zeigt, dass in der Abfolge der Krise-
nentwicklungen zundchst kaufkraftstarkende sowie
investitionsstiitzende Mallnahmen getroffen wurden
(Entlastung niedriger und mittlerer Einkommen durch
das Vorziehen der Steuerreform, Konjunkturpakete
mit starkem Schwerpunkt auf Infrastruktur-Investi-
tionen). In einem spateren Schritt wurden jedoch im
Rahmen des Konsolidierungspakets 6ffentliche Ausga-
ben wieder reduziert. Denn wie in anderen EU-Staaten
auch hat sich in Osterreich der offentliche Schulden-
stand seit 2008 stark erhoht, namlich bis 2015 um
insgesamt rd. 18 Prozentpunkte auf ca. 86% des BIP.
Allerdings relativieren Vergleiche zu Entwicklungen in
anderen Eurozonen-Staaten im selben Zeitraum wie
Italien (+30,3 Prozentpunkte auf 132,7%), Portugal
(+57,3 Prozentpunkte auf 129%) oder Griechenland
(+67,5 Prozentpunkte auf 176,9%) das Ausmal des
krisenbedingten Staatsschuldenzuwachses in Oster-
reich.2%

Dessen ungeachtet wurden - v.a. vor dem Erfahrungs-
hintergrund der rigorosen Kreditwurdigkeitsherabstu-
fungen von (krisengebeutelten) Staaten - in Osterreich
und ganz Europa Konsolidierungspakete geschnurt
(siehe Tabelle 1). Diese ,kollektive EU-Sparpolitik” ver-
minderte die wirtschaftliche Dynamik des Euroraums
in den letzten Jahren deutlich.

In Zusammenhang mit der Budgetkonsolidierung
in Osterreich wurde aber auch erkennbar, dass die
Starkung der Verteilungsgerechtigkeit zunehmende
Bedeutung bei der Gestaltung der politischen MaR-
nahmen einnahm: Neben der Einflihrung eines Solidar-

beitrags von Personen mit sehr hohen Einkommen
wurden auch mit Hilfe der Anhebung der Hochst-
beitragsgrundlage und mit der Streichung der Speku-
lationsfrist bei Immobilienverkdufen diesbeziigliche
Akzente gesetzt.

Die Tatsache, dass die Wirtschaftskrise ihren Ur-
sprung in einer Spekulationskrise hatte, fiihrte zu ei-
ner verstarkten Sensibilisierung dahingehend, dass
die Kosten der Sparpakete nicht zu Lasten jener Be-
volkerungsgruppen mit geringen Einkommen gehen
sollten. Eine in Bezug auf das Einnahmenvolumen
symbolische Entscheidung, welche diese Haltung ver-
mitteln sollte, war die Wiedereinfihrung der Schaum-
weinsteuer (,Sektsteuer”) 2014%°, wahrend das Spar-
paket dezidiert keine Erhéhung von Massensteuern®!

vorsah.

All diese Akzentuierungen mussen aber im Kontext
der Dimensionen budgetarer Anstrengungen, die bei-
spielsweise im Rahmen des Finanzmarktstabilitats-
gesetzes zu Beginn der Wirtschaftskrise bereits 2008
getroffen wurden, relativiert werden: Der Osterrei-
chische Bankensektor wurde durch Ubernahme von
Haftungen sowie Gewdhrung von Darlehen an Bank-
und Finanzinstitute, durch Zufiihrung von Eigenmit-
teln und z.T. durch Ubernahme von Eigentumsrechten
in Ausnahmeféllen (z.B. Kommunalkredit, Hypo Alpe
Adria) massiv gestiitzt. Bereits damals wurde vom Ge-
setzgeber ein finanzieller Rahmen von bis zu 22 Milliar-
den EUR zur Verfligung gestellt, wobei die Instrumente
»Zufiihrung von Eigenkapital“ sowie ,Ubernahme von
staatlichen Haftungen“ am starksten in Anspruch ge-

29 Furostat-Daten ,Offentlicher Schuldenstand* (letztes Update vom 10.10.2016)

0 vgl. Linsinger, Eva: Sektsteuer: Abgaben fir ,Reiche und Lustige” haben eine lange Tradition; in: Profil 17.12.2013:
http://www.profil.at/oesterreich/sektsteuer-abgaben-reiche-lustige-tradition-370729
(Anm. d. Verf.: Laut Angaben des Bundesministeriums fir Finanzen lag der Abgabenerfolg bei der Schaumweinsteuer im Jahr

2015 bei rd. 20 Mio. EUR.)

21 vgl. Bundeskanzleramt Osterreich: Konsolidierungspaket 2012-2016; Wien Februar 2012, S. 2.
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nommen wurden.?** Der Osterreichische Fiskalrat be-
zifferte indessen, dass bis Ende 2015 insgesamt 35,7
Mrd EUR der Bruttoverschuldung auf MaRnahmen im
Rahmen des Bankenpakets zurtickzufiihren sind.?*?

Daneben berechnete die Statistik Austria die erwar-
teten Gesamtkosten fur die Osterreichischen Steuer-
zahler/innen, welche sich alleine im Zuge der Ver-
staatlichung der gescheiterten Hypo Alpe Adria-Bank
bzw. im Zusammenhang mit deren Abbaugesellschaft
HETA?* ergeben, auf insgesamt 12,5 Mrd. EUR?*®. Die
Ausgestaltung einer gerechten Verteilung diesbezlg-
licher budgetarer Einschrankungen wird eine der gro-
Ren zukiinftigen Herausforderungen darstellen.

Im Vergleich dazu: Die jahrlichen Ausgaben fiir die Be-
darfsorientierte Mindestsicherung (BMS) beliefen sich
2015 - ebenfalls laut Statistik Austria - auf 0,8 Mrd. EUR
(das sind 0,8% an den gesamten Sozialausgaben).

17.1.5 Aktuelle Herausforderungen und Ausblick

Vor dem Hintergrund der Entwicklungen seit 2008
kommt auch dem im Jahr 2015 von Osterreich ge-
leisteten Beitrag bei der Bewaltigung der Fliichtlings-
bewegungen nach Europa®® eine verteilungspoliti-
sche Dimension zu: Eine der zentralen Aufgaben der
nachsten Jahre wird zweifelsfrei in der erfolgreichen
Bewaltigung der beruflichen und sozialen Integration

dieser Bevolkerungsgruppe liegen.

Erste Erhebungen des Arbeitsmarktservice (AMS) zei-
gen, dass die beruflichen Kompetenzen der fliichten-
den Menschen unterschiedlich ausgepragt sind:
Wahrend beispielsweise von den Fliichtlingen aus Afg-
hanistan nur26% eine lGber die Pflichtschule hinausge-
hende Ausbildung erworben haben, liegt dieser Anteil
bei den erhobenen Personen aus Syrien bei 67%. Das
AMS hat in diesem Zusammenhang 2016 rund 68 Mio.
EUR fiir Mallnahmen zur Integration von Asylberech-
tigter in den Arbeitsmarkt investiert, v.a. in Form von
Deutschkursen, Aus- und Weiterbildungen und im Be-
reich der Anerkennung von Qualifikationen.?*’

Europa steht weiterhin vor groRen Herausforderun-
gen - nicht nur in Bezug auf die Fliichtlingskrise. Auch
das eingetretene Pro-Brexit-Votum in GroRbritannien
hat neue wirtschaftliche und europapolitische Un-
Die fuhrenden Wirt-
schaftsforschungsinstitute IHS und WIFO prognosti-

sicherheiten hervorgerufen.

zierten im Herbst 2016 fiir das laufende Jahr ein reales
BIP-Wachstum von 1,7% und fiir 2017 mit 1,5% einen
Wert im Euroraum-Durchschnitt. Dariiber hinaus wur-
de festgehalten, dass der private Konsum 2016 erst-
mals seit drei Jahren wieder gestiegen ist und das
Osterreichische Wirtschaftswachstum in selben Jahr
mit +1,7% den Rickstand zum Euro-Raum und zu
Deutschland Uberwunden habe. Dariiber hinaus
schatzen die WIFO-Experten/Expertinnen die negati-
ven Effekte des ,Brexits“ auf Osterreichs Wirtschaft als

geringfligig ein (weniger als 0,1% des BIP 2017).248

2 vgl. Bundesministerium fur Finanzen: www.bmf.gv.at > Finanzmarkt > Finanzmarktstabilitétspaket

3 ygl. Information des Bliros des Fiskalrates vom 12. Jdnner 2016: Das ,0sterreichische Bankenpaket* und die Staatsfinanzen

(www.fiskalrat.at > Publikationen > Sonstige Studien)

24 HETAASSET RESOLUTION AG (www. heta-asset-resolution.com)
5 vgl. Meldung der Austria Presse Agentur vom 26. Juni 2016: ,Hypo-U-Ausschuss - Hypo als Milliardengrab fiir Steuergeld”

8 laut Asylstatistik des Innenministeriums rd. +60.300 Antrdge im Vergleich zum Jahr 2014

%7 ygl. Sozialministerium >Service | Medien >News & Veranstaltungen > Archiv (12.1.2016): ,Kompetenzchecks als Ausgangbasis fir

Fliichtlingsintegration*

%8 ygl. WIFO: Prognose fiir 2016 und 2017: Konsum wdchst erstmals seit drei Jahren wieder, Wien, September 2016, S. 1-6


www.bmf.gv.at
www.-fiskalrat.at
www.heta-asset-resolution.com
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Trotz dieser gunstigeren konjunkturellen Aussichten
prognostiziert das Arbeitsmarktservice auch fir 2017
einen weiteren Anstieg der Arbeitslosigkeit, da v.a.
das Arbeitskrafteangebot starker als die Beschafti-
gung zunehmen werde.?* Eine zuletzt veroffentlichte
mittelfristige WIFO-Prognose erwartet aus demselben
Grund sinkende Arbeitslosenzahlen in Osterreich erst
fur das Jahr 2021.%°

17.2 Arbeitsmarkt und Beschiftigung

Im ersten Abschnitt wurde die allgemeine Entwick-
lung der Arbeitslosigkeit seit 2008 dargestellt. Dieser
Teil des Beitrags soll die spezifische Verteilung dieses
Anstiegs sowie des gleichzeitigen Beschaftigungszu-
wachses beleuchten.

17.2.1 Merkmale des Anstiegs der Arbeitslosigkeit
2008 bis 2015

Wahrend sich zunachst im Krisenjahr 2009 die gestie-
gene Arbeitslosigkeit vor allem auf die Berufsgruppe
sIndustrie und Gewerbe“ konzentrierte (aufgrund der
bereits erwahnten Einbriiche bei der Industrieproduk-
tion), verteilten sich die Anstiege in den Folgejahren
Uber alle Branchen weitgehend ausgleichend, sodass
sich mittlerweile kein Wirtschaftszweig als markanter
LKrisenverlierer“ abhebt.

Bei einer Betrachtung in Bezug auf die Ausgangslage
2008 vermitteln soziodemografische Eigenschaften
wie Alter, Geschlecht, Bildungsstand oder Staatsan-
gehorigkeit der von Arbeitslosigkeit betroffenen Men-

schen ein aussagekraftigeres Bild (siehe Tabelle 2):

Tabelle 2: Zahl der arbeitslosen Personen nach Bildung, Alter und Geschlecht 2008-2015

Insgesamt @Zﬁgtﬁe Veranderung 2008-2015 in %
2008 2009 2015  2008-2015 |nsgesamt Frauen Mainner

Bildung
Kein Schulabschluss 12.063 14.057 23.220 +11.157 +92,5 +86,5 +97,1
Pflichtschule 87.134 104.478 141.029 +53.895 +61,9 +52,9 +69,3
Lehrausbildung 73.598 93.140 115.401 +41.803 +56,8 +48,7 +61,2
Hohere Schule 17.539 22.073 33.464 +15.925 +90,8 +82,5 +99,9
Akademische Ausbildung 8.649 10.663 21.515 +12.866 +148,8 +149,2 +148,3
Alter
junger als 25 Jahre 34.069 42.908 46.701 +12.632 +37,1 +26,0 +45,8
von 25 bis unter 50 Jahre 134.564 165.672 213.816 +79.252 +58,9 +53,2 +63,8
ab 50 Jahre 43.620 51.728 93.814 +50.194 +115,1 +116,5 +114,2
Insgesamt! 212.253 260.309 354.332 +142.079 +66,9 +59,7 +72,6

Quelle: BaliWeb-Abfrage; AMS, HVS

I Die Summe der Arbeitslosen in allen Bildungskategorien ist geringer als jene in der Zeile ,Insgesamt*, da unter diesen auch die
Kategorien ,Unbegekldrt“ und ,Mittlere Ausbildung“enthalten sind, die nicht ausgewiesen wurden.

9 vgl. AMS/Synthesis Forschung: Vortibergehend verlangsamter Anstieg der Arbeitslosigkeit - Quartalsprognose zum dsterreichi-

schen Arbeitsmarkt 2016/2017; Wien, September 2016, S. 5-9

20 ygl. WIFO-Presseinformation: Mittelfristige WIFO-Prognose: Arbeitslosigkeit steigt bis 2019/20 weiter; Wien, Oktober 2016, S. 1-2
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Im Krisenjahr 2009 erfolgte die Zunahme der Arbeits-
losigkeit noch in allen drei dargestellten Altersgruppen
relativ gleichmaRig (mit einer geringfligig hoheren re-
lativen Betroffenheit der jlingeren Bevolkerung). In der
Gesamtbetrachtung der Kategorie ,Alter” ist jedoch
auffallend, dass die starkste absolute Zunahme mit
rd. 79.300 Personen zwar erwartungsgemal bei den
Personen im Erwerbsalter zwischen 25 und 50 Jahren
stattgefunden hat; die hochste relative Zunahme ist
zwischen 2008 und 2015 hingegen mit 115% bei den
alteren Erwerbstatigen festzustellen.?>!

In diesen Zahlen schlagen sich neben demografischen
Effekten aber auch langfristige Bemihungen der
Bundesregierung nieder, frihzeitige Pensionierungen
zuriickzudrangen und mit Hilfe beruflicher Rehabilitie-
rungsmaRnahmen die Zahl der (unbefristeten) Invali-
ditatspensionistinnen/-pensionisten zu begrenzen.

Betrachtet man die Zunahme der Arbeitslosigkeit
seit Beginn der Krise nach dem Bildungsstatus, zeigt
sich eine vielschichtige Entwicklung seit 2008: Einer-
seits wird deutlich, dass jene Personen, die nur tber
einen Pflichtschulabschluss verfuigen, in absoluten
Zahlen mit einer Zunahme um fast 54.000 auf rd.
141.000 Arbeitslose bis zum Jahr 2015 die grofte Ri-
sikogruppe darstellen; andererseits kam es beispiels-
weise auch bei den Akademikerinnen/Akademikern zu
einem splirbaren Anstieg (rd. +13.000 Personen), wo-
bei hier das Niveau mit etwa 21.500 arbeitslosen Per-
sonen hingegen deutlich geringer ist.

Denn wahrend Personen ohne einen die Pflichtschu-
le Ubersteigenden Bildungsabschluss seit 2008 in
etwa konstant einen Anteil von 46% an den gesam-

ten Arbeitslosen einnehmen, liegt der Akademiker/
innen-Anteil 2015 bei nur 5% (2008: 3,3%). Die Arbeits-
losenquoten nach Bildungsabschluss sind in diesem
Zeitraum an beiden ,Extremen®“ gestiegen: Jene der
Nur-Pflichtschul-Abganger/innen um fast 12 Prozent-
punkte auf 26% im Jahr 2015; jene der Akademiker/
innen um 1,5 Prozentpunkte auf 3,4%.%2

In diesem Sinne konnte héhere Bildung zwar nicht
ganzlich vor der zunehmenden Arbeitslosigkeit schit-
zen - ein deutliches Signal ist aber, dass sich insgesamt
etwa 45% der gesamten Zunahme der Arbeitslosigkeit
zwischen 2008 und 2015 auf Personen mit keinem oder
nur Pflichtschulabschluss verteilt hat.

Die geschlechtsspezifische Verteilung zeigt in fast allen
Bildungskategorien (aulRer bei den ,,Akademischen Aus-
bildungen®) sowie in der Gesamtbetrachtung eine deut-
lich stérkere prozentuelle Zunahme der Arbeitslosigkeit
bei den Mannern. Zwischen 2008 und 2015 erhdhte sich
der Anteil der Manner an den gesamten arbeitslosen
Personen um etwa zwei Prozentpunkte auf rd. 58%.

Auslander/innen kdmpfen in Osterreich seit 2008 mit
einem deutlich erhéhten Arbeitslosigkeitsrisiko: Lag
der Anteil der Personen mit osterreichischer Staats-
birgerschaft an den gesamten Arbeitslosen vor Be-
ginn der Krise bei 82%, so sank dieser Anteil bis 2015
um rd. 10 Prozentpunkte auf 73%. Insbesondere
Personen aus Drittstaaten sind in Osterreich einem
zunehmenden Arbeitslosigkeitsrisiko  ausgesetzt:
Wahrend ihr Bevolkerungsanteil laut Statistik Austria
2015 nur rd. 6,6% umfasst, lag ihr Anteil an den gesam-
ten Arbeitslosen im selben Jahr bei rd. 16%. An dieser

Stelle ist hinzuzufligen, dass auch das Arbeitskrafte-

#1 Es bestehen hier auch geringfiigige Effekte der Alterung (langzeitbeschdftigungslose Personen fallen innerhalb des Beobach-

tungszeitraumes in eine héhere Alterskategorie).

22 vgl. www.ams.at > Arbeitsmarktdaten > Berichte und Auswertungen > Arbeitsmarkt & Bildung
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potenzial®*® im selben Zeitraum um beinahe 290.000 langer als zwolf Monate von Arbeitslosigkeit betroffen
Personen oder 8% angewachsen ist. waren, zwischen 2008 und 2015 um sieben Prozent-

punkte angestiegen ist und sich die Gesamtzahl jener
Die Entwicklung der durchschnittlichen Dauer der Ar-  Personen insgesamt versechsfachte, blieb jener Anteil
beitslosigkeit weist auf eine zunehmende Zahl von der zwischen drei und sechs Monate arbeitslos Ge-
Personen hin, die gravierende Probleme haben, wieder = meldeten relativ konstant. Demgegentiber sank hinge-
ein geregeltes Erwerbsleben fiihren zu kdnnen. Diese  gen der Anteil jener Personen, die nur kurze Arbeits-
Verteilung der Dauer der Arbeitslosigkeit wurde in losigkeitsperioden von unter drei Monaten erleben im
den Jahren seit Beginn der Krise ebenfalls ungleicher:  gesamten Zeitverlauf sogar um 17 Prozentpunkte.
Wahrend der Anteil jener arbeitslosen Personen, die

Grafik 4: Veranderung der Anteile an den gesamten arbeitslosen Personen nach Staatsangehoérigkeit
zwischen 2008 und 2015
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Osterreich EU-15! EU-NMS? Drittstaaten

2008 [ 2015

Quelle: BaliWeb-Abfrage; AMS, HVS

! ohne Osterreich
2 EU-Mitgliedstaaten der Erweiterungsrunden 2004, 2007 inkl. Kroatien

23 Das Arbeitskrdftepotenzial (nationale Definition) umfasst alle unselbststdndig Erwerbstdtigen und die registrierten arbeitslosen
Personen.
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Tabelle 3: Arbeitslose Personen nach Vermerk- bzw. Verweildauer 2008-2015

Veranderung Anteile 2015 VNI b EiET

2008 2015 2008-15in % in % :ﬁ;:lllaigitlei
bis unter 3 Monate 139.988 173.866 +24 49 -17
3 Monate bis unter 6 Monate 45.164 78.701 +74 22 +1
6 Monate bis unter 1 Jahr 21.355 67.004 +214 19 +9
1 Jahr und langer 5.746 34.760 +505 10 +7

Quelle: Quelle: BaliWeb-Abfrage; AMS, HVS

Mit fortwahrender Dauer der angespannten Lage auf
dem Arbeitsmarkt wird somit auch jene Personen-
gruppe grofler, der es aufgrund unterschiedlicher
Nachteile (v.a. Qualifikationshintergrund und gesund-
heitliche Probleme) besonders schwerfillt, einen neu-
en Arbeitsplatz zu finden bzw. langfristig zu behalten.
Diese Tendenz bildet sich noch deutlicher in der Zahl
der langzeitbeschaftigungslosen Personen ab: Im Un-

terschied zur Kategorie ,Langzeitarbeitslosigkeit”
werden bei diesem Konzept all jene beriicksichtigt,
die langer als 365 Tage als arbeitslos registriert sind
oder auch an einer (AMS-)Schulung teilnehmen bzw.
sich auf Lehrstellensuche befinden. Erst eine Unter-
brechung von Uber 62 Tagen (langere Krankheit oder
Arbeitsaufnahme?**) unterbricht Langzeitbeschafti-
gungslosigkeit.

Grafik 5: Langzeitbeschaftigungslosigkeit 2008-2015 (in Personen)

2008: Insgesamt
Frauen 14.718

Manner 19.820

34.538

2015: Insgesamt
Frauen

Manner

109.943
44.273
65.670

Differenz 2008-15
Frauen

Manner

+29.555

+75.405

+45.850

0 20.000

Quelle: AMS

#* Bezugssperre® gilt nicht als Unterbrechung.
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Wie in Grafik 5 ersichtlich wird, kam es zwischen 2008
und 2015 zu einem deutlichen Anstieg dieser von der
angespannten Arbeitsmarktlage am schwerwiegends-
ten betroffenen Bevoélkerungsgruppe: Der Zuwachs
um rd. 75.400 Personen auf insgesamt rd. 110.000 Per-
sonen bedeutet zudem mehr als eine Verdreifachung
dieser von langfristiger Erwerbsferne gepragten Men-
schen. Laut einer Darstellung des AMS lag der Lang-
zeitbeschaftigungslosen-Anteil an den arbeitslosen
Mannern im November 2015 mit 34,2% hoher als jener
unter den arbeitslosen Frauen (28,4%). Darliber hinaus
sind arbeitslose Personen ab 45 Jahren (+8%-Pkte.),
Arbeitslose mit hochstens Pflichtschulabschluss (rd.
+4%-Pkte.) sowie v.a. jene mit einer gesundheitlichen
Vermittlungseinschrankung (+21%-Pkte.) lberdurch-
schnittlich von Langzeitbeschaftigungslosigkeit be-
troffen.?

Junge Menschen mit ahnlich gelagerten Schwierig-
keiten am Beginn ihrer Erwerbskarrieren werden mit
der Kennzahl NEET?*¢ erfasst. Es handelt sich hierbei
um Personen im Alter zwischen 15 und 24 Jahren, die
erwerbslos sind und auch an keiner Aus- oder Weiter-
bildung teilnehmen (EU-Definition). Wenngleich Oster-
reich bei dieser Kennzahlinsgesamt zwischen 2008 und
2015 einen weitgehend konstanten Verlauf vorweisen
kann und mit zuletzt 7,5% im Vergleich zum EU-Durch-
schnitt (12%) ein relativ geringes Niveau einnimmt,
besteht doch ein geschlechtsspezifischer Unterschied
im Zeitverlauf: Wahrend die mannliche NEET-Quote
seit 2008 um fast einen Prozentpunkt auf 7,7% zuge-
nommen hat, ist jene der jungen Frauen im selben Ver-
gleichszeitraum 0,8 Prozentpunkte zurtickgegangen.

Uber den gesamten Beobachtungszeitraum be-
trachtet wurde der hochste NEET-Wert in Oster-
reich mit 8,2% im Krisenjahr 2009 gemessen.”’

17.2.2 Steigende Beschaftigungszahlen durch
Frauen und Teilzeit

Auch wenn dieser Befund widerspriichlich erscheint:
Die - wie bereits beschrieben - fast kontinuierlich stei-
gende Arbeitslosigkeit in Osterreich seit Beginn der
Krise(n) ging mit steigenden Beschaftigungszahlen
einher. Um diese Aussage nachvollziehbar zu machen,
lohnt sich ein Blick auf die Qualitat dieser neuen (un-
selbststandigen) Beschaftigungsverhaltnisse.

Eine Moglichkeit liegt in der Betrachtung der Verteilung
zwischen Voll- und Teilzeitbeschaftigungsverhaltnis-
sen: Wahrend 2008 die Teilzeitquote, also der Anteil der
Teilzeitbeschaftigten an den gesamten unselbststan-
dig Erwerbstatigen, insgesamt bei 23% lag, erhohte
sich dieser Anteil bis zum Jahr 2015 auf 28%. Dieser An-
stieg ist bei beiden Geschlechtern erfolgt, jedoch nicht
im selben Ausmaf’ und vor allem auch nicht vom selben
Niveau ausgehend: Wahrend die Frauen-Teilzeitquote
von 2008 bis 2015 um 5,7 Prozentpunkte angewachsen
ist und am Ende dieses Zeitraums den Wert 47,8% ein-
genommen hat, stieg diese bei den Mannern im selben
Zeitraum um 3,2 Prozentpunkte, erreichte aber auch
2015 den vergleichsweise niedrigen Wert von 9,8%.

Mit Hilfe von Tabelle 4 wird ersichtlich, dass die Anzahl
der unselbststandig Beschaftigten im Vergleichszeit-
raum insgesamt um knapp 156.000 Personen (+4,5%)
angestiegen ist, dieser Zuwachs aber nur Teilzeit-

25 vgl. Arbeitsmarktservice Osterreich: Langzeitarbeitslosigkeit und Langzeitbeschdftigungslosigkeit; Spezialthema zum Arbeits-
markt, November 2015, S. 3: http://www.ams.at/_docs/001_spezialthema_1115.pdf

2% NEET = Not in Education, Employment, or Training

27 Eurostat-Abfrage: nichterwerbstdtige Jugendliche, die weder an Bildung noch an Weiterbildung teilnehmen (NEET), Altersgruppe
der 15-24-Jéhrigen (http://ec.europa.eu/eurostat - Code: tesem150)
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Erwerbstatige umfasst; in Summe kam es von 2008 bis
2015 zu einem Anstieg der Teilzeit-Beschaftigten von
rd. 213.400 Personen, die Zahl der Vollzeit-Erwerbsta-

tigen nahm hingegen im selben Zeitraum um 57.400
ab.

Tabelle 4: Entwicklung unselbststandig Erwerbstatige 2008-2015, nach Voll-/Teilzeit und Geschlecht

Gesamtentwicklung

Unselbststandig Verand. seit 2008

Erwerbstatige

Vollzeit-Erwerbstatige Teilzeit-Erwerbstatige
Verand. seit 2008 Verand. seit 2008

im Jahr 2015 absolut in % absolut in % absolut in %
Insgesamt 3.609.200 +155.900 +4,5% -57.400 -2,2% +213.400 +26,5%
Manner 1.875.900 +32.100 +1,8% -28.100 -1,6% +60.200 +49,7%
Frauen 1.751.300 +123.900 +7,6% -29.300 -3,1% +153.200 +22,4%

Quelle: Statistik Austria; Mikrozensus-Arbeitskréfteerhebung

Darliber hinaus ist festzustellen, dass der Netto-
Beschaftigungszuwachs zu rd. 79% von Teilzeit ar-
beitenden Frauen getragen wird - wohingegen die
Vollzeit-Beschaftigungsverhaltnisse bei beiden Ge-
schlechtern seit 2008 deutlich sowohl bei Mannern
(-1,6%) als auch bei Frauen (-3,1%) abnehmen.

Grafik 6: Atypische Beschaftigung 2008-2015
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Eine weitere wesentliche Perspektive besteht in der
Entwicklung der atypischen Beschaftigungsverhalt-
nisse: In Grafik 6 werden die Veranderungen fiir fol-
gende Hauptkategorien atypischer Beschaftigungsfor-
men dargestellt: geringfligig Beschaftigte, befristete
Arbeitsvertrage, ,,Neue Selbststandige®, geringfligige
freie Dienstvertrage und andere freie Dienstvertrage.
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Quelle: Hauptverband der dsterreichischen Sozialversicherungstrdger, Eurostat
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Die zunehmende Bedeutung der geringfligigen Be-
schaftigung halt an: Im Jahr 2015 gab es rd. 68.600
mehr geringfligig Beschaftigte als 2008. Auch diese
Entwicklung ist in den Kontext der angespannten Ar-
beitsmarktlage zu setzen, da der monatliche Richtwert
fur geringfligige Beschaftigung?® als Zuverdienstgren-
ze beim Arbeitslosengeld und bei der Notstandshilfe
sowie auch beim Bezug vorzeitiger Pensionsleistun-
gen (z.B. Korridorpension) herangezogen wird. So ha-
ben beispielsweise allein die Falle einer Kombination
zwischen geringfligiger Beschaftigung und dem Bezug
einer Arbeitslosenleistung bereits zwischen 2008 und
dem darauffolgenden Jahr um 1,3 Prozentpunkte (rd.
+4.600 Falle) zugenommen.? Bis zum Jahr 2015 be-
trug die Zunahme bei dieser Kombination (seit 2008)
insgesamt rd. 23.500 Personen®®°.

Auch die befristeten Arbeitsverhaltnisse haben seit
2008 stark zugenommen, namlich um 39.000 oder 22%
auf rd. 213.000 Vertrage im Jahr 2015. Dieser Trend
liegt deutlich tiber dem EU-Durchschnitt (+1,4%); in
Deutschland kam es bei den befristeten Arbeitsver-
tragen im selben Vergleichszeitraum sogar zu einem
Rickgang von rd. 3%.

2015 arbeiteten dariiber hinaus rd. 47.000 Menschen
als ,Neue Selbststandige® und damit um ca. 7.600
mehr als 2008. Diese wachsende Zahl an Unterneh-
mer/innen ohne Gewerbeschein(pflicht) sind in Berei-
chen tatig, die friiher in erster Linie unselbststandige

& monatliche ,Geringflgigkeitsgrenze 2016: 415,72 EUR

Beschaftigungsverhaltnisse begriindeten (z.B. Thera-
peutinnen/Therapeuten, Gutachter/innen, Autorin-
nen/Autoren, Vortragende)®!. Wahrend 2008 nur rd.
42% der ,Neuen Selbststandigen“ Frauen waren, er-
hohte sich dieser Anteil bis 2015 auf knapp 45%.

Bei den ,Freien Dienstvertragen“ ist im selben Zeit-
verlauf hingegen eine deutliche und kontinuierliche
Reduktion feststellbar (auch bei der Variante unter
der Geringfligigkeitsgrenze). Diese Entwicklung wurde
nicht zuletzt von gewerkschaftlichen Forderungen un-
terstutzt, welche davon ausgehen, dass der Grof3teil
der Freien Dienstnehmer/innen aus rechtlicher Sicht
eigentlich (kollektivvertraglich geregelte) Angestellten-
vertrage erhalten mussten.?®? Dariiber hinaus wurden
Kostenvorteile fir Arbeitgeber/innen reduziert, da Freie
Dienstnehmer/innen ab 2008 sowohl in die Arbeitslo-
senversicherung, in die ,,Abfertigung NEU“ als auch in
die Insolvenzentgeltsicherung einbezogen wurden.

Vollzeit-Arbeitsvolumen geringer als 2008

Ein Jahresvergleich zwischen 2008 und 2015 zum Ge-
samtausmal des Arbeitsvolumens, das sind die ins-
gesamt geleisteten Arbeitsstunden unselbststandig
Beschaftigter, bestatigt die Tendenz zur Teilzeit in
Osterreich und zeigt dariiber hinaus einen Trend zur
Reduktion geleisteter Uberstunden. In der Gesamt-
betrachtung hat das Arbeitsvolumen unselbststandig
Beschéftigter, Selbststandiger und Mithelfender?: seit
2008 um 5% abgenommen.?®*

29 ygl. Riesenfelder, Andreas u.a.: Geringflgige Beschdftigung in Osterreich; Sozialpolitische Studienreihe - Band 9, Wien 2011, S. 58

20 Durchschnitt Janner bis Oktober 2015 (Quelle: AMS DWH)
#1vgl. www. help.gv.at > Suchbegriff: Neue Selbststdndige

2 ygl. Kainrath, Verena: Frei, billig, ungeschlitzt; in: Der Standard vom 31. Juli 2013, S. 17

%3 Das sind z.B. Familienangehdrige, die in einem Familienbetrieb mitarbeiten.

#* Diese Daten beruhen auf der Arbeitskrdfteerhebung nach dem Inldnderkonzept; werden Daten aus der Volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnung herangezogen, die auch jene steigende Anzahl ausldndischer Beschdftigter berticksichtigt, die im Ausland
wohnen (Einpendler/innen), ergibt sich ein Anstieg beim Arbeitsvolumen (néhere Informationen dazu siehe Kapitel 16 ,Verteilung

der Arbeitszeit“ im Abschnitt 16.1).
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Tabelle 5: Arbeitsvolumen der Erwerbstatigen in der Haupttatigkeit, insgesamt; Summe in Mio. Stunden

Unselbststandige

davon darunter
Insgesamt! Vollzeit Teilzeit Uberstunden
Verand. Verand. Verand. Verand.
2015 in % 2015 in % 2015 in % 2015 in %
zu 2008 zu 2008 zu 2008 zu 2008

Insgesamt 6.654,3 -50% 4.668,2  -7,6%  929,0 +22,9%  253,0  -27,2%
Industrie und 1.837,5  -45% 15831 -63% 1079 +22,6% 72,3  -30,1%
Gewerbe

szl 11392  -0,4%  1.0049  -1,0% 71,9 +28,7% 453  245%

von Waren

Bau 5982 -12,2% 4855  -16,7% 300  +8,1% 222 -39,5%
Dienstleistungen? 4.437,3 -3,8% 3.042,7 -8,2% 812,4 +22,5% 179,0 -25,6%

Handel, 9216 -154% 614,5 -195% 1894  +6,2% 31,5  -37.4%

Instandhaltung

HEt e 3596  -5,0% 3022 -7.8% 261 +31,0% 192 -31,1%

Lagerei

Beherbergung 384,9 -147% 2220  -16,7% 724 +28,0% 128  -38,5%

u. Gastronomie

Offentliche 4705  -2,0% 4097  -3,7% 60,9  +11,3% 257  -21,3%

Verwaltung

Erzs il s 5779 +7,4% 3494  -52% 1757  +39,4% 209  -17,6%

und Sozialwesen
260 LR EEIATE 1222 +52% 1048  +2,7% 17,4 +22,5% 40  29,0%

angestellt®

Quelle: Statistik Austria

I Mit Ausnahme der Kategorie ,bei Leiharbeitsfirma angestellt“ enthalten die Werte auch das Arbeitsvolumen Selbststéndiger/Mit-
helfender.

2 Die jeweiligen Unterkategorien stellen eine unvollsténdige Auswahl dar.

° Angestellte bei Leiharbeitsfirmen scheinen auch als Teilmenge in den anderen Kategorien auf.

Bei den unselbststandig Beschaftigten spiegelt sich
die zuvor beschriebene Beschaftigungsentwicklung
(siehe Tabelle 5): Wahrend seit 2008 das Vollzeit-
Arbeitsvolumen um 7,6% abgenommen hat, hat jenes
der Teilzeit-Beschaftigten im selben Zeitraum um
22,9% zugenommen. Der Vollzeit-Riickgang war im
Vergleichszeitraum am starksten in den Branchen
s,Handel und Instandhaltung® (-19,5%) sowie ,Be-

herbergung und Gastronomie“ und ,Bau“ (jeweils
16,7%).

Die Teilzeit nahm zwischen 2008 und 2015 wiederum in
den Branchen ,Verkehr und Lagerei“ (+31%), ,Herstel-
lung von Waren“ (+28,7%) sowie ,Beherbergung und
Gastronomie® (+28%) am deutlichsten zu. Der Uber alle
Branchen relativ gleichmaRig verteilte Uberstunden-
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Riickgang von insgesamt 27,2% weist zudem darauf hin,
dass der Wegfall regularer Vollzeit-Arbeitsverhaltnisse
nicht mit Hilfe einer zunehmenden Inanspruchnahme
von (bezahlten) Uberstunden kompensiert wurde.

Wahrend bei den Mannern die Teilzeit-Zunahme in der
Branche ,,Dienstleistungen® im Beobachtungszeitraum
am starksten ausgepragt war (+54,9%), zeigte sich
dieser bei Frauen im Bereich ,Industrie und Gewerbe*
mit 20,4%. Die Vollzeit-Volumina gingen sowohl bei den
Mannern als auch bei den Frauen bei den Dienstleistun-
gen am starksten zuriick (-8,3% bzw. 7,9%).

17.3 Einkommensentwicklungen seit
Krisenbeginn

Diese schwierige Arbeitsmarktlage wirkt sich vor allem
auch aufdie Verteilung der unselbststandigen Einkom-
men aus. Die personellen (also individuellen) Einkom-
men verzeichneten aufgrund der zunehmenden Ar-
beitslosigkeit sowie steigenden Teilzeit-Beschaftigung
v.a. in den unteren Einkommensgruppen Riickgange,
da vermehrt niedrige (personelle) Jahreseinkommen

lukriert wurden. Diese Verluste konnten auf Ebene der
Gesamteinkommen der Haushalte noch bis vor kurzem
- v.a. auch durch die wachsende (Teilzeit-)Erwerbsbe-
teiligung der Frauen - weitgehend abgefedert werden.

17.3.1 Reallohnverluste bei den unteren Persone-
neinkommen

Die in Tabelle 6 dargestellte Entwicklung der Bruttojah-
reseinkommen zwischen 2008 und 2014 zeigt einerseits
deutlich, dass die Zuwéachse des unteren Einkommens-
viertels - aber auch des Medianeinkommens - deutlich
unter der Inflation fur diesen Zeitraum liegen (lag ins-
gesamt bei 12,2%?2¢%), womit hier Reallohnverluste be-
stehen. Allerdings spiegelt diese Entwicklung vielmehr
bereits behandelte (strukturelle) Anderungen auf dem
Arbeitsmarkt wider, namlich die Zunahme der Teilzeit
sowie nichtganzjahriger Beschaftigung aufgrund von
gestiegener Arbeitslosigkeit. Daher befinden sich im
unteren Einkommensviertel nur noch wenige Vollzeit-
beschaftigte. Diese Entwicklungen werden eingehend
im Kapitel 13 ,,Entwicklung und Verteilung der Einkom-
men“im Abschnitt 13.4.1 behandelt.

Tabelle 6: Entwicklung der Bruttojahreseinkommen® (unselbststandig Erwerbstatige) 2008-2014, in EUR

Veranderung
2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 oot TR
Unterstes Ein- 11375 11237 11213 11.087 11227 11.283 11.497 +1,1%
kommensviertel
Medianeinkommen? 24,253 24449 24516 24.843 25.373 25.767 26.273 +8,3%
sl 37102 37.601 37.974 38470 39.450 40.155 40.840 +10,1%

kommensviertel*

Quelle: Statistik Austria, Lohnsteuerdaten

I ohne Lehrlinge

2 1. Quartil: 25% der Bevélkerung verfligen tber ein Bruttojahreseinkommen unter diesen Grenzwerten.
3 2. Quartil: Anzahl der Einkommensbezieher/innen (ber und unter diesen Grenzwerten ist gleich grol3
4 3. Quartil: 75% der Bevilkerung erzielen Bruttojahreseinkommen unter diesen Grenzwerten .

25 [t. Wertsicherungsrechner von Statistik Austria: www.statistik.at/Indexrechner/Controller (VP 2005)
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Um die Entwicklung der Bruttojahreseinkommen un-
abhangig von diesen Faktoren beschreiben zu kon-
nen, ist es naheliegend, sich nur auf die Einkommen
von Vollzeitbeschaftigten zu konzentrieren. Damit be-

schrankt man sich zwar nur auf einen Ausschnitt der
Einkommenswirklichkeit, dieser sollte aber jedenfalls
inflationsbereinigt ein ,Auskommen mit dem Einkom-
men“ ermoglichen.

Tabelle 7: Entwicklung der Bruttojahreseinkommen? ganzjahrig Vollzeitbeschaftigter 2008 und 2014, in EUR

2008 2014 Veranderung 2008-14 in %
1. : 3, . : 3. 1. . 3.

Quartil? SIEClE Quartil® Quartil? Al Quartil®* Quartil? el Quartil®

Unselbststandig ¢ 53 34173 47.469 20.689 38.956 54.232 +14,206 +14,0% +14,2%
Erwerbstatige

Frauen 21692 29.183 40295 25.508 34.092 47.096 +17,6% +16,8% +16,9%

Manner 28.649 36.893 51.535 32.111 41.556 58.090 +12,1% +12,6% +12,7%

Arbeiter/innen 22075 27.860 34.187 24.895 31.347 38.400 +12,8% +12,5% +12,3%

Frauen 16.630 20.103 24451 19.440 23209 28309 +16,9% +155% +15,8%

Manner 24.870 29.899 35948 27.622 33.325 40.043 +11,1% +11,5% +11,4%

Angestellte 28.234 38970 56.243 32.804 45202 64704 +162% +16,0% +15,0%

Vertrags- 27472 33211 41950 31.837 38.237 49.445 +159% +151% +17,9%

bedienstete
SRR 38.190 47.614 58492 43.905 54254 65971 +150% +13,9% +12,8%

Beamten

Quelle: Statistik Austria, Lohnsteuerdaten

I ohne Lehrlinge

2 25% der Bevilkerung verfiigen (ber ein Bruttojahreseinkommen unter diesen Grenzwerten.
3 75% der Bevélkerung erzielen Bruttojahreseinkommen unter diesen Grenzwerten.

In Tabelle 7 werden daher die Einkommensviertel
ganzjahrig Vollzeitbeschaftigter fir 2008 und 2014
auch nach sozialrechtlicher Stellung dargestellt. Hier
zeigt sich, dass sich Veranderungen in beinahe allen
Kategorien relativ deutlich Gber der Inflationsentwick-
lung von 12,2% befinden:

In der Gesamtbetrachtung der unselbststandig Er-
werbstatigen verzeichnen die Frauen®® im unters-
ten Viertel der Einkommensverteilung mit 17,6% die
hochsten Zuwachse. In diesem Zusammenhang ist er-
wahnenswert, dass sich die Beschaftigungsquote der
Frauen im selben Zeitraum ebenfalls deutlich erhoht
hat, namlich um 2,5 Prozentpunkte auf 70,1% (hierbei

¢ Anteil der erwerbstdtigen Frauen im Alter zwischen 20 und 64 Jahren (gemdfls EU-Arbeitskrdifteerhebung) an der gesamten weib-

lichen Bevélkerung derselben Altersgruppe (Eurostat-Definition)
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spielen auch Generationeneffekte eine Rolle). Jene der
Manner ist von 2008 bis 2014 hingegen um 1,8 Prozent-
punkte auf 78,3% gesunken.

Bei naherer Betrachtung dieser Entwicklung nach be-
ruflichen Kategorien wird deutlich, dass die verhaltene
Gesamtentwicklung der Einkommen ganzjahrig voll-
zeitbeschaftigter Manner an den Reallohnverlusten
von Arbeitern in allen drei untersuchten Einkommens-
vierteln liegt: Bei den mannlichen Arbeitern liegt die
gunstigste Entwicklung beim Medianeinkommen, das
sich allerdings zwischen 2008 und 2014 auch nur um
11,5% erho6ht hat; sie befindet sich demnach 0,7 Pro-
zentpunkte unter der Preissteigerung dieses Zeit-
raums; den geringsten Zuwachs erzielte das unterste
Einkommensviertel mannlicher Arbeiter mit nur 11,1%.

Dessen ungeachtet besteht bei den ganzjahrig Voll-
zeitbeschaftigten (It. Statistik Austria) eine deutliche
geschlechtsspezifische Einkommensdifferenz in Be-
zug auf die Bruttojahreseinkommen, da Frauen 2014
im Durchschnitt 18% weniger als Manner verdienten.
Dieser Wert ist allerdings rucklaufig und hat im Jahr
2008 noch 20,9% betragen.?*

Deutlich uberdurchschnittliche Einkommensentwick-
lungen sind bei den ganzjahrig vollzeitbeschaftigten
Angestellten sowie bei den 6ffentlich Bediensteten zu

beobachten.

17.3.2 Entwicklung der Haushaltseinkommen
weitgehend stabil

Auf Haushaltsebene werden zum einen die Einkom-
men aller gemeinsam lebenden Personen beriicksich-
tigt, weshalb auch die gemeinsame finanzielle Situa-
tion abgebildet werden kann; daruber hinaus zeigt
sich hier auch die Wirkung der sozialstaatlichen Leis-
tungen, da diese je nach Haushaltskonstellation und
Lebenssituation ihrer Mitglieder gewahrt werden. Eine
umfassende Beschreibung der offentlichen Umver-
teilungswirkungen auf Haushaltsebene befindet sich
im Kapitel 15 ,Ein Vergleich der monetaren Einkom-
mensumverteilung 2010 und 2015*.

EinVergleichdes ,verfligbaren Haushaltseinkommens*®
ermoglicht daher eine ,realistischere” Abbildung der
Entwicklungen des monetdren Lebensstandards, da
nicht nur die Erwerbseinkommen, sondern auch all-
fallige Sozialleistungen (namlich Geldleistungen), Pen-
sionen, Kapitalertrage sowie auch Unterhaltsleistun-
gen und etwaige Privattransfers zwischen Haushalten
ihre Bertlicksichtigung finden.

Des Weiteren werden auch die Steuer- und Sozialver-
sicherungsabgaben abgezogen, wodurch ein Netto-
Haushaltseinkommen dargestellt werden kann. Auf
Grundlage der unterschiedlichen Konsumbediirf-
nisse je nach Haushaltszusammensetzung wird ein
vergleichbares Pro-Kopf-Nettohaushaltseinkommen
errechnet. Als Datengrundlage wird die Erhebung EU-

SILC?®® herangezogen.?®

7 Der EU-Vergleiche herangezogene ,Gender-Pay-Gap*“ basiert auf den durchschnittlichen Bruttostundenverdiensten der unselbst-
sténdig Beschdftigten in der Privatwirtschaft und betrug 2014 22,2% (EU-Durchschnitt: 16,7%); auch dieser Wert hat sich seit 2008

signifikant um 2,9 Prozentpunkte verringert. (Quelle: Eurostat)

%8 European Union Statistics on Income and Living Conditions

29 Ndhere Informationen zu EU-SILC sowie zur Berechnung des dquivalisierten Pro-Kopf-Haushaltseinkommens siehe Kapitel 12
JLebensbedingungen, Armut und Einkommen in Osterreich” (v.a. Abschnitt 12.1).




17. VERTEILUNG DER SOZIALEN KRISENFOLGEN: VERSCHIEBUNGEN SEIT 2008

Grafik 7: Entwicklung der Pro-Kopf-Nettohaushaltseinkommen (dquivalisiert) 2008-2015, in EUR
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Unteres Quartil' 14310 15.067 15.448 15699 16.056 16.331 17.216 17.088
W Median? 19.413 20469 21.058 21.463 21.807 22.073 23211 23.260
B OberesQuartil®  26.127 27.155 28.018 28.810 29.388 29.520 30.847 31.124

Quelle: Statistik Austria, EU-SILC

I unteres Quartil: Grenze zwischen dem ersten und zweiten Einkommensviertel
2 Median: Bei Reihung der Einkommen der Grélse nach befindet sich dieser Wert genau in der Mitte
3 oberes Quartil: Grenze zwischen dem dritten und vierten Einkommensviertel; oberhalb befindet sich das héchste Einkommens-

viertel

Die krisenbedingten Einkommensverluste aus der stei-
genden Arbeitslosigkeit konnten auf Haushaltsebene
Uber lange Zeit zumindest teilweise gelindert werden:
Uber den gesamten Zeitverlauf zeigen sich in allen
dargestellten Einkommensquartilen sowie beim Me-
dian (= 2. Quartil) deutlich tGber der Inflation liegende
Veranderungen von uUber 19%. Daran kann abgelesen
werden, dass nicht zuletzt auch die Leistungen des
Sozialstaats (u.a. auch die Arbeitslosenversicherungs-
leistungen) auf Ebene der Haushalte stabilisierend

wirkten.

Zuletzt riicklaufige Tendenz bei den niedrigen
Einkommen

Allerdings ist zuletzt zwischen 2014 und 2015 beim
untersten Einkommensviertel erstmals seit 2008 ein
geringfligiger Riickgang um 0,7% (oder -128 EUR)
festzustellen, wahrend beim Median sowie beim obe-
ren Einkommensviertel zumindest leichte Zuwachse
erfolgt sind. Parallel zu dieser Entwicklung hat sich
in dieser Periode die Zunahme der Arbeitslosigkeit
verscharft; ein Zeichen dafir, dass auch die ausglei-
chenden Effekte bei den Haushaltseinkommen an ihre

Grenzen stofRen.
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Tabelle 8: Veranderungen beim (aquivalisierten)
Pro-Kopf-Nettohaushaltseinkommen von 2014-2015

1. Quartil Median 3. Quartil

Insgesamt -0,7% 0,2% 0,9%
Manner:

20-39 Jahre -4,7% -1,3% -1,4%

40-64 Jahre -0,1% 0,2% -0,3%

65 Jahre + 1,0% 2,7% 1,2%
Frauen:

20-39 Jahre 0,7% -1,9% -1,9%

40-64 Jahre 1,6% 0,6% -0,7%

65 Jahre + 1,0% 2,5% 0,7%

Quelle: Statistik Austria, EU-SILC 2014 und 2015

Bei naherer Betrachtung fallt auf, dass dieser Riickgang
vor allem junge Menschen zwischen 20 und 39 Jahren
- und im Niedrigeinkommensbereich v.a. junge Manner
- betraf: Hier zeigen sich zuletzt reale Einkommensver-
luste.?”® Ein weiterer Hinweis auf die in Abschnitt 2.1
getroffene Aussage, dass die Bevolkerung mit auslan-

discher Staatsbiirgerschaft in einem starkeren Ausmalf}
vom Anstieg der Arbeitslosigkeit betroffen ist, zeigt sich
auch bei der letztverfiigbaren Entwicklung des Netto-
haushaltseinkommens: Wahrend Personen mit Oster-
reichischer Staatsbiirgerschaft zwischen 2014 und
2015 auch im untersten Einkommensviertel insgesamt
einen Zuwachs von zumindest rd. 0,3% auf jahrlich
18.354 EUR lukrieren konnten, nahm dieser Wert im sel-
ben Zeitraum bei Personen mit ausldndischer Staats-
birgerschaft um rd. 3% ab und lag 2015 bei 11.774 EUR.

17.3.3 Kein genereller Anstieg der Einkommens-
ungleichheit seit 2008

Eine Mdglichkeit, europaweit vergleichbare Daten zur
Einkommensungleichheit darzustellen, besteht im so-
genannten ,Einkommensquintilsverhaltnis®“: Darunter ist
jener Wert zu verstehen, der das Verhaltnis des Gesamt-
einkommens jener 20% der Bevolkerung mit dem hochs-
ten Einkommen (oberes Einkommensfiinftel od. -quintil)
zum Gesamteinkommen jener 20% mit dem niedrigsten
Einkommen (unteres Einkommensfiinftel) beschreibt.

Grafik 8: Ungleichheit der Einkommensverteilung (Einkommensquintilsverhaltnis), Vergleich ausgewahlter

EU-Staaten, 2008-2015
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Quelle: Eurostat, EU-SILC; * letztverfiigbarer Wert

210 Diese werden wiederum auch von der jeweiligen Haushaltszusammensetzung beeinflusst.
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Steigt dieser Wert, passt das Gesamteinkommen
des ,untersten Flnftels“ demzufolge haufiger in das
soberste Flinftel“, was ein starkeres Ungleichverhaltnis
widerspiegelt. Hier wird wiederum das mit Hilfe der Er-
hebung EU-SILC errechnete verfiigbare Aquivalenzein-
kommen herangezogen (siehe Abschnitt 3.2).

Seit dem Jahr 2008 kann in Osterreich aus dieser Per-
spektive eine weitgehend konstante Entwicklung der
Einkommensverteilung festgestellt werden: Der Wert
verringerte sich bis zum Jahr 2015 sogar geringfligig
um 0,2 Punkte auf 4,0.

Auch im internationalen Vergleich zeigt sich, dass
in Osterreich dieser Wert vergleichsweise niedrig ist
und sich die Einkommensverteilung auf Basis dieses
Verhaltnisses ausgewogener darstellt: Nicht nur der
EU-Durchschnittswert sowie jener fiir Deutschland
liegen um rd. einen Punkt hoher, auch Spitzenwerte
2015 wie in Spanien (6,9) oder Rumanien (8,3) sowie
unglinstige Entwicklungen in einigen EU-Staaten seit
2008 zeigen, dass sich die Situation in Osterreich - aus
dieser Perspektive - vergleichsweise glinstig abbildet.

Allerdings ist an dieser Stelle hinzuzufligen, dass die-
se Zahlen keine Aussagen zu den Entwicklungen an
den ,extremen® Randern der Verteilung ermoglichen:
Eine wichtige Perspektive besteht namlich darin, wie
sich die Spitzeneinkommen im Vergleich zu den gerin-
ge(re)n Einkommen entwickeln und ob der Anteil der
hoéchsten Einkommen am Gesamteinkommen zu- oder
abnimmt. Ergebnisse dazu (sowie weitere Details) sind
im Kapitel 13 ,,Entwicklung und Verteilung der Einkom-
men* zu finden.

21 Household Finance and Consumption Survey (www. hfcs.at)

In diesem Beitrag wird darlber hinaus darauf hinge-
wiesen, dass bei der Untersuchung der Einkommens-
ungleichheit vor allem auch die Wahl der untersuchten
Einkommenskomponenten ausschlaggebend ist: Wie
bereits dargestellt, ergibt die Verteilungsbetrachtung
der verfiigbaren Haushaltseinkommen auf Grundlage
der Erwerbs- und Pensionseinkommen sowie der Sozial-
leistungen und geleisteten Abgaben eine im internatio-
nalen Vergleich relativ geringe Ungleichverteilung. Bei
diesen Einkommensdaten sind Vermogens- und Kapital-
ertrage jedoch nur teilweise erfasst (vor allem hohe Ka-
pitaleinkommen sind untererfasst). Bei Erweiterung der
Perspektive auf alle Kapitaleinkommen mit Hilfe der Er-
hebung HFCS** wird ein weitaus unausgewogeneres Bild
sichtbar, wenngleich die Datenlage noch immer unzurei-
chend st (siehe auch Kapitel 14 ,,Zur Mitte in Osterreich®).

17.3.4 Krisenbedingter Bruch bei der funktionalen
Einkommensverteilung
In diesem Zusammenhang ist auch die Aufteilung
des Volkseinkommens?? relevant, namlich einerseits
in den Anteil der Arbeitnehmer/innen-Entgelte und
andererseits in jenen der Unternehmens- und Ver-
mogensertrage (,funktionelle Einkommensverteilung®).
Die Lohnquote misst den Anteil der Gesamteinkommen
aus unselbststandiger Beschaftigung am gesamten
Volkseinkommen. Diese Kennzahl zeigt seit der Krise
eine andere Entwicklung als im langfristigen Verlauf:
Wie auch im Abschnitt 13.2 des Kapitels zur Einkom-
mensverteilung dargestellt, hat sich seit 2008 die be-
reits seit Jahrzehnten rucklaufige bereinigte Lohn-
quote um 5,1 Prozentpunkte auf 69,5% im Jahr 2015
erhoht. Diese Entwicklung spiegelt zum einen die seit
der Krise zum Teil verhaltene Entwicklung der Unter-
nehmens- und Vermégenseinkommen wider, ist aber

22 Das Volkseinkommen ist die Summe der Arbeitnehmer/innenentgelte sowie Unternehmens- und Vermdgenseinkommen, die
Inldnder/innen (Institutionen und Personen, die ihren sténdigen Sitz bzw. Wohnsitz im Inland haben) zugeflossen sind. (Quelle:

Gabler Wirtschaftslexikon)
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auch Ausdruck einer relativ stabilen Lohnentwicklung
seit der Krise. Diese kann auch an den Lohnstiickkos-
ten abgelesen werden, die in Osterreich seit 2008 ins-
gesamt Uber dem EU-Durchschnitt gestiegen sind. Die
Lohnstuickkosten zeigen die Entwicklung der Kosten
fir Lohne und Gehalter im Vergleich zur gesamtwirt-
schaftlichen Produktivitatsentwicklung?™.

Wahrend stark steigende Lohnstiickkosten einerseits
mit Nachteilen fir die Wettbewerbsfahigkeit eines
Landes in Verbindung gebracht werden, wiirden deut-
lich fallende Lohnstiickkosten in wirtschaftlich schwie-
rigen Zeiten vor allem auf reale Einkommensverluste
bzw. auf eine (zu) verhaltene Lohnpolitik hinweisen:

Tabelle 9: Reale Entwicklung der nominalen Lohnstiickkosten (Index: 2005 = 100)

2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013

Osterreich 99,2 98,4 100,3 103,7 102,5 101,2 102,5 103,4
Euroraum* 98,9 97,9 99,6 102,9 101,4 101,0 101,6 101,3
EU-28 98,9 98,0 99,0 102,2 100,7 100,0 100,7 100,3
Deutschland 97,7 95,4 96,8 101,0 98,9 98,7 100,3 100,1

Quelle: Eurostat; *18 Lédnder

Wahrend vor 2008 die Lohnstlickkosten noch sanken,
erfolgte vor allem 2008/09 ein im Vergleich zu den
EU- und Euroraum-Staaten starkerer Anstieg, wobei
hier auch die krisenbedingt geringere Produktivitats-
entwicklung eine Rolle spielt. Aber auch die jahrlichen
Veranderungen der letzten Jahre 2014 (+2,1%) und
2015 (+1,5%) lagen deutlich iber dem EU- und Euro-
raum-Durchschnitt und gleichauf mit Deutschland.

Im Zusammenhang mit der Lohnpolitik ist auch der
Anteil der Niedriglohnbeziehenden von Bedeutung?™.
Ein diesbeziiglicher Indikator misst jene Beschaftigten
in Osterreich, welche weniger als zwei Drittel des Medi-
anstundenlohnes erhalten. Dieser Anteil ist bei der Ge-
samtbevolkerung zwischen 2008 und 2015 insgesamt
leicht von 15,1% auf 14,3% gesunken - allerdings zeigt

sich auch hier zuletzt eine Eintriibung: 2015 kam es im
Vergleich zum Vorjahr zu einem deutlichen Anstieg um
1,6 Prozentpunkte.

Diese Kennzahl beschreibt darliber hinaus, dass die
im nachsten Kapitel naher behandelte Bevolkerungs-
gruppe der Armuts- oder Ausgrenzungsgefahrdeten
einerseits einen mehr als doppelt so grof3en Anteil von
Niedriglohnbeziehenden auf sich vereint und dieser
zuletzt (zwischen 2014 und 2015) auch mit 6,1 Prozent-
punkten Gberdurchschnittlich angestiegen ist.?”® Diese
Entwicklung deckt sich mit der zuletzt steigenden Ar-
beitslosigkeit, welche insbesondere die Situation ar-
muts- oder ausgrenzungsgefahrdeter Personen weiter
verscharft.

2 reale Verdnderung des Bruttoinlandsprodukts siehe Abschnitt 17.1.1

7 vgl. Eingliederungsindikatoren 2015 — Kennzahlen fir soziale Inklusion in Osterreich; Studie der Statistik Austria im Auftrag des
Bundesministeriums fiir Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz; Wien, September 2016; S. 37

2 vgl. ebenda
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17.4 Armuts- und Ausgrenzungs-
gefahrdung: Riickgang trotz Krise

Wie auch im Kapitel 12 ,Lebensbedingungen, Armut
und Einkommen“ (siehe Abschnitt 12.2) dargestellt,
hat sich die Zielgruppe fir Armutsbekampfung der
EU-Strategie ,Europa 2020 seit dem Jahr 2008 bis
2015 um etwa 147.000 Menschen verringert. Oster-
reichs nationales Ziel, dass sich bis 2020 mindestens
235.000 weniger Personen in den gemessenen Ar-
mutslagen befinden, wurde daher erfreulicherweise
bereits 2015 zu Gber 60% erfullt.

Allerdings ist es wichtig, diese insgesamt guinstige Ent-
wicklung differenziert zu betrachten: Diese Zielgruppe
aus drei unterschiedlich definierten armutsbezogenen
Auspragungen, wovon zwei riicklaufig sind (Einkom-
mensarmut sowie Leistbarkeit von bestimmten Auf-
wendungen)?®. Die dritte Teilgruppe der Personen in
Haushalten mit keiner oder sehr geringer tatsachlicher
Erwerbstatigkeit ist seit 2008 angestiegen, um etwa
54.000 Personen - vor allem zwischen 2013 und 2014.
Dieser Anstieg wurde zwar von den glinstigen riicklau-
figen Entwicklungen bei den beiden anderen Auspra-
gungen von Armut- und sozialer Ausgrenzung mehr als
wettgemacht, dennoch spiegeln sich auch hier nega-
tive arbeitsmarktbezogene Einfliisse wider. Der Anteil
der Gruppe mit keiner oder geringer Erwerbseinbin-
dung an der gesamten Zielgruppe vergrofierte sich seit
2008, namlich um 6,1 Prozentpunkte auf 33,9%.

Allerdings waren 2015 in etwa 235.000 Personen allein
von dieser erwerbsbezogenen Problemlage betroffen,
ohne ein anderes Merkmal dieser Zielgruppe aufzu-
weisen. Dies zeigt zum einen, dass die automatischen

Stabilisatoren des Sozialstaats (v.a. die Arbeitslosen-
versicherungsleistungen)?” Uber Krisenzeiten armuts-
vermeidend wirken, zum anderen wird hier deutlich,
dass eine Besserung der Arbeitsmarktlage hohes Po-
tenzial flr die Erreichung des EU-Armutsreduktions-
ziel freisetzen wiirde.

17.4.1 Riicklaufige Einkommensarmut seit 2008

Die Armutsgefahrdungsquote ist die bekannteste
Kennzahl fir relative Einkommensarmut. Sie erfasst
die Anzahl an Personen, die Uber weniger als 60% des
mittleren nationalen Pro-Kopf-Haushaltseinkommens
(Medianeinkommen) verfiigen*. Armutsgefahrdet wa-
ren nach dieser Definition 2015 rd. 1,2 Mio. Personen
oder 13,9% und damit um ca. 74.000 Personen (oder
1,3 Prozentpunkte) weniger als vor der Krise im Jahr
2008. Die Sozialleistungen reduzierten die Armutsge-
fahrdung in Osterreich 2015 um rd. 46%; seit 2008 hat
dieser Effekt um etwa 5 Prozentpunkte zugenommen.

Je nachdem wie sich das Medianeinkommen in Os-
terreich entwickelt, andert sich auch die sogenannte
Armutsgefahrdungsschwelle - jene monetdre Grenze
also, die von Einkommensbeziehenden (iberschritten
werden muss, um keiner Armutsgefahrdung ausge-
setzt zu sein. Daher bildet die Armutsgefahrdungsquo-
te zugleich auch immer Anderungen bei der Einkom-
mensverteilung ab.

Gerade die Wirtschafts- und Finanzkrise fiihrte - zu-
mindest kurzfristig - zu Anderungen bei der Ein-
kommensverteilung, daher ist es gerade in diesem
Zusammenhang interessant, wie sich die Zahl der ar-
mutsgefdahrdeten Personen entwickelt hatte, wenn die
Armutsgefahrdungsschwelle vom Jahr vor der Krise

15 siehe Indikatoren ,Armutsgeféhrdung“ und ,Materielle Deprivation*

27 Arbeitslosengeld, Notstandshilfe

218 genaue Definition siehe Kapitel 12 ,Lebensbedingungen, Armut und Einkommen* (Abschnitt 12.2)
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herangezogen und fir die Folgejahre nur inflations-
angepasst wird. Diese ,,im Basisjahr 2008 verankerte
Armutsgefahrdungsquote“ zeigt, dass in diesem Fall
die Armutsgefahrdungsquote noch starker ricklaufig
ware - namlich um 2,6 Prozentpunkte auf 12,6%.

Das bedeutet, dass trotz des in Wirklichkeit hoheren
Anstiegs der Armutsgefahrdungsschwelle ein Teil der
Betroffenen Einkommenszuwachse deutlich tGber der
Inflation lukrieren konnten - und somit die Armuts-
grenze uberschritten haben. Dass diese glinstige Ent-

wicklung im Bereich der Einkommensarmut nicht EU-
weit vorliegt, zeigen die gegenteiligen Trends in Bezug
auf den EU-Durchschnitt oder auch beispielsweise in
Deutschland: Wahrend 2008 mit einer Armutsgefahr-
dungsquote von 15,2% exakt dieselbe Ausgangslage
vorlag, nahm die im Jahr 2008 verankerte Quote in
Osterreich bis 2014?" deutlich ab (12,2%), wahrend
sich jene in Deutschland im selben Zeitraum auf 17,9%
erhohte. Auch die Durchschnittswerte der EU und
des Euroraums weisen steigende verankerte Armuts-
quoten auf.

Grafik 9: Armutsgefahrdungsquote verankert im Basisjahr 2008 - Osterreich im Vergleich
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Quelle: Eurostat

17.4.2 ,,Working Poor* nach Altersgruppen im
EU-Vergleich

Mit Hilfe der Arbeits-Armutsgefahrdungsquote wird

der Anteil jener Erwerbstatigen dargestellt, die trotz

Arbeit nur ein Einkommen unter der Armutsgefahr-

29 letztverfligbare verlgeichbare Daten

dungsschwelle erlangen. Da die Einkommen auch
hier auf Basis der Erhebung EU-SILC herangezogen
werden, spielt wiederum auch die jeweilige Haushalts-
konstellation eine wichtige Rolle. Je grofier die Familie
bzw. der Haushalt ist, desto hoher muss das Gesamt-
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einkommen sein, um nicht als ,arm trotz Arbeit“ zu
gelten.

In Osterreich lag der Anteil der ,Working Poor* der 18-
bis 64-Jahrigen an den gesamten Erwerbstatigen im Vor-
krisenjahr 2008 bei 8,5% und damit exakt im EU-Durch-
schnitt. Bis zum Jahr 2015 sank die Quote bis 2015 auf
7,8%, womit in Osterreich ein gegenlaufiger Trend zum
EU-Durchschnitt vorlag - dieser lag 2015 um 1,8 Pro-
zentpunkte hoher bei 9,6% (letztverfligharer Vergleichs-
wert). Diese Gesamtbetrachtung schildert demnach eine
vergleichsweise glinstigere und rucklaufige Entwicklung
im Bereich ,Armut trotz Arbeit® in Osterreich.

Setzt man den Fokus hingegen auf die Altersgruppe
der jungen Erwerbstatigen zwischen 20 und 29 Jahren,
zeigt sich ein ungleiches Bild: Hier liegt das Niveau in
Osterreich bereits 2008 mit 9,6% tiber dem EU-Durch-
schnitt (8,6%); dieser Abstand vergroRert sich danach
in den Jahren 2012 und 2014. In der Gesamtbetrach-
tung kommt es bis 2015 jedoch wieder zu einer Anna-
herung an den EU-Wert (bei rd. 10%).

Eine geschlechtsspezifische Betrachtung bei diesen
jungen ,Working Poor“ weist darauf hin, dass bei den

jungen Mannern im verfligbaren Vergleichszeitraum ab
2012 (mit einem Hochstwert in diesem Jahr von 12,9%);
siehe Tabelle 10) eine deutliche Verscharfung der Lage
eingetreten ist; bei den jungen Frauen kam es im Jahr
2013 mit 12% zu einer fast ebenso starken Betroffen-
heit. Wahrend diese Werte zwischen 2012 und 2014
teilweise deutlich (bis zu 3,4 Prozentpunkte) Giber dem
jeweiligen EU-Durchschnitt lagen, erfolgte bei beiden
Geschlechtern bis 2015 wieder ein leichter Riickgang
auf rd. 10% ,Working Poor*. Insgesamt ist in Osterreich
somit seit 2008 in dieser Altersgruppe keine signifikante
Verschlechterung bei dieser Problemlage festzustellen.

Es zeigt sich dennoch, dass sich in Osterreich unter den
jungen Erwerbstatigen zwischen 20 und 29 Jahren ein
Uberdurchschnittlicher Anteil von ,Working Poor® be-
findet; die EU-Durchschnittswerte in dieser Altersgrup-
pe unterscheiden sich hingegen nicht signifikant von
jenen der 18- bis 64-Jahrigen Erwerbstatigen. Wenn-
gleich diese Ergebnisse immer auch vor dem Hinter-
grund der jeweiligen Haushaltszusammensetzung zu
deuten sind, erganzen sie die erwahnten Tendenzen
im Bereich der Arbeitslosigkeit bzw. Beschaftigung (Ab-
schnitt 17.2.2) sowie bei der Einkommensentwicklung
(Abschnitt 17.3.2).

Tabelle 10: Arbeits-Armutsgefahrdungsquote (,,Working Poor) 2008 bis 2015: Junge Erwerbstatige

zwischen 20 und 29 Jahren

Verand.

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2008-15in

%-Punkten
Osterreich: Insgesamt 9,6 9,4 8,6 8,9 12,1 11,0 9,2 10,0 +0,4
Frauen 10,1 9,4 91 9,2 11,2 12,0 8,1 10,5 +0,4
Manner 91 9,5 8,1 87 129 10,3 10,1 9,6 +0,5
EU-Durchschnitt: Insgesamt 8,6 8,2 8,2 9,4 9,1 9,0 10,3 10,3 +1,7
Frauen 8,5 7,5 8,0 9,9 8,7 8,2 10,0 9,6 +1,1
Manner 8,7 8,7 8,3 8,9 9,5 9,7 10,6 10,9 +2,2

Quelle: Eurostat
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17.4.3 Kein krisenbedingter Anstieg extremer
Armutslagen

Der bereits erwahnte multidimensionale Ansatz der
EU-Strategie ,Europa 2020“ in Bezug auf die Bekamp-
fung von Armut und sozialer Ausgrenzung erméglicht
die Beobachtung von drei unterschiedlichen Gruppen,
zwischen welchen Uberschneidungen in unterschied-
lichen Auspragungen?® existieren: Mit einer besonders
hohen Belastung ist jene Bevolkerungsgruppe kon-
frontiert, die von allen drei Auspragungen der Europa
2020-Zielgruppe betroffen ist - also demnach zu nied-
rige Einkommen bezieht, sich eine zu hohe Anzahlvon
bestimmten Ausgaben nicht leisten kann und dariber
hinaus in einem Haushalt mit sehr geringer oder keiner
Erwerbsbeteiligung (z.B. aufgrund von Arbeitslosig-
keit, nur geringfligiger Beschaftigung) leben.

Es zeigt sich aber, dass diese Gruppe seitdem Jahr 2008
deutlich kleiner geworden ist, namlich von rd. 102.000
Personen auf etwa 70.000 Personen im Jahr 2015 - was
einem Ruckgang von insgesamt 31,4% entspricht.*

Einen adhnlichen Ansatz verfolgt der nationale Indika-
tor flr soziale Inklusion ,Manifeste Armut®, der Mehr-
fach-Ausgrenzungsgefahrdung misst. Dieser erfasst
jene Menschen, die von zwei oder drei Auspragungen
der Europa 2020-Zielguppe betroffen sind: Bei dieser
Gruppe zeigt sich seit 2008 im gesamten Zeitraum keine
signifikante Veranderung: 2015 waren 4,5% der Bevolke-
rung manifest arm, das sind etwa 385.000 Personen.®

Auch wenn man untersucht, welche Personen in zwei
aufeinanderfolgenden Jahren von manifester Armut
betroffen waren, zeigt sich, dass dieser Anteil an der
Gesamtbevolkerung 2009 und 2015 mit 2,9% exakt der-
selbe ist (mit nur geringfligigen und nicht signifikanten
Schwankungen) in den Jahren dazwischen. Allerdings
hat seit 2012 der Anteil dieser Personen an der gesam-
ten Europa 2020-Zielgruppe zugenommen.?

Eine Gruppe stark armutsbetroffener Menschen kann
von den diesbezlglichen Erhebungen allerdings nicht
ausreichend erfasst werden, namlich obdachlose Per-
sonen. Um fiir diese extreme Problemlage einen Trend
abbilden zu kénnen, wurde der Indikator ,Registrierte
Wohnungslosigkeit® entwickelt, welcher v.a. Personen
erfasst, die in Einrichtungen fiir Wohnungslose gemel-
det sind.?®* Zwischen 2008 und 2013 zeigte sich hier
ein deutlich steigender Trend (+41%); danach kam es
wiederum zu einem leichten Riickgang um etwa 940
Personen aufinsgesamt rund 15.100 ,registrierte Woh-
nungslose® im Jahr 2015.

17.4.4 Zahlungsstorungen bei Privatkrediten

Eine aufschlussreiche Perspektive und Zusatzinforma-
tion im Zusammenhang mit Armut und sozialer Aus-
grenzung besteht in den Zahlungsstérungen bei Privat-
krediten, da sich hierin auch Briiche in der Leistbarkeit
von notwendigen Ausgaben widerspiegeln. Die verfug-
baren Daten zeigen, dass ab dem Krisenjahr 2009%%
die Zahlungsstorungen fast kontinuierlich angestiegen

%0 siehe auch Kapitel 12 ,Lebensbedingungen, Armut und Einkommen in Osterreich” (Abschnitt 12.2)

21 vgl. Social Europe: 2016 Annual report of the Social Protection Committee on key social challenges and the results of the Social
Protection Performance Monitor (SPPM); Country Profile Austria, S. 2

%2 vgl. Eingliederungsindikatoren 2015 — Kennzahlen fiir soziale Inklusion in Osterreich; Studie der Statistik Austria im Auftrag des
Bundesministeriums fir Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz; Wien, September 2016; S. 21

%3 ygl. ebenda, S. 23

%4 Definition und weiterfuihrende Details: www.sozialministerium.at >Soziales|Konsumentinnen > Soziale Themen > Soziale Si-
cherheit > Sozialpolitische Analysen > Eingliederungsindikatoren 2015 - Kennzahlen fiir soziale Inklusion in Osterreich (S. 30 ff)

25 Aufgrund eines Datenbruchs kénnen hier vergleichbare Daten erst ab dem Jahr 2009 dargestellt werden.
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sind, im letzten Jahr erfolgte hingegen ein Rickgang.
Uber den gesamten Zeitverlauf besteht allerdings un-
verdandert ein deutlicher Zuwachs von 12,9%.

Da eine Person mehreren Zahlungsstérungen aus-
gesetzt sein kann, liegt die Zahl der Personen mit

massiven Zahlungsstorungen im August 2016 mit rd.
160.000 Personen niedriger, der Anstieg seit August
2009 liegt aber mit insgesamt 10% fast in derselben
Hohe. Auch bei dieser Personenzahl ist zuletzt zwi-
schen 2015 und 2016 ein Riickgang (um etwa 5.800
Personen) feststellbar.

Grafik 10: Anzahl der Zahlungsstérungen bei Privatkrediten 2009 bis 2016’

520.000
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Anzahl der Zahlungsstorungen
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380.000
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Quelle: KleinKreditEvidenz des Kreditschutzverbandes 1870

2012

2016

2013 2014 2015

I Vergleichsmonat jeweils August; eine Person kann mehrere Zahlungsstérungen aufweisen

Da Zahlungsstérungen zumeist erst zeitversetzt nach
dem Auftreten bestimmter Problemlagen (wie z.B.
Arbeitslosigkeit) zu Tage treten, ist noch nicht ab-
schatzbar, ob diese aktuellen Riickgange einen langer-
fristigen Trend ankundigen.

17.5 Subjektives Wohlbefinden und
Einstellungen

AbschlieRend werden in folgender Tabelle einige Be-
fragungsergebnisse des ,European Social Survey“
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(ESS) angefiihrt, um neben den Entwicklungen der
Rahmenbedingungen und faktischen sozialen Auswir-
kungen auch Veranderungen im Bereich der subjekti-
ven Wahrnehmungen abzubilden. Hierfiir wird jeweils
der letztverfugbare Wert vor Eintritt der Krise mit je-
nem zuletzt erhobenen verglichen:
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Tabelle 11: Daten zu subjektivem Wohlbefinden und Einstellungen in Osterreich:

Ergebnis 2006 Veranderungin

Antworten u. Fragestellungen Ergebnis 2014

(vor der Krise) Prozentpunkten
Sehr hohe generelle Lebenszufriedenheit 17,2% 15,0% 2,2
Frage nfach'dem Gliicksempfinden: 31,0% 27.3% 46
Sehr gliicklich
Sehr guter subjektiver Gesundheitszustand 32,3% 31,0% -1,3
Fuhle michin meiner Wohngegend drauf3en 3,6% 2.6% 10
abends sehr unsicher
Uberhaupt kein Vertrauen in das Europaische 12,8% 18,8% 6,0
Parlament
Ganzlich kein Vertrauen gegentiber dem 2.8% 5.5% 27
Rechtssystem
Kein oder fast kein Vertrauen in Politiker 25,5% 23,8% -1,7
Die Europqlsche Integration ist bereits zu weit 11,4% 20,4% +9.0
fortgeschritten
Starke Unzufriedenheit mit der heimischen
0, 0,
Wirtschaftssituation 2,5% >,6% 3,1
SFarke Zustimmung: R.eglerung spllte 30,9% 40.3% +9.4
Einkommensunterschiede reduzieren
darunter nach Altersgruppen: 14-25 Jahre 23,2% 39,7% +16,5
25-55 Jahre 32,1% 40,4% +8,3
55+ Jahre 33,9% 41,4% +7,5
GrofRtmogliche Zustimmung: Gleichbehandlung 32.7% 37,6% +4.9

und gleiche Chancen fiir alle

Quelle: European Social Survey (ESS) Runden 2006 und 2014

Diese Fragen-Auswahl bietet nur einen begrenzten 9,4 Prozentpunkte hoherer Anteil starker Zustimmung
Ausschnitt subjektiver Einschatzungen zu krisenrele- gemessen.?® Hierbei ist auffallend, dass der starks-
vanten Themen. Dennoch zeigen sich markante Ver- te Zuwachs mit 16,5% in der jiingeren Altersgruppe
anderungen zwischen den Ergebnissen vor und nach  zwischen 14 und 25 Jahren erfolgt ist, die somit zuletzt
Eintritt der Krise: fast auf den hohen Durchschnittswert aufgeschlossen
haben (wohingegen in dieser Altergruppe vor der Krise
Beispielsweise wurde nach den krisenbedingten Er- eine deutlich unterdurchschnittliche Zustimmung in
fahrungen auf die Frage, ob die Regierung Einkom-  dieser Frage vorherrschte).
mensunterschiede reduzieren sollte, mit 40,3% ein um

%6 Der Wert starker und grundsdtzlicher Zustimmung lag bei dieser Frage zuletzt bei insgesamt rd. 83% (+13 Prozentpunkte seit 2006).
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Ein ahnlich hoher Zuwachs zeigte sich bei der Frage,
ob die Europaische Integration bereits zu weit fort-
geschritten sei: 20,4% stimmten hier zu, ein Plus von
9 Prozentpunkten; auch das Vertrauen in das Euro-
paische Parlament hat stark abgenommen. Diese Er-
gebnisse wirken vor dem Hintergrund der ,,Eurokrise”
und vor Eintritt der Fliichtlingskrise und des Brexit er-
niichternd.

Aber auch subjektive Einschatzungen zur Gesund-
heit, Lebenszufriedenheit und zum Gliicksempfinden
haben teilweise deutlich abgenommen. Die Unzufrie-
denheit mit der wirtschaftlichen Situation ist erwar-
tungsgemalR gestiegen, aber gestarkt scheint auch das
Bewusstsein fiir gleiche Chancen und Gleichbehand-
lung aus der Krise hervorgegangen zu sein.

17.6 Fazit

Die sozialstaatlichen Schutzsysteme mit ihren auto-
matischen Stabilisatoren spielten eine zentrale Rolle
bei der Bewaltigung und Abfederung der krisenbe-
dingten sozialen Verwerfungen, starkten die Kaufkraft
und sind damit auch eine wichtige Saule der dsterrei-
chischen Wirtschaft.

Dennoch: Die Linderung krisenbedingter sozialer Aus-
wirkungen konnte bei weitem nicht verhindern, dass
Menschen in Osterreich Opfer der nicht zuletzt durch
Spekulationen hervorgerufenen Finanzkrise ab 2007
wurden. Die aufgrund der gestiegenen Arbeitslosigkeit
verminderten Erwerbschancen flihrten insbesondere
bei folgenden Gruppen vermehrt zu Briichen in den
Erwerbskarrieren:
= Der Gesamtzuwachs der Arbeitslosigkeit betrifft seit
2008 in einem Uberdurchschnittlichen Ausmal Man-
ner sowie Personen ab dem Alter von 50 Jahren.
= Nach Bildungshintergrund sind in der Gesamtbe-
trachtung fast zur Halfte Personen betroffen, die
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hochstens tber einen Pflichtschulabschluss verfu-
gen. Allerdings kam es seit 2008 auch bei den Akade-
miker/innen und Personen mit héherer Schulbildung
zu einem deutlichen Anstieg der Arbeitslosigkeit,
wenngleich auf einem deutlich niedrigeren Niveau.

Auslander/innen haben seit der Krise ein noch gros-
seres Arbeitslosigkeitsrisiko als davor.

Vor allem Frauen, aber auch zunehmend Maéanner
finden verminderte Chancen vor, einer Vollzeit-Stan-
dardbeschaftigung nachgehen zu kénnen. Der ge-
samte Beschéftigungszuwachs seit 2008 besteht aus
rd. 156.000 Teilzeit-Erwerbstatigen, darunter sind zu
79% Frauen.

Es gibt seit 2008 um ca. 25% mehr geringfligig Be-
schaftigte (rd. +68.600 Personen), etwa 7.600 mehr
Neue Selbststandige und fast 40.000 mehr befristete
Arbeitsverhaltnisse.

Stagnierende bzw. real ricklaufige Einkommen
zeigen sich insbesondere bei den Vollzeitbeschaf-
tigten (mannlichen) Arbeitern. Zuletzt kam es auch
vor allem bei den niedrigen Pro-Kopf-Nettohaus-
haltseinkommen junger Manner (20-39 Jahre) zu Ein-
kommenseinbulRen.

Allerdings ist auch festzuhalten, dass sich in Oster-
reich im gesamten Zeitraum seit Eintritt der Krise jene
Bevolkerungsgruppe fast kontinuierlich und deutlich
verringert hat, die als von Armut oder sozialer Aus-
grenzung bedroht definiert wurde. Dieser europaweit
seltene Erfolgist nicht zuletzt auch Ergebnis eines star-
ken sozialstaatlichen Netzes, deren Sozialleistungen
Armutsgefahrdung aktuell fast halbieren.

Daruber hinaus ist zudem kein Anstieg extremer
Armutslagen feststellbar. Diese Entwicklung stellt eine
wichtige Voraussetzung dafur dar, dass kein krisen-
bedingtes Erodieren sozialer Sicherheit stattfindet.
Im Vergleich zum Jahr 2013 hat auch die Zahl der
sregistrierten Wohnungslosen“ zuletzt - erstmals seit
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Beginn der Krise - wieder ein niedrigeres Niveau er-
reicht (siehe Abschnitt 17.4.3). Die in diesem Zeitraum
erfolgte Einfuhrung der Bedarfsorientierten Mindest-
sicherung (BMS) leistete in diesem Zusammenhang je-
denfalls einen wichtigen Beitrag.

Die steigende Zahl der Bezieher/innen?7 dieser Leis-
tung deutet damit auch auf ihre Funktion als ein auto-
matischer Stabilisator in Krisenzeiten hin und erwies
sich als wichtiges Element der basalen Stiitzung des

sozialen Friedens in Osterreich.

27 sejt dem Jahr 2012 bis 2015 ca. +28,5% BMS-Bezieher/innen
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18. ARBEIT 4.0 - AUSWIRKUNGEN
TECHNOLOGISCHER
VERANDERUNGEN AUF DIE
ARBEITSWELT

18.1 Technologie als Ermaoglicherin des
Wandels der Arbeit

Die Arbeitswelt befindet sich stetig im Umbruch - eine
wesentliche Rolle spielen dabei technologische Ver-
anderungen. Informations- und Kommunikationstech-
nologien (IKT), die industrielle Automation sowie neue
Arbeitsformen und Marktplatze im Internet bedeuten
teils weitreichende Neuerungen, teils wird Bekanntes
unter neuen Begrifflichkeiten diskutiert. So findet im
Zusammenhang mit der erweiterten Informationsver-
arbeitung in der industriellen Produktion im deutsch-
sprachigen Raum der Begriff ,Industrie 4.0% im

Chronologie der Entwicklung zur Industrie 4.0

angelsachsischen Sprachraum aber jener der ,cyber-
physical systems® (CPS*#) Anwendung.

Aus einer v.a. in Deutschland und Osterreich pro-
pagierten - und unten dargestellten - Chronologie
wurde der Begriff ,Arbeit 4.0“ abgeleitet, der sehr
unspezifisch gebraucht wird und fiir verschiedenste
Veranderungen, die durch eine intensive Nutzung von
IKT zustande kommen, Verwendung findet.

Moglich wurde die Digitalisierung vieler privater und
beruflicher Bereiche nicht zuletzt durch den Sieges-
zug des Internets dank schnellerer Informationsver-
arbeitung und Kommunikation/Kollaboration Utber
Breitband, der Entwicklung ,smarter Gerate (z.B.
»Smart Phone“) zur Herausbildung neuer Kommuni-
kations- und Kooperationsmoglichkeiten (Soziale Me-
dien, Onlinehandel) sowie damit direkt verbundener

Phase Entwicklungsschritte Beispiele
1. Industrielle Revolution .
(Ende 18, Jhdt) Mechanik Webstuhl
2. Industrielle Revolution . .
(Beginn 20. Jhdt) Elektrik FlieRband
3.1 Desktop PC/Drucker /Roboter
3. Industrielle Revolution IT / Automatisierung / 3.2 Internet

(Beginn 1970er Jahre) Digitales Biiro

Intelligente Fabrik /
Vernetztes Blro

4. Industrielle Revolution
(heute)

Quelle: Adaption von Viernull Magazin 2016

3.2.1 Web 1.0/ Laptop/Handy/PDA
3.2.2 Web 2.0/ Broadband / Social Media
3.2.3 Mobile /Big Data

CPS / RFID! / 3D-Drucker / M2M? / Internet der
Dinge

I RFID steht fur ,radio-frequency identification und bezeichnet die Identifizierung mit Hilfe elektromagnetischer Wellen (Sender-
Empfdnger-Systeme). Dies wird z.B. bei Chipkarten verwendet (zur Zeiterfassung, Zutrittskontrolle).

2 M2M steht fiir ,machine to machine“ und bezeichnet den automatisierten Informationsaustausch zwischen Endgerditen wie
Maschinen, Automaten, Fahrzeugen oder Containern untereinander oder mit einer zentralen Leitstelle.

28 CPS steht fur ,cyber-physical systems* und bezeichnet den Verbund softwaretechnischer Komponenten primdr im Produktions-
bereich mit mechanischen und elektronischen Teilen, die liber eine Dateninfrastruktur, wie z.B. das Internet, kommunizieren. In

Deutschland wird der Begriff ,Industrie 4.0 verwendet.
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Industriezweige (App-Industrie). ,Cloud-computing®,
bei dem neben Infrastruktur Rechen- und Speicher-
kapazitaten sowie Programme (iber das Netz extern
zur Verfugung gestellt werden, heben nicht nur den
Prozess der Auslagerung der IT-Funktion auf eine neue
Stufe, sondern erleichtern es auch Kleinbetrieben und
Neugriindungen, Arbeit auszufiihren, die den Zugang
zu grofler Computerleistung voraussetzt (Zysman &
Kenney, 2015).

Internet der Dinge

Hagleitner, ein Osterreichisches Unternehmen fir
Hygieneprodukte (z.B. Seifenspender), stattet im-
mer mehr seiner Seifen- und Handtuchspender mit
intelligentem Innenleben aus. Sensoren erfassen
beispielsweise den Verbrauch und kommunizieren
diese Informationen tiber Funk und Internetverbin-
dung in betriebliche ERP-Systeme?®. Mitarbeiter/in-
nen des jeweiligen Unternehmens und auch Service-
personal des Anbieters kdnnen somit zeitgerecht zu
den verschiedenen Standorten geschickt werden,
um die notwendigen Dienstleistungen durchzufiih-
ren. Auch die Abrechnung gegenuber den Kundin-
nen/Kunden vereinfacht sich immens. Analysiert
werden diese Daten in einem ,,Big Washroom Data
System“%°,

Immer mehr Arten von Daten werden erzeugt, sei es in
betrieblichen Informationssystemen, durch Nutzung
mobiler Endgerate, durch Bilder einer Videoerfassung,
durch das Hinterlassen von Kommentaren in sozialen
Netzwerken, durch eingebettete Systeme oder Sensoren
in Geraten und Maschinen oder durch GPS**-Daten aus

Fahrzeugen. Das geht mit neuen Formen der oft zeit-
kritischen Aufbereitung strukturierter und unstruktu-
rierter Daten einher. Hierzu werden sogenannte Big
Data-Systeme eingesetzt, verbunden mit neuen For-
men der Datenaufbereitung, um daraus erweiterte In-
formationen und Handlungsmoglichkeiten abzuleiten
(»predictive analytics“). Diese Form der Datenhaltung
wirft aber auch, wie spater noch auszufiihren ist, eine
Reihe datenschutzrechtlicher Fragen auf, da eine Spei-
cherung von Daten mit einem maoglicherweise erst in
der Zukunft liegenden Verwendungszweck doch einer
Vorratsdatenspeicherung dhnelt.

Insgesamt lassen sich in den letzten beiden Jahrzehn-
ten folgende Stufen der gesteigerten Informatisierung
und Digitalisierung der Arbeit nachvollziehen:

1. Ausweitung der Anwendung elektronischer Gerate
und Software auf immer mehr berufliche Tatigkei-
ten und Arbeitsorte

2. Verbindung des Arbeitsmittels Computer mit Kom-
munikationstechniken

3. Nutzung des Internets als globalen Informations-
und ,,Arbeitsraum“ (Boes & Pfeiffer, 2006)

4. Ermoglichung grenziiberschreitender Wertschop-
fungsketten auch in den Dienstleistungen

5. Verstarkung der Digitalisierung der Arbeit durch
zunehmend immaterielle Arbeitsgegenstande und
Produkte, nicht zuletzt in der internetgestiitzten
Wirtschaft selbst

6. ortsunabhangige Vermittlung und entsprechende
Gestaltung digitaler Arbeit durch Internetplatt-
formen

%9 ERP steht fiir ,enterprise-resource-planning* und bezeichnet IT-Systeme, die zur Planung und Steuerung der betriebswirtschaft-
lichen Aufgabenbereiche (Logistik, Finanzen, Personal) eines Unternehmens eingesetzt werden. Der bekannteste Anbieter von

ERP-Systemen ist das deutsche Unternehmen SAP.
20 https://www.youtube.com/watch?v=kFuyzLF5Vew

21 GPS steht fiir ,global positioning system*und bezeichnet ein globales Positionsbestimmungssystem.
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18.2 Auswirkungen auf die Arbeitswelt

18.2.1 Umstrukturierung und Neuorganisation
mittels IKT

Informations- und Kommunikationstechnologien und
insbesondere das Internet ermdglichen oder erleich-
tern es, Arbeit organisatorisch neu einzubetten und
geografisch zu verteilen. Schon die Verlagerung von
Produktionsarbeit vom globalen Norden in den glo-
balen Sliden ab den 1970er-Jahren setzte Informati-
sierung und Kommunikationstechnik voraus. Seither
ist die informationstechnische Steuerung der Wert-
schopfungsketten deutlich intensiviert und verfeinert
worden. So werden in der Bekleidungsbranche kontinu-
ierlich die Verkaufszahlen fiir einzelne Kleidungsstiicke
ausgewertet und davon abhangig die global verteilte
Produktion und Logistik gesteuert (Flecker et al., 2008).
IKT ermdglichen in diesem Zusammenhang die kurz-
zyklische Planung und komplexe Steuerung geografisch
verteilter Fertigung von Giitern, wodurch u.a. Druck auf
die Lohne und Arbeitsbedingungen ausgeiibt wird.

Unter dem Schlagwort ,Offshoring wurden ab den
1990er-Jahren typische Angestelltentatigkeiten wie
Buchhaltung, Lohnverrechnung, technische Entwick-
lung, Kundinnen-/Kundenbetreuung oder Marketing
in Lander mit niedrigeren Lohnkosten und Sozial-
standards verlegt. Entsprechend entwickelte sich in
Landern wie Indien beispielsweise eine besonders
stark wachsende Branche fiir ,,Business Process Out-
sourcing® oder ,Information Technology Enabled Ser-
vices“ (ITES) (Noronha & D’Cruz, 2008; Taylor et al., 2009).

Eine weitere organisatorische Veranderung betraf
die Auslagerung der Unternehmensfunktion Informa-

tionstechnik, also der friiheren EDV-Abteilungen,
aus Industrie- und Dienstleistungsbetrieben sowie
offentlichen Verwaltungen an internationale Konzer-
ne (Miozzo & Grimshaw, 2011). Zur Auslagerung (Out-
sourcing) kommt die geografische Verlagerung hinzu,
welche die physischen Rechenzentren, die Wartung
von Software und Netzwerken oder die Betreuung der
IT-Benutzer/innen (Helpdesk) betreffen kann.

Zunehmende Informatisierung und elektronische Ver-
netzung ermoglichten es zudem, verschiedene Ver-
waltungs- und Abwicklungstatigkeiten aus einzelnen
Abteilungen und Betrieben herauszulésen und organi-
satorisch und raumlich zu konzentrieren. Die dadurch
entstehende Organisationsform wird in den letzten Jah-
ren zunehmend als ,,Shared Service Centres“ bezeich-
net. Diese (ibernehmen inhaltlich beispielsweise Buch-
haltung, Reisekostenabrechnung, Personalverrechnung,
Rechnungspriifung und andere Verwaltungsfunktionen,
aber auch die Kundinnen-/Kundenbetreuung.

Shared Service Centres

Wie viele Unternehmen im Telekommunikations-
bereich betreibt Vodafone (seit 2007) seine eigenen
,Shared Service Centres“ in Mittel- und Osteuro-
pa, die seither Ziel fir Verlagerungen aus anderen
europdischen Landern sind. Aktuell halt das Un-
ternehmen Zentren in Ungarn (Budapest mit tiber
1.500 Beschaftigten), Rumanien (Bukarest mit tber
3.000 Beschaftigten), Portugal und auch in Indien
und Agypten. Zwischen 2012 und 2014 stieg die Zahl
der weltweit in ,Shared Service Centres“ von Voda-
fone Beschaftigten um 6.000 und erreichte damit
Uber 13.300. Bis 2016 ist ein Anstieg auf 16.000 ge-
plant.?*

22 Romania Insider: http://www.romania-insider.com/vodafone-opens-new-shared-services-center-in-romaniay/; July, 2014
Vodafone, Annual Report 2013: https://www.vodafone.com/content/annualreport/annual_report13/downloads/operations_2015.pdf
Vodafone, Annual Report, 2014; S. 32: https://www.vodafone.com/content/annualreport/annual_reporti4/downloads/full_an-

nual_report_2014.pdf


http://www.romania-insider.com/vodafone-opens-new-shared-services-center-in-romania/
https://www.vodafone.com/content/annualreport/annual_report13/downloads/operations_2015.pdf
https://www.vodafone.com/content/annualreport/annual_report14/downloads/full_annual_report_2014.pdf
https://www.vodafone.com/content/annualreport/annual_report14/downloads/full_annual_report_2014.pdf
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Die Informatisierung und Digitalisierung sowie die um-
fassende Nutzung des Internets ermdoglichen es, die
Konsumentinnen/Konsumenten starker in Wertschop-
fungsprozesse einzubeziehen. Damit ist zum einen
die Ausweitung der Selbstbedienung bei Banken, Ver-
sicherungen, Reisevermittlungen etc. gemeint, zum
anderen die unbezahlte Arbeit bei der Entwicklung
von Software, beim Design von Produktion oder bei
der Erstellung von Inhalten fiur digitale Medien. Die
Umstrukturierungen bedeuten also nicht nur Veran-
derungen innerhalb der Erwerbsarbeit, sondern auch
Verschiebungen zwischen Erwerbs- und Konsumarbeit
mit entsprechenden Verlusten an bezahlter Arbeit.

18.2.2 Neue IKT-gestiitzte Arbeitsformen

Im Zusammenhang mit Arbeit 4.0 stellen sich im Hin-
blick auf Technikgestaltung und Arbeitsorganisation
zunachst folgende Fragen: Wie weit soll die Automa-
tion getrieben werden? Welche Rolle wird demgegen-
Uber den Arbeitenden und ihrem Erfahrungswissen
beigemessen? Je nachdem, welche Antworten diese
Fragen finden, kann man zwischen einem ,Automa-
tisierungsszenario®, das einen moglichst sich selbst
steuernden, technischen Produktionsprozess zum Ziel
hat, einerseits und einem ,Werkzeugszenario“ unter-
scheiden, in dem die Technik die Arbeitenden unter-
stitzt (Windelband & Spottl, 2012).

Transport und Logistik

Werden LKW-Fahrer/innen von Tourenmanagement-
systemen unterstitzt und konnen sie dabei die
Reihenfolge der Auftrage selbst bestimmen, neue
Auftrage hinzunehmen und direkt mit Kundinnen/
Kunden kommunizieren, so entspricht diese Gestal-
tung einem Werkzeugszenario. Werden aber die Tou-
ren auf Basis automatisiert erfasster Daten vollstan-
dig vom System geplant und dem Fahrer/der Fahrerin
vorgegeben, bult dieser/diese Handlungsspielrdume
und Kompetenzen ein (Windelband et al., 2010).

In der industriellen Produktion kommt auf der arbeits-
organisatorischen Ebene noch hinzu, wie die Arbeits-
teilung zwischen den beschaftigten Personen ausge-
legt wird und welche Entscheidungskompetenzen
diesen jeweils zukommen. Hirsch-Kreinsen (2014a)
unterscheidet in dieser Hinsicht die ,polarisierte
Organisation® von der ,Schwarmorganisation“. Wah-
rend die ,,Schwarmorganisation“ durch eine lockere
Vernetzung zwischen qualifizierten und gleichberech-
tigten Arbeitenden gekennzeichnet ist, herrscht in
der ,polarisierten Organisation® eine klare Trennung
zwischen Hochqualifizierten mit Entscheidungsbe-
fugnissen und abgewerteten ausfiihrenden Arbeiten-
den vor. In welche Richtung die Umsetzung des Kon-
zepts der Industrie 4.0 gehen wird, ist derzeit noch
nicht abschatzbar. Damit sind auch die Verteilungs-
wirkungen noch ein Stiick offen: Wie viele Beschéftigte
werden eingesetzt und kdnnen an der Wertschopfung
partizipieren? Personen mit welchen Qualifikations-
niveaus finden Beschaftigungs- und Lernchancen vor?

Auch im Bereich digitaler Arbeit ware es verfehlt, von
einer eindeutigen und notwendigen Entwicklungs-
richtung der Arbeit auszugehen. Entgegen den haufig
kolportierten Erwartungen uber die ,Wissensgesell-
schaft” zeigen Befunde der Arbeitsforschung, dass die
Informatisierung und Digitalisierung von Arbeit zum
Teil mit der Ausweitung von Handlungsspielraumen,
mit Hoherqualifizierung und partizipativen Manage-
mentformen einhergehen. Im Gegensatz dazu finden
wir bei fortgeschrittenen Anwendungen von IKT aber
haufig auch hoch arbeitsteilige, standardisierte und
dequalifizierende Formen der Arbeitsgestaltung.

Ein Beispiel fiir die degradierende Wirkung digitaler
Arbeit ist vielfach die Sachbearbeitung in ,Shared Ser-
vice Centers“ (Howcroft & Richardson, 2012) oder im
offentlichen Dienst (Carter et al., 2011) sowie in der Kun-
dinnen-/Kundenbetreuung tiber Callcenter (Bain et al.,
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2002; Sproll, 2016). Dabei wird Arbeit aus ihren Kontexten liches Problem. Sie kann aber auch als Hinweis auf

gelost und in einzelne Verrichtungen aufgegliedert, fir ~ andere Arbeitsmarktprobleme, wie Arbeitslosigkeit,
welche standardisierte Vorgaben entwickelt werden.Die  Niedriglohnbeschaftigung und Unsicherheit, gesehen
Folge dieser traditionellen Rationalisierungsstrategie =~ werden, wenn Personen gezwungen sind, auf diese
ist die Ersetzbarkeit und Verbilligung der Arbeitskraft ~ Weise Geld (dazu) zu verdienen. Nach einer deutschen
sowie ihre gesteigerte Kontrollierbarkeit. Bei digitaler =~ Untersuchung sind die ,Microworkers® eher jung,
Arbeit kommt hinzu, dass die Standardisierung die Aus- relativ hoch gebildet und Uben diese Tatigkeit in ge-
lagerung und die geografische Verlagerung der Arbeit ringem Umfang neben einer anderen Erwerbstatigkeit
erleichtert - wie auch die Nutzung von Aus- und Verlage- ~ oder einer Ausbildung aus (Bertschek et al., 2015).

rungsmoglichkeiten die Standardisierung vorantreiben

kann (Flecker & Schonauer, 2016).

Crowdworking

Im Unterschied zu Internetplattformen, die ortlich
gebundene Dienste (wie Ubernachtung, Taxi, Reini-
gung, Handwerk) vermitteln, werden die internetge-
stitzten Vermittler von ortsungebundener, digitaler
Arbeit (wie Dateneingabe, grafisches Design, Uber-
setzung oder Videoschnitt) als Crowdworking-Platt-
formen bezeichnet.

Bei ,,Crowdworking“ werden zwei Bereiche mit deut-
lich verschiedener Arbeitsweise unterschieden:
»Microwork“ einerseits und Auslagerung digitaler Pro-
jektarbeit andererseits. ,Microwork® bezeichnet die
Erledigungkleinteiliger Aufgabenim Bereich derimma-
teriellen Arbeit. Haufig beschrieben werden in diesem
Zusammenhang die Plattformen Amazon Mechanical
Turk (Lehdonvirta & Ernkvist, 2011; Howcroft & Berg-
vall-Kareborn, 2014; Lehdonvirta, 2016) und, im deut-
schen Sprachraum, Clickworker. Arbeiten wie die
Kategorisierung von Bildern oder Videos, die Eingabe
der Daten von Einkaufsbelegen etc. werden auf diesen
Plattformen so aufbereitet, dass sie zu hochgradig
repetitiver Arbeit werden, die pro einzelner, oft nur
Sekunden bendétigender Verrichtung jeweils mit we-
nigen oder Bruchteilen von Cent entlohnt werden.
Solche degradierte, niedrig entlohnte und véllig unge-
schitzte Erwerbsarbeit ist zweifellos ein gesellschaft-

Das ,,Crowdsourcing® digitaler Projektarbeit etwa
in der Kreativwirtschaft (grafisches Design, Mode-
design, Video, Audio, Webdesign etc.) enthalt in
der Regel deutlich umfangreichere Aufgaben. Die
Vermittlung zwischen Auftraggeber/in und Auftrag-
nehmer/in kann dabei auf zwei grundlegend unter-
schiedliche Arten erfolgen. Einerseits erfolgt die
Vergabe von Auftragen im Wettbewerbsverfahren
(»Pitch®): Auf eine Einladung hin werden mehr oder
weniger fertige Produkte eingereicht und nur die/der
Gewinner/in wird bezahlt, wahrend die anderen Teil-
nehmer/innen leer ausgehen. Die andere Form der
Vergabe erfolgt durch ein Ausschreibungsverfahren,
bei dem Angebote (Preis, zeitlicher Rahmen) einge-
reicht werden und im Anschluss ein Zuschlag erteilt
wird. Erst danach wird mit der Bearbeitung des Auf-
trags begonnen. Zusatzlich werden auf manchen
Plattformen noch weitere Vertriebsmodelle angebo-
ten, etwa Onlineshops, auf denen fertige Produkte
(bspw. Logos, Videointros, Texte, Designs) zu Fixprei-
sen angeboten werden kénnen.

Bei dieser Form der Auslagerung wird ein Arbeits-
verhaltnis, also eine rechtlich geregelte Beziehung
zwischen Arbeitgeber/innen und Arbeitnehmer/
innen, sowohl zwischen Auftraggeber/innen und
Ausflihrenden, als auch zwischen Plattform und
Arbeitenden vermieden. Die Betreiber/innen der
Internet-Plattformen treten vielmehr als Vermittler/
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innen auf: Sie bringen Arbeitskrafte, die ihre Dienste
uber die Plattform anbieten, mit Auftraggebern/-ge-
berinnen zusammen, die fiir ein bestimmtes Projekt
oder eine Tatigkeit eine Arbeitskraft suchen. Und sie
bieten umfangreiche Funktionen fiir die Kommu-
nikation zwischen Auftraggebern/-geberinnen und
Auftragnehmern/-nehmerinnen, fiir die Abwicklung
der Bezahlung und fiir die Bewertung der Arbeits-
leistung an. Gegenwartig wird davon ausgegangen,
dass durch ,,Crowdworking“ nur bedingt ein globaler
Arbeitsmarkt entsteht. Zwar kennt das Internet kei-
ne nationalstaatlichen Grenzen, doch Sprachgebiete
sind vielfach nach wie vor relevant, wodurch aufRer
im angelsachsischen Raum die Internetplattformen
primar im nationalstaatlichen Rahmen aktiv sind
(Mandl et al., 2015).

Fur die Qualitat der Arbeit sind die Organisations-
formen und Regeln der Plattformen und insbeson-
dere die auf der Plattform einsehbaren Kundinnen-/
Kundenbewertungen und die damit verbundene
Online-Reputation relevant. Sie stellt fir mogliche
Auftraggeber/innen ein wichtiges Auswahlkriterium
dar (Schorpf et al., 2016).

18.2.3 Beschiftigungswirkungen der Digitalisie-
rung von Arbeit

Die Auswirkungen der Digitalisierung von Arbeit auf die
Beschaftigung, also die Zahl der Arbeitsplatze, werden
sehr unterschiedlich beurteilt. In den Medien werden
vielfach Schreckensszenarien kolportiert, die sich in
das Muster ,,Uns geht die Arbeit aus“ fiigen. Die Griin-
de fiur die Dynamiken der Beschaftigung sind jedoch
vielfaltig. Sie hangen haufig mit den Moglichkeiten zu-
sammen, die durch digitale Technologien entstehen,
sind jedoch nie allein diesen zuzuschreiben. Wichti-
ge Trends sind dabei die im Folgenden beschriebene
Rationalisierung und Automatisierung, die Verlagerung
von Arbeit und die Konsumarbeit (,,Prosumption®).

Rationalisierung und Automatisierung

Die Grundlage fiir haufig kolportierte Schreckenssze-
narien sind oft die vielzitierte ,,Oxford-Studie“ (Frey &
Osborne, 2013) und weitere Studien dieser Art. Frey
und Osborne beschrieben das Automationsrisiko von
Berufen anhand ihres Gehalts an Routinetatigkeiten,
aber auch an Nicht-Routinetatigkeiten, die durch die
Weiterentwicklung der Technologie in wohldefinierte
Probleme umgewandelt werden kénnen, sowie unter
Berlcksichtigung von Hindernissen fiir Automatisie-
rung wie den Bedarf an sozialer Intelligenz, Kreativi-
tat oder Wahrnehmungsfahigkeiten. Sie schatzten auf
dieser Basis, dass 47 Prozent aller Arbeitsplatze in den
USA in den nachsten Jahren automatisierbar seien.

Andere Studien gingen in eine dhnliche Richtung oder
gaben eher Entwarnung. Ein Beispiel fiir Letzteres ist
die Untersuchung von Arntz u.a. (2016), die zeigt, dass
im Durchschnitt der 21 untersuchten OECD-Lander 9%
und in Osterreich 12% der Arbeitsplatze automatisier-
bar seien. Nach einer Studie des Instituts flr Arbeits-
markt- und Berufsforschung (IAB) Uber die Beschaf-
tigungswirkungen von Industrie 4.0 in Deutschland
(Weber 2015) werden bis 2020 250.000 zusatzliche
Arbeitsplatze und der Wegfall von 260.000 Arbeits-
platzen erwartet. 2030 sollen 460.000 wegfallenden
Arbeitsplatzen 400.000 zusatzliche gegeniiberstehen.
Das bedeutet, dass die Beschaftigungswirkungen im
Saldo relativ gering sind, dass es aber einige Verschie-
bungen in einer Vielzahl an Berufsfeldern geben wird.
Damit wiederholt sich ein alter Befund der Arbeits-
und Industriesoziologie, ndamlich, dass es Rationalisie-
rungsverlierer/innen und Rationalisierungsgewinner/
innen gibt, dass Tatigkeiten wegfallen und andere
dazu kommen, dass Berufe an Bedeutung verlieren,
andere an Bedeutung gewinnen oder lUberhaupt neu
entstehen.
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Verlagerung von Arbeit
Im Bereich der Digitalisierung der Arbeit kam es in den
letzten beiden Jahrzehnten zu einer erheblichen Ver-
schiebung in der internationalen Arbeitsteilung. Die
Verlagerung von Arbeit aus Nordamerika und West-
europa nach Asien hat in Landern wie Indien, Vietnam
und China zu einer grofien Zahl an Arbeitsplatzen im
Bereich der Software-Entwicklung, der Produktent-
wicklung, des ,Business Process Outsourcing“ oder
der ,IT enabled services® gefiihrt. Auch wenn digitale
Arbeit nicht per se ortsunabhangig ist, haben techni-
sche Entwicklung und Reorganisation der Unterneh-
men und Produktionsnetzwerke dazu beigetragen,
dass Unternehmen im Hinblick auf den Standort fiir
digitale Arbeit grolte Wahlmoglichkeiten haben. Dabei
sind drei Formen der Verlagerung von Arbeit zu unter-
scheiden:
= Verlagerung von Arbeit innerhalb von Unternehmen
bzw. Konzernen: Konzerne werden standig organisa-
torisch und raumlich umstrukturiert. Von IBM heil3t
es, dass das Unternehmen seit 2012 mehr Personen
in Indien beschaftigt als in den USA.?%
= Verlagerung durch ,,Outsourcing®: Die Auslagerung
an Dienstleistungsunternehmen kann vor Ort oder
grenzlberschreitend erfolgen.
= Verlagerung durch ,Crowdsourcing®: Bisher wird die
Verbreitung von ,Crowdsourcing“ als marginal ein-
gestuft (Mandl, 2016, S. 117). Es kdnnte aber iber die
bisher marginale Bedeutung hinausgelangen, wenn
Unternehmen Arbeit systematisch in dieser Form
auslagern.

Konsumarbeit und ,,Prosumption*

Fur die Einschatzung der Beschaftigungswirkungen im
Land ist nicht nur die Méglichkeit der Automatisierung
und der Verlagerung von Tatigkeiten relevant. Gerade
im Zusammenhang mit digitaler Arbeit stellt sich die

Frage der Einbeziehung der Kundinnen/Kunden und
der Blrgerinnen/Birger in die Wertschopfung bzw.
Verwaltung neu. Selbstbedienung wird nun auf neue
Bereiche ausgeweitet, aber auch in den klassischen
Bereichen, wie dem Einzelhandel oder im Bankwesen,
weiter forciert. Gerade im Zusammenhang mit der zu-
nehmenden Abwicklung von Geschaften liber das In-
ternet wird Druck auf die Konsumentinnen/Konsumen-
ten ausgelibt, einen immer groReren Teil der Arbeit zu
Ubernehmen. Oft findet man auf den Internetseiten
keine Mitarbeiter/innen, kann sie tiber Telefon nur sehr
schwer erreichen und ist daher gezwungen, die Arbeit
zu erledigen, die mit der Produktauswahl, der Daten-
eingabe, der Bezahlung etc. verbunden ist (Ritzer et
al., 2012, S. 385). Weitere Beispiele fiir Prosumption
sind die als Wettbewerbe oder Spiele organisierten
Formen unbezahlter Arbeit.

»Prosumption“

Der Dienst reCAPTCHA bietet an sicherzustellen,
dass ein Zugriff im Internet durch einen Menschen
und nicht durch ein Programm erfolgt. Daflir wer-
den verzerrte Buchstaben und Ziffern dargestellt,
die eingegeben werden miissen, um z.B. Zugang
zu einer Dienstleistung im Internet zu erlangen. Zu-
gleich dient diese Eingabe durch Konsumentinnen/
Konsumenten der Digitalisierung von Schrift, etwa
von schwer lesbaren Straflennamen oder Haus-
nummern fiir Google Earth: Anstelle einer Datenein-
gabe durch bezahlte Arbeitskrafte wird diese unbe-
zahlte Arbeit von Konsumentinnen/Konsumenten
genutzt.

2% http://nypost.com/2013/10/05%bm-now-employs-more-workers-in-india-than-us/
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18.3 Aktuelle und zukiinftige Heraus-
forderungen und Handlungsfelder

18.3.1 Qualifikationsanforderungen und
Arbeitsmarktpolitik

Wie bereits beschrieben, wird von den meisten Beob-
achterinnen/Beobachtern davon ausgegangen, dass
einfache Tatigkeiten schnell und bald automatisiert
werden. Dies betrifft auch jene einfachen Verrich-
tungen, die bisher Bestandteil der Arbeit von héher
Qualifizierten waren. Ubrig bleiben, so die gangige
Argumentation, die komplexeren Arbeiten, wodurch
die Arbeit in vielen Bereichen schwieriger und an-
strengender wird. Arbeiten, die uns leicht von der
Hand gehen, fallen weg. Tatsachlich werden sowohl
die ,smarte“ Fabrik als auch das zukiinftige Biro als
hochkomplexes, wandlungsfahiges und flexibles Sys-
tem gestaltet sein. Das braucht vermehrt Beschaf-
tigte, die als Entscheider und Steuerer agieren (kon-
nen). Problemlésungsfahigkeiten, selbstgesteuertes
Handeln, Kommunikationsfahigkeiten werden neben
den technischen Sach- und Anwendungskenntnissen
gefordert, insbesondere dann, wenn die Facharbeit
durch Planungs- und Entscheidungsaufgaben ange-
reichert wird (Holtgrewe et al., 2016). Dazu mussen sie
breit qualifiziert sein und durch eine lernférderliche
Arbeitsorganisation sowie eine breit angelegte Wei-
terbildung unterstitzt werden, die selbststandiges
Arbeiten fordert und als aktives Instrument systema-
tischer Personalentwicklung und Aufstiegsférderung
konzipiert ist (Promotorengruppe Kommunikation der
Forschungsunion Wirtschaft - Wissenschaft, 2013).

In der Befragung des Fraunhofer-Instituts fur Arbeits-
wirtschaft und Organisation (IAO) stimmten 80% der
befragten Industrieunternehmen folgender Aussa-
ge zu: ,Um den Anforderungen an die Flexibilitat des
Personaleinsatzes in funf Jahren gerecht zu werden,
mussen ihre Produktionsmitarbeiter zusatzlich quali-

fiziert werden“ (Spath, 2013, S. 86). 58% halten fir die
Einflihrung von ,cyber-physical-systems® ,zukiinftig
eine systematischere Entwicklung der Kompetenzen
der Mitarbeiter“ fiir notwendig (ebd., S. 124). Dage-
gen argumentieren Pfeiffer und Suphan (2015), dass
Beschéftigte (in Deutschland) bereits jetzt sehr haufig
unter Unsicherheit handeln und Probleme l6sen miis-
sen. Uber 70% verfiigen Giber einen hohen ,, Arbeitsver-
mogensindex“, der den Nicht-Routinegehalt der Arbeit
misst. Die Autorinnen/Autoren nehmen daher an, dass
die Arbeitenden die durch Industrie 4.0 notwendige
Weiterqualifizierung ohne Probleme werden bewalti-
gen konnen. Die wichtigere Frage scheint eher zu sein,
ob in der Technik- und Arbeitsgestaltung das vorhan-
dene Erfahrungswissen der Beschaftigten ausreichend
Berlcksichtigung findet oder eher technikzentrierte
Entwicklungen vorherrschen.

Die Behauptung, dass hohere Qualifikationen erfor-
derlich wiirden, trifft aber keineswegs auf alle Arbeits-
platze zu. Teil dieser Entwicklung ist auch, dass ge-
rade durch datentechnische Unterstiitzung manche
Arbeitsprozesse hoch standardisiert werden und dann
auch von Angelernten erledigt werden kdnnen. Neue
dequalifizierte und repetitive Arbeiten, bei denen die
Arbeitenden vom IKT-System gesteuert und uber-
wacht werden, sind beispielsweise in der Lagerlogistik
zu beobachten. Aber auch fir die Vereinfachung und
Computersteuerung von Sachbearbeitung finden sich
Beispiele in ,,Shared Service Centres“ oder im 6ffent-
lichen Dienst (Howcroft & Richardson, 2012; Carter et
al., 2011).

Der Arbeitsmarkt fiir niedrig Qualifizierte wird voraus-
sichtlich dennoch weiter unter Druck geraten. In der
Literatur wird verbreitet die These vom ,qualifikati-
onsverzerrten technologischen Wandel” (,,skill-biased
technological change“) vertreten, der zufolge unquali-
fizierte Arbeit durch Technikeinsatz starker eingespart

387
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werden kann (Berman et al., 1998). Zudem sind die
betroffenen Arbeitskrafte vermehrt mit inléandischer
und globaler Konkurrenz konfrontiert: Aus- und Ver-
lagerungen und auch Migrationsbewegungen fiihren
zu Druck auf Lohne und Gehalter.

Allerdings hangen die Folgen von der gewahlten Ar-
beitsorganisation ab. Wie erwahnt haben die unter-
schiedlichen méglichen Pfade der Arbeitsorganisation,
die ,polarisierte“ oder die ,Schwarmorganisation“
(Hirsch-Kreinsen, 2014b), verschiedene Auswirkungen
auf die Qualifikationsanforderungen, je nachdem, ob
Uberwachungsaufgaben standardisiert und Planungs-
tatigkeiten abgetrennt werden oder man auch an-
spruchsvollere Aufgaben an die Tatigkeiten der aus-
fuhrend Arbeitenden anlagert.

Arbeit 4.0-Szenarien sind Anlass, bekannte Anfor-
derungen an Modernisierung und Durchlassigkeit
schulischer und beruflicher Bildungssysteme erneut
zu artikulieren. Spath fordert eine weniger selek-
tive als fordernde Ausrichtung beruflicher Bildung
und ,kompakte zertifizierte Inhalte, die ,on-the-job’
erworben werden kénnen“ (Spath, 2013, S. 125f.).
Komplexe, datenintensive Prozesse kompetent steu-
ernund dirigieren zu kdnnen, wird sowohl beim Lernen
als auch beim Entwickeln entsprechender Lernformen
wesentlich mehr Zeit und Ressourcen brauchen, als
es die VerheilRungen der Automatisierung und allum-
fassender Datenverfligharkeit nahelegen (Holtgrewe
et al., 2016).

In der Berufsbildungsdiskussion ist nicht ausgemacht,
dass Weiterqualifizierung angesichts der Umstruktu-
rierung von Arbeit auf mehr Akademisierung hinaus-
laufen muss (z.B. Hirsch-Kreinsen, 2013). Steigende
Qualifikationsanforderungen erschopfen sich nicht in
formalen Zertifikaten, sondern betreffen alle Qualifi-
kationsgruppen, und selbst Einfacharbeiten kommen
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nicht ohne Umsicht, Durchblick und soziale Kompe-
tenzen aus (Holtgrewe et al., 2016). Osterreich hat mit
seinem System der dualen Berufsausbildung in vielen
Berufen vergleichsweise gute Voraussetzungen, nahe
am tatsachlichen Bedarf auszubilden.

18.3.2 Polarisierung und Prekarisierung,
Verteilung von Arbeit

Mit der Digitalisierung und Vernetzung geht ein weite-
rer Schub in den Veranderungen der Beschaftigungs-
formen einher. Das Normalarbeitsverhaltnis ist zwar
auch bei digitaler Arbeit noch immer weit verbreitet,
aber es wird zunehmend ausgehohlt. Outsourcing
ermoglicht Kollektivvertragsflucht und die Auslage-
rung von Arbeit an Dienstleister/innen und Selbststan-
dige lasst vielfach das Normalarbeitsverhaltnis ver-
schwimmen (Flecker, 2010). Zugleich stellt sich an den
Randern der Arbeitswelt die Frage, was liberhaupt (Er-
werbs)Arbeit ist, insofern immer mehr Tatigkeiten den
Konsumentinnen/Konsumenten aufgebiirdet oder die
Nutzer/innen unbezahlt in Prozesse der Wertschop-
fung im Internet einbezogen werden (Vof3 & Rieder,
2005; O’Neil & Frayssé, 2015).

Unternehmen nutzen wie oben beschrieben die tech-
nischen Moglichkeiten, um ihre Organisation umzu-
strukturieren, Aufgaben auszulagern, ins Unterneh-
men zurlickzuholen oder geografisch zu verlagern.
Damit geht eine Fragmentierung der Beschaftigung
einher, durch die es immer haufiger vorkommt, dass
Kolleginnen/Kollegen in ein und demselben Betrieb
unterschiedliche Arbeitgeber/innen (Meil, 2009; Fle-
cker, 2010) oder dass Beschaftigte auf der anderen
Seite des Globus dieselbe/denselben Arbeitgeber/
in haben. Diese Prozesse bewirken jedoch, dass bis-
herige Institutionen des Arbeitsmarkts, wie Beschaf-
tigungsschutz, Gesundheitsschutz und Sicherheit am
Arbeitsplatz, Kollektivvertrage und Strukturen flr den
sozialen Dialog, teilweise wirkungslos werden.
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Werden die Moglichkeiten der Digitalisierung ausge-
schopft, so wird die globale Konkurrenz und der damit
verbundene Druck auf Lohne und Gehalter fur deutlich
mehr Beschaftigtengruppen relevant. Die Hoffnung,
dass digitale Arbeitsformen Beschaftigungsmaoglich-
keiten fur Osterreichs periphere Regionen bringen
wirden, besteht weiter. Die Erfolge sind bisher jedoch
gering. Callcenter galten lange Zeit als solche Hoff-
nungstrager - es zeigte sich jedoch, dass auch die Be-
treiber/innen dieser vermeintlich mobilen Dienstleis-
tungen die Nahe zu stadtischen GrofRraumen suchen
und nur begrenzt in l[andliche Regionen gelockt wer-
den konnen. ,Crowdwork®, als neue Form der Heim-
arbeit, birgt sehr wohl Potential, Arbeit in periphere
Regionen zu bringen. Sie geht jedoch wie beschrieben
meist mit formaler Selbstandigkeit und Prekaritat for-
dernden Arbeitsbedingungen einher.

Die Entwicklung des Einsatzes digitaler Technologi-
en verlauft nach Branchen und Sektoren sehr unter-
schiedlich. In einigen Dienstleistungsbranchen wird
die Selbstbedienung auf Basis der Informatisierung
ausgebaut - man denke an die Selbstbedienungster-
minals oder an ,,Online-Banking“ im Bankensektor -
oder mobile digitale Technologien neu eingefiihrt, wie
etwa die Steuerung via ,,Smart Phones® in der mobilen
Pflege. In Produktion und Logistik stehen nach meh-
reren Wellen der Automation und Computersteuerung
jetzt weitere Innovationen an (Robotik, ,,cyber physical
Systems*“2%4),

Aufgrund unterschiedlicher Verteilung von Mannern
und Frauen auf Berufe, Branchen und Positionen be-
treffen Rationalisierung und Automation Manner und
Frauen in unterschiedlicher Weise. Neben den Nach-
teilen gibt es eine Chance fiir Frauen, ihre Erwerbsbe-
teiligung zu erhohen, da vorherrschende stereotype

24 Definitionen siehe Abschnitt 18.1

Annahmen, wie die geringere Korperkraft von Frauen,
durch Entwicklungen im Zuge der Automatisierung an
Relevanz verlieren. Nimmt man Verteilungsfragen in
den Blick, spielt neben der globalen und der geschlech-
tergerechten Verteilung von Arbeit auch die Dimension
des Alters eine nicht unwesentliche Rolle. Sind es , die
Alten®, die sich in der Arbeitswelt etablieren konnten
und sich aufgrund ihrer Erfahrung bewdahren, oder
sind es ,die Jungen“, die , digital natives®, die die He-
rausforderungen des technischen Wandels wie selbst-
verstandlich annehmen, die in Zukunft Arbeit haben
werden? Fur beide Gruppen gilt, der technische Wan-
del ist mit personlichen Investitionen verbunden und
diese miissen als sinnvoll bewertet werden, im Sinne
von ,der Aufwand zahlt sich fur mich aus®. Es braucht
also klare Entwicklungsperspektiven, gerade wenn es
darum geht, dass Beschaftigte auf Technologien basie-
rende Rationalisierungsstrategien mittragen sollen.

18.3.3 Schutz personenbezogener Daten

Bei Arbeiten in (liber)betrieblichen Informations- und
Kommunikationssystemen koénnen eine Vielzahl un-
terschiedlicher personenbezogener Mitarbeiter/innen-
Daten anfallen. Trifft dies zu, sind einerseits daten-
schutzrechtliche Bestimmungen zu bertcksichtigen
(die auch den Umgang mit Kundinnen-/Kundendaten
regeln), andererseits definiert das Arbeitsverfassungs-
gesetz Mitbestimmungsmaoglichkeiten des Betriebsrates
beim Einsatz unterschiedlicher technischer Systeme.

Die datenschutzrechtlichen Bestimmungen werden
in den nachsten zwei Jahren eine bedeutende Ver-
anderung erfahren, wurde doch nach jahrelanger
Diskussion mit April 2016 die neue EU-Datenschutz-
grundverordnung (DS-GVO) verabschiedet. Diese wird
mit 25. Mai 2018 im gesamten EU-Raum die jeweiligen
nationalen Gesetze (und die Datenschutzrichtlinie aus
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dem Jahre 1995) ersetzen und Anforderungen an Sys-
teme und Verantwortliche definieren, die sich - so die
Hoffnung Vieler - an den technologischen Veranderun-
gen und am digitalen Zeitalter orientieren.

Ziel des Datenschutzes ist es einerseits, die Grund-
rechte und Grundfreiheiten und insbesondere den
Schutz der personenbezogenen Daten von Betroffe-
nen zu gewahrleisten und andererseits Pflichten zur
Datensicherheit zu definieren, die betriebliche Verant-
wortliche zu erfiillen haben.

Als personenbezogene Daten gelten - so Artikel 4 der
DS-GVO - ,alle Informationen, die sich auf eine identi-
fizierte oder identifizierbare natiirliche Person {(...) be-
ziehen; als identifizierbar wird eine natiirliche Person
angesehen, die direkt oder indirekt, insbesondere mit-
tels Zuordnung zu einer Kennung wie einem Namen,
zu einer Kennnummer, zu Standortdaten, zu einer On-
line-Kennung oder zu einem oder mehreren besonde-
ren Merkmalen, die Ausdruck der physischen, physio-
logischen, genetischen, psychischen, wirtschaftlichen,
kulturellen oder sozialen Identitat dieser natirlichen
Person sind, identifiziert werden kann“2° Diese umfas-
sende Definition zeigt bereits die Vielfaltigkeit auf, in der
heute ein Personenbezug durch die Nutzung verschie-
dener technischer Systeme und Gerate herstellbar ist.

Die in der DS-GVO definierten Grundsatze fiir die Ver-
arbeitung personenbezogener Daten werden fir weit-
reichende Diskussion sorgen, da deren Einhaltung
nachzuweisen und seitens der Verantwortlichen ,Re-
chenschaft“ zu legen ist. Denn Artikel 52° fordert im
Umgang mit personenbezogenen Daten neben deren

= Zweckbindung (,fur festgelegte, eindeutige und le-
gitime Zwecke erhoben werden und diirfen nicht in
einer mit diesen Zwecken nicht zu vereinbarenden
Weise weiterverarbeitet werden“), unter anderem

= eine Datenminimierung (,dem Zweck angemessen
[...], auf das fiir die Zwecke der Verarbeitung not-
wendige MaR beschrankt®) und

= Speicherbegrenzung (,nur so lange [...], wie es fir
die Zwecke, fiir die sie verarbeitet werden, erforder-
lich ist“).

Im betrieblichen Umfeld fallt die Verantwortung,
Daten von Mitarbeiterinnen/Mitarbeitern vor (iber-
schieRender Kontrolle zu schiitzen, in der Regel dem
Betriebsrat zu. Betriebsvereinbarungen im Sinne der
§§ 96, 96a oder 97 ArbVG?*" sollen dabei betriebliche
~Spielregeln“ definieren, welche Daten aufgezeichnet,
ausgewertet oder Ubermittelt werden, wer die Be-
rechtigung zur Verwendung dieser Daten besitzt und
inwieweit technische Systeme die Handhabung der
Daten protokollieren. Eine Aufgabe, die Betriebsrate,
die in der Regel mit sehr vielfaltigen technischen Infor-
mations- und Kommunikationssystemen konfrontiert
sind, oft Uberfordert. Insbesondere die Entwicklungen
der letzten Jahre, wie der Einsatz mobiler Endgerate,
die Ortung von Firmenfahrzeugen (und deren Ausstat-
tung mit Sensorsystemen) oder die Datenhaltung in
der ,Cloud“ unterstitzt durch externe Dienstleister/
innen erzeugen eine technische und organisatorische
Komplexitat, die oft aufgrund fehlender Information
nur unzureichend geregelt werden kann.

25 Verordnung (EU) 2016/679 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016, Artikel 4:
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32016R0679&rid=1

%6 ebd. Artikel 5

27 Arbeitsverfassungsgesetz, Fassung vom 05.08.2016 §$ 96, 96a, 97:
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008329


https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008329
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32016R0679&rid=1
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18.3.4 Flexibilitats- und Mobilitatsanforderungen
Technische Innovationen wie ,Smart Phones“, ,Ta-
blets“, VPN-Zugange®® usw. lassen die Grenzen zwi-
schen Arbeit und Leben vielfach noch starker ver-
schwimmen. Nun bezahlen die Arbeitenden ,,Zuckerl®,
wie das ,,Home Office, flexible Arbeitsorte oder Ver-
trauensarbeitszeit, oft mit ausgedehnter beruflicher
Erreichbarkeit in der Freizeit. Vor groRen Herausforde-
rungen steht angesichts der weiteren raumlichen und
zeitlichen Entgrenzung der Arbeit die Regulierung der
Arbeitszeit. Nicht ohne Grund wird aktuell das Recht,
in der Freizeit ,,offline“ zu sein, diskutiert. Fiir 2015 fand
die Statistik Austria heraus, dass unter Betrieben mit
mehr als zehn Beschaftigten rund 22% aller Mitarbei-
ter/innen tragbare Gerate mit mobilem Internetzugang
zur Verfligung gestellt bekommen (,Laptop®, , Tablet,
Mobiltelefon); in Branchen wie der IKT liegt dieser An-
teil bei mehr als 65% (Statistik Austria, 2015).

Viele Arbeiten lassen sich theoretisch zu jeder Tages-
und Nachtzeit mit Hilfe mobiler Gerate aus der Ferne
ausfuihren. Diese Entwicklung bietet Chancen fiir eine
bessere Vereinbarkeit von Arbeit und Leben, aller-
dings kann auch die Familien- und Freizeit unter dem
Vorbehalt stehen, dass im Betrieb oder auf Seiten der
Kundinnen/Kunden nichts anfallt. Dabei wird es im-
mer mehr dem Individuum Uberantwortet, Grenzen
zu ziehen und sich gegen standige Erreichbarkeit zu
entscheiden. Dies erweist sich in prekaren Beschafti-
gungsbedingungen, wie etwa der selbstandigen Arbeit
Uber Crowdsourcing-Plattformen vielfach als Ding der
Unmoglichkeit (Schorpf et al., 2016).

Es gibt jedoch auch gegenlaufige Tendenzen. In einer
deutschen Studie ging der Anteil unter allen unselb-
standig Beschéftigten, die haufig zuhause arbeiten,
seit dem Hochststand im Jahr 2008 wieder zurlick;

bei Akademiker/innen etwa von 33% auf 25% (Brenke,
2014). Brenke spricht von einer Anwesenheitskultur in
den Unternehmen und dass vielen Mitarbeiter/innen,
die haufig von zu Hause arbeiten, der direkte Kontakt
zu den Kollegen und Kolleginnen fehlt. Isoliertes Arbei-
ten schlagt sich bei vielen auf die Motivation und auch
die Interessen der Arbeitnehmer/innen lassen sich so
schlechter vertreten (Brenke, 2014).

Wenn vernetzte und gegebenenfalls betriebslibergrei-
fende Arbeitsprozesse auch ortsunabhangig gesteuert
werden konnen, stellen sich auch Fragen der Regelung,
Abgrenzung und Honorierung von Rufbereitschaften
oder kurzfristigen Anforderungen (Holtgrewe et al.,
2016). Zum Beispiel fiihrt die Abwicklung der Einsatz-
plane und Zeitaufzeichnung via ,,Smart Phone“ in der
mobilen Pflege zu einschneidenden Folgen fir die
Beschéftigten: Was friiher in der personlichen Kom-
munikation geklart wurde, erfolgt heute anonymisiert
via Anweisungen per ,Smart Phone“. Dieses Unsicht-
bar-Werden kann zu Schwierigkeiten bei der Artiku-
lation von Bedirfnissen und der Abstimmung unter-
einander sowie zu Anerkennungsproblemen fiihren.

18.4 Fazit: Gestaltung von Technik
und Arbeit

Die Technik bestimmt weder die Organisation von
Unternehmen oder Wertschopfungsketten noch die
Form der Arbeit. Sie ist vielmehr als ,Ermoglicherin®
zu sehen, welche die aus 6konomischen, politischen
oder sozialen Griinden vorangetriebenen Entwicklun-
gen umsetzbar macht oder erleichtert (Pfeiffer, 2010).
Auch wenn arbeitsbezogene Entscheidungen vielfach
auf nachfolgenden Ebenen der Organisation oder der
Arbeitsgestaltung fallen, sollte den Konzepten der
Technikgestaltung dennoch Augenmerk geschenkt

28 \/PN steht fiir virtual private network“ und meint ein virtuelles privates (in sich geschlossenes) Kommunikationsnetz.
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werden: Mit einer technikzentrierten Entwicklungs-
perspektive kdnnen viele Chancen auf Beschaftigung
und glinstige Arbeitsbedingungen verschenkt werden,
wahrend eine humanzentrierte Technikentwicklung
gerade arbeitsorientierte politische Ziele berticksich-
tigen kann. Geht es nicht um ,,Automation um jeden
Preis“ und wird aktiv nach Moglichkeiten gesucht, die
Bedingungen an bestehenden Arbeitsplatzen zu ver-
bessern, so sind andere Verteilungswirkungen und
fur die Beschaftigten glinstigere Folgen zu erwarten
als bei einer rein auf Technik fixierten Entwicklung.
Daraus ist abzuleiten, dass in aktuellen Diskussionen
etwa lber Industrie 4.0 technologiepolitische Mal3-
nahmen zur Humanisierung der Arbeit eingefordert
werden konnen und sollen. Fir humanzentrierte
Technikentwicklung gibt es aufgrund der ,lronien
der Automation® gute Argumente: Demnach mdissen
gerade bei den am weitesten automatisierten Syste-
men, bei denen nur selten manuell eingegriffen wird,
die Anlagenbediener/innen am besten ausgebildet
sein, damit sie im Fall von (seltenen) Abweichungen
rasch und kompetent reagieren kdnnen (Baxter et al.,
2012). Insofern hat es Sinn, Anlagen und die Arbeit dar-
an von vornherein lernférderlich und offen fiir kompe-
tente Eingriffe zu konzipieren.

Auf der Ebene der Organisation und der Arbeitsge-
staltung kann man auch auf dem neuen Technologi-
eniveau den Taylorismus fortsetzen, Industriearbeit
inhaltlich entleeren, Beschaftigte durch vernetzte
Technologien kleinteilig kontrollieren und steuern
und das ,Dirigieren® von Wertschopfungsprozessen
kleinen Gruppen von Hochqualifizierten (iberlassen.
Dabei entsteht die Gefahr, dass menschliche Arbeits-
kraft abgewertet wird. Oder man kann intelligente
sozio-technische Systeme gestalten, in denen ergo-
nomisch entlastete Beschaftigte die Techniken eigen-
verantwortlich, qualifiziert und selbstorganisiert als
»smarte“ Werkzeuge nutzen. Man kann also auch die

Beschaftigten aufwerten und ihnen steigende Be-
schaftigungsqualitat sichern. Und man kann - und
wird wahrscheinlich - verschiedenste Mittelwege und
Mischformen ,kontrollierter Autonomie“ oder ,hybri-
der Steuerung” einschlagen (Holtgrewe et al., 2016).

Auch hinsichtlich der Buroarbeit, der Forschung und
Entwicklung und den Dienstleistungen entsprechen
die Befunde der Arbeitsforschung nur zum Teil den
haufig gehegten Erwartungen im Hinblick auf die
Entwicklung zu einer Wissensgesellschaft. Aus dem
Charakter von Wissens- oder Informationsarbeit war
haufig abgeleitet worden, dass die Ausweitung von
Handlungsspielrdumen und partizipative Manage-
mentformen notwendige Begleiterscheinungen der
Informatisierung und Digitalisierung von Arbeit sind.
Auch wenn dies im Bereich der Hochqualifizierten zu-
trifft, finden sich bei fortgeschrittenen Anwendungen
von IKT vielfach auch hoch arbeitsteilige und stan-
dardisierte Formen neo-tayloristischer Arbeitsgestal-
tung etwa in der Sachbearbeitung in ,Shared Service
Centers®, im o6ffentlichen Dienst sowie in der Kundin-
nen-/Kundenbetreuung (liber Callcenter. Daran lasst
sich erkennen, dass die Anwendung von IKT es erlaubt,
hochst unterschiedliche Organisationsformen, gesell-
schaftliche Entwicklungen und soziale Verhaltnisse in
die eine oder andere Richtung auf die Spitze zu trei-
ben. Als Beispiel flir die degradierte Variante digitaler
Arbeit wird haufig ,Microwork® herangezogen, wie es
Uber bestimmte Internet-Plattformen vermittelt wird.
Dabei handelt es sich aber nur um die Spitze des Eis-
bergs einer breiteren Entwicklung in Richtung Stan-
dardisierung und Abwertung von Arbeit innerhalb und
aufderhalb von Unternehmen und 6ffentlichen Organi-

sationen.

Die vielfach groRRere Ortsunabhangigkeit digitaler
Arbeit erlaubt es, sie grenzliberschreitend zu verlagern
und Uber globale Wertschopfungsnetze zu verteilen.
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Damit verschob sich die internationale Arbeitsteilung
weiter, und es entstanden Erwerbschancen in Landern
mit niedrigen Lohnkosten. Insofern die Arbeit auf diese
Weise aus der nationalstaatlichen Regulierung heraus-
gelost oder auf diese starkerer Druck ausgelbt wird,
stellt sich eine alte Frage neu: Wie organisieren sich die
Arbeitenden in digitaler Beschaftigung, von manchen
als globales ,,Cybertariat” (Huws, 2014) bezeichnet, um
Mindeststandards und angemessene Beschaftigungs-
und Arbeitsbedingungen zu erreichen? Ansatzpunkte
ergeben sich dabei auch daraus, dass sich die Arbeit
Uber das Internet nicht im globalen Cyberspace auf-
[6st, sondern in der Regel noch im nationalstaatlichen,
zumindest aber europadischen Rahmen verbleibt. Zu-
dem bieten Kommunikationstechnologien und soziale
Medien zusatzliche Moglichkeiten fiir die Arbeitenden,
sich zu vernetzen und zu organisieren.

SchlieBlich stellt sich, wie schon bei friilheren Auto-
mationswellen, die wichtige Frage, wie die Beschaf-
tigungspolitik auf die Digitalisierung reagieren kann.
Angesichts der dreifachen Bewegung: Automation,
Verlagerung und Kundinnen-/Kundenarbeit, bei be-
reits hoher Arbeitslosigkeit und niedrigen Wachstums-
raten muss die Sicherung von Arbeitsplatzen fir die
erwerbsfahige Bevolkerung in den nachsten Jahren
Prioritdat bekommen. Die strukturellen Verschiebun-
gen auf dem Arbeitsmarkt - Bedeutungsverluste fiir
manche Berufe und das Entstehen neuer - erfordert
weiterhin MalRnahmen der Bildungs- und aktiven
Arbeitsmarktpolitik. Automation, Verlagerung von
Arbeit und Selbstbedienung reduzieren bei niedri-
gem Wachstum das Volumen der Erwerbsarbeit. An-
gesichts der bereits hohen Arbeitslosigkeit ist eine
Umverteilung der Arbeit in Form einer Arbeitszeitver-
kiirzung dringend geboten. Aber muss es liberhaupt
eine schlechte Nachricht sein, dass weniger Erwerbs-
arbeit Ubrigbleibt? Fiir Keynes bedeutete technologi-
sche Arbeitslosigkeit in den 1930er-Jahren nicht nur,

dass ,wir schneller Mittel entdecken, Arbeit zu sparen,
als neue Verwendungen fiir die Arbeit finden®, son-
dern langfristig auch, dass die ,,Gesellschaft ihr 6ko-
nomisches Problem geldst hat®, also die Knappheit
Uberwunden ist. Eine solche Sicht erlaubt es, auf die
aktuellen Entwicklungen um Arbeit 4.0 einen optimis-
tischeren Blick zu werfen: Wir kdnnten in Zukunft mit
deutlich weniger Erwerbsarbeit auskommen, wenn
eine gerechtere Verteilung sicherstellt, dass alle an
der starker automatisierten Wertschopfung teilhaben
kénnen.
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